Deutſches Recht: 


19. Auguſt 1933 


Heft 33 


462. Jahrgang.] 1801 


—— ä wuuꝛↄ3 ¼Ä2-12 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Seitſchrift des Deutſchen Anwaltvereins 


im Bund Nationalfozialiftifher Deutſcher Juriſten 


Herausgeber: Reichsjuſtizkommiſſar Staatsminifter Dr. Hans Frank, 
Führer des Bundes Nationalfozialiftifher Deutſcher Juriſten 
Schriftleiter: Rechtsanwälte Dr. Heinrich Dittenberger und Dr. Hermann Voß, Berlin; 
Oberregierungsrat im Reichsjuftizminifterium Rudolf Schraut, Berlin 
verlag: W. Moeſer Buchhandlung, Inh.: Oscar Brandſtetter, Ceipzig C 1, Dresdner Straße 11/13. 


Fernſprecher Sammel ⸗Nr. 72566 J Drahtanſchrift: Imprimatur / poſtſcheckkonto Leipzig Nr. 63 675. 
Geſchäftsſtelle in Berlin SW 48 Hedemannſtr. 14. Fernſprecher Bergmann 217. 


Das Geſetz zur Anderung des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 20. Juli 1933 
(R881. I, 520). 


Von Gerichtsaſſeſſor Erich Kunſtmann, Berlin. 


Das Reichsgeſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, kurz Genoſſenſchaftsgeſetz (Gen.) genannt, 
iſt in letzter Zeit mehrfach geändert bzw. ergänzt worden. So 
durch die VO. v. 4. und 30. Mai 1933 betr. Bilanzierungs⸗ 
erleichterungen und Bilanzierung von eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften. Durch RGeſ. v. 18. Mai 1933 wurde ferner eine 
erleichterte Abwicklung von Genoſſenſchaftskonkurſen geſchaffen 
(ſ. JW. 1933, 1378) und durch Art. V Geſ. zur Abänderung 
ſtrafrechtlicher Vorſchriſten v. 26. Mai 1933 die Strafbeſtim⸗ 
mung des $ 146 Gen®. geändert. Inzwiſchen iſt das für 
die Genoſſenſchaften äußerſt wichtige Geſetz zur Anderung des 
Gen. v. 20. Juli 1933 ergangen, das die Fortſetzung der 
aufgelöſten Genoſſenſchaft (I) ſowie die Zuläſſigkeit der Ge⸗ 
ſchäftsanteilserhöhung nach der Auflöſung (II) regelt. Das 
Geſetz iſt am 23. Juli 1933 in Kraft getreten (Art. 3 des 
fog. Ermädt®. v. 24. März 1933 (RG Bl. I, 141). 

I. In der Praxis hat ſich die Notwendigkeit ergeben, 
insbeſ. bei Baugenoſſenſchaften die Fortſetzung der auf⸗ 
gelöſten Genoſſenſchaft zuzulaſſen. Die Durchführung 
der Liquidation bei dieſer Art von Genoſſenſchaften nimmt 
in der Regel eine längere Zeit in Anſpruch. Die Liquidation 
des Immobilienbeſitzes kann — zumal bei der augenblicklichen 
Lage des Grundſtücks⸗- und Baumarktes — nicht von heute 
auf morgen erfolgen. Das Liquidationsverfahren erſtreckt ſich 
oft auf mehrere Jahre. In der Zwiſchenzeit können ſich jedoch 
die Verhältniſſe derart geändert haben, daß die Fortſetzung 
der Genoſſenſchaft zweckmäßig erſcheint. Auch bei anderen als 
Baugenoſſenſchaften kann eine Fortſetzung in Frage kommen, 
z. B. wenn der Auflöſungsbeſchluß übereilt gefaßt oder etwa 
die Genoſſenſchaft nicht durch Generalverſammlungsbeſchluß, 
ſondern durch Zeitablauf aufgelöſt iſt. In RG. 118, 3371) 
hatte das RG. die Rückverwandlung einer aufgelöſten GmbH. 
in eine werbende Geſellſchaft für möglich erklärt, wenn die Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Geſellſchafter bezüglich der Fortſetzung ein⸗ 
ſtimmig erfolgt und dem Regiſterrichter vor Eintrag der Rück⸗ 
verwandlung der Nachweis erbracht wird, daß etwa bereits 
erfolgte Liquidationsmaßnahmen rückgängig gemacht find. Dieſe 
Entſcheidung wurde von Crüger⸗Crecelius⸗Citron, 
Gr. Komm. z. Gen., 1932, 883 Anm. 8 ſowie von Kraken⸗ 
berger, 1932, 878 Anm. 2g S. 455 auf Genoſſenſchaften 
für anwendbar erklärt. Trotzdem war praktiſch die Fortſetzung 
einer aufgelöſten Genoſſenſchaft nicht gegeben. Das erwähnte 
Urteil ſpricht zwar von einem „einſtimmigen“ Beſchluß. Dies 
bedeutet jedoch nicht etwa nur Einſtimmigkeit der erſchie⸗ 
nenen Geſellſchafter, ſondern Zuſtimmung aller Geſell⸗ 
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ſchafter (. Lifſchütz: JW. 1928, 1539). Denn das RG. 
begründet ſeine Anſicht damit, daß mit der Auflöſung jeder 
Geſellſchafter das Recht auf Liquidation und auf Auskehrung 
ſeines Liquidationsguthabens erworben habe. Dieſes Recht 
eines jeden Geſellſchafters wird aber nur dann geſchützt, 
wenn die Zuſtimmung jedes einzelnen erfordert wird. 
Die Zuſtimmung aller Geſellſchafter bzw. Genoſſen kann aber 
in der Praxis faſt nie erreicht werden. Dieſem Mangel hilft 
das neue Geſetz dadurch ab, daß zur Fortſetzung der durch 
Beſchluß der Generalverſammlung oder durch 
Zeitablauf aufgelöſten Genoſſenſchaft, abgeſehen von 
anderen im Statut enthaltenen Erforderniſſen, nur noch Drei⸗ 
viertelmehrheit erforderlich iſt; und zwar Dreiviertelmehrheit 
der „erſchienenen“ Genoſſen, wenn der zuſtändige oder durch 
das Gericht beſtimmte Reviſionsverband ſich für die Fort⸗ 
ſetzung, Dreiviertelmehrheit aller Genoſſen in zwei mit einem 
Abſtand von mindeſtens einem Monat aufeinanderfolgenden 
Generalverſammlungen, wenn ſich der Reviſionsverband gegen 
die Fortſetzung ausſpricht. Inſoweit liegt alſo eine Ab⸗ 
ſchwächung der oben angegebenen Rechtſprechung des RG. 
vor. Eine Verſchärfung iſt aber dadurch eingetreten, daß eine 
Fortſetzung einer aufgelöſten Genoſſenſchaft nach dem neuen 
Geſetz dann nicht mehr möglich iſt, wenn bereits mit der Ver⸗ 
teilung des nach Berichtigung der Schulden verbleibenden 
Vermögens der Genoſſenſchaft unter die Genoſſen begonnen 
iſt. Nach dem Urteil des RG. konnte auch dann noch eine 
Fortſetzung rechtswirkſam beſchloſſen werden, wenn die ſchon 
begonnenen Liquidationsmaßnahmen rückgängig gemacht wur⸗ 
den. Für das Genoſſenſchaftsrecht gilt alſo jetzt dieſer in 
RG. 118, 340 ausgeſprochene Rechtsgrundſatz nicht mehr. 
Vor der Beſchlußfaſſung über die Fortſetzung iſt der Re⸗ 
viſionsverband, dem die Genoſſenſchaft angeſchloſſen ift, fonft 
aber der vom Gericht beſtimmte Verband darüber zu hören, 
ob die Fortſetzung der Genoſſenſchaft mit den Intereſſen der 
Genoſſen vereinbar iſt. Je nach der Stellungnahme des Re⸗ 
viſionsverbandes hat die Beſchlußfaſſung, wie oben erwähnt, 
zu erfolgen. Das Gutachten des Verbandes iſt in jeder über 
die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beratenden Generalverſamm⸗ 
lung zu verleſen. Dem Reviſionsverband iſt Gelegenheit zu 
geben, das Gutachten in der Generalverſammlung zu ver⸗ 
treten. Dieſe in dem neuen § 79a GenG. feſtgelegten Grund⸗ 
ſätze find offenbar in Anlehnung an die bisherigen 88 78a 
und b Gen®: eingefügt worden. Die Verletzung letzterer Vor⸗ 
ſchriften hat nach der Rechtſprechung des RG. 111, 232 die 
Nichtigkeit des Auflöſungsbeſchluſſes zur Folge. Es muß 
daher nunmehr angenommen werden, daß die in § 79a enthal- 
tenen den 88 78 a und b GenG. entſprechenden Beſtimmungen 
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ebenfalls zwingend ſind, ſo daß bei deren Nichteinhaltung 
Nichtigkeit des Fortſetzungsbeſchluſſes eintritt. Nur in dem 
Fall, daß der Reviſionsverband ſich für das Fortbeſtehen der 
Genoſſenſchaft ausſpricht und die Dreiviertelmehrheit der er⸗ 
ſchienenen Genoſſen nicht erreicht wird, würde der Fortſetzungs⸗ 
beſchluß nicht nichtig, ſondern gemäß 851 GenG. nur an⸗ 
fechtbar fein (RG. a. a. O. und Maaſch: Deutſches landw. 
Genoſſenſchaftsblatt 1933, 357). Wenn Maaſch a. a. O. aus⸗ 
führt, der Fortbeſtand der Genoſſenſchaft gelte als mit der 
Eintragung des Beſchluſſes in das Genoſſenſchaftsregiſter 
als erfolgt, ſo ergibt dafür das Geſetz keinen Anhalt. Es ver⸗ 
langt nur der Ordnung des Genoſſenſchaftsregiſters halber 
ſowie mit Rückſicht auf das unten zu beſprechende Ausſcheiden 
der Genoſſen, daß der Beſchluß ohne Verzug durch den Vor⸗ 
ſtand zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet 
wird. Die Rückverwandlung wird alſo ſchon im Zeitpunkt der 
Faſſung des Fortſetzungsbeſchluſſes in der Generalverſamm⸗ 
lung bzw. in den zwei aufeinanderfolgenden Generalver⸗ 
ſammlungen (ſ. oben) rechtswirkſam. Auch die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit des Auflöſungsbeſchluſſes iſt nicht von der Eintra⸗ 
gung in das Genoſſenſchaftsregiſter abhängig (Crüger- 
Crecelius⸗Citron a. a. O. § 78 Anm. 5). Es handelt 
ſich aber bei dem Fortſetzungsbeſchluß nur um einen dem 
Aufloſungsbeſchluß eutgegengeſetzten Akt, der nur den glei» 
chen Bedingungen unterſtellt werden kann. Im übrigen iſt 
die Formulierung in dem neuen § 79a Abſ. 5 Satz 1 die 
gleiche wie in § 78 Abſ. 2 GenG. Allerdings kann der 
Fortſetzungsbeſchluß eine Statutenänderung darſtellen, näm⸗ 
lich dann, wenn nach dem Statut die Auflöſung der Ge⸗ 
noſſenſchaft durch Zeitablauf eintritt (Kaufmann, Die 
Rückgängigmachung der Auflöſung bei Handelsgeſellſchaften 
und Genoſſenſchaften, Berlin 1930, S. 81 u. 112). Hier 
bedarf es zur Wirkſamkeit des Fortſetzungsbeſchluſſes gemäß 
816 Abſ. 4 GenG. der Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter. 

Da durch die Auflöſung der Genoſſenſchaft bereits aus⸗ 
geſprochene Kündigungen, die noch nicht zum Ausſcheiden ge- 
führt haben, hinfällig werden, ſo bedurfte es einer geſetzlichen 
Regelung bezüglich der Frage, was aus dieſen Kündigungen 
im Falle der Fortſetzung der aufgelöſten Genoſſenſchaft wer⸗ 
den ſoll. Die Regelung iſt dahin erfolgt, daß die Auflöſung 
der Genoſſenſchaft dem Ausſcheiden des Genoſſen nicht ent⸗ 
gegenſteht, wenn die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beſchloſſen 
wird. In dieſem Falle wird der Zeitraum, während deſſen die 
Genoſſenſchaft aufgelöſt war, bei der Berechnung der Kün⸗ 
digungsfriſt mitgerechnet; jedoch ſcheidet der Genoſſe früheſtens 
zum Schluſſe des Geſchäftsjahres aus, in dem der Beſchluß 
über die Fortſetzung der Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragen iſt. Hatte die Kündigung bereits zum Aus⸗ 
ſcheiden geführt (88 65, 70 Genc.) und erfolgt die Auflöſung 
der Genoſſenſchaft binnen ſechs Monaten nach dem Ausſcheiden, 
jo gilt nach § 75 GenG. das Ausſcheiden als nicht erfolgt. 
Dieſe Geſetzesbeſtimmung hat nun einen Abſ. 2 erhalten, wo⸗ 
nach, falls die Fortſetzung der Genoſſenſchaft beſchloſſen wird, 
das Ausſcheiden als zum Schluſſe des Geſchäftsjahres erfolgt 
gilt, in dem der Beſchluß über die Fortſetzung der Genoſſen⸗ 
ſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen wird. Zur 
unverzüglichen Anmeldung des Fortſetzungsbeſchluſſes iſt aber 
der Vorſtand verpflichtet. Scheidet der Genoſſe erſt ſpäter 
aus, weil der Vorſtand pflichtwidrig die Eintragung des Fort- 
ſetzungsbeſchluſſes verzögert hat, ſo kann der Genoſſe die ſchul⸗ 
digen Vorſtandsmitglieder ſchadenserſatzpflichtig machen. Der 
Genoſſenſchaft ſelbſt kann er das Verſchulden des Vorſtandes 
nicht entgegenſetzen und ſich dadurch nicht ſeiner Verpflichtung 
aus der durch das Verhalten der Vorſtandsmitglieder ver⸗ 
längerten Mitgliedſchaft entziehen (Crüger⸗Crecelius⸗ 
Citron a. a. O. 869 Anm. 3 ff.). 

Eine Fortſetzung einer im Konkurs befindlichen Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt nicht möglich, da hier die Auflöſung von Ge⸗ 
ſetzes wegen (§ 101 Gen.) eintritt, nicht aber durch Beſchluß 
der Generalverſammlung oder durch Zeitablauf. Nur in den 
beiden letzteren Fällen iſt aber nach dem neuen Geſetz eine 
Fortſetzung möglich. 

II. Das KG. hatte neuerdings in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung (JW. 1931, 71; BlGenoſſW. 1930, 770; JW. 


1931, 805 und BlGenoſſW. 1931, 98) die Zuläſſig⸗ 
keit der Geſchäftsanteilserhöhung im Li⸗ 
quidationsſtadium bejaht. Dem hatte ſich das 
BayObsGG.: ZW. 1933, 1258 angeſchloſſen. Demgegenüber 
hatte jedoch das RG. im Urt. v. 18. Okt. 1932 (JW. 1933, 
107; BlGenoſſW. 1932, 702) eine ſolche Geſchäftsanteils⸗ 
erhöhung für unzuläſſig und einen diesbezüglichen Anteils⸗ 
erhöhungsbeſchluß für nichtig erklärt. Dieſes Urteil iſt an⸗ 
gegriffen worden (f. Meyer, Anm. zu der Entſcheidung 
JW. 1933, 1078), und auch das LG. J Berlin hat in be⸗ 
wußtem Gegenſatz zum RG. im Urt. v. 6. Febr. 1933 (Bl⸗ 
GenoſſW. 1933, 192) die Geſchäftsanteilserhöhung im Li⸗ 
quidationsſtadium für zuläſſig angeſehen. Das Urteil des RG. 
hatte in Genoſſenſchaftskreiſen ſtärkſte Beunruhigung hervor⸗ 
gerufen, weil in vielen Fällen die Geſchäftsanteilserhöhung 
im Liquidationsſtadium im Vertrauen auf die ſtändige Recht⸗ 
ſprechung des KG. vorgenommen worden war. Die Folge des 
RGurteils war die, daß unter Hinweis auf die Rechtſprechung 
des RG. ſich die Genoſſen weigerten, ihrer Einzahlungspflicht 
auf den erhöhten Geſchäftsanteil nachzukommen. In ſolchen 
Fällen blieb der Genoſſenſchaft nur übrig, die Eröffnung 
des Konkursverfahrens zu beantragen. Das Konkursverfahren 
bringt jedoch, abgeſehen von den entſtehenden Koſten, eine 
Gefahr der Verſchleuderung der Maſſe mit ſich. Auch wären 
die Genoſſen, die bereits auf den erhöhten Anteil gezahlt hatten, 
benachteiligt geweſen, da, wie ji) aus 8 105 Abſ. 5 Genc. 
ergibt, ſolche Genoſſen gegenüber dem Konkursverwalter nur 
im Nachſchußverfahren, jedoch nicht in dem weit wichtigeren 
Vorſchußverfahren mit ihren aus der nichtigen Geſchäfts⸗ 
anteilserhöhung ſich ergebenden Anſprüchen aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung aufrechnen können. Sie hätten alſo, 
trotzdem ſie auf Grund der Anteilserhöhung gezahlt hatten, 
in vollem Umfange noch mit ihrer Haftſumme in Anſpruch 
genommen werden können. Hinzukommt, daß Gerichtsentſchei⸗ 
dungen bekannt wurden, die über die Entſcheidung des RG. 
hinaus eine Geſchäftsanteilserhöhung auch dann für un⸗ 
zuläſſig anſahen, wenn der Erhöhungsbeſchluß zwar vor der 
Auflöſung gefaßt war, jedoch im Zeitpunkt der Erhöhung 
ſchon die Abſicht der Genoſſenſchaft feſtſtand, ſich aufzulöſen. 
Aus dieſen Gründen hielten ſämtliche Spitzenverbände des 
Genoſſenſchaftsweſens eine geſetzliche Regelung dahin er⸗ 
forderlich, daß durch Geſetz ausdrücklich die Geſchäfts⸗ 
anteilserhöhung zur Vermeidung von Konkurſen im Liqui⸗ 
dationsſtadium für zuläſſig erklärt wird. Die maßgebenden 
Regierungsſtellen haben ſich dem nicht verſchließen können. 
Wie die amtliche Begründung ergibt, muß für die Genoſſen⸗ 
ſchaft die Möglichkeit geſchaffen werden, im Zuſtande der 
Liquidation die zur Befriedigung der Gläubiger notwendigen 
Mittel im Wege der Erhöhung des Geſchäftsanteils auf⸗ 
zubringen, um die Durchführung der Liquidation unter Ab⸗ 
wendung des Konkurſes zu ſichern. Dadurch wird den Ge⸗ 
fahren vorgebeugt, die erfahrungsgemäß mit einem Genoſſen⸗ 
ſchaftskonkurs nicht nur für die unmittelbar Betroffenen, 
ſondern auch für die beteiligten Wirtſchaftskreiſe und nicht 
zuletzt für den genoſſenſchaftlichen Gedanken überhaupt ver⸗ 
bunden ſind. Nach der neuen geſetzlichen Regelung kann die 
Geſchäftsanteilserhöhung ungeachtet der Auflöſung be⸗ 
ſchloſſen werden, wenn ſie bezweckt, die Durchführung der 
Liquidation unter Abwendung des Konkurſes zu 
ſichern. Iſt die Erhöhung nach der Auflöſung wirkſam, ſo 
muß ſie es erſt recht vor der Auflöſung ſein, auch wenn im 
Zeitpunkt der Beſchlußfaſſung die Abſicht der Auflöſung ſchon 
beſtanden hat. Die geſetzliche Regelung gilt für Genoſſenſchaften 
aller Art, nicht nur für die e mbh. Im Intereſſe der Be⸗ 
teiligten, insbeſ. der Genoſſen iſt ebenſo wie bei der Rück⸗ 
gängigmachung der Auflöſung die Mitwirkung des Revi⸗ 
ſionsverbandes eingeſchaltet. Es wird in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auf das Geſetz und die entſprechenden Ausführungen 
unter I verwieſen. Insbeſ. ſei auch hier nochmals klarge⸗ 
ſtellt, daß, falls die Mitwirkung des Reviſionsverbandes 
fehlt, der Erhöhungsbeſchluß nichtig iſt. Die Nichtigkeit tritt 
auch dann ein, wenn gegen das Abraten des Reviſionsver⸗ 
bandes der Erhöhungsbeſchluß gefaßt wurde und dabei nicht 
die in $ 87a des neuen Geſetzes erſchwerenden Vorſchriften 
gewahrt worden ſind. 

Grundſätzlich darf nach §S 131 Genc. bei Genoſſenſchaften 
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mit beſchränkter Haftpflicht die Haftſumme des einzelnen Ge⸗ 
noſſen nicht niedriger als der Geſchäftsanteil ſein. Dieſer 
Fundamentalſatz des Genoſſenſchaftsrechts iſt durch den neuen 
§ 139 durchbrochen. Nach dieſer Beſtimmung kann nach der 
Auflöſung die Haftſumme nicht, der Geſchäftsanteil höchſtens 
um den Betrag der Haftſumme erhöht werden. Dadurch ſoll 
nach der Begründung zum Geſetz perhindert werden, daß die 
Genoſſen auf Grund der Erhöhung des Geſchäftsanteils in 
weitergehendem Maße in Anſpruch genommen werden, als es 
im Konkurſe ohne Erhöhung des Geſchäftsanteils auf Grund 
der Haftpflicht der Fall wäre. Sollte der mit der Erhöhung 
des Geſchäftsanteils verfolgte Zweck der Abwendung des Kon⸗ 
kurſes wider Erwarten nicht erreicht werden, ſo führt doch jene 
Beſchränkung dazu, daß die Genoſſen nicht ſowohl auf Grund 
der Erhöhung des Geſchäftsanteils wie auf Grund der er⸗ 
höhten Haftpflicht, alſg doppelt, in Anſpruch genommen werden. 

Um die Genoſſenſchaften zu ſchützen, die im Vertrauen auf 
die oben angeführte Rechtſprechung des KG. eine Erhöhung 
des Geſchäftsanteils und der Haftſumme im Liquidations- 
ſtadium vorgenommen haben, iſt in Art. 2 Abſ. 1 des Geſ. 
beſtimmt, daß Beſchlüſſe dieſer Art vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes nicht deshalb unwirkſam ſind, weil ſie nach der 


Auflöſung der Genoſſenſchaft ergangen ſind. Da der Geſetz⸗ 
geber offenbar nach Möglichkeit ſolche Anteilserhöhungs⸗ 
beſchlüſſe aufrechterhalten wiſſen wollte, ſo werden dieſe auch 
als rechtswirkſam anzuſehen ſein, wenn z. B. der Geſchäfts⸗ 
anteil über die Haftſummme hinaus erhöht worden war. 
Die im neuen Geſetz vorgeſehenen erſchwerenden Beſtimmungen 
haben zudem keine rückwirkende Kraft. Bei gerichtlichen 
rechtskräftigen Entſcheidungen aus der Zeit vor Inkrafttreten 
des Geſetzes hat es ſedoch fein Bewenden. Die Genoſſenſchaft 
kann jedoch eine nochmalige Beſchlußfaſſung vornehmen, bei 
der aber die neuen geſetzlichen Vorſchriften zu beachten ſind. 
Dadurch werden dann die früheren rechtskräftigen Entſchei⸗ 
dungen über die Unzuläſſigkeit der Anteilserhöhung praktiſch 
bedeutungslos. 

Daraus, daß nach dem neuen Geſetz die Geſchäfts⸗ 
anteilserhöhung im Liquidationsſtadium gerade und nur zur 
Abwendung des Konkurſes zuläſſig iſt, ergibt ſich, 
daß die Liquidatoren gem. § 118 Gen®. unter den dort 
vorgeſehenen Vorausſetzungen nicht in jedem Falle die Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens beantragen müſſen. Sie kön⸗ 
nen auch eine entſprechende Erhöhung des Geſchäftsanteils 
veranlaſſen. 


Regifterfragen des Aktienrechts. 


Von Amtsgerichtsrat Nebelung, Berlin. 


Die nachſtehenden Aufzeichnungen verdanken ihre Ent⸗ 
ſtehung einer langjährigen Tätigkeit im Regiſter des größten 
deutſchen Regiſtergerichts und ſollen dazu dienen, insbeſ. den 
Notaren kurzgefaßte, praktiſche Hinweiſe zu geben und das 
Vorurteil gegen die ſo oft gerügte „Geheimwiſſenſchaft“ des 
Regiſterrechts zu bekämpfen. 


I. Gründung der AktG. 


1. Vertretung eines Gründers durch Bevollmächtigte iſt 
zuläſſig. Privatſchriftliche Vollmacht genügt. Da⸗ 
gegen keine Vertretung bei Gründerbericht, Prüfungsbericht 
und Anmeldung. — 

2. Werden Gründer zu Aufſichtsrats⸗ oder Vorſtands⸗ 
mitgliedern beſtellt, ift Prüfung durch Reviſoren der Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammer erforderlich. Das gilt auch, wenn 
eine juriſtiſche Perſon Gründer iſt und eines ihrer 
Vorſtandsmitglieder Vorſtand oder Aufſichtsrat wird. Um die 
Reviſion zu vermeiden, können zunächſt andere Perſonen be⸗ 
ſtellt und nach der Eintragung Gründer zum Vorſtand oder 
Aufſichtsrat ernannt werden. 

3. Die allgemein übliche Aufnahme einer Vollmacht in 
die Gründungsverhandlung zur Beſeitigung von Be⸗ 
anſtandungen des Regiſtergerichts iſt unpraktiſch. Es emp⸗ 
fiehlt ſich, dieſe Vollmacht in die Anmeldung aufzunehmen, 
dahin, daß der Bevollmächtigte befugt iſt, die zur Beſeitigung 
erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen und anzumelden. 

4. Vertreter für gründende juriſtiſche Perſonen müſſen 
durch Vorlegung neueſter beglaubigter Regiſterauszüge ausge⸗ 
wieſen werden. Das gilt auch für ausländiſche Geſellſchaften. 
Ein Kaufmann kann nur unter ſeinem Namen, nicht unter der 
Firma, gründen (LG. 93 ER. 321/32). g 

5. Inhalt des Geſellſchaftsvertrags (fälſchlich Satzung 
genannt). 

4 a) Die Vereinbarungen über Sacheinlagen (8 186 Abi. 2 
HGB.) müſſen 10 Geſellſchaftsvertrag ſtehen, nicht in der 
Gründungsverhandlung. — g 

b) RR je ©. des 8 186 Abſ. 2 HGB. liegt 
ſchon dann vor, wenn bereits bei der Gründung die feſte 
Abſicht der übernahme von Anlagen uſw. vorhanden iſt, 
auch wenn klagbare Vereinbarungen noch nicht abgeſchloſſen 
ſind. Sorgfältige Prüfung durch Notar dringend zu emp⸗ 
fehlen, da Gründung ſonſt nichtig. + 

e) Die Veſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags über 
Sacheinlagen dürfen ſpäter nie entfernt werden. Sie bleiben 
hiſtoriſche Hinweiſe, auch wenn fie ihre Bedeutung ver⸗ 
loren haben. N 

d) Es genügt für den Fall des 8 186, wenn im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag angegeben wird: Perſon, von der erworben 


wird, Gegenſtand des Erwerbs und der zu zahlende Erwerbs⸗ 
preis, alles jedoch ſo, daß über die Identität keine Zweifel 
beſtehen können. Angabe des Wertes der einzelnen Gegenſtände 
0 3050 erforderlich (Joh. 38, 161, 166; 44, 146/49; JFG. 
e) Firmenwert und Kundſchaft ſind ohne beſtehendes Ge⸗ 
ſchäft keine geeignete Sacheinlage. 
n Grundſatz: Sie muß wahr ſein (8 18 Abſ. 2 


f) Firma: Sie muß ferner vom Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens entlehnt fein (S 20 HGB.), es ſei denn, daß ein 
Handelsgeſchäft mit Firma nach 88 22 ff. HGB. in die Ge⸗ 
ſellſchaft bei der Gründung eingebracht wird (8 186 Abſ. 2 
HGB.). Das Wort „Aktiengeſellſchaft“ darf nicht in „A.⸗G.“ 
abgekürzt werden. Aufnahme von Namen in die Firma nur 
ſtatthaft, wenn es Namen von Gründern ſind und auch nur 
im Zuſammenhang mit einer Entlehnung vom Gegenſtand 
(3. B. „Müller Schuhwaren Akt.“; IFG. 7, 190). — 
„Bank“ in der Firma nur bei großen Unternehmungen zu⸗ 
läſſig (Joh. 33, 122; OLG. 16, 81; Joh. 42, 151; KG.: 
89a HRB 31051). „Treuhand“ in der Firma nur zus 
läſſig, wenn ausſchließlich die in IFG. 1, 192 genannten 
Geſchäftszweige Gegenſtand des Unternehmens find (JMBl. 
1923, 89; KG.: 93 HRB 41 582). „Werk“ und beſonders 
„Werke“ auch nur bei großen Unternehmen (Joh. 41, 109; 
JFG. 3, 176; JW. 1923, 998; DIZ. 1911, 1504; KG.: 
Märk. Fahrzeugwerke GmbH.). — Adel muß in der Na⸗ 
mensfirma erſcheinen (JW. 1931, 472). — „Sparkaſſe, 
Zweckſparen“ vgl. RGBl. 1933 Nr. 51. — [Geſ. v. 17. Mai 
1933). — „Evangeliſch“ vgl. IM Bl. 1933, 2). — „Fa⸗ 
brik“ ſetzt fabrikmäßig eingerichteten oder einzurichtenden 
Betrieb voraus (IFG. 6, 182). — „Deutſch“ nur bei 
wirklich rein deutſchen Unternehmungen. — Phantaſie⸗ 
worte allein ohne Entlehnungszuſatz nicht ſtatthaft, auch 
nicht, wenn es ſich um geſchützte Warenzeichen handelt, es 
ſei denn, daß die Induſtrie⸗ und Handelskammer beſcheinigt, 
daß die fragliche Bezeichnung allgemein ſo bekannt iſt, daß ſie 
als vom Gegenſtand entlehnte Sachbezeichnung gelten kann 
(LG.: 93 ER. 55/32). — Über die Frage der Entlehnung 
vom Gegenſtand des Unternehmens vgl. IW. 1925, 639 
(Aeriola“); 1927, 130 („Kosmopharm“); IFG. 4, 194 
(Wille und Weg); RIA. 4, 217 (Eiſenbahnhotel). „Kaufhof“ 
KG. 1b X 13/29. „Großhandel“ vgl. JW. 1930, 1409. 
„Die Firma muß ſich von anderen bei demſelben Gericht 
eingetragenen Firmen hinreichend deutlich unterſchei⸗ 
den (8 30 HGB.; vgl. hierzu: Joh. 51, 120; JW. 1926, 
2001; NG. 20, 72; DNotV. 1928, 191 b u. e; RG. 103, 
392: Elektrola und Electriſola KG. 1b X 48/27 1929 in 
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91 HRB 9707, 338 8. 5; RG. 100, 45). GmbH. und AktG. 
oder Zuſatz: „in Liqu.“ kein genügender Unterſchied (KG. 
v. 15. Sept. 1932, 1b X 496/32). 

Orts- und Länderbezeichnungen in der Firma 
vgl. DNot V. 25, 10ff. — Über Gemeinnützig in der 
Firma vgl. § 22 Kap. III Teil 7 VO. v. 1. Dez. 1930, 
RGGBl. 596. — IM Bl. 1932, 44. AV. v. 26. Febr. 1932. 

g) Gegenſtand des Unternehmens muß ſo be⸗ 
ſtimmt angegeben werden, daß der Geſchäftszweig erkennbar 
iſt, deſſen Betrieb wirklich beabſichtigt iſt. Daher die 
Aufnahme aller möglichen Gewerbszweige nicht zuläſſig, deren 
Betrieb einſtweilen nicht in Frage kommt. Evtl. ſpäter 
Satzungsänderung (RI A. 8, 114; 15, 308; 92 HRB 42 964; 
Joh 34, 179, 38, 167; 51, 326 52, 97). 

h) Vertretung: In den Geſellſchaftsvertrag gehören 
nur die Beſtimmungen über die geſetzliche Vertretung nach 
§ 232 HGB., nicht die über die gewillkürte nach §8 48ff. 
HGB. Daher die Vertretung „durch zwei Prokuriſten“ unzu⸗ 
läſſig (Joh. 52, 98). Die Vereinbarung, daß die Beſtellung 
des Vorſtandes zu notariellem Protokoll erfolgen ſoll, 
bleibt beſſer als zweckloſe Erſchwerung fort (ebenſo Wahl des 
Aufſichtsratsvorſitzenden), wird jedenfalls in der Praxis ſpäter 
ſtets beſeitigt. — Ein alleiniges Vorſtandsmitglied darf 
nicht durch Mitwirkung eines Prokuriſten oder gar Hand⸗ 
lungsbevollmächtigten beſchränkt werden. Handlungsbevoll⸗ 
mächtigte werden überhaupt nicht ins Regiſter eingetragen 
(vgl. auch IF G. 5, 240 bzgl. des Prokuriſten). — Lautet 
die Faſſung: „Die Geſellſchaft wird durch zwei Vorſtandsmit⸗ 
glieder vertreten“, ſo muß die Geſellſchaft ſtets mindeſtens 
zwei Vorſtandsmitglieder haben, andernfalls muß ſie lauten: 
„Sind mehrere Vorſtandsmitglieder vorhanden, ſo erfolgt die 
Vertretung durch zwei Vorſtandsmitglieder.“ — Die Beſtel⸗ 
lung der Vorſtandsmitglieder kann durch einen Perſonalaus⸗ 
ſchuß des Aufſichtsrates erfolgen, der aber nicht Einzelver⸗ 
tretungsbefugnis verleihen kann (IFG. 1, 227). — Abord⸗ 
nung in den Vorſtand aus dem Aufſichtsrat (8 248 HGB.) 
auch ſtatthaft, wenn der Aufſichtsrat dadurch unter drei Mit⸗ 
glieder ſinkt (KGG. 1b X 669/29 in 89 b HRB 33 201; LG. 
in 89 b HRB 26837). — Wenn der Vorſtand nach dem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag durch den Aufſichtsrat beſtellt werden ſoll, 
kann trotzdem die Beſtellung durch eine Univerſalver⸗ 
ſammlung der Aktionäre erfolgen (89 b HRB 32631). — 
Entgegen der Faſſung von § 232 Abſ. 2 HGB. kann der 
Aufſichtsrat auch ermächtigt werden, zu beſtimmen, daß ein 
Vorſtandsmitglied mit einem anderen Vorſtandsmitglied ver⸗ 
tritt (KG. 1b X 633/32 in 89 b HRB 24695). — 

i) Sonſtige Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
vertrags: Es empfiehlt ſich, ſtets eine Beſtimmung aufzu⸗ 
nehmen: „Der Aufſichtsrat wird ein für allemal ermächtigt, 
Anderungen des Geſellſchaftsvertrags zu beſchließen, die nur 
die Faſſung betreffen.“ — 

Satzungsänderungen können nicht von der Geneh⸗ 
migung eines ſtaatlichen Organs abhängig gemacht werden 
(KG. Ib X 1001/27; ZW. 1930, 1412; IFG. 6, 201). — 

Andere Bezeichnung als die geſetzlichen ſind nicht 
ſtatthaft, alſo nicht „Haupt verſammlung“ für „Generalver⸗ 
ſammlung“, „Direktion“ für „Vorſtand“, „Verwaltungsrat“ 
für „Aufſichtsrat“ (KG. 1b X 6/30 in 89a HRB 982). 

Kaduzierung von Aktien für den Fall, daß der 
Aktionär für den Reſt der Einzahlung keine Sicherheit 
leiſtet, iſt unzuläſſig (KG. 89 a HRB 982), ebenſo, wenn er 
keinen der Geſellſchaft genehmen Aktionär ſtellt. — 

Generalverſammlungen im Ausland ſind unzu⸗ 
läſſig (LG. in 89a HRB 35451), ebenſo Beurkundung durch 
einen ausländiſchen Notar. 

Soll der Aufſichtsrat nach dem Geſellſchaftsvertrag aus 
mindeſtens fünf Mitgliedern beſtehen, ſo iſt ſofortige Erſatz⸗ 
wahl erforderlich, wenn die Zahl unter fünf ſinkt, alſo nicht 
erſt, wenn fie unter drei ſinkt (LGG. 89 a HRB 45 518). Dies 
wird in den Geſellſchaftsverträgen oft falſch gemacht. 

6. Die Anmeldung: 

a) Sie iſt von allen Gründern, Vorſtands⸗ und Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedern perſönlich zu erſtatten. Vertretung durch 
Bevollmächtigte iſt nicht ſtatthaft. 

b) Sie muß enthalten: 1. Den Ausgabebetrag der Aktien 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


(„zum Nennwert“, „zum Kurs von . . v. H.). Beitrag zu 
einem zu bildenden Organiſationsfonds iſt kein Agio. 2. Ver⸗ 
ſicherung, daß auf jede Aktie der erforderliche Betrag ein⸗ 
gezahlt iſt, alſo nicht „daß 25 v. H. des Grundkapitals ein⸗ 
gezahlt ſind“. 3. Verſicherung über die Art der Einzahlung. 
Sie kann nur lauten: a) entweder: daß auf jede Aktie 25 v. H. 
in bar (d. h. in barem deutſchen Gelde) eingezahlt und im 
Beſitz des Vorſtands find, 6) oder daß auf jede Aktie der 
Betrag von 25 v. H. in einem von der Reichsbank beſtätigten 
Scheck eingezahlt iſt und daß dieſer Scheck zur freien Ver⸗ 
fügung des Vorſtandes ſteht, die insbeſ. nicht durch Gegen⸗ 
forderungen beeinträchtigt iſt. — Hiergegen wird oft ver⸗ 
ſtoßen! Einzahlung oder Gutſchrift auf ein Konto bei einer 
Bank, und ſei es die beſtfundierte, genügt nicht! 

c) Angabe der Geſchäftsſtelle nicht vergeſſen. 

d) Von allen Beteiligten iſt der Beruf oder Stand 
anzugeben, mindeſtens im Beglaubigungsvermerk. „Direktor“, 
„Generaldirektor“, „Doktor“, „Dipl.⸗Ing.“ u. ä. ſind keine 
Standesangaben, ſondern Titel (RG. 1b X 60/31 in 89 b 
HRB 34 634). Auch bei weiblichen Perſonen, wenn fie einen 
eigenen Beruf haben. — 

e) Wird bei Einbringung eines Handelsgeſchäfts mit 
Firma die Schuldenhaftung ausgeſchloſſen, ſo muß das aus⸗ 
drücklich zur Eintragung angemeldet werden. Von 
Amts wegen erfolgt die Eintragung nicht. 


II. Während des Beſtehens der AktG. 


1. Bei jeder Univerſalverſammlung hat der 
Notar im Protokoll ausdrücklich und eingehend feſtzuſtellen, 
wie er ſich die Überzeugung verſchafft hat, daß die als 
alleinige Aktionäre auftretenden Perſonen es auch wirklich 
ſind. Die Feſtſtellung durch den Verhandlungsleiter genügt 
nicht. Vertreter von Aktionären müſſen ſchriftliche, zu 
verſtempelnde Vollmachten vorlegen (Anm. 9a Staub zu 
§ 256 HGB.; § 252 Abſ. 2 HGB.). 

2. Jedes Generalverſammlungsprotokoll muß „Art und 
Ergebnis“ der Beſchlußfaſſung enthalten (8259 Abſ. 2 HGB.). 
Es muß alſo ſowohl angegeben werden: „einſtimmig“, „mit 
150 gegen 10 Stimmen“ als auch „durch Zuruf“, „durch 
Handaufheben“, „durch Stimmzettel“. 

3. Die allgemein übliche Aufnahme einer Vollmacht zur 
Beſeitigung von Beanſtandungen des Gerichts iſt zwecklos und 
bleibt beſſer fort, da ſie unbegründete Hoffnungen erweckt. 
Sind Beanſtandungen zu erheben, die eine neue Generalver⸗ 
ſammlung notwendig machen, kann ſie der Bevollmächtigte 
nicht beſeitigen; das kann nur eine neue ordnungsmäßig kon⸗ 
ſtituierte Generalverſammlung. — 

4. Jeder Notar tut im eigenſten Intereſſe gut, ſich mit 
der umfangreichen Judikatur über Mantelverwertung 
(ogl. beſ. 89 b HRB 20507 [Luna Film A.⸗G.] und: KG. in 
89 b HRB 32 139) vertraut zu machen und die Protokollierung 
abzulehnen, wenn ein dahin gehender Verdacht auftaucht (vgl. 
die Zuſammenſtellung der Judikatur in Indu. HKBerlMitt. 
1931, 517). Bemerkt ſei nur, daß nicht nur Kauf eines Ge⸗ 
ſellſchaftsmantels nichtig iſt, ſondern auch Verwendung eines 
eigenen zur Begründung eines neuen Unternehmens. 

5. Wird Sitzverlegung beſchloſſen, ſo braucht die 
Geſellſchaft am Sitz des neuen Gerichts nicht angemeldet zu 
werden (Joh. 21, 265). Begl. Regiſterauszug ſendet das Ge⸗ 
richt des alten Sitzes mit den Akten von Amts wegen dem 
neuen Gericht (JMBl. 1931, 357). 

6. Gegen Regiſtereintragungen gibt es kein Beſchwerde⸗ 
recht, nur Antrag auf Einleitung des amtlichen Löſchungs⸗ 
verfahrens nach 88 142 ff. FGG. (OLG. 25, 410). 

7. Kapitalsherabſetzungen. Jeder Beſchluß muß 
zur Vermeidung der Nichtigkeit folgende drei Angaben ent⸗ 
halten: 

a) Betrag der Herabſetzung. 

bp) Art der Durchführung. 

c) Zweck (nicht Grund!) der Herabſetzung. 

Gilt auch für Herabſetzungen in erleichterter Form. 

8. Erfolgt die Herabſetzung nur durch Herabſetzung des 
Nennbetrags der Aktien, ſo gibt es keinen Zwang nach 
8 290 HG B. — 

9. Die Durchführung der Herabſetzung nach $ 291 
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HGB. kann angemeldet werden, ſobald fie tatſächlich er⸗ 
folgt ift, insbeſ. nach Erledigung von 8 290 HGB. Das ſog. 
Sperrjahr braucht nicht abgewartet zu werden. 

10. Mit der Eintragung des Herabſetzungsbeſchluſſes 
(8 289 HGB.) iſt die Herabſetzung zwar erfolgt (RG. 101, 
202), aber noch nicht durchgeführt i. S. des 8291 HGB. 

11. Andert ſich der Gegenſtand des Unternehmens, ſo 
muß die Geſellſchaft die Firma entſprechend ändern (KG. 1 b 
X 293/32 in 91 HRA 77 082, KG. 1b X 437/30). 


III. Anmeldungen. 

1. Anmeldungen können auch durch Prokuriſten er⸗ 
folgen. Der frühere Standpunkt, daß das nur Vorſtandsmit⸗ 
glieder können, iſt aufgegeben (vgl. RG. v. 22. Dez. 1931, 
II B 30/31 )). 

2. Bei der Anmeldung von Prokuriſten iſt ſtets der 
Umfang ihrer Prokura anzumelden. Die Beſtimmung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags, daß ein Vorſtandsmitglied mit einem Pro⸗ 
kuriſten vertreten kann, beſagt nicht, daß jeder beſtellte Pro⸗ 
kuriſt nur mit einem Vorſtandsmitglied vertritt (JFG. 4, 
202). Nachweis der Prokurenerteilung durch Vorſtand oder 
Aufſichtsrat iſt nicht nötig. — Der Prokuriſt muß auch die 
Firma eigenhändig zeichnen, ohne Verwendung eines 
Stempels. Vorſtandsmitglieder zeichnen nur ihren Namen. 

3. Anderungen in den Perſonalverhältniſſen (z. B. des 
Berufs, des Wohnorts, des Namens) bei Vorſtandsmitgliedern 
können nur auf Anmeldung eingetragen werden und ſind 
gebührenpflichtig, wie jede andere Eintragung (Joh. 
30 B, 32 ff.). } 

4. Anmeldung „der in der Generalverſammlung ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe“ iſt unzuläſſig (RJ A. 9, 174). 

5. Die Firma einer Zweigniederlaſſung beſtimmt nicht 
die Generalverſammlung, ſondern die Verwaltung (OLG. 
2, 516). 
ee Vorſtand, der fein Amt durch Erklärung gegen- 
über dem Aufſichtsrat niedergelegt hat, kann feine eigene 
Löſchung nicht anmelden. Er kann ſeine Löſchung nur er⸗ 
reichen, wenn er ſein Amt durch Erklärung gegenüber dem 
Aufſichtsrat mit der Maßgabe niederlegt, daß die Erklärung 
erſt wirkſam wird, wenn ſie dem Gericht zugeht. Dann kann er 
feine Löſchung ſelbſt anmelden (KG. 1 b X 178/25 in 
122 HRB 32734). Evtl. kann er auch einen Vorſtand nach 
8 29 BGB. beſtellen und durch dieſen feine Löſchung anmelden 
laſſen. Doch iſt die Amtsniederlegung zwecks Entziehung 
der Pflicht zur Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides für unzüläſſig erklärt (JW. 1926, 2114, 726 10). 

IV. Liquidation. 

1. Für die Frage der Wiederaufhebung der Liqui⸗ 
dation enthält NG. 118, 339 die grundlegende Entſcheidung. 
Andere hiermit zuſammenhängende Fragen ſind erörtert in 
OLG. 38, 194; Joh. 41, 141; RJ A. 14, 61; OLG. Dresden 
in 89a HRB 47 780; KG. 1b X 521/31 in 89 b HRB 32 139. 
— Jedenfalls bedeutet ſie Neugründung und damit Erhöhung 
des Grundkapitals auf 50000 AM (KGG. 1b X 266/31 in 
93 HRB 38 006). i 

2, Grundſatz bleibt, daß eine AktG. nur nach einer gem. 
88 292 ff. HGB. durchgeführten Liquidation im Regiſter ge⸗ 
löſcht werden kann. Ausnahmsweiſe kann die Löſchung auch 
ohne ſolches Verfahren erfolgen, wenn die Firma gem. 8 31 
HGB. erloſchen iſt, jo namentlich bei völligem Vermögens⸗ 
verluſt (JW. 1927, 1383, 175). Die erwähnten Entſcheidungen 
können aber nicht dazu dienen, den Aktionären die Koſten der 
Generalverſammlungen nach 88 292 ff. HGB. zu erſparen. 

3. Es liegt im Intereſſe der Koſtenerſparnis, wenn die⸗ 
ſelbe Generalverſammlung, die die Auflöſung beſchließt, auch 
gleich die Liquidationseröffnungsbilanz nach 8 299 HGB. 
enehmigt. 
. Hi Fuſion im Rechtsſinne der 88 305, 306 HGB. iſt 
auch zwiſchen AG. und GmbH. zuläſſig (JFG. 7, 292: 
KG. 1b X 671/29), auch zwiſchen Verſicherungsverein und 
Kommune (Joh. 47, 117), nicht aber zwiſchen Verſicherungs⸗ 
vereinen a. G. — N 

5. Liquidatoren müſſen Namen und Firma leigen⸗ 
händig) zeichnen. 

1) JW. 1932, 717, 
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6. Zum Liquidator kann auch eine juriſtiſche Perſon be⸗ 
ſtellt werden (JW. 1930, 1410). Dann haften die Vorſtands⸗ 
mitglieder der juriſtiſchen Perſon perſönlich für die der 
Geſellſchaft dem Regiſtergericht gegenüber obliegenden Ver⸗ 
1 (3. B. 88 244, 265 HGB.). LG. in 89a HRB 

7. Aufhebung einer bereits eingetragenen Fuſion nicht 
mehr möglich. Die gelöſchte Geſellſchaft kann nicht wieder 
fortgeſetzt werden (KG. 1 b X 75/29). 

8. Bei Wiedereröffnung der Liquidation (8 302 Abſ. 4 
HGB.) erfolgt dieſelbe durch den bisherigen Liquidator, ſo⸗ 
fern er noch im Amt iſt. Anmeldung der Beendigung der Li⸗ 
quidation enthält jedenfalls keine Amtsbeendigung. — 

9. Satzungs-, insbeſ. Firmenänderung im Liquidations⸗ 
ſtadium nur ſo weit zuläſſig, als ſie durch den Zweck der Li⸗ 
quidation bedingt find (KG. 1 b X 731/27 in Fritz 
Troſchke, AktG .). 

10. Während der Liquidation läuft das Geſchäftsjahr 
vom Tage der Auflöſung ab, wenn nicht die Generalver⸗ 
ſammlung die Beibehaltung des alten Geſchäftsjahres be⸗ 
ſchließt (JW. 1931, 2993). 


V. Löſchung der Firma. 


1. Die Firma einer Akt., die i. S. des 831 HGB. 
erloſchen iſt, muß entweder vom Vorſtand zur Löſchung an⸗ 
gemeldet oder vom Gericht von Amts wegen gelöſcht werden. 
Wann ſie erloſchen iſt, iſt lediglich Tatfrage. Die Benutzung 
einer erloſchenen, nur noch als leere Form ohne Inhalt im 
Regiſter eingetragenen Firma zur Begründung eines neuen 
(oder auch des alten) Unternehmens iſt nichtige Mantelver⸗ 
wertung. 

2. Forderung auf Einzahlung des reſtlichen Aktien⸗ 
kapitals hindert die Löſchung nicht, wenn der Fall des § 31 
HGB. vorliegt, alſo niemand mehr vorhanden iſt, der die 
Reſtzahlung einfordern wollte oder könnte (LGG. 93 HRB 
8869), es ſei denn, daß noch nicht befriedigte Gläubiger vor⸗ 
handen ſind. 

3. Iſt eine Firma gem. 8 31 HGB. oder nach Beendi⸗ 
gung der Liquidation gelöſcht, ſo hört die Geſellſchaft da⸗ 
mit nicht auf zu beſtehen, wie meiſtens angenommen wird. 
Vorſtand und Liquidator ſind auch weiterhin zur Vertretung 
befugt und verpflichtet, ſofern ſie nicht ausgeſchieden ſind. 
Eine Wiedereintragung iſt nur erforderlich, wenn eine Ande⸗ 
rung in der Vertretung eintritt; der Vorſtand einer gelöſchten 
Geſellſchaft legitimiert ſich durch einen Auszug der gelöſchten 
Geſellſchaft. Ja ſelbſt Prozeſſe können gegen eine gelöſchte 
Geſellſchaft geführt werden (RG. 109, 387; Joh. 45, 184) 
KG. 1b X 907/32 in 93 HRB 37 023. 

4. Iſt die Firma nach 8 31 HGB. gelöſcht und ſtellt ſich 
heraus, daß die Tatſachen, auf deren Grund die Löſchung er⸗ 
folgt iſt, unrichtig waren, ſo erfolgt bei genügender Glaub⸗ 
haftmachung Wiedereintragung. — 

5. Hat die Geſellſchaft keinen Vorſtand oder iſt er in der 
Ausübung des Amtes behindert, fo kann unter der Voraus⸗ 
ſetzung des 8 29 BGB. ein Vorſtand oder Liquidator vom 
Gericht beſtellt werden. Die Beſtellung iſt nur möglich, wenn 
„der Beteiligte“ ſelbſt eine zur Übernahme des Amtes ge⸗ 
eignete und bereite Perſönlichkeit benennt. Die Beſtellung 
kann auch nur zu einer einzelnen Handlung (z. B. Abgabe 
irgendeiner Erklärung) erfolgen. 

6. Urteile gegen eine AG. auf Vornahme einer Firmen⸗ 
änderung oder Anmeldung einer Löſchung u. ä. können nur 
nach 8888 ZPO. vollſtreckt werden. Das Regiſtergericht kann 
die Anderung nicht auf Grund des Urteils eintragen, auch 
nicht, wenn das Prozeßgericht einen Vorſtand abſetzt und einen 
anderen einſetzt (JW. 1931, 2992). 


VI. Einzelne Fragen. 

1. Notar iſt verpflichtet, für die Ausfertigungen das 
in IMBl. 26 (AV. v. 30. Juni 1926, 113196) geforderte 
Papier zu verwenden, was leider ſehr oft nicht beachtet wird. 

2. Die Gründer einer AktG. haften für die Koſten der 
Eintragung perſönlich als Geſamtſchuldner (LG. 92 
HRB 36 975). 

3. Das Ordnungsſtrafverfahren richtet ſich gegen die 
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Vorſtandsmitglieder perſönlich. Sie können ſich nicht da⸗ 
mit entſchuldigen, daß die Geſellſchaft keine Mittel hat (Joh. 
30, 125), können dann aber ihr Amt niederlegen. Einſpruch 
oder Beſchwerde daher nicht durch die Akt., ſondern nur 
durch das Vorſtandsmitglied perſönlich. 

4. Für die Beſcheinigung der Fortgeltung eines von der 
Geſellſchaft zuſammengeſtellten Geſellſchaftsvertrags werden 
volle Gebühren nach § 47 Ziff. 1 PrKG. erhoben. Will 
die Geſellſchaft dieſe meiſt recht hohen Koſten vermeiden, emp⸗ 
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fiehlt ſich, beglaubigte Abſchriften der einzelnen Generalver⸗ 
ſammlungsprotokolle zu erfordern (KG. 1a X 452/31 in 
Büro Bl. 1931, 243). 

5. Bei Anmeldungen von Prokuriſten iſt die Faſſung 
zu vermeiden: „Ich als Vorſtand erteile dem pp. Prokura“, 
da dieſes als ſtempelpflichtige Vollmacht gilt. Anmeldung, 
„daß dem pp. Prokura erteilt iſt“, iſt nicht ſtempelpflichtig. — 

6. Juriſtiſchen Perſonen kann kein Armenrecht bewilligt 
werden (JW. 1931, 85). — 


Bilanzierung von Vorratsaktien. 


Von Juſtizrat Dr. Fiſcher, Leipzig. 


Die Verwaltungsaktien zerfallen in ſolche, die zum 
Zwecke der Kapitalbeſchaffung, und in ſolche, die zum Zwecke 

des Stimmrechts geſchaffen worden ſind. Beide Zwecke gehen 
oft ineinander über und laſſen ſich ſchwer ſcheiden. Bei dem 
alleinigen oder überwiegenden Zwecke der Kapitalbeſchaffung 
ſpricht man von Vorratsaktien. Sie ſind jetzt, namentlich auf 
Grund der Not VO. v. 6. Okt. 1931, zum großen Teil be⸗ 
ſeitigt. Die NotVO. erwähnt fie in den 88 2, 3 und 5. Auf 
fie paßt auch die Definition in $ 260 a Abſ. 3 Ziff. 1 der Nov. 
v. 19. Sept. 1931: Aktien, die von dem Aktionär als Grün⸗ 
der oder Zeichner für Rechnung der Geſellſchaft übernommen 
worden ſind, und zwar zwecks ſpäterer Verwertung. Sie 
kamen und kommen in der Regel ſo zuſtande, daß ein Dritter 
(Bank) oder ein Konſortium (Verwaltungsmitglieder) die Ein⸗ 
zahlung, gewöhnlich das Minimum von 250% des Nennbetra⸗ 
ges, der zugleich der Ausgabebetrag iſt, leiſtet und dann zu⸗ 
rückerhält oder daß die Bank der Geſellſchaft den Betrag kre⸗ 
ditiert. Das braucht nicht einmal, wie Nr. 20 der Druckſchrif⸗ 
ten des DAV. I. Teil S. 63 geſagt it, ausdrücklich ver⸗ 
abredet zu werden. Der Vorgang verſteht ſich bei den Vor⸗ 
ratsaktien von ſelbſt. Nach der ausdrücklichen oder ſtillſchwei⸗ 
genden Vereinbarung haben Bank oder Konſortium den bei 
dem Weiterverkauf der Aktien erzielten Erlös, und zwar die 
Bank regelmäßig unter Kürzung einer Proviſion, an die Ge⸗ 
ſellſchaft abzuführen. 

Die Übung, auf dieſe Art Aktien zu ſchaffen, iſt während 
der Inflationszeit aufgekommen. Sie gab zu dieſer Zeit auch 
weniger zu Bedenken Anlaß. Dies änderte ſich nach Eintritt 
der Deflation. Hier machten ſich Bedenken ſchwerwiegender 
Art geltend. Im Schrifttum wird vereinzelt, von Brod⸗ 
mann, Komm. zu § 185 Note 4, und wohl auch von Quaſ⸗ 
ſowski: JW. 1930, 2618/19, die Anſicht vertreten: Kapital⸗ 
erhöhung, Übernahme und Zeichnung wären ſimuliert und 
deshalb nichtig; nur bliebe Dritten gegenüber die Nichtigkeit 
außer Betracht. Demgegenüber erkennt die im Schrifttum 
herrſchende Meinung ſowie die Rechtſprechung (RG. 113, 192 
JW. 1926, 1813 und RG. 119, 248 JW. 1928, 625) 
unter Hinweis auf die Gold Bil VO. die Zuläſſigkeit von 
Schutz⸗ und Vorratsaktien an. 

Man hat alſo von der Gültigkeit der bei Übernahme der 
Aktien zwiſchen Zeichner und Geſellſchaft getroffenen Ver⸗ 
einbarung auszugehen; je nachdem die Geſellſchaft ein Ent⸗ 
gelt gewährt oder nicht, handelt es ſich um einen auf Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung gerichteten Dienſtvertrag (8 675 BGB.) oder 
um einen Auftrag. Selbſtverſtändlich wird davon die rechtliche 
Bedeutung des Zeichnungsſcheines nicht berührt. Der Zeich⸗ 
ner, der entgegen ſeiner im Zeichnungsſchein übernommenen 
Verpflichtung die Einlage nicht leiſtet, kann zur Erfüllung 
dieſer Verpflichtung gezwungen werden, vor allem im Kon⸗ 
kurſe der Geſellſchaft. So namentlich die erwähnte Schrift des 
DAV. S. 66 und RG. v. 31. März 1931: JW. 1931, 2954. 

Die Schriftſteller, die ſich zur Bewertung von Vorrats⸗ 
aktien geäußert haben, gehen hierfür durchgehend von dem 
Werte aus, der dem Anſpruch der Geſellſchaft auf Ausfolgung 
des Erlöſes beizumeſſen wäre. Sie laſſen entweder überhaupt 
eine oder doch eine klare Stellungnahme zu der Frage ver⸗ 
miſſen, wann und inwiefern der Anſpruch der Geſellſchaft 
gegen die Zeichner der Vorratsaktien aus der Zeichnung auf 
Vollzahlung des Ausgabebetrags zu bewerten wäre (Richter: 
Bank Arch. 1925/26, 316; Geiler: JW. 1926, 671; Pin⸗ 
ner: JW. 1926, 938; Schmulewitz, Die Verwaltungs⸗ 


aktie S. 88; Friedländer, Konzernrecht S. 329; Schle⸗ 
gelberger⸗-Quaſſowski⸗Schmölder, Komm. d. Nov. 
zu § 261 N. 21 Abſ. 3). Eine beſondere Anſicht vertritt Köp⸗ 
pel: Bank Arch. 1925/26, 190 und 317. Er will die Vor⸗ 
ratsaktien nach Analogie von eigenen Aktien gem. § 261 
Ziff. 3 HGB. a. F. als Anlagewerte, für die man den Aus⸗ 
gabebetrag einſetzen dürfe, falls die Verwaltung den feſten 
Willen, die Aktien nicht unter dieſem Betrage zu veräußern, 
beſitzt, behandeln. Dieſe Anſicht iſt unhaltbar. Einmal iſt es 
ſchon unzutreffend, wenn Köppel die bloße Abſicht, die Ver⸗ 
waltungsaktie nicht unter dem Ausgabekurs abzugeben, für 
genügend erachtet. Die Verwaltung muß auch die Möglich- 
keit hierzu beſitzen. Dieſe iſt in der folgenden Zeit des Zu⸗ 
ſammenbruchs faſt ſtets entfallen. überdies wäre es heute in⸗ 
folge der Vorſchrift des § 261 Ziff. 2 n. F. ausgeſchloſſen, 
ſich für die Behandlung der Vorratsaktien als Anlagewerte 
auf das Analogon der Bewertung von eigenen Aktien zu be⸗ 
rufen. Von Intereſſe jedoch iſt die Frage, die Köppel an 
feine Gegner richtet. Er fragt: Wie ſoll man Vorratsaktien, 
die am 31. Dez. 1925, zu einer Zeit, wo der Markt für 
Aktien ſchlecht ſtand und wo der Anſpruch der Geſellſchaft auf 
Ausfolgung des Verwertungserlöſes beiſpielsweiſe mit 50 an⸗ 
geſetzt worden war, in der darauffolgenden Bilanz für den 
31. Dez. 1926, wo der Markt günſtig und der Kurs auf 100 
geſtiegen war, behandeln? Dagegen, daß dann die Forderung 
der Geſellſchaft mit 100 einzuſetzen iſt, dürfte nichts einzu⸗ 
wenden ſein. Was aber ſoll mit dem Gewinn, der hieraus 
für die Geſellſchaft buchmäßig reſultiert, geſchehen, von welcher 
Art iſt dieſer Gewinn? 

Die Beantwortung der von Köppel zur Erörterung 
geſtellten Frage ſoll zunächſt dahingeſtellt bleiben. Keinesfalls 
kommen die Gegner von Köppel auch um die weitere heikle 
Frage herum, warum ſie bei der Bewertung der Vorratsaktien 
allein den Anſpruch aus der Geſchäftsbeſorgung und nicht auch 
den Anſpruch auf Zahlung der Einlage aus dem Zeichnungs⸗ 
ſchein berückſichtigen. Man kann dieſer unangenehmen Droge 
auch nicht mit dem Einwand begegnen: ſolange das Geſell⸗ 
ſchaftsunternehmen noch einigermaßen gut und die Verwer⸗ 
tung der Aktien überhaupt noch möglich wäre, käme der Ver⸗ 
pflichtung des Zeichners aus dem Zeichnungsſchein praktiſch 
noch keine wirtſchaftliche Bedeutung zu. — Würde man dieſem 
Gedankengang folgen, ſo müßte jedenfalls, wenn das Geſell⸗ 
ſchaftsunternehmen ſchlecht ſtünde und die Ausſichten auf Ver⸗ 
wertung der Aktien gleich Null wären und dementſprechend 
auch der Anſpruch aus dem Auftrag bzw. der Geſchäftsbeſor⸗ 
gung mit Null zu bewerten wäre, der Anſpruch aus der Zeich⸗ 
nung eingeſetzt werden, und zwar, die Bonität des Zeichners 
vorausgeſetzt, mit dem Ausgabebetrag, alſo mindeſtens mit 
100. Bei dieſer Betrachtungsweiſe würden die Anſprüche der 
Geſellſchaft gegen die Zeichner von Vorratsaktien, die zum 
Zeitpunkt der Bilanz unverwertbar wären, mit 100 eingeſetzt 
werden, während ſie bei einem mittleren Wert der Aktien von 
etwa 40—50 nur mit dieſem Betrage anzunehmen wären. Alſo 
je ſchlechter das Unternehmen und der Anſpruch aus der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung, um fo höher mußten die Vorratsaktien in 
Anbetracht der Bonität der Zeichner eingeſetzt werden. 

Die hier geſtellten Fragen dürften gezeigt haben, daß 
erhebliche Zweifel beſtehen, ob es richtig iſt, die Forderungen 
auf Einzahlung von Vorratsaktien auf der Grundlage des Ge 
ſchäftsbeſorgungs⸗ bzw. des Auftragsverhältniſſes zu aktivieren. 
Soll man deshalb umgekehrt für die Bewertung der Anſprüche 


62. Jahrg. 1933 Heft 33 


der Geſellſchaft den Zeichnungsſchein in den Vordergrund 
ſtellen und von ihm ausgehen? Dieſer Weg dürfte ſich eben⸗ 
ſowenig als gangbar erweiſen. Denn wenn man ſo verfahren 
würde, würde ſich folgendes ereignen: Die Aktien werden ver⸗ 
wertet, und der Beauftragte folgt den weit unter pari liegen⸗ 
den Erlös der Geſellſchaft aus. In einem derartigen Falle 
wird beſtimmt keine Verwaltung einer deutſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft die Anſprüche der Geſellſchaft aus dem Zeichnungsſchein 
noch als Aktivum ihrer Bilanz aufführen. Der Auftrag iſt 
erledigt und damit iſt nach der Anſchauung der Verwaltung 
auch der Zeichnungsſchein, wenn ſie überhaupt noch an ihn ge⸗ 
dacht hat, erledigt. Sie würde es überhaupt nicht verſtehen, 
wenn man ihr erklären würde: Die Aktiengeſellſchaft würde 
damit, daß ſie ihre Forderung gegen Dritte aus den von ihnen 
gezeichneten und nicht eingezahlten Aktien ſtreichen würde, 
eine Forderung aufgeben und einen Verluſt auszuweiſen 
haben. Und doch iſt dieſe Konſequenz unabweisbar, wenn man 
überhaupt die Einlageforderung aktivieren will. 

Jetzt dürfte offenbar werden, daß man Köppel zwar 
nicht in der Art, wie er ſein Ziel erreichen will, wohl aber 
in dem von ihm verfolgten Ziel ſelbſt zuzuſtimmen hat. Ihm 
liegt daran, die Anſprüche auf Einzahlung der Vorratsaktien 
mit dem entſprechenden Teile des Grundkapitals auf der 
Baflivfeite auszubalancieren. Es geht nicht an, daß durch den 
Mehr⸗ oder Minderwert der Forderungen gegen die Zeichner 
auf der Aktivſeite, gleichviel, wie man dieſe Forderungen be⸗ 
gründen will, eine Veränderung des Reinvermögens der Ge⸗ 
ſellſchaft hervorgerufen wird. Es widerſpricht jeder wirtſchaft⸗ 
lichen Anſchauungsweiſe, daß auf der Ausgabe von Vorrats⸗, 
alſo von Leeraktien, eine Veränderung des Reinvermögens 
beruhen könnte. 


Offenbar hat man es bei der Bewertung der Vorrats⸗ 
aktien mit einem eigentümlichen Problem zu tun. Das wird 
zutreffen. Freilich wohl in einem anderen Sinne, als der 
Leſer zunächſt anzunehmen geneigt ſein wird. Um inbetreff 
der Bewertung von Vorratsaktien zu einem richtigen Ergeb⸗ 
nis zu gelangen, braucht man ſie nämlich nur ſo zu bilan⸗ 
zieren, wie es der Anſchauung der Buchführung und der 
Wirtſchaft entſpricht, nämlich überhaupt nicht. 

In früherer Zeit beſtand die Anſicht, daß Beträge, die 
auf gezeichnete Aktien noch nicht eingezahlt ſind, entweder in 
die Bilanz nicht eingeſetzt zu werden brauchen (ſo Keyßner 
zu Art. 239 a N. 4; 8 5; Primker, Endemanns Handb. I, 
S. 621; Auerbach, Aktienweſen, S. 267; Förtſch zu Art. 
185 N. 8; Ring zu Art. 239 b N. 14; ſowie die hier zit. 
Begr. zum 2. Entw. der Novelle von 1884); oder ſogar in 
die Bilanz nicht eingeſetzt werden dürfen (ſo Behrend 
S. 875; Peterſen⸗Pechmann zu Art. 185/1950 N.8; 
Willen bücher, Art. 1852 N. 5; Förtſch, Art. 185 a 
N. 8; Pinner, Das deutſche Aktienrecht 1899, S. 204). 
Pinner begründet ſeine Anſicht u. a. damit, daß „die 
Aktivſeite lediglich für wirkliche Werte reſerviert ſei“. 

Heute findet man im Schrifttum überhaupt keine Ver⸗ 
treter der Anſicht mehr, daß die Forderungen auf noch nicht 
geleiſtete Einlagen der Aktionäre in der Bilanz nicht ange⸗ 
führt zu werden brauchten, geſchweige daß ſie nicht angeführt 
werden dürften. Ja, die Aktiennovelle vom 19. Sept. 1931 
verlangt in § 261a Abſ. LAT ausdrücklich, daß auf der Aktiv- 
ſeite die auf das Grundkapital rückſtändigen Einlagen auszu⸗ 
weiſen wären. Dementſprechend kann nicht zweifelhaft ſein, 
daß, wenn in § 261 a BI die Annahme der Ziffer des Grund⸗ 
kapitals in den Paſſiven verlangt wird, dies bedeutet, das 
ſatzungsmäßige Grundkapital wäre, gleichviel, ob es eingezahlt 
wäre oder nicht, anzuführen. Den Geſetzesautoren ſind, wie 
ihr Kommentar zu 8 261 a Anm. 4 zeigt, nicht die geringſten 
Zweifel über dieſe Frage, die ſie gar nicht erörtern, beige⸗ 
angen. 

, ban muß, um dieſe Wandlung der Meinung verſtänd⸗ 
lich zu machen, ſchon etwas weiter ausholen und fragen: Was 
bedeuten buch- und bilanzmäßige Forderungen und Schulden? 

Gegenſtand der Buchführung ſind Veränderungen, die 
mit dem Geſchäftsvermögen vor ſich gehen; die Buchungen 
zeigen nur Veränderungen tatſächlicher, nicht rechtlicher Na⸗ 
tur an. Debitoren und Kreditoren im Buch- und Rechtsſinn 
ſind verſchieden. Während eine Vermögensveränderung im 
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rechtlichen Sinne bereits mit Abſchluß des Vertrages ſtatt⸗ 
findet, inſofern daraus Forderungs⸗ und Schuldverhältnis 
entſteht, bringt der Poſten auf dem Konto eines Dritten nur 
zum Ausdruck, daß das Geben und Nehmen von Vermögens⸗ 
werten erfolgt iſt. Gegenſtand der Buchung iſt nie das ab⸗ 
geſchloſſene Rechtsgeſchäft, ſondern ſtets nur die tatſächliche 
Vermögensleiſtung. Die Buchführung bringt nichts weiter 
als die Leiſtung beſtimmter Vermögenswerte zum Ausdruck. 
Erſt im Wege des Rückſchluſſes, auf Grund der Erwägung, 
daß der Austauſch von Vermögensleiſtungen zwiſchen dem 
Geſchäftsinhaber und Dritten ſich auf Grund von Verträgen 
vollzieht, können die Leiſtungen als vertragsmäßige ange⸗ 
ſprochen werden. Welcher Vertrag im einzelnen einem Konto⸗ 
korrentpoſten zugrunde liegt, iſt für die Buchführung gleich⸗ 
gültig, und es iſt aus der Eintragung in der Regel nicht 
erſichtlich, ob die Leiſtung einem Kaufe, Werkvertrage, Tau⸗ 
ſche entſpricht; ob mehrere Leiſtungen, insbeſ. Lieferungen 
von Waren, mehreren Verträgen oder nur einem Vertrage 
entſprechen; ob der Verkäufer die zu offerierende oder die 
beſtellte Ware überſendet oder der Käufer die empfangene, 
beanſtandete Ware zurückſendet; ob eine Geldzahlung zur 
Erfüllung einer Geldſchuld und von welcher erfolgt. Nicht 
ſelten muß der Kaufmann ſich der Fiktion von Vermögens⸗ 
leiſtungen bedienen, weil er nur ſo das gegenſeitige Leiſtungs⸗ 
verhältnis zutreffend darſtellen kann; der Verkäufer erkennt 
den Käufer für einen Nachlaß an dem noch nicht berichtigten 
Kaufpreis, d. h. er behandelt den Käufer ſo, als ob dieſer 
ihm den betreffenden Betrag geleiſtet hätte; in der gleichen 
Weiſe behandelt derjenige, dem von einem andern Schaden 
zugefügt worden iſt, dieſen ſo, als ob er dieſem etwas ge⸗ 
leiſtet hätte; analog iſt das Verfahren bei einem rückläufigen 
Wechſel. — Die zuletzt geſchilderten Buchungen ſind buch⸗ 
haltungsmäßig weſensverwandt dem ſog. Storno, d. h. dem 
Einſtellen eines Poſtens auf der Debet⸗ oder Kreditſeite des 
Kontos, um einen Poſten auszugleichen, der zuvor irrtümlich 
in das Konto eingeſtellt war. 


Die Faſſung des Art. 28 Abſ. 1 AD HGB.: „Jeder 
Kaufmann iſt verpflichtet, Bücher zu führen, aus welchen feine 
Handelsgeſchäfte und die Lage ſeines Vermögens vollſtändig 
zu erſehen ſind“, war verſchiedener Deutung fähig. Der un⸗ 
richtigen Auslegung wurde 1900 bei der Neufaſſung als 
838 Abſ. 1 HGB. durch das Betonen der Grundſätze ord⸗ 
nungsmäßiger Buchführung entgegengetreten. „Durch jenen 
Hinweis wird zugleich eine Ungenauigkeit in der Ausdrucks⸗ 
weiſe des bisherigen Art. 28 beſeitigt. Denn in den Handels⸗ 
büchern werden nicht, wie die Faſſung des Art. 28 anſchei⸗ 
nend fordert, die Geſchäftsabſchlüſſe als ſolche, ſondern nur 
die infolge der Geſchäfte eintretenden Vermögensverände⸗ 
rungen erſichtlich gemacht.“ Denkſchr. zur Novelle des HGB. 
von 1900 S. 21, 22. 


Wenn dann am Ende des Geſchäftsjahres bei Aufſtellung 
der Inventur die Bücher abgeſchloſſen werden, werden die 
Debitoren auf ihren Wert geprüft und je nachdem entweder 
als Verluſt auf Gewinn⸗ und Verluſtrechnung oder als Be⸗ 
ſtand auf Bilanzkonto übertragen. Hierzu iſt zu bemerken: 
In rein buchhaltungsmäßigem Sinne ſage ich: deshalb, weil 
bei der Inventur die Konten der Debitoren und Kreditoren 
eine zahlenmäßige Differenz ausweiſen, ſind die auszuglei⸗ 
chen, zu ſaldieren. Im rechtlichen Sinne ſage ich: weil mir 
der Abnehmer und ich den Lieferanten X. M. ſchuldig ge⸗ 
worden bin, habe ich an die Lieferanten, Kreditoren, und 
haben die Abnehmer, Debitoren, an mich zu zahlen. Aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen, rechtlicher wie tatſächlicher Art, die hier 
nicht näher erörtert zu werden brauchen, kann mein Recht 
auf Zahlung ausſichtslos oder wenigſtens zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen. Dann entfällt in demſelben Umfange, wie mein 
Zahlungsanſpruch hinfällig oder gefährdet wird, die Mög⸗ 
lichkeit, den tatſächlichen Abgang an aktiviſchen Werten der 
in meinem Vermögen durch die vorhergehenden Leiſtungen 
an die Abnehmer eingetreten iſt, ſpäter wieder wettzumachen. 
Wenn ich die Außenſtände bei einem finanziell ſicheren Ab⸗ 
nehmer zu den Aktiven zähle, tue ich es deshalb, weil ich 
überzeugt ſein kann, und dieſe Überzeugung iſt ohne das 
Beſtehen eines beſtimmten rechtlichen Verhältniſſes gar nicht 
denkbar, daß der Abnehmer mir die Summe von Vermögens⸗ 
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werten, die ich ihm zuvor gewährt habe, wiedererſtatten wird. 
Ich habe inſoweit überhaupt mit keinem Fehlbetrag in mei⸗ 
nem Vermögen zu rechnen. — Das iſt der Grund, weshalb 
die Debitorenſalden der Kontokorrente auf die Debet⸗(Aktiv⸗ 
Seite des Bilanzkontos gehören. 


Es iſt allgemeine Sitte, dem Wortausdruck folgend, 
auch begrifflich die buchmäßige Bezeichnung der Debitoren 
völlig gleich mit Forderungen zu ſetzen, und vorzüglich durch 
diejenige Tätigkeit, die man als Schätzen der (buchmäßigen) 
Debitoren bezeichnet, wird dieſe Identifizierung nahegelegt. 
Denn wenn die Salden von Debitorenkonten geſchätzt werden, 
wird die Aufmerkſamkeit notwendigerweiſe auf ſolche Per⸗ 
ſonen hingelenkt, die in einem Schuldnerverhältnis zum In⸗ 
ventariſierenden ſtehen. Gleichwohl hat man ſich ſtets über 
die begriffliche Verſchiedenheit von Debitoren und Kreditoren 
einerſeits im Sinne der Buchführung ſowie der Bilanz und 
andererſeits im Rechtsſinne klar zu fein. Den unmittelbaren 
Gegenſtand für die Bewertung anläßlich der Aufſtellung der 
Bilanz bilden die Debitoren im Buchſinne, und zwar unter 
Zugrundelegung von Erwägungen teils rechtlicher, teils tat⸗ 
ſächlicher Art. — In der Denkſchrift zur Novelle von 1900 
S. 40 heißt es, es ſei bei bedingten Verpflichtungen eine 
Wertberechnung notwendig. Das iſt irrig. Wenn ein Kauf⸗ 
mann zur Erlangung von Kredit einer Bank ſeine Bilanz 
vorlegt, worin er keine bedingten Forderungen und Ver⸗ 
pflichtungen ausweiſt, obwohl ſolche vorhanden ſind, wird 
jeder Buchſachverſtändige ſagen, die Bilanz iſt richtig, die 
Bank iſt nicht getäuſcht worden, die Bankbeamten hätten, da 
ſie über die entſprechenden Kenntniſſe verfügen, ſich nach dem 
Vorhandenſein von bedingten Forderungen und Verpflich⸗ 
tungen erkundigen müſſen. 

Richtig iſt nur: Muß ein Geſchäftsinhaber mit einem 
Vermögensabgang rechnen, ſo hat er ihn zu ſchätzen und das 
Ergebnis in der Bilanz durch Belaſtung von Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung und Erkennen des Bilanzkontos zum Aus⸗ 
druck zu bringen. Die Gründe eines ſolchen eventuellen Ver⸗ 
mögensabganges ſind ganz verſchieden. Sie hängen oft mit 
einem ſtreitigen oder unſtreitigen Rechtsverhältnis zuſammen; 
ſo Rückſtellungen für ſchwebende Engagements, weiter Rück⸗ 
ſtellungen für Prozeßkoſten, für Garantien aus einer ver⸗ 
trags⸗ oder geſetzmäßigen Haftpflicht. Die Geſamtheit der 
Aktiven wird geſchätzt und minderbewertet, nicht ein be⸗ 
ſtimmter Aktivpoſten, insbeſ. kein Debitorenpoſten. Der Min⸗ 
derwert der Geſamtheit der Aktiven muß auch nicht gerade 
auf ein Rechtsverhältnis, er kann auf Umſtände anderer Art 
zurückgehen, auf einen Krieg, der bevorſteht oder ausge⸗ 
brochen iſt, auf Konkurrenz, auf das allgemeine Danieder⸗ 
liegen der Wirtſchaft. 

Es handelt ſich, wie geſagt, um die Darſtellung eines 
Vermögensabganges. Die bezeichnete Bilanzierungsweiſe dient 
dem Erfolgsausgleich. Ein ſolcher iſt bei noch nicht geleiſteten 
Aktionäreinlagen überhaupt nicht denkbar, weder buchmäßig 
noch wirtſchaftlich. 

Damit dürfte auch erklärt ſein, wie die Juriſten, und 
zwar jetzt ausnahmslos, dazu gekommen ſind, die rückſtändi⸗ 
gen Mitgliederleiſtungen der Aktionäre als Außenſtände anzu⸗ 
ſehen. Auf der einen Seite ſind ſie ſich des grundſätzlichen 
Unterſchieds zwiſchen Debitoren und Kreditoren im Buch⸗ 
und im Rechtsſinne nicht bewußt geweſen. Auf der anderen 
Seite hatten ſie das zumal für die Aktiengeſellſchaft anzuer⸗ 
kennende Beſtreben, dem Leſer der Bilanz die das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen betreffenden weſentlichen Geſchäftsvorgänge 
erſichtlich zu machen. 

Allerdings kommt noch etwas weiteres hinzu: Die Ju⸗ 
riſten, die ſich nicht klar darüber waren, was in das Gefüge 
der Bilanz gehörte und was nicht, begegneten ſich in dem 
Beſtreben, Geſchäftsvorgänge in der Aktienbilanz erſichtlich 
zu machen, mit den Schriftſtellern der Buchführung. Beigel 
in der Ztſchr. f. Buchhaltung 1903 S. 170 betont nachdrück⸗ 
lich die Möglichkeit, Eventualverbindlichkeiten als bilanz- 


fremde Poſten in der Bilanz zu zeigen: durch ein Vor⸗ 
männer⸗ und Nachmännerkonto ſoll der Geſamtumfang 
der Verbindlichkeiten, woraus im Regreßwege Haftpflicht 
eintreten kann, erſichtlich gemacht werden. Damit werden 
bewußt anorganiſche Konten in die Buchführung und eben⸗ 
ſolche Poſten in die Bilanz eingefügt. Das Weſensfremde 
dieſer Poſten zeigt ſich darin, daß ſie vor dem Bilanzſtrich 
aufzuführen ſind. Sie können und ſollen niemals 
das bilanzielle Reinvermögensergebnis berüh⸗ 
ren und haben mit der Bewertung nicht das Min⸗ 
deſte zu tun. Sie dienen ausſchließlich dem Zwecke des 
Sichtbarmachens. Der Verluſt aus ſolchen Poſten iſt nicht 
etwa bei dieſen in der Bilanz ſelbſt, alſo vor dem Strich, 
abzuſetzen, ſondern hat ſich in der vorbezeichneten Weiſe — 
Belaſtung der Gewinn- und Verluſtrechnung ſowie Erkennen 
des Bilanzkontos — zu vollziehen. 

Den Juriſten war die anorganiſche Eigenſchaft der 
Poſten fremd. Sie machten keinen Unterſchied zwiſchen dem 
Anführen der Poſten vor und hinter dem Bilanzſtrich und 
zogen ſie deshalb unmittelbar in die Bewertung ein. 

Es dürfte wohl zuläſſig fein, die Fehler, die dein Geſetz⸗ 
geber in $ 261 a mit der Vorſchrift, nichteingezahlte Aktionär⸗ 
einlagen wären als Forderungen zu aktivieren und als 
Grundkapital zu paſſivieren, unterlaufen ſind, auf Grund 
von 838 HGB. rechtigzuſtellen. Man braucht ſich nur zu 
vergegenwärtigen, welcher Art die Konten ſind, von denen 
die betreffenden Poſten bei Aufſtellung der Bilanz in dieſe 
gelangt ſind. Es ſind Konten, die nicht in den Organismus 
der Buchführung gehören. Folglich muſſen die daraus ent⸗ 
nommenen und in die Bilanz eingeſetzten Zahlen dieſer 
weſensfremd ſein. 

Das alles habe ich in dem 1908 erſchienenen II. Teil 
meiner Schrift: „Die Bilanzwerte, was ſie ſind und was ſie 
nicht find“ S. 144—272 eingehend behandelt. Insbeſ. habe 
ich mich S. 196 ff. ausführlich mit Staub, Rehm und 
Simon auseinandergeſetzt. Sie unterſcheiden nicht genügend, 
daß die Poſten, die hier als anorganiſche bezeichnet werden, 
auf beiden Seiten der Bilanz, alſo dieſe durchlaufend und 
ohne deren Ergebnis zu berühren, vor dem Strich gezeigt 
werden können, aber daß ſie nicht hinter den Strich gebracht 
und bewertet werden dürfen. 

Wenn man den Charakter der vorbezeichneten Poſten 
kennt, wird es auch unbedenklich ſein, fie in der Bilanz ficht- 
bar zu machen, aber ſelbſtverſtändlich nur vor dem Bilanz⸗ 
ſtrich und eben nur ſichtbar zu machen. Man hat ſie mit dem 
Erfolgsausgleich nur in der obenbezeichneten Weiſe in Ver⸗ 
bindung zu bringen. Das letztere iſt bei ausſtehenden Aktio⸗ 
näreinlagen ausgeſchloſſen. Die allein richtige Stelle, eine 
Schätzung von Vorrats⸗, überhaupt aller nicht voll einge- 
zahlter Aktien zum Ausdruck zu bringen, iſt der Bericht. 
Dies hat nach $ 260 a Abſ. 1 HGB. zu geſchehen, wenn mit 
einem weſentlichen Ausfall zu rechnen iſt. 

So iſt das Problem der „Bilanzierung“ von Vorrats⸗ 
aktien zu löſen. Die urſprünglich richtige wirtſchaftliche Auf⸗ 
faſſung iſt von der unzutreffenden rein juriſtiſchen Auffaſſung 
verdrängt worden. Die Aktivierung von Vorratsaktien zeigt 
in beſonders draſtiſcher Weiſe, daß man nicht nur gegen die 
Form der Buchführung und Bilanzierung, ſondern auch gegen 
die Elemente der wirtſchaftlichen Denkungsweiſe verſtößt, 
wenn man Teile einem Vermögens in juriſtiſchem Sinne — 
die noch nicht von den Aktionären geleiſteten Einzahlungen — 
als im Geſchäfte tätig („aktiv“) behandeln und ihren Wert 
mit dem Geſchäftsergebnis in Verbindung bringen will. 

Zweifelhaft kann fein, wie die Vorſchrift in 8 261 b, 
Verbindlichkeiten aus einfachen ſowie Wechſelbürgſchaften, 
ſowie aus Garantieverträgen, auch ſoweit ihnen gleichwertige 
Rückgriffsforderungen gegenüberſtehen, wären in der Bilanz 
zu vermerken, gemeint iſt. Jedenfalls iſt die Auffaſſung 
möglich, daß derartige Verbindlichkeiten nur vor dem Striche 
ſichtbar gemacht werden ſollen. Allein in dieſer Deutung iſt 
ſie richtig. 
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Der Wechſelbegebungsvertrag. 


A. 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Kantter, Tübingen. 


I. Eine ganze Reihe von Typen ſtreitiger Wechſelpro⸗ 
zeſſe geht auf eine und dieſelbe Kernfrage zurück: auf die 
Frage des Wechſelbegebungsvertrags. Für das Indoſſament 
anerkennt des NG. in ſtändiger Rechtſprechung die Not⸗ 
wendigkeit eines Begebungsvertrags und hat über ſeinen 
Inhalt klare Sätze herausgearbeitet, insbeſ. in RG. 117, 
691): „Zur Übertragung der Rechte aus dem Wechſel genügt 
nicht der Skripturakt als ſolcher, vielmehr bedarf es dazu 
noch des Begebungsvertrags. Deſſen rechtliche Natur wird 
nicht erſchöpfend dadurch gekennzeichnet, daß er im Geben 
und Nehmen beruht, vielmehr muß zu dieſem einverſtänd⸗ 
lichen Geben und Nehmen noch hinzukommen die Einigung 
des Gebers und Nehmers, welche die Rechtsübertragung 
ausmacht.“ Nach dieſen klaren Worten kann es nicht mehr 
zweifelhaft ſein, in welche Vertragstype des BGB. dieſer 
„Begebungsvertrag“ einzuordnen iſt: er iſt ein Rechtsüber⸗ 
tragungsvertrag i. S. des 8 398 BGB. 

In dieſem Vertrag erſchöpft ſich jedoch der rechtsgeſchäft— 
liche Inhalt des normalen Indoſſamentes nicht. Nach Art. 15 
Ab. 1 WO. (n. F.) haftet der Indoſſant „mangels ent- 
gegenſtehenden Vermerks“ für die Annahme und Zahlung. 
Daraus folgt: es hängt von ſeinem Willen ab, ob er die 
Haftung durch Unterlaſſung eines ſolchen entgegenſtehenden 
Vermerkes übernehmen oder ob er ſie durch Anbringung 
eines ſolchen Vermerkes ablehnen will. Wir müſſen alſo 
notwendig in dem Indoſſament, das einen ſolchen Vermerk 
nicht enthält, normalerweiſe einen zweiten Vertrag er⸗ 
blicken, durch den der Indoſſant die Haftung übernimmt, alfo 
ſeinerſeits Wechſelſchuldner wird. Seiner rechtlichen Natur 
nach kann dieſer zweite Vertrag nur ein abſtraktes Schuld⸗ 
verſprechen i. S. des § 780 BGB. fein. 

Das normale Indoſſament hat alſo drei Beſtandteile: 
1. die Skriptur, 2. den Vertrag nach $ 398 BGB., 3. den 
Vertrag nach 8 780 BGB. 

Dieſe ſcharfe Unterſcheidung der einzelnen Beſtandteile 
erweiſt ſich äußerſt fruchtbar für eine ganze Reihe typiſcher 
Wechſelprozeſſe. Es ſind dies diejenigen, bei welchen äußerlich 
ein normales Indoſſament verwendet wird, die Parteiabſicht 
aber in Wahrheit von der Regel abweicht. 

1. Der Diskontierungsauftrag. 


Der Beauftragte ſoll den Wechſel für den Auftrag- 
geber verkaufen und erhält zu ſeiner Legitimation ein nor⸗ 
males Indoſſament. Zur Ausführung dieſes Auftrags genügt 
mit Rückſicht auf Art. 16 WO. (n. F.) vollauf die bloß for⸗ 
melle Legitimation. Materielle Legitimation, d. h. Rechts⸗ 
übertragung an den Beauftragten, iſt durchaus unnötig, denn 
dieſer ſoll und darf ja den Wechſel gegen die Schuldner ſeines 
Auftraggebers gar nicht geltend machen. Die Parteiabſicht 
kann alſo nicht auf Abſchluß eines Rechtsübertragungsver⸗ 
trags nach $ 398 BGB. gerichtet fein. Dagegen wiſſen 
Auftraggeber und Auftragnehmer, daß der Auftragnehmer, 
deſſen Name auf der Rückſeite des Wechſels ſteht, nach Aus⸗ 
führung ſeines Auftrags der diskontierenden Bank und allen 
Nachmännern wechſelmäßig haften wird (Art. 15 WO. n. F.). 
Es iſt alſo ganz ſelbſtverſtändlich, daß ihre Abſicht dahin 
gehen wird, auch unter ſich eine Wechſelregreßpflicht des 
Auftraggebers zu begründen. Alſo Vertrag nach 8 780 BGB.! 

Das zum Zweck der Ausführung eines Diskontierungs⸗ 
auftrags gegebene Indoſſament enthält alſo neben der Skrip⸗ 
tur nur einen Vertrag nach 8 780 BGB., nicht dagegen den 
Rechtsübertragungsvertrag nach 3 398 BGB. 

Aus dieſer Erkenntnis ergeben ſich folgende praktiſche 
Rechtsfolgen: Klagt der Diskontierungsbeauftragte auftrags⸗ 
widrig den Wechſel gegen ſeinen Auftraggeber und deſſen 
Wechſelſchuldner (Vormänner) ein, ſo verliert er die Klage 
gegen die Vormänner, weil er mangels des Vertrags nach 
§ 398 BGB. gar nicht das Gläubigerrecht gegen dieſe 
übertragen erhalten hat. Er iſt wohl formell, aber nicht 
materiell legitimiert. Seinem Auftraggeber gegenüber iſt er 
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zwar auf Grund des Vertrags nach § 780 BGB. Wechſel⸗ 
gläubiger geworden. Aber dieſem Wechſelrecht ſtehen die Ein⸗ 
reden aus dem bürgerlich-rechtlihen Auftragsverhältnis ent- 
gegen. 

2. Das (verſteckte) Inkaſſomandat. 

Hier liegen die rechtlichen Verhältniſſe gerade umgekehrt. 
Der Beauftragte ſoll die Rechte ſeines Auftraggebers in 
eigenem Namen geltend machen. Das kann er nur, wenn ihm 
dieſer ſeine Rechte (fiduziariſch) übertragen hat. Als Partei⸗ 
abſicht muß alſo notwendig ein Rechtsübertragungsvertrag 
nach § 398 BGB. angenommen werden (wie es ja auch das 
RG. in RG. 117,69 für das Inkaſſoindoſſament tatſächlich 
annimmt). Dagegen ſoll der Inkaſſomandatar den Wechſel 
nicht in fremde Hände geben. Die Parteien rechnen alſo gar 
nicht mit der Möglichkeit, daß der Inkaſſomandatar je⸗ 
mals aus dem Wechſel ſeinerſeits ſollte regreßpflichtig wer⸗ 
den. Für die Annahme einer Parteiabſicht, unter ſich ein 
Wechſelregreßrecht zu begründen, fehlt alſo jeder Anlaß. 

Das verſteckte Inkaſſoindoſſament enthält alſo neben der 
Skriptur ebenfalls nur einen Vertrag. Aber im Gegenſatz 
zum Indoſſament an den Diskontierungsbeauftragten iſt es 
hier der Vertrag des 8 398 BGB., nicht der des 8780 BGB. 

Das RG. hat in der erwähnten Entſcheidung RG. 117, 
69 ſehr richtig ausgeführt, daß beim Indoſſament an den 
Diskontierungsbeauftragten ſowohl wie an den Inkaſſobeauf⸗ 
tragten der bürgerlich-rechtliche Auftrag als das Kauſal⸗ 
geſchäft, das Indoſſament dagegen als das Erfüllungsgeſchäft 
anzuſehen ſei. Es betont weiter auf S. 72 daſ. (letzter Abſ.), 
daß das Rechtsverhältnis zwiſchen Geber und Nehmer des 
Wechſels beim Diskontierungsauftrag anders liege als beim 
Inkaſſoauftrag. Unrichtig dagegen will es uns ſcheinen, wenn 
das RG. auf S. 73 daſ. annimmt, dieſer Unterſchied liege 
bloß im Kauſalgeſchäft, nicht dagegen auch im Erfüllungs- 
geſchäft. Im Gegenſatz dazu wird hier die Anſicht vertreten, 
daß der Unterſchied des Kauſalgeſchäfts ſich auch auf das 
Erfüllungsgeſchäft auswirkt und eben darin beſteht, daß das 
Inkaſſoindoſſament einen Vertrag nach 8 398 BGB., das 
Diskontierungsindoſſament dagegen einen Vertrag nach $ 780 
BGB. enthält. Terminologiſch ergibt fi daraus die Folge, 
daß man beide Verträge nicht mit dem gleichen Namen be⸗ 
nennen darf. Will man den Vertrag des 8 398 BGB. „Be⸗ 
gebungsvertrag“ heißen, ſo enthält zwar das Inkaſſoindoſſa⸗ 
ment einen Begebungsvertrag, nicht aber auch das Diskon⸗ 
tierungsindoſſament, da eben nach der Parteiabſicht bei dieſem 
Indoſſament ein ſolcher Vertrag gar nicht geſchloſſen werden 
wollte. Der Streit zwiſchen RG. in RG. 117, 74/75 und 
Staub-Stranz?), WO., 11. Aufl., Art. 9 Anm. 3 und 
Art. 82 Anm. 13 über dieſe Frage beruht alſo lediglich 
auf ungenauer Formulierung deſſen, was beiderſeits ge⸗ 
meint iſt, und entbehrt der praktiſchen Tragweite. Gerade 
hier zeigt ſich die Notwendigkeit, dieſe beiden im normalen 
Indoſſament enthaltenen Verträge ſcharf zu unterſcheiden. 
Die ſcheinbar rechtlich ſo verwickelten Fragen des Wechſel⸗ 
begebungsvertrags löſen ſich dann aufs einfachſte. Sie ver⸗ 
lagern ſich von der rechtlichen Seite nach der tatſächlichen und 
laufen letzten Endes auf die einfache Frage hinaus: Was 
haben die Parteien im einzelnen Falle gewollt? 

3. Der Widerruf des Inkaſſomandats. 

Er beſeitigt vermöge der Sondervorſchrift des 8 671 
BGB. zunächſt das Kauſalgeſchäft, das Auftragsverhältnis, 
obwohl dieſes ein Vertrag iſt ($ 662 BGB.). Das Erfül⸗ 
lungsgeſchäft dagegen, der Rechtsübertragungsvertrag, kann, 
eben weil es ein Vertrag iſt, nicht einſeitig widerrufen wer⸗ 
den, ſondern bedarf zu ſeiner Aufhebung eines gegenteiligen 
Vertrages. Durch den Widerruf des kauſalen Auftrags hat 
alſo die Rechtsübertragung bloß ihren Rechtsgrund ver⸗ 
loren und kann deshalb als Bereicherung zurückverlangt wer⸗ 
den. Solunge die Bereicherung noch nicht zurückgegeben iſt, 
find aber die Rechte aus dem Wechſel noch bei dem Bereicher⸗ 
ten, dem Inkaſſoindoſſatar. Solange können ſich die Wechſel⸗ 
ſchuldner nicht auf den Widerruf des Auftrags berufen, denn 
das wäre ja ein Einwand aus dem Rechte eines Dritten. 
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Andererſeits haben ſie den Vorteil, daß ſie ſich um das Ver⸗ 
hältnis des Inkaſſomandanten zum Mandatar gar nicht 
weiter zu kümmern brauchen, ſelbſt wenn ſie von dem an⸗ 
geblichen Widerruf gehört haben ſollten. Vielmehr können 
ſie ruhig und mit befreiender Wirkung an den Inkaſſo⸗ 
indoſſatar zahlen, ſolange er den Wechſel in Händen hat. 
Das RG. kommt in RG. 134, 2913) mit etwas anderer Be⸗ 
gründung zu demſelben Ergebnis. In JW. 1932, 742 16, 
1652, 1653 greifen Bernſtein und Jacobi dieſes Urteil 
auch im Ergebnis mit Unrecht an. Zu einem anderen Er⸗ 
gebnis kann man nur kommen, wenn man annimmt, das 
Erfüllungsgeſchäft, die Rechtsübertragung, ſei auflöſend be⸗ 
dingt von dem Fortbeſtehen des Kauſalgeſchäfts, des Auf⸗ 
trags. Aber warum ſollte das gerade beim wechſelrechtlichen 
Erfüllungsgeſchäft der Fall ſein? Bei den zahlreichen ding⸗ 
lichen Übereignungen auf Grund Kaufs und ſonſtiger Kauſal⸗ 
geſchäfte iſt das doch auch nicht der Fall! Jedenfalls muß 
man ſich bewußt ſein, daß man im Falle der Annahme 
einer ſolchen Bedingung die Wechſelſchuldner mit der äußerſt 
heikeln Prüfung des inneren Verhältniſſes zwiſchen Inkaſſo⸗ 
mandanten und Inkaſſomandatar belaſtet. Vom Standpunkt 
der Intereſſenjurisprudenz aus, die auf die Verkehrsfähig⸗ 
keit der Wechſel Rückſicht zu nehmen hat, wäre dies kein 
brauchbares Ergebnis. 

4. Das Diskontierungsangebot. 

Wer ſeiner Bank einen vorſorglich mit Indoſſament 
verſehenen Wechſel zum Diskontieren anbietet, macht zwei 
Vertragsangebote: das eine auf Abſchluß eines kauſalen 
Kaufvertrags, das andere auf Vornahme der Erfüllungs⸗ 
geſchäfte (Verträge nach 88 398 u. 780 BGB., ſ. o). Lehnt die 
Bank den Abſchluß des Kauſalgeſchäfts ab, ſo liegt darin 
zugleich die Ablehnung auch der Erfüllungsgeſchäfte. Dies 
folgt unmittelbar aus $ 150 Abſ. 2 BGB., denn die beiden 
Angebote ſind eine Einheit und nur rechtlich unterſcheidbar. 
Die Bank, die die Diskontſumme nicht zur Verfügung ſtellt, 
hat alſo die Rechte aus dem Wechſel überhaupt nicht er⸗ 
worben. Des Umweges über eine Bedingung, den RG. 126, 
3484) für nötig hält, bedarf es alſo nicht. Die Rechtslage 
iſt um nichts anders, als wenn ein Kaufmann unbeſtellte 
Waren unter Beifügung einer Zahlkarte ſchickt. Auch hier 
kann der Empfänger nicht das Angebot zum Kaufvertrag 
ablehnen und gleichzeitig das Angebot zum dinglichen Vertrag 
annehmen. 

II. Bedarf auch das Akzept zu ſeiner Wirkſamkeit neben 
der Skriptur eines Vertrags? Der Standpunkt des RG. zu 
dieſer Frage iſt geteilt. RG. 2, 91; 14, 23; 35, 75; 72, 216 
bejahen die Frage, RG. 9, 42; 24, 87; 65, 409; 70, 210; 
77, 140 verneinen fie. Staub⸗Stranz Anm. 10 AllgEinl. 
verlangt ebenfalls einen Vertrag. Wir möchten uns eben⸗ 
falls der Vertragstheorie anſchließen. Wer einen Lernenden 
zu Übungszwecken veranlaßt, einen Wechſel auf ihn zu ziehen, 
und ihm den Wechſel als Akzeptant zu Anſchauungszwecken 
unterzeichnet, wird aus dem Wechſel dem anderen nicht ver⸗ 
pflichtet, obwohl er ihm den Wechſel „gibt“ und der andere 
ihn „einverſtändlich nimmt“, aus dem einen Grund, weil eben 
rechtsgeſchäftliche Abſicht, ein Vertrag, fehlt. Allerdings haftet 
er aus ſeiner Unterſchrift, wenn der andere Mißbrauch treibt 
und den Wechſel in Verkehr ſetzt. Aber ebenſo haftet nach 
§ 406 BGB. jeder, der über ein in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtehendes Rechtsgeſchäft eine Urkunde ausgeſtellt hat. Und 
trotzdem wird füglich niemand bezweifeln, daß trotz der Vor⸗ 
ſchrift des 8 406 BGB. beiſpielsweiſe eine Kaufpreisforde⸗ 
rung zu ihrer Entſtehung eines Vertrages bedarf. Doch ſei 
dem wie ihm wolle. Heck, Grundriß zum Schuldrecht S. 410, 
betont mit Recht, daß die Konſtruktionsfrage von unter⸗ 
geordneter Bedeutung ſei. Hier wird dieſe Frage bloß des⸗ 
halb geſtreift, um nochmals wegen der Terminologie zu 
warnen. Die Vertreter und Anhünger der Vertragstheorie 
haben ſich daran gewöhnt, auch beim Akzeptanten von einem 
„Begebungsvertrag“ zu ſprechen. Das geht dann nicht an, 
wenn man den im Indoſſament enthaltenen Rechtsübertra⸗ 
gungsvertrag des § 398 BGB. ebenfalls „Begebungsver⸗ 
trag“ nennt (fo RG. 117, 655)). Man muß ſich bewußt fein, 
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daß der Akzeptant und der Indoſſant Grundverſchiedenes 
tun. Der Akzeptant ſchafft erſtmals eine Wechſelverpflich⸗ 
tung, der Indoſſant überträgt ſie. Alſo der gleiche Unterſchied 
wie zwiſchen der Tätigkeit des Käufers und desjenigen, der 
ſpäter die Kaufpreisforderung überträgt! Wenn man für 
die Wirkſamkeit des Akzepts einen Vertrag nötig hält, ſo 
kann dieſer Vertrag rechtlich bloß als Vertrag nach 8 780 
nn aufgefaßt werden. Wir hätten alſo dann das Er⸗ 
gebnis: 

Das normale Akzept enthält neben der Skriptur einen 
Vertrag nach 8 780 BG 

das normale Indoſſament enthält neben der Skriptur 
zwei Verträge, nämlich einen Vertrag nach 8 398 BGB. 
und einen weiteren nach 8 780 BGB., 

es gibt anormale Indoſſamente, die nur den einen 
oder anderen dieſer Verträge enthalten. 


B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Zu I. 1. Im Ergebnis iſt dem Verfaſſer beizutreten. 
M. E. mußte der Verfaſſer aber von der Rechtsnatur des 
Wechſels, dem Wertpapiercharakter, ausgehen. Der 
Rechtsübertragungsvertrag, den der Verfaſſer unter 8398 
BGB. bringt, muß dann ein ſolcher nach 8 929 ff. BGB. 
fein. Der Wertpapiercharakter des Wechſels bedingt Ls, daß 
nur der Wechſelgläubiger ſein kann, der Eigentümer der 
Wechſelurkunde iſt. Das Recht aus dem Papier folgt dem 
Recht am Papier. Dieſer Grundſatz alſo, daß ohne Eigentum 
an der Wechſelurkunde das Gläubigerrecht nicht übergehen 
kann, iſt in der Rechtſprechung wiederholt ausgeſprochen wor⸗ 
den (ROHG. 11, 250; RG. 3, 329; 107, 44). 

Der Auftraggeber kann dem Kläger — dem Diskon⸗ 
tierungsbeauftragten — ſowohl die perſönliche Einrede des 
Art. 82 aus dem bürgerlich⸗ rechtlichen Auftragsverhältnis, als 
auch die dingliche Einrede des Art. 82, daß der diskontierungs⸗ 
beauftragte Kläger Eigentum an der Wechſelurkunde und da⸗ 
mit ein Gläubigerrecht nicht erworben habe, entgegenſetzen. 
Die Vormänner des Auftraggebers haben die exceptio in 
rem des Art. 82, nämlich, daß der diskontierungsbeauftragte 
Kläger ein Gläubigerrecht nicht erlangt habe, weil der Eigen⸗ 
tumsübertragungsvertrag bzgl. der Wechſelurkunde fehlt. 

Überträgt der Diskontierungsbeauftragte den Wechſel an 
einen gutgläubigen Dritten, ſo verlieren alle Wechſelverpflich⸗ 
teten der Klage des Dritten gegenüber, die erwähnten Ein⸗ 
reden. Dies deshalb, weil der gutgläubige Dritte Eigentümer 
der Wechſelurkunde und mithin Gläubiger der Wechſelſchuld 
geworden iſt. 

Zu J. 2. Die obigen Ausführungen treffen auch für den 
hier erörterten Fall im weſentlichen zu. Der Inkaſſoindoſſatar 
wird durch das Indoſſament nicht nur formell legitimiert, 
ſondern er wird hier auch Eigentümer der Wechſelurkunde 
und damit Gläubiger der Wechſelobligation. Die Tatſache, 
daß ſein Eigentum an der Wechſelurkunde nur ein fidu⸗ 
ziariſches iſt, erzeugt keine Wirkung zwiſchen dem Inkaſſo⸗ 
beauftragten und den Vormännern des Inkaſſoauftraggebers. 

Zu I. 3. Durch den Widerruf des Inkaſſomandats ver⸗ 
liert der Inkaſſoindoſſatar ſein fiduziariſches Eigentum nicht. 
Er bleibt Eigentümer der Wechſelurkunde, mithin Gläubiger 
der Wechſelobligation, und dringt daher auch mit Recht gegen 
die Vormänner ſeines Inkaſſoindoſſanten mit der Klage durch. 

Erwähnt kann noch werden, daß die Klage des Inkaſſo⸗ 
beauftragten gegen den Inkaſſoauftraggeber abzuweiſen iſt. 
Dem Beklagten ſteht gemäß Art. 82 einmal die perſönliche 
Einrede aus dem bürgerlich- rechtlichen Auftragsverhältnis, wei⸗ 
terhin die perſönliche Einrede aus der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung zu. Der Bekl. könnte die Wechſelurkunde aus un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung heraus verlangen, kann daher, 
wird er aus dieſer Wechſelurkunde in Anſpruch genommen, 
gemäß § 821 BGB. fein Kondiktionsrecht einredeweiſe gel⸗ 
tend machen. 4 

Zu J. 4. Der Auffaſſung des Verfaſſers tft inſofern bei⸗ 
zutreten, als das Angebot zum Abſchluß des Diskontierungs⸗ 
vertrages als einheitliche Offerte aufgefaßt werden muß. Die 
Bank kann alſo nicht die Offerte zum Abſchluß des obligato⸗ 
riſchen Vertrages ablehnen und die Offerte auf Erwerb des 
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Rechts aus dem Wechſel — auch hier durch Erwerb des Eigen⸗ 
tums an der Wechſelurkunde — annehmen. 

Zu II. Mit Recht hebt der Verfaſſer hervor, daß die 
Entſcheidungen des RG. geteilter Auffaſſung find, ob ein Ver⸗ 
trag Vorausſetzung für die wechſelmäßige Haftung des Akzep⸗ 
tanten ſei oder nicht. Nach dem heutigen Stand der Recht⸗ 
ſprechung ſteht das NG. bei der Haftung des Akzeptanten aus 
einem fertig ausgefüllten Wechſel auf dem Standpunkt der 
Kreationstheorie, bei einem Blankowechſel auf dem Stand⸗ 
punkt der Vertragstheorie (RG. 77, 140; 87, 365). 

Der Verfaſſer erklärt, ſich auf den Standpunkt der Ver⸗ 
tragstheorie zu ſtellen und meint: „Der Akzeptant ſchaffe 
die Wechſelverpflichtung genau ſo, wie der Käufer durch ſeine 
Tätigkeit die Kaufpreisverpflichtung ſchaffe.“ Es iſt nicht 
erſichtlich, was der Verfaſſer hiermit zum Ausdruck bringen 
will. Die Frage mußte doch dahin geſtellt werden: „Wodurch 
wird die Wechſelverbindlichkeit des Akzeptanten begründet?“ 

Die Antwort iſt m. E, klar, nach der Kreationstheorie 
dadurch, daß der Akzeptant ſeinen Annahmevermerk auf den 
fertig ausgefüllten Wechſel ſetzt, nach der Vertragstheorie 
dadurch, daß zwiſchen dem Akzeptanten und dem erſten Neh⸗ 
mer des Wechſels ein Vertrag mit der Maßgabe zuſtande 


kommt, daß eine wechſelmäßige Haftung begründet werden 
ſoll. Dieſer Vertrag wird deswegen Begebungsvertrag ge⸗ 
nannt, weil er regelmäßig in dem ſchlüſſigen Verhalten des 
„Gebens“ und „Nehmens“ erblickt wird. 

Selbſtverſtändlich handelt es ſich nach der Vertragstheorie 
bei dem Vertrag zwiſchen Akzeptanten und erſtem Nehmer 
des Wechſels um einen anderen Vertragstypus als dem Ver⸗ 
trag zwiſchen erſtem Nehmer und ſeinen Nachmännern. Der 
erſte Vertrag begründet nach der Vertragstheorie erſt die 
Wechſelobligation, der zweite überträgt ſie. 

Die Ausführungen, die der Verfaſſer zu 8 406 BGB. 
macht, — gemeint iſt offenbar §8 405 BGB. — find die Ge⸗ 
danken von der Lehre der Rechtſcheinwirkung. § 405 BGB. 
ſchafft eben im Wege der geſetzlichen Fiktion einen Anſpruch. 
Wer eine Urkunde zum Schein ausſtellt, muß auf Grund der 
geſetzlichen Fiktion des 8405 BGB. haften. Zwar beſteht — 
im Sinne des Verfaſſers geſprochen — keine Kaufpreisver⸗ 
pflichtung, aber der die Urkunde Ausſtellende wird behandelt, 
wie wenn die Kaufpreisſchuld beſtünde. Nach dieſen Erörterun⸗ 
gen aber hätte ſich der Verfaſſer wohl zwangsläufig für die 
Haftung des Akzeptanten auf den Standpunkt der Kreations⸗ 
theorie ſtellen müſſen. 


Der Kücktritt im vergleichs⸗ und Konkursverfahren 
nach der jüngſten Kechtſprechung. 


I 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Weſterhauſen, Dortmund. 


Häufig werden im Geſchäftsleben Verträge unter Vor⸗ 
behalt des Rücktritts oder Kaufverträge unter Eigentums⸗ 
vorbehalt, wodurch nach 8 455 BGB. bei Verzug des Käufers 
dem Verkäufer ein Rücktrittsrecht kraft Geſetzes gegeben iſt, 
geſchloſſen. Fällt nun in letzterem Falle der Käufer ins 
Vergleichsverfahren, bevor der Kaufpreis bezahlt iſt, jo nimmt 
der Verkäufer an dieſem Verfahren wegen ſeiner ausſtehenden 
Forderungen als Vergleichsgläubiger gemäß $4 VerglO. nicht 
teil, da der gegenfeitige Vertrag nach der herrſchenden Mei- 
nung noch von keiner Seite ganz erfüllt ift. 

Zwar hat das DLG. Braunſchweig in JW. 1933, 1138 
im Gegenſatz zur herrſchenden Meinung entſchieden, daß der 
Verkäufer durch Lieferung unter Eigentumsvorbehalt die ihm 
obliegenden zum Rechtserwerbe des Käufers dienlichen Hand⸗ 
lungen bewirkt, mithin feiner Rechtsverſchaffungspflicht nach⸗ 
gekommen ſei. N b 

Hierfür kann allerdings die Vorſchrift in 8 28 VerglO. 
angeführt werden, wonach bei noch nicht beiderſeits erfüllten 
gegenſeitigen Verträgen jeder Teil mit Ermächtigung des 
Gerichts die weitere Erfüllung ablehnen kann. Fällt nun 
z. B. der Verkäufer, der unter Eigentumsvorbehalt geliefert 
hat, ins Vergleichsverfahren, fo könnte er das ihm gerade für 
dieſen Fall in 8 28 VerglO. gegebene Ablehnungsrecht nicht 
ausüben, da er tatſächlich nichts mehr zu erfüllen hat, ſon⸗ 
dern von dem Käufer den Kaufpreis entgegennehmen und jo 
den Eigentumswechſel automatiſch vollziehen laſſen muß. 
Hieraus ergibt ſich, daß in § 28 Vergld. alſo offenſichtlich 
unter Erfüllung nur die Erfüllungshandlung, nicht der Er⸗ 
füllungserfolg gemeint iſt, da man nur die Erfüllungs⸗ 
handlung ablehnen kann, nicht aber den daraus folgenden 
rechtlichen Erfolg. a 

Trotzdem muß mit der herrſchenden Meinung davon 
ausgegangen werden, daß nach der ausdrücklichen Vorſchrift 
des 8433 BGB. der Verkäufer die Eigentumsverſchaffungs⸗ 
pflicht hat, d. h. feiner Verpflichtung zur Erfüllung des 
Kaufvertrages erſt dann genügt hat, wenn der Käufer auch 
wirklich Eigentümer der Kaufſache geworden iſt. Ts inter⸗ 
eſſiert nun die Behandlung des Rücktritts rechts, beſonders 
bei den eben ausgeführten, nicht beiderſeits erfüllten Ver⸗ 
trägen im Vergleichs⸗ und Konkursverfahren. 

2. Die Frage, ob bei beiderſeits noch nicht voll er⸗ 
fülltem Vertrage das Rücktrittsrecht neben dem Ablehnungs⸗ 
recht der Parteien in 8 28 VerglO. und dem des Konkurs⸗ 
verwalters in 8 17 KO. nach Eröffnung des Verfahrens aus⸗ 
geübt werden kann, iſt zu bejahen. Die berechtigten Parteien 


haben hier das Wahlrecht zwiſchen dem Rücktritt und der 

Ablehnung. Machen ſie vom Rücktritt Gebrauch, ſo wird das 

Ablehnungsrecht gegenſtandslos. Von dieſem Standpunkte 

gehen auch die Entſcheidungen des OLG. Düſſeldorf (JW. 

ER 2638: 1933, 1139) und des KG.: JW. 1932, 26, 
aus. 

Rücktrittsvereinbarungen, die nur für den Fall des Kon⸗ 
kurſes oder des Vergleichs getroffen worden ſind, ſchließen 
im Zweifel das Ablehnungsrecht des § 28 VerglO. und des 
817 KO. nicht aus, ſondern treten neben dieſe Rechte. 

Möglich iſt, daß an Stelle des Ablehnungsrechts des 
Schuldners nach 8 28 VerglO. mit der Schadenserſatzfolge 
nach 830 Vergl. und des Ablehnungsrechts des Konkurs⸗ 
verwalters nach 817 KO. durch Parteivereinbarung ein 
bloßes Rücktrittsrecht des Schuldners tritt, da der Anſpruch 
des Gläubigers aus dem Rücktritt nach 88 346, 347 BOB. 
eine ſchwächere Wirkung hat als der durch die Ablehnung 
ee Schadenserſatzanſpruch des 830 VerglO. und 
8 26 RD. 

Ob das Ablehnungsrecht vertraglich überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen werden kann, beurteilt ſich im Vergleichs⸗ und Kon⸗ 
kursverfahren verſchieden. Das Vergleichs verfahren berück⸗ 
ſichtigt die Ermöglichung der Fortdauer der geſchäftlichen 
Exiſtenz und läßt die Geſchäftsführung in der Hand des 
Schuldners, der grundſätzlich von ſeinen Verpflichtungen 
gegenüber den nicht am Vergleichsverfahren beteiligten Gläu⸗ 
bigern nicht entbunden wird (RG.: JW. 1930, 2782). Der 
Schuldner kann zwar nach 8 28 VerglO. in feinem eigenen 
Intereſſe und damit allerdings auch im Intereſſe der be⸗ 
teiligten Gläubiger den nicht beteiligten Gläubiger des 8 4 
VerglO. mit Ermächtigung des Gerichts ins Verfahren hin⸗ 
einziehen, er braucht es aber nicht. Wenn er von ſeinem 
Recht keinen Gebrauch macht und erfüllt, gewährt er dem 
nicht beteiligten Gläubiger keinen Vorteil vor den andern 
Gläubigern, ſondern kommt nur ſeiner im Geſetz ſtatuierten 
Verpflichtung nach. 

Aus dieſer ſeiner ſelbſtändigen Stellung im Vergleichs⸗ 
verfahren ergibt ſich, daß er von vornherein auf ſein Recht 
aus 8 28 VerglO. verzichten und nur dem andern Teil ein 
Rücktrittsrecht einräumen kann. So auch Kieſow, Vergld. 
828 Anm. 39; a. M. Mayer, Vergld. § 28 Anm. 14. Der 
Konkurs dagegen hat zum Ziele, durch einen Amtsträger, 
den Konkursverwalter, unter Nichtberückſichtigung der ge⸗ 
ſchäftlichen Exiſtenz des Gemeinſchuldners die gleiche Befrie⸗ 
digung der Gläubiger herbeizuführen. Um dies zu erreichen, 
muß dem Konkursverwalter das Recht gegeben ſein, noch nicht 
voll erfüllte Verträge abzulehnen und ſo den andern Teil 
zu einem gewöhnlichen Konkursgläubiger zu machen. Die Aus⸗ 
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bedingung eines einſeitigen Rücktrittsrechts für den Gläu⸗ 
biger, verbunden mit dem Ausſchluß des Ablehnungsrechts 
des Schuldners (§S 17 KO.), iſt daher als dem Sinn und 
Zweck des Geſetzes widerſprechend nichtig. 

3. Die Meinungen darüber, wie die Anſprüche, die ſich 
bei einem Rücktritt ergeben, bei dem Vergleichs⸗ oder Kon⸗ 
kursverfahren zu behandeln ſind, gehen in Literatur und 
Rechtſprechung auseinander. 

Nach der Entſcheidung des OLG. Düſſeldorf v. 4. Febr. 
1932 (JW. 1932, 2638) wird durch den Rücktritt der Ver⸗ 
trag mit rückwirkender Kraft (ex tunc) mit ſchuldrechtlicher 
Wirkung beſeitigt. Dagegen entſtehen die Werterſatzanſprüche 
aus dem Rücktritt nach §8 346, 347 BGB. erſt mit der 
Rücktrittserklärung und ſind nicht zurückzubeziehen (ex nunc). 
Hiernach nehmen die Anſprüche des Gläubigers aus dem nach 
Verfahrenseröffnung erklärten Rücktritt, als nach der Ver⸗ 
fahrenseröffnung entſtanden, überhaupt nicht am Verfahren 
teil und ſind voll zu befriedigen. Die Folge iſt, daß ſich jede 
Partei zu ihrer Sicherung ein Rücktrittsrecht ausbedingen 
und ſo ein Vergleichsverfahren überhaupt illuſoriſch machen 
kann. Selbſt wenn der Gläubiger voll erfüllt, alſo nach 84 
VerglO. am Vergleichsverfahren überhaupt nicht beteiligt 
wäre, könnte er mit Hilfe ſeines Rücktrittsrechts nach Ver⸗ 
fahrenseröffnung einen neuen Anſpruch auf Rückgewähr ſeiner 
Leiſtungen auf Grund ſeines Rücktritts erwerben und außer⸗ 
halb des Vergleichsverfahrens von dem Vergleichsſchuldner 
Befriedigung verlangen. 


Dasſelbe gilt auch für den Konkurs. Hier würde durch 
die Rücktrittserklärung ein neuer Anſpruch auf Rückgewähr 
des Empfangenen entſtehen, der, weil nach Eröffnung des 
Konkursverfahrens entſtanden, einerſeits dem Gläubiger gegen 
den Gemeinſchuldner, andrerſeits dem Gemeinſchuldner gegen 
den Gläubiger wegen des bereits Geleiſteten gemäß 88 346, 
347 BGB. zuſtehen würde. Danach könnten derartige Gläu⸗ 
biger tatſächlich dem Konkursverfahren entzogen werden. Dem 
Gläubiger wäre es ſo möglich, durch die Rücktrittserklärung 
nach der Konkurseröffnung dem Gemeinſchuldner das auf 
Grund des Vertrages Geleiſtete wieder zukommen zu laſſen, 
da ja dieſer neuentſtandene Anſpruch nicht in den Konkurs 
fällt. — Eine unmögliche Folgerung! 

Hiergegen führt das KG.: ZW. 1932, 2637 mit Recht 
aus, daß die ſich auf Grund des Rücktritts kraft Geſetzes 
ergebenden Anſprüche (Legalobligationen) nicht etwa erſt 
mit der Rücktrittserklärung nach der Eröffnung des Ver⸗ 
gleichsverfahrens als ſogenannte Neuforderungen entſtehen, 
ſondern bereits als bedingt existente bei Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens im Vertrage vorhanden geweſen ſind 
und infolgedeſſen vom Vergleichsverfahren erfaßt werden, 
ſoweit der Entſtehungszeitpunkt vor Verfahrenseröffnung liegt. 


Die Stellungnahme Bremers (JW. 1933, 1137 ff.) 
hiergegen, das KG. habe die Folgen der ex-tunc-Wirkung 
und den Zeitpunkt, zu welchem die Anſprüche aus der Rück⸗ 
trittserklärung mit ihrer ex-tunc⸗Wirkung in die Erſcheinung 
treten, verwechſelt, kann nicht überzeugen. Der Rücktritt 
hebt den Vertrag mit ſchuldrechtlicher Wirkung, aber mit 
rückwirkender Kraft auf. Inſoweit iſt alſo das Rücktrittsrecht 
ein Geſtaltungsrecht. Das bedeutet aber nicht, daß nun durch 
die Rücktrittserklärung auch die Legalobligationen der 88 346, 
347 ff. BGB. auf Rückgewähr der empfangenen Leiſtungen 
aus dem Nichts geſchaffen werden. Dieſe Anſprüche ſind viel⸗ 
mehr bereits von der Vereinbarung des Rücktrittsrechts oder 
vom Verzuge des Käufers nach § 455 BGB. an, wenn auch 
bedingt durch die Rücktrittserklärung vorhanden. Auch ſie 
werden inſofern durch die Rücktrittserklärung ex nunc ge⸗ 
ſtaltet, als ſie von dieſem Augenblicke an wirkſam werden. 
Daß die Rücktrittsverbindlichkeiten bereits vorher, wenn auch 
unwirkſam, vorhanden ſind, zeigt der Umſtand, daß die Par⸗ 
teien bereits von vornherein den Inhalt der Schuldverhältniſſe 
näher beſtimmen, Verwirkungsklauſeln uſw. einfügen können. 

Auch das RG. hat in ähnlich gelagerten Fällen ange⸗ 
nommen, daß der urſprüngliche Vertrag Grundlage des neu⸗ 
entſtandenen Anſpruchs iſt. So hat das RG.: JW. 1933, 
1127 entſchieden, daß im Falle des 8 30 VerglO. der Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des Gläubigers nicht kraft Geſetzes ent⸗ 
ſteht, ſondern bereits vom Vertragsſchluſſe an als im Ver⸗ 


trage immanent vorhanden iſt. Dasſelbe gilt für den Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des Vermieters im Konkurſe des Mieters 
bei einer Kündigung durch den Konkursverwalter (8 19 KO.). 

Auch der Schadenserſatzanſpruch des Vertragsteils nach 
8628 Abſ. 2 BGB. und § 70 HGB., der durch vertrags⸗ 
widriges Verhalten des andern Teils zur Kündigung ver⸗ 
anlaßt worden iſt, iſt nicht als durch die Kündigung ent⸗ 
ſtanden, ſondern von vornherein als im Vertrag wurzelnd 
anzuſehen. Alle dieſe Fälle zeigen, daß das KG. recht hat, 
wenn es die Entſtehung der Anſprüche aus dem Rücktritt 
auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes bzw. den Eintritt des 
Verzuges beim Kaufvertrag nach 8 455 BGB. zurückverlegt. 

Zum Schluſſe kommt das KG. dann zu dem Ergebnis, 
daß auch 84 VerglO. auf die durch den Rücktritt ausgelöſten 
Rechte und Pflichten des Gläubigers und des Schuldners 
nicht angewendet werden könnten, da es ſich hier nicht um 
gegenſeitige Anſprüche aus gegenſeitigen Verträgen handele. 
Iſt hiernach das Rücktrittsrecht des Gläubigers durch Ver⸗ 
einbarung oder bei Verträgen nach 8455 BGB. durch Ver⸗ 
zug des Schuldners vor der Verfahrenseröffnung entſtanden, 
ſo kann der Gläubiger von nun an ſeine Anſprüche aus 
dem Rücktritt nur noch im Vergleichsverfahren ſelbſt bei 
Verträgen, die nach 84 VerglO. nicht in das Vergleichs- 
nerfahren fallen, geltend machen. Iſt der Verzug aber erſt 
nach Eröffnung des Verfahrens eingetreten, was bei den 
Verträgen nach 84 Vergl. möglich iſt, jo hat der Gläu⸗ 
biger wegen ſeiner Anſprüche aus dem Rücktritt die Möglich⸗ 
keit, ſich aus dem Vermögen des Schuldners ohne Rückſicht 
auf das Vergleichsverfahren zu befriedigen. Es kommt alſo 
nach dem Standpunkte des KG. auf den Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung des Rücktrittsrechts, nicht auf den der Rücktritts⸗ 
erklärung allein an. 

Wie durch das OLG. Düſſeldorf die Gläubiger, die ein 
Rücktrittsrecht haben, in unbilliger Weiſe gegenüber den 
andern Gläubigern begünſtigt werden, ſo wird durch die Ent⸗ 
ſcheidung des KG. die Lage des Rücktrittsgläubigers in einer 
Weiſe verſchlechtert, wie fie dem Sinn der VerglO. nicht 
entſpricht. 

Nach dem KG. hängt bei einem Kaufvertrage nach 8 455 
BGB. und 84 VerglO. das Recht des Gläubigers davon ab, 
wann der Schuldner in Verzug kommt. Kommt er früh in 
Verzug, handelt er alſo ſchlecht, dann ſteht er ſich gut, da 
er beim Rücktritt des Gläubigers nur eine Vergleichsquote 
zu zahlen hätte. Verſucht der Schuldner dagegen ſeinen 
Erfüllungspflichten nachzukommen und kommt er darum erſt 
nach Eröffnung des Verfahrens in Verzug, ſo handelt er zwar 
gut, muß aber dafür beim Rücktritt den Gläubiger voll be⸗ 
friedigen. Oder: Hat der Käufer bei einem Mengenkauf mit 
Rücktrittsvorbehalt einen Teil der gekauften Waren erhalten 
und bezahlt und fällt der Verkäufer daraufhin ins Vergleichs⸗ 
verfahren, ſo kann der Käufer, wenn er, anſtatt mit dem 
unſicheren Vergleichsſchuldner in Geſchäftsverbindung zu blei⸗ 
ben, vom Rücktrittsrecht Gebrauch macht, nur die Vergleichs⸗ 
quote des Kaufpreiſes verlangen, während er ſelbſt die ganze 
Sachleiſtung zurückgeben muß (Kieſow: JW. 1933, 1144). 

Den Sinn, den das KG. dem § 4 Vergld. unterlegt, daß 
nämlich die Gläubiger nur ſo lange am Verfahren nicht 
teilnähmen, als ſie an dem urſprünglichen Vertrag feſt⸗ 
hielten, iſt m. E. nicht richtig. 

Daß die nach Vergleichseröffnung erfolgte Veränderung 
des gegenſeitigen, beiderſeits nicht erfüllten Vertrages nicht 
die Einbeziehung in das Vergleichsverfahren herbeiführt, zeigt 
folgendes Beiſpiel: 

Ein Mehllieferant verpflichtet ſich zu Teillieferungen 
einer größeren Menge Mehl auf Abruf gegen Zahlung in 
Teilbeträgen. Der Käufer fällt, nachdem einige Lieferungen 
erfolgt find, und er hierbei mit einer Teilzahlung im Rück⸗ 
ſtande geblieben iſt, ins Vergleichsverfahren. Wenn nun der 
Verkäufer mit dem Käufer die Aufhebung des Reſtes der 
Lieferungen vereinbart, kann er trotzdem den ausſtehenden 
Teilbetrag in voller Höhe von dem Schuldner außerhalb des 
Vergleichsverfahrens verlangen. Er braucht ſich nicht ent⸗ 
gegenhalten zu laſſen, daß nach Aufhebung der Reſtlieferung 
der veränderte Vertrag von ſeiner Seite voll erfüllt ſei, er 
ſomit nicht unter § 4 VerglO. falle. 
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Ahnlich hat auch das RG.: IW. 1930, 2782 (OLG. 
Düſſeldorf: IW. 1933, 1139) entſchieden. 

Infolgedeſſen muß auch der Gläubiger des SA VerglO., 
der bei ſchuldhafter Nichterfüllung des Schuldners im Laufe 
des Vergleichsverfahrens Schadenserſatz verlangt oder vom 
Vertrag zurücktritt (58 325, 326 BGB.), mit feinen An⸗ 
ſprüchen außerhalb des Vergleichsverfahrens befriedigt wer⸗ 
den. Denn andernfalls würde der Gläubiger, der ſeinerſeits 
im Vertrauen auf die Erfüllung des Schuldners geleiſtet hat, 
nur eine quotenmäßige Befriedigung erhalten, obwohl er noch 
nach Eröffnung des Verfahrens durch ſeine Leiſtung die Ver⸗ 
mögensmaſſe des Schuldners bereichert hat (RG. 112, 54ff.; 
OLG. München: JW. 1926, 2108; Mayer, VerglO. 8 4 
Anm. 16). 

Was aber für den Schadenserſatzanſpruch und für den 
Rücktritt aus 8326 BGB. gilt, muß auch für den vertrags⸗ 
mäßigen Rücktritt und den Rücktritt nach 8 455 BGB. gelten. 
Dieſes Rücktrittsrecht mit den von ſeiner Ausübung ab⸗ 
hängigen Rechten und Pflichten iſt ein integrierender Be⸗ 
ſtandteil des Vertrages, es kann nicht ſelbſtändig abgetreten 
und gepfändet werden (Staudinger, Vorbem. zu § 346 
BGB. I, La). 

Deshalb muß das Rücktrittsrecht auch das Schickſal des 
Vertrages teilen. Fällt der Vertrag nach 8 4 VerglO. nicht 
unter das Vergleichsverfahren, ſo gilt dies auch für die mit 
ihm verbundenen, bedingt exiſtenten Anſprüche aus dem 
Rücktrittsrecht. Demnach kann der zum Rücktritt berechtigte 
Gläubiger bei beiderſeits noch nicht voll erfüllten gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen nach Vergleichseröffnung zurücktreten and 
ſeine daraus entſpringenden Anſprüche außerhalb des Ver⸗ 
gleichsverfahrens geltend machen. 

Dem KG. lebenſo Kohn: JW. 1932, 146 ff.) iſt nur 
zuzugeben, daß die aus dem Rücktrittsrecht entſtehenden 
Rechte und Pflichten der Parteien keine gegenſeitige Vertrags⸗ 
pflichten i. S. des 8 4 Vergld. find. Dieſe Frage ſpielt aber 
nur eine Rolle für den vor Verfahrenseröffnung erfolgten 
Rücktritt, bei dem die einzelnen Verpflichtungen ſchon ſelb⸗ 
ſtändig vorhanden ſind. Bei beiderſeits noch nicht voll er⸗ 
füllten Verträgen dagegen, bei denen das Rücktrittsrecht zwar 
vorhanden, aber noch nicht erklärt iſt, kommen die Erwägungen 
des KG. nicht in Betracht, da hier der Vertrag ja noch beſteht. 

Wir kommen alſo zu dem Ergebnis, daß die Anſprüche, 
die durch den Rücktritt ausgelöſt werden, grundſätzlich ins 
Vergleichs- und Konkursverfahren fallen, ſoweit der Zeit⸗ 
punkt für die Entſtehung des Rücktrittsrechts vor der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens ſteht. Für das Vergleichsverfahren 
gilt weiter, daß bei beiderſeits nicht voll erfüllten gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen die Anſprüche des Gläubigers aus dem 
Rücktritt, ſofern dieſer nach Eröffnung des Vergleichsver⸗ 
fahrens erklärt iſt, zur vollen Befriedigung gelangen. 

4. Zuletzt iſt noch zu prüfen, ob der Gläubiger, der nach 
dem oben Dargelegten wegen ſeiner Anſprüche aus dem 
Rücktritt gemäß 8 4 VerglO. am Verfahren nicht teilnimmt, 
ſelbſt wenn das Ablehnungsrecht des 8 28 Vergl. durch 
Friſtablauf verlorengegangen oder für beide Teile von 
vornherein ausgeſchloſſen iſt, die Möglichkeit hat, ſich noch 
am Vergleichsverfahren zu beteiligen. 

äufig kommt es vor, daß Gläubiger und Schuldner 
dann die Schadenshöhe nach § 347 BGB. im Wege des Ver⸗ 
gleichs auf eine beſtimmte Summe feſtſetzen und der Gläubiger 
ſich bereit erklärt, dieſen Anſpruch nur im Vergleichsverfahren 
geltend zu machen. Das Intereſſe des Gläubigers beſteht hier⸗ 
bei darin, daß er das Riſiko eines Prozeſſes mit dem Schuld⸗ 
ner vermeidet und mit einer ſicheren Vergleichsquote bezüglich 
des feſtgeſetzten Schadens rechnen kann. Der Schuldner dagegen 
hat den Vorteil, von der Vertragserfüllung frei zu werden. 

Ob eine ſolche Vereinbarung möglich iſt, richtet ſich 
nach dem Zweck, den das Geſetz mit den 88 4,28, 30 VerglO. 
verfolgt. Sicherlich iſt die Vorſchrift des § 30 Satz 2 Vergld. 
unabdingbar. Die beiden Parteien können demnach nicht ver⸗ 
einbaren, daß der bei Erfüllungsablehnung entſtehende Scha⸗ 
denserſatzanſpruch nach 8 30 Satz 1 VerglO. außerhalb des 
Vergleichsverfahrens zur Befriedigung gelangen ſolle (Kieſow 
a. a. O. 828 Anm. 39). Ob aber Anſprüche aus Verträgen, 
deren Erfüllung gemäß 828 VerglO. nicht abgelehnt wor⸗ 
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den iſt, kraft Vereinbarung ins Vergleichsverfahren über⸗ 
geleitet werden können, hängt davon ab, ob die gerichtliche 
Ermächtigung in 828 VerglO. Vorausſetzung für die Über⸗ 
leitung in das Vergleichsverfahren iſt oder, wie die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Ermächtigung in 81358 BGB., ledig⸗ 
lich der Ablehnungserklärung der Parteien die rechtsgeſtal⸗ 
tende und rechtsauslöſende Kraft gibt. Im erſteren Fall wäre 
der Vertrag als über den Wegfall einer Verfahrens vorſchrift 
geſchloſſen, unwirkſam. Das RG. hat in RG. 112, 54 ff. 
(JW. 1926, 1551) für das Geſchäftsaufſichtsverfahren, wenn 
auch mit etwas anderem Tatbeſtand, entſchieden, daß ein am 
Verfahren an ſich nicht beteiligter Gläubiger trotz ſeiner Be⸗ 
teiligung am Verfahren volle Befriedigung außerhalb des 
Vergleichsverfahrens erlangen könne. 

Das RG. jagt in RG. 129, 232 JW. 1930, 2782 nicht 
wie Klien: JW. 1933, 1105 meint, daß der § 28 VerglO. 
die einzige Möglichkeit böte, den an ſich nicht beteiligten 
Gläubiger des SA VerglO. am Verfahren nicht zu beteiligen, 
ſondern es ſpricht dem Sinn nach nur davon, daß den Glau⸗ 
bigern des $4 VerglO. durch den § 28 VerglO. die Möglich⸗ 
keit gegeben iſt, ſich am Verfahren zu beteiligen, läßt aber 
die Frage, ob es die einzige Möglichkeit iſt, offen. 

Das OLG. München (JW. 1926, 2108) ſteht auf dem 
Standpunkt, daß der am Verfahren nicht beteiligte Gläubiger 
auf ſeine Vorzugsſtellung verzichten und dann Vergleichs⸗ 
gläubiger nur eine quotenmäßige Befriedigung verlangen 
könne (ſo auch Klien a. a. O. und die dort angeführte 
Literatur). 

Den entgegengeſetzten Standpunkt nimmt das O G. 
Köln: DRZ. 1931, 469 ein, das ausführt, § 4 VerglO., wo⸗ 
nach geſetzliche Beteiligung ausgeſchloſſen ſei, könne durch 
Parteiabrede nicht abgeändert werden, ebenſo ſei in der Be⸗ 
teiligung des Beklagten am Verfahren eine rechtswirkſame 
Teilnahme zu erblicken. 

M. E. iſt dem OLG. Köln recht zu geben, ſoweit es 84 
VerglO. als zwingende Vorſchrift anſieht. 88 4, 29 VerglO. 
wollen beſagen, daß nur bei einer Ablehnung mit Ermächti⸗ 
gung des Gerichts die Gläubiger des §4 VerglO. zu Ver⸗ 
gleichsgläubigern gemacht werden können. Die Ermächtigung 
des Vergleichsgerichts in 8 28 VerglO. gibt den Gläubigern 
die Legitimation, als Vergleichsgläubiger aufzutreten. Sie 
gibt den beteiligten Gläubigern die Gewähr dafür, daß un⸗ 
beteiligte Gläubiger nicht aus ſpekulativen Gründen im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Schuldner am Verfahren teilnehmen und 
ſo die Intereſſen der beteiligten Gläubiger beeinträchtigen. 

Infolgedeſſen iſt die Ablehnung der Erfüllung mit der 
Ermächtigung des Vergleichsgerichts nach § 28 VerglO. not⸗ 
wendige Vorausſetzung für die Teilnahme am Vergleichsver⸗ 
fahren. Mit Recht führt Kieſow, VerglO. 8 2 F hierzu dus, 
daß es ſich im Vergleichsverfahren nicht um ein Vorrecht 
handele, auf das wie im Konkursverfahren verzichtet werden 
könne, denn im Vergleich hätten die bevorrechtigten Gläubiger 
überhaupt keine verfahrensrechtliche Stellung. 

Daher muß der Weg über die Erfüllungsablehnung mit 
Ermächtigung des Gerichts nach § 28 VerglO. als die vom 
Geſetz vorgeſehene Möglichkeit angenommen werden, um den 
Gläubiger nach 84 VerglO. zu einem beteiligten Gläubiger 
zu machen. 

Außer dieſem vom Geſetz vorgeſehenen Wege gibt es noch 

die Möglichkeit, durch tatſachliches Verhalten die Stellung 
eines Vergleichsgläubigers zu erwerben. Wenn ſich der Gläu⸗ 
biger nach 84 VerglO. am Verfahren beteiligt, mit abſtimmt 
und die Vergleichsquote einzieht, kann er in einem ſolchen 
Fall nicht nachher volle Befriedigung verlangen, ſondern 
muß ſich an dieſem Vergleich feſthalten laſſen; denn es han⸗ 
delt ſich nicht um ein Rechtsverhältnis zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner, ſondern um ein Rechtsband zwiſchen allen 
am Vergleich Beteiligten, das durch nachträgliches Ausſcheiden 
des einen Gläubigers nicht gefährdet werden darf. M. E. 
ſchlagen dieſe Billigkeitserwägungen, die das OLG. Celle 
(JW. 1932, 181) gegen das OLG. Köln (DRZ. 1931, 469) 
ausführt, in dieſem Punkt durch. 
1 Demnach kann der Rücktrittsgläubiger nicht mit Hilfe 
einer Vereinbarung, ſondern nur durch tatſächliche Beteili⸗ 
gung am Vergleichsverfahren nach rechtskräftigem Vergleich 
die Stellung eines Vergleichsgläubigers erwerben. 
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Von Senatspräfident beim Reichsgericht Dr. Kieſow, Leipzig. 


1. Aus 828 VerglO. dürfte ſich nichts dafür ergeben, 
ob der, der unter Eigentumsvorbehalt verkauft hat, mit der 
Beſitzübertragung an den Käufer voll erfüllt hat. Es trifft 
nicht zu, daß nur die Erfüllungshandlung abgelehnt werden 
kann. Der Verkäufer eines Grundſtücks, das zur Zeit der 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens an den Käufer auf⸗ 
gelaſſen, aber noch nicht für ihn eingetragen worden iſt, kann 
die Erfüllung gemäß 8 28 VerglO. noch ablehnen, obgleich 
er keine Erfüllungshandlung mehr vorzunehmen hat. Die 
Ablehnung der Erfüllung oder der weiteren Erfüllung be⸗ 
deutet eben, die Vertragspartei hält ihren bis zum Eintritt 
des Erfüllungserfolges als fortbeſtehend vorgeſtellten Er⸗ 
füllungswillen nicht mehr aufrecht. Für die Anwendbarkeit 
des 828 kommt es, wie der Wortlaut zeigt, nicht darauf an, 
was abgelehnt werden muß, ſondern nur darauf, welche 
Rechtslage bei der Eröffnung des Verfahrens eingetreten iſt. 

2. Der Verfaſſer nimmt mit Recht an, daß die Par⸗ 
teien die Wahl haben zwiſchen Rücktritt und Erfüllungs⸗ 
ablehnung. Er läßt aber die Frage offen, warum das ſo iſt. 
Sie iſt m. E. dahin zu beantworten, daß dieſes Wahlrecht 
folgt aus der Befugnis, zwiſchen dem Stehenbleiben beim 
Vertrage und der Losſagung zu wählen. Wer zurücktritt, 
bleibt beim Vertrage ſtehen, d. h. er übt ein Recht aus, das 
er nur auf Grund des Vertrages ausüben kann. Da die Wahl 
unwiderruflich iſt, ſo kann der Rücktrittsberechtigte, der nach 
der Eröffnung des Verfahrens zurücktritt, nicht nachträglich 
noch die Erfüllung ablehnen. 

3. Die Behandlung der Verträge mit Rücktrittsvorbehalt, 
vor allem alſo der Kaufverträge mit Eigentumsvorbehalt, iſt 
für das Vergleichsverfahren lebhaft umſtritten. Praktiſche Be⸗ 
deutung hat der Streit nur für den Fall, daß der Rücktritt 
von dem noch von keiner Seite voll erfüllten Vertrage nach 
der Eröffnung des Verfahrens, aber früher erklärt wird, als 
der Vertragsgegner, d. h. der Vergleichsſchuldner, die weitere 
Erfüllung des Vertrages ablehnt. Es ſtehen ſich zwei Mei⸗ 
nungen gegenüber, die durch das OLG. Düſſeldorf und das 
KG. repräſentiert werden. 

Nach der einen Anſicht (Düſſeldorf) verhindert der Rück⸗ 
tritt die Erfüllungsablehnung und ſchafft ein Neugläubiger⸗ 
ſchuldverhältnis, das vom Vergleiche nicht betroffen wird. 
Die andere Meinung (KG.) geht davon aus, daß das Schuld⸗ 
verhältnis, das aus dem Rücktritt entſpringt, nicht erſt mit 
dem Rücktritt, ſondern ſchon früher, mit dem Vertrags⸗ 
ſchluſſe oder dem Eintritt der Vorausſetzungen für die Aus⸗ 
übung des Rücktrittsrechts, regelmäßig alſo dem Verzuge 
des Schuldners — über den Zeitpunkt herrſcht unter den 
Anhängern dieſer Richtung Streit —, entſtehe; ſie nimmt 
weiter an, daß die aus dem Rücktritt ſich ergebende Verbind⸗ 
lichkeit nicht unter § 4 falle; infolgedeſſen ſoll der Gläubiger, 
der nach der Eröffnung zurücktritt, von dem Vergleiche be⸗ 
troffen werden, ſofern das Recht zum Rücktritte ſchon vor der 
Eröffnung des Verfahrens entſtanden war. Der Verfaſſer 
billigt den Ausgangspunkt des KG. und die Annahme, daß 
das aus dem Rücktritt ſich ergebende Schuldverhältnis nicht 
unter § 4 VerglO. fällt; er gelangt aber trotzdem zu einem 
abweichenden Ergebnis, das, wenn ich ihn recht verſtehe, ſich 
mit der als Auffaſſung des OLG. Düſſeldorf gekennzeich⸗ 
neten Anſicht deckt. 

Die Erwägungen des Verfaſſers ſcheinen mir nicht un⸗ 
bedingt überzeugend. Wenn das Rücktrittsrecht ein „inte⸗ 
grierender Beſtandteil“ des Vertrages iſt und deshalb ſein 
Schickſal teilen muß, ſo folgt daraus noch nicht, daß „der zum 
Rücktritt berechtigte Gläubiger bei beiderſeits noch nicht voll 
erfüllten gegenſeitigen Verträgen nach Vergleichseröffnung 
zurücktreten und ſeine daraus entſpringenden Anſprüche außer⸗ 
halb des Vergleichsverfahrens geltend machen“ kann. Denn 
das iſt keine Gleichbehandlung der Anſprüche, die aus der 
Ausübung des Rücktrittsrechts entſtehen, mit den Vertrags⸗ 
anſprüchen, da die Vertragsanſprüche gerade durch Ablehnung 
der Erfüllung gemäß $ 28 VerglO. in Schadenserſatzanſprüche, 
die dem Vergleiche unterliegen, umgewandelt werden können. 
Die Gleichſetzung der Vertragsanſprüche und der aus dem 
Rücktritt entſtehenden Anſprüche müßte vielmehr dazu führen, 
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daß auch die Erfüllung der aus dem Rücktritt entſtehenden 
Anſprüche abgelehnt und der zurücktretende Gläubiger mit 
ſeinen Anſprüchen aus dieſem geſetzlichen Schuldverhältniſſe 
dem Vergleiche unterworfen werden könnte. Gerade das 
mißbilligt der Verfaſſer aber. Er teilt — in dem für ihn 
allein in Betracht kommenden Fall, daß der Rücktritt bereits 
vor der Eröffnung des Verfahrens erklärt worden iſt — die 
Meinung des KG., wonach die aus dem Rücktritt ent⸗ 
ſtehenden Rechte und Pflichten nicht dem 84 und damit auch 
nicht dem § 28 VerglO. unterzuordnen find. Dieſe Zuſtim⸗ 
mung zu der Auffaſſung des KG. ſcheint mir allerdings zu 
anderen Ausführungen des Verfaſſers in einem gewiſſen 
Widerſpruch zu ſtehen. Gerade wenn der $4 VerglO. auf die 
Verbindlichkeiten, die ſich aus dem erklärten Rücktritt er⸗ 
geben, nicht angewendet wird, entſteht die von dem Verfaſſer 
mit Recht beanſtandete Unbilligkeit, daß der Zurücktretende, 
der eine Sachleiſtung ſchuldet, aber Geld zu fordern hat, 
die Sachleiſtung voll erbringen muß, aber auf ſeine Geld⸗ 
forderung nur die Vergleichsquote erhält. So iſt, glaube ich, 
der Verſuch des Verfaſſers, die Streitfrage auf einem neuen 
Wege zu löſen, nicht geglückt. 

4. Gleichwohl halte ich das Ergebnis, zu dem der Ver⸗ 
faſſer gelangt, für richtig. Es ſcheint mir auch ſachgemäß, 
daß er es nicht mit Billigkeitserwägungen zu rechtfertigen 
ſucht. Denn ob es billiger iſt, den Gläubiger um ‚eine ver⸗ 
einbarte Sicherung zu bringen oder dem Schuldner den Ab⸗ 
ſchluß eines Vergleichs zu erleichtern, wird ſich ſchwer ent⸗ 
ſcheiden laſſen. 

M. E. kann man aber zu der von dem Verfaſſer und auch 
von mir (vgl. Komm. zur VerglO., 4. Aufl., 8 4 Anm. 15 a, 
828 Anm. 17 b) für richtig gehaltenen Anſicht, daß die An⸗ 
ſprüche aus einem nach der Eröffnung erklärten Rücktritte 
nicht von dem Vergleiche betroffen werden, nur gelangen, 
wenn man die Lehre von der bedingten Begründung der aus 
dem Rücktritt entſtehenden Verbindlichkeiten ablehnt. Und 
dieſe Lehre muß m. E. in der Tat abgelehnt werden. 

Darüber, daß das Rücktrittsrecht ein Geſtaltungsrecht 
iſt, beſteht Einigkeit. Ein Geſtaltungsrecht iſt aber etwas 
anderes als eine Bedingung. Deshalb ſind alle an die Ana⸗ 
logie mit der Bedingung geknüpften Erwägungen nicht ge⸗ 
eignet zum Beweiſe dafür, daß die aus dem Rücktritt ent⸗ 
ſpringenden Verpflichtungen bereits mit dem Vertragsſchluß 
oder mit dem Eintritt des Ereigniſſes (Verzug) enkſtanden 
find, das die Vorausſetzung für den Rücktritt bildet. Der 
Vorbehalt des Rücktritts, mag er ausdrücklich vereinbart oder 
(8 455) vermutet ſein, ift Beſtandteil eines Vertrags; inſofern 
beruht das Rücktrittsrecht auf dem Vertrage. Daraus folgt 
aber nicht, daß die aus der Ausübung dieſes Rechts er⸗ 
wachſenden Verbindlichkeiten ebenfalls auf dem Vertrage be⸗ 
ruhen, der das Rücktrittsrecht geſchaffen hat; denn der Rück⸗ 
tritt bringt den Vertrag gerade zum Erlöſchen. Durch die 
Ausübung des Rücktrittsrechts — den Rücktritt — ver⸗ 
wandelt ſich das bisherige vertragliche Schuldverhältnis in 
ein geſetzliches, über deſſen Umfang, aber nicht über deſſen 
Entſtehungszeit die SS 346 ff. BGB. etwas ausſagen. Dieſes 
geſetzliche Schuldverhältnis hängt nicht zeitlich, ſondern nur 
urſächlich mit dem urſprünglichen Vertrage zuſammen, in⸗ 
ſofern, als das Geſtaltungsrecht, das das geſetzliche Schuld⸗ 
verhältnis ſchafft, ſelbſt durch den urſprünglichen Vertrag 
geſchaffen worden iſt. 

Will man daher die aus dem Rücktritt entſpringenden 
Verpflichtungen als zur Zeit des Vertragsſchluſſes entſtanden 
anſehen, ſo läßt ſich das angeſichts der abweichenden geſetz⸗ 
lichen Regelung wohl nur damit rechtfertigen, daß man eine 
von jener geſetzlichen Regelung abweichende Parteiabrede 
unterſtellt. Es mag ſein, daß eine ſolche Parteivereinbarung 
möglich iſt — ob ſie ein Rücktrittsrecht ſchüfe und nicht bloß 
eine auflöſende Bedingung darſtellte, mag auf ſich beruhen. 
Daß eine derartige Geſtaltung aber dem regelmäßigen Partei⸗ 
willen entſpricht und daher als regelmäßig gewollt unter⸗ 
ſtellt werden kann, halte ich nicht für zutreffend. Die Par⸗ 
teien, die ein Rücktrittsrecht in einem Vertrag verabreden, 
wollen gleichwohl das Vertragsziel, die Erfüllung des Ver⸗ 
trags, erreichen; es iſt nicht wohl vorſtellbar, daß fie gleich 
zeitig das Gegenteil, die ſchuldrechtliche Rückgängigmachung 
des Vertrages, wollen ſollten. Gerade weil ein auf die 
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Folgen des Rücktritts gerichteter Parteiwille dem Vertrags⸗ 
willen entgegengeſetzt ſein müßte, läßt ſich auch aus der 
Entſcheidung des RG. v. 14. Febr. 1933 (JW. 1933, 
1127) nichts für die Meinung herleiten, daß die aus dem 
Rücktritt ſich ergebenden Anſprüche auf dem urſprünglichen 
Vertrage beruhen. Jene Entſcheidung behandelt Schadens⸗ 
erſatzanſprüche wegen Nichterfüllung. Sie liegen in der Rich⸗ 
tung der Vertragserfüllung. Wer Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangt, hält am Vertrage feſt; wer zurücktritt, 
ſagt ſich vom Vertrage los. 

In einer Beziehung freilich ſtimmt die bekämpfte An⸗ 
ſicht des KG. mit der hier vertretenen überein: nach beiden 
iſt nach dem Rücktritt für eine Ablehnung der Vertrags⸗ 
erfüllung kein Raum, da nach dem Rücktritt ein ablehnbarer 
Vertrag nicht mehr vorhanden iſt. Es erhebt ſich nun aber 
die Frage, ob die Erfüllung des durch den Rücktritt ge⸗ 
ſchafſenen Schuldverhältniſſes mit der Wirkung des 8 30 
VerglO. abgelehnt werden kann. Auch dieſe Frage 8 
ich mit dem KG.; aber aus verſchiedenen Gründen. Nach 
meiner Anſicht iſt die Ablehnung gemäß 8 28 VerglO. aus⸗ 
geſchloſſen, weil das Schuldverhältnis erſt nach der Eröff⸗ 
nung des Verfahrens entſtanden iſt; das KO. hält dagegen 
den 84 und damit den 8 28 VerglO. überhaupt nicht für an⸗ 
wendbar auf das durch den Rücktritt geſchaffene Schuldver⸗ 
hältnis. Der Wortlaut der Vorſchriften ſpricht vielleicht für 
das KG. Aber die ganz überwiegende Meinung, nicht nur 
des Vergleichsrechts, erachtet jene Vorſchriften mindeſtens für 
entſprechend anwendbar auf das genannte Schuldverhältnis. 
Die gegenteilige Meinung würde auch zu dem offenbar höchſt 
unbefriedigenden Ergebnis führen, daß der Gläubiger, der 
eine Sache gegen Geldzahlung zurückgeben muß, die Sache 
zu leiſten hätte, aber nur die Vergleichsquote dafür erhielte. 

5. Die Streitfrage, ob der zum Rücktritt berechtigte 
Gläubiger nach der Eröffnung des Verfahrens der Unter⸗ 
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werfung unter den Vergleich dadurch entgehen kann, daß er 
vor der Ablehnung der Vertragserfüllung zurücktritt, hat 
beſondere Bedeutung in Verbindung mit der Behandlung 
der Sukzeſſivlieferungsverträge erlangt. Die Parteien eines 
ſolchen Vertrages können nach der in Lehre und Recht⸗ 
ſprechung durchaus herrſchenden Anſicht nur entweder die 
Erfüllung des ganzen Vertrages ablehnen oder ihn unver⸗ 
ändert erfüllen. Der Gläubiger, der teilweiſe geliefert hat, 
kann alſo durch die Ablehnungserklärung des Schuldners 
auch bezüglich des Entgelts für die Teillieferung unter den 
Vergleich gezwungen werden. Um dies zu verhindern und 
Vollzahlung für die Teillieferung zu erhalten, verſuchen die 
Gläubiger das Ablehnungsrecht des Schuldners durch ſchleu⸗ 
nigen Rücktritt vom Vertrage gegenſtandslos zu machen, 
wozu ihnen meiſtens der 8 455 BGB. die erwünſchte Möglich⸗ 
keit bietet. Der Entwurf der neuen VerglO. wird vielleicht 
auch hier Wandel ſchaffen. Aus feinem § 36 Abſ. 2 i. Verb. m. 
850 Abſ. 1. Satz 2 ergibt ſich, daß die Sukzeſſivlieferungs⸗ 
verträge künftig geteilt werden. Die Anſprüche für die Lie⸗ 
ferungen, die bis zur Eröffnung des Verfahrens gemacht 
worden ſind, gehören ohne weiteres zu den Vergleichsfor⸗ 
derungen, und nur für die zur Zeit der Verfahrenseröffnung 
noch ausſtehenden Lieferungen beſteht die Wahl zwiſchen Ab⸗ 
lehnung und Vollerfüllung, und dieſes Wahlrecht ſteht nur 
dem Schuldner, nicht auch dem Gläubiger zu. Der Gläubiger 
hat danach alſo keine Möglichkeit mehr, durch Ausübung eines 
etwa vorbehaltenen Rücktrittsrechts ſich Vollzahlung der ge⸗ 
lieferten Waren zu ſichern; denn die Vorſchriften darüber, 
welche Anſprüche am Vergleichsverfahren teilnehmen und 
von dem Vergleiche betroffen werden, ſind künftig ebenſo 
zwingend wie jetzt. Nur dazu, den Anſpruch des Schuldners 
auf Weiterlieferung abzuwehren, kann dem Gläubiger nun⸗ 
mehr das Rücktrittsrecht noch dienen. Damit aber wird die 
erörterte Streitfrage ſo gut wie bedeutungslos werden. 


Wie weit haften die Banken für von ihnen erteilte 
Auskünfte, insbeſondere Rreditauskünfte? 


1. Haftung aus Vertrag: 


Die allgemeinen ee gingen der Banken ſchließen 
übereinſtimmend jede Haftung für Auskunftserteilung aus. Da 
dieſe allgemeinen Geſchäftsbedingungen bei Abſchluß eines Ver⸗ 
trages mit der Bank wirkſam werden, fällt eine vertragliche Haf⸗ 
tung meiſt aus. Überhaupt kann, insbeſ. bei Erteilung von Kredit⸗ 
auskünften, eine vertragliche Haftung nur dann in Betracht kom⸗ 
men, wenn der Auskunft entweder ein entgeltlicher, je l 
der Vertrag zugrunde liegt, oder wenn ſich die Auskunft als Neben- 
leiſtung eines anderen, zwiſchen den Beteiligten beſtehenden Ver⸗ 
trages darſtellt, oder wenn endlich ſich infolge einer andauernden 
Geſchäftsverbindung ein ſolches Vertrauensverhältnis herausgebil⸗ 
det hat, das die Wahrung von Treu und Glauben eine Haftung 
nach Vertragsgrundſätzen geboten erſcheinen läßt (RG. v. 3. März 
1930: BankArch. 29, 257). 

Dabei iſt im einzelnen zu jagen, daß ein entgeltlicher Vertrag 
auf Auskunft praktiſch nicht vorkommt, da die Banken keine Aus⸗ 
kunfteien ſind (RG. 133, 105). 

Als Nebenleiſtung kann die Auskunftspflicht, z. B. bei einem 
Kommiſſionsvertrag auf Kauf von Wertpapieren, auftreten. Hier 
iſt Schadenserſatzpflicht nach Vertragsgrundſätzen grundſätzlich für 
jedes Verſchulden gegeben (RG. v. 16. April 1904: BankArch. 
3, 209). Aber auch für dieſen Fall beſtimmen die allgemeinen Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen den Ausſchluß der Haftung. 

Schließlich tritt nach dem RG. eine Haftung nach Vertrags⸗ 
grundſätzen auch für ſolche Handlungen, aljo insbeſondere Aus- 
kunfterteilungen, ein, die nicht unmittelbar zu der Erfüllung einer 
eigentlichen Vertragspflicht erfolgen, wenn ſich auf Grund einer 
dauernden kaufmänniſchen Geſchäftsverbindung ein Vertrauens⸗ 
verhältnis herausgebildet hat af 122/355—56). Auch für dieſen 
Fall iſt jedoch der in den Geſchäftsbedingungen vereinbarte Haf⸗ 
tungsausſchluß wirkſam. 


2. Haftung aus unerlaubter Handlung: 


Dieſe ſteht praktiſch im Vordergrund. Faſt ausſchließlicher 
Se iſt § 826 BGB. Die Schldigung durch unrichtige 
Auskunfterteilung muß als vorſätzlich und in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe erfolgen. Dieſe beiden Merkmale muſſen 
ſcharf auseinander gehalten werden, weil man ſonſt zu falſchen 
Reſultaten kommt (RG. 90/108). . 1 

Vorſätzlich handelt die Bank ſchon dann, wenn fie die Schä- 
digung des Anfragers oder eines Dritten als möglich vorausſieht 


und ſelbſt auf die Gefahr der Schädigung hin die Auskunft er⸗ 
teilt; d. h. es genügt bei 8826 der Eventualdolus; dieſer muß 
aber mindeſtens vorhanden ſein. Auch das RG. hat niemals daran 
gedacht, ſich über den klaren Wortlaut des 8 826 BGB., über das 
Wort, vorſätzlich“, hinwegzuſetzen und bereits beigrober Fahr⸗ 
el Haftung eintreten zu laſſen. Hierüber beſtehen viel⸗ 
fach falſche Auffaſſungen, zumindeſt drückt man ſich mißverſtänd⸗ 
lich aus (vgl. Jacoby: JW. 1933, 82 ff.). Auch der NER- 
Kommentar iſt nicht anderer Anſicht. Vorſatz muß vorhanden ſein; 
hinzukommen muß bei 8 826 aber noch, daß die Handlungsweiſe 
des Schädigenden gegen die guten Sitten verſtößt. Das iſt aber 
nach der Anſicht des RG. ſchon dann der Fall, wenn eine Auskunft 
leichtfertig erteilt wird, alſo z. B. erteilt wird, ohne daß 
die Bank vorher ihre Unterlagen einſieht. Dieſe Leichtfertigkeit, die 
ſich bis zur Gewiſſenloſigkeit ſteigern kann, 15 das, was unter der 
„groben Fahrläſſigkeit“, die für § 826 ausreichen ſoll, 
verſtanden wird. Die „grobe Fahrläſſigkeit“ bezieht ſich nur auf 
das Merkmal der Sittenwidrigkeit, nicht dagegen auf das Verſchul⸗ 
den im techniſchen Sinne. x 

Da aber der Ausdruck „grobe Fahrläſſigkeit“ ein terminus 
technicus gerade für eine beſtimmte Schuldform iſt, gebraucht 
man ihn im vorliegenden Falle beſſer nicht, ſondern ſetzt dafür 
zweckmäßig die juriſtiſch noch farbloſen Ausdrücke Leichtfer⸗ 
tigkeit und Gewiſſenloſigkeit. Der Standpunkt des 
RG. wird deshalb abweichend von der Formulierung von Ja⸗ 
coby (JW. 1933, 83) folgendermaßen zu präziſieren fein: 

Nach § 826 BGB. haftet, wer vorſätzlich, d. h. im Bewußtſein 
der Schädigung eines anderen, in leichtfertiger oder gewiſſenloſer 
Weiſe eine unrichtige Auskunft erteilt. 

Die Anforderungen, die im einzelnen an die Bank geſtellt 
werden, damit ſie ſich keiner Schadenserſatzpflicht ausſetzt, find 
ſtreng. Zu unterſcheiden iſt, ob die Auskunft einem Geſchäfts⸗ 
kunden erteilt wird oder einem Dritten. Im erſten Falle muß 
die Bank in erhöhtem Maße vorſichtig ſein, da ihre ore 
pflichten gegenüber einem Geſchäftskunden beſonders weit reichen. 
Dies iſt die auch neuerdings ausgeſprochene Anſicht des RG. 
(RG. 133, 106). In der angezogenen Entſcheidung ſind die Grund⸗ 
ſätze, nach denen die Bank ihre Auskunft erteilen muß, klar heraus⸗ 
geſtellt. Auszugehen iſt zunächſt von dem Satz, daß die Banken 
keine Auskunfteien ſind, d. h. die Banken ſind nicht verpflichtet, 
ſchlechthin alle ihnen bekannten Verhältniſſe des angefragten Kun⸗ 
den mitzuteilen. Hierzu ſind ſie ſogar ihren Kunden gegenüber 
nicht berechtigt. Inwieweit die Bank die Verhältniſſe ihres Kunden 
offenlegen darf, muß im einzelnen Falle geprüft werden, Die 
Angaben der Bank dürfen jedenfalls nur ſo weit gehen, als ſie mit 
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dem Einverſtändnis des Kunden rechnen kann. Im allgemeinen 
werden die Banken deshalb nicht verpflichtet ſein, über das mit 
ihrem Kunden eingegangene Kreditverhältnis, insbeſ. auch über 
beſtehende Sicherungen (Übereignungen) Mitteilung zu machen. 

Aus dem Geſagten geht hervor, welche Angaben die Bank 
nicht in ihre Auskunft aufnehmen braucht und darf. Dieſes Recht 
der Bank zu Auslaſſungen (dem Kunden gegenüber Pflicht) erzeugt 
aber andererſeits wieder die Pflicht, die Auskunft poſitiv ſo 
zu geſtalten, daß ſie kein täuſchendes Bild über den Angefragten 
ergibt. Um ein ſolches falſches Bild nicht entſtehen zu ale kann 
es u. U. notwendig ſein, Mitteilungen zu machen, zu denen die 
Bank ihrem Kunden, dem ln ten, gegenüber nicht berechtigt 
iſt. Kommt die Bank in einen ſolchen Konflikt, ſo bleibt ihr nur 
der Ausweg, die Auskunfterteilung abzulehnen. Meiſt wird die 
Bank aber doch eine vorſichtig 7 4 Auskunft erteilen können, 
denn der Anfragende muß auch ſeinerſeits die Auskunft ſorg⸗ 
fältig prüfen und evtl. auch „zwiſchen den Zeilen leſen“. Der An⸗ 
fragende muß bei der Auslegung der Auskunft beachten, daß die 
Bank ſich im Intereſſe ihres Kunden nur vorſichtig und zurückhal⸗ 
tend äußern kann (RG.: BankArch. 28, 67). Ferner müſſen bei 
dem Anfragenden die hauptſächlichſten Geſchäftsgepflogenheiten der 
Banken als bekannt vorausgeſetzt werden. Aus dieſem Grunde iſt 
es z. B. unnötig, daß die Banken in ihren Auskünften mitteilen, 
daß ſie ihren Kredit nur gegen Sicherheit eingeräumt haben (RG.: 
BankArch. 16, 93). 

In Anbetracht diefer Rechtslage verliert die von Jacoby 
(JW. 33, 82 ff.) angeſchnittene Frage, inwieweit mitwirkendes 
Verſchulden des Geſchädigten zu berückſichtigen iſt (§S 254 BGB.) 
an Bedeutung. Wenn der Anfragende die von ihm zu erwartende 
ſorgfältige Prüfung der Auskunft nicht vorgenommen hat, ſo muß 
er den Schaden allein tragen; eine Erſatzpflicht der Bank iſt um 
deswillen nicht begründet, weil ſie erwarten konnte, daß ihre Aus⸗ 
kunft genaueſtens auf ihren wahren Inhalt geprüft würde. Mit⸗ 
wirkendes Verſchulden wird jedoch z. B. bei der Bemeſſung des 
Erſatzanſpruches berückſichtigt werden müſſen, wenn der Tatbeſtand 
des § 254 A b ſ. 2 BGB. vorliegt, alſo hauptſächlich, wenn der 
Anfragende über die Höhe des von ihm dem Angefragten zu ge⸗ 
währenden Kredits keine Angaben gemacht hat. 

Wenn der Anfragende auf eine Bankauskunft hin nun einen 
ungewöhnlich hohen Kredit einräumt, ſo kann der Bank nachher 
nicht der ganze Ausfall aufgebürdet werden; denn ſie wäre bei 
der Auskunfterteilung wahrſcheinlich viel vorſichtiger verfahren, 
wenn ſie die Höhe des Kredits gekannt hätte. Es iſt nicht richtig, 
daß, wie Jacoby (JW. 1933, 83) ausführt, das RG. in dieſem 
Falle die Anwendung des § 254 BGB. ablehnt. Das kann es 
gar nicht, denn es handelt ſich direkt um den Spezialfall des 
Abſ. 2 des § 254. Zwar iſt, wie das RG. in RG. 76, 323 aus⸗ 
führt, die Erſatzpflicht des § 826 BGB. nicht davon abhängig, 
ob der Schädiger die Art des Schadens vorausſieht; die Art des 
Schadens iſt aber etwas anderes als die Schadenshöhe. Die 
Vorausſehbarkeit der Höhe des Schadens iſt aber gerade in § 254 
Abſ. 2 berückſichtigt. 

GerAſſ. Dr. Wolfgang Dieſel, Köln. 


Behördliche Eingriffe bei Aktiengeſellſchaften. 


Der Gedanke der unbedingten Vorherrſchaft des Staates über 
die Wirtſchaft hat infolge der en Revolution ſich 
nunmehr zweifellos durchgeſetzt. Meldungen aus Schleſien und 
neuerdings Weſtpreußen zeigen aber, daß den neuen Behörden bei 
der praktiſchen Handhabung und Durchführung dieſes Grundſatzes 
Schwierigkeiten begegnen. Dies iſt um ſo begreiflicher, als die bis⸗ 
herige liberale Geſetzgebung es ja gerade mit größter Sorgfalt ver⸗ 
mieden hat, dem Staate Eingriffsmöglichkeiten und Aufſichtsrechte 
über die freie Wirtſchaft einzuräumen. Die neuen Behörden haben 
in vielen Fällen eine unendliche Mühe und überaus ſchwierige Ver⸗ 
handlungen darauf verwandt, um die notwendigen Eingriffe auf 
dem legalen Wege, gewöhnlich über Beſchlüſſe des Aufſichtsrates, 
herbeizuführen. Nicht immer aber konnte dies gelingen. Es blieben 
dann den Behörden feine, anderen Wege als die Einſetzung von 
Kommiſſaren oder neuerdings ein Eingreifen des Treuhänders der 
Arbeit, die aber mangels einer klaren zivilrechtlichen Begründbar⸗ 
keit faſt immer zu bedauerlichen Verſtimmungen und Reibereien 
führten. Ein großes Verdienſt hat daher das Unternehmen von 
Welski: JW. 1933, 1376, die Einſetzung von Kommiſſaren auch 
zivilrechtlich zu untermauern, und zwar durchaus zutreffend und 
hinreichend aus § 29 BOB. Es wäre ſehr erfreulich, wenn der In⸗ 
halt dieſes Aufſatzes weiteſten Kreiſen der Behörden und der Wirt⸗ 
ſchaft bekanntwerden würde. 

Im Nachſtehenden ſoll auf eine Geſetzesbeſtimmung hinge⸗ 
wieſen werden, die in noch erheblich weiterem Umfange die Ein⸗ 
griffsmöglichkeiten der Behörden legaliſiert und zur Grundlage 
jeden Vorgehens gemacht werden kann. Es iſt der Art. IV Pr⸗ 
Ausf®. z. HGB. v. 24. Sept. 1899 (PrGS. 303). Dieſer lautet: 


„Eine Aktiengeſellſchaft ſowie eine Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien kann aufgelöſt werden, wenn ſie ſich rechtswidriger Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen ſchuldig macht, durch welche das Ge⸗ 
meinwohl gefährdet wird. 

Über die Auflöſung entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren 
der Bezirksausſchuß in erſter Inſtanz. Für die Erhebung der Klage 
iſt der Regierungspräſident zuſtändig. 

Von der Auflöſung hat der Regierungspräſident dem Regiſter⸗ 
gericht Mitteilung zu machen.“ 

Die Beſtimmung, die in Preußen zweifellos noch immer gilt, 
iſt in 1 bee de geraten. Sie führt aber faſt unmittelbar den 
Anſchluß herbei an die urſprünglich ſehr viel weniger liberale und 
daher der heutigen Zeit wieder beſſer entſprechende Geſetzgebung 
aus dem Anfang des 19. Jahrhunderts, in der die Frage der Kon⸗ 
zeſſionierung von Aktiengeſellſchaften noch aus guten Gründen leb⸗ 
haft erörtert wurde (vgl. Lehmann, Das Recht der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, I. S. 68 ff.). Wenn die Beſtimmung auch zunächſt nur für 
Preußen gilt, jo iſt damit doch fait des Reichsgebietes und 
damit jedenfalls der wirtſchaftlich weſentlichſte Teil getroffen. 

Dieſe Beſtimmung gibt dem Regierungspräſidenten als Auf⸗ 
ſichtsdehörde das Recht auf Erhebung einer Aufloſungsklage beim 
Bezirksausſchuß, wenn die Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien ſich rechtswidriger Handlungen oder Unterlaſ⸗ 
ſungen ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl ae 
wird. Es iſt ſelbſtverſtändlich und braucht kaum aus der Analogie 
zur Rechtſprechung des RG. über die vorbeugende Unterlaſſungs⸗ 
klage begründet zu werden, daß der Regierungspräſident hiernach 
berechtigt und verpflichtet iſt, nicht erſt den Eintritt des Schadens 
abzuwarten, ſondern ſchon vorher mit allen ihm erforderlichen 
Matznahmen einzugreifen. Nicht fo ſicher läßt ſich dartun, welches 
die materielle Sachlage ſein muß, die zu ſolchen Eingriffen be⸗ 
rechtigt. Nach dem Wortlaut des Geſetzes ſoll es notwendig ſein, 
daß die Geſellſchaft ſelbſt ſich rechtswidriger Handlungen oder 
Unterlaſſungen ſchuldig macht. Damit ſind zunächſt alle die harm⸗ 
loſeren Fälle getroffen, wo ein Vorſtand baupolizeilichen, mili⸗ 
täriſchen oder dergleichen Anordnungen nicht nachkommt. Es iſt 
aber wohl keineswegs notwendig und würde dem Sinn des Ge⸗ 
ſetzes durchaus widerſprechen, wenn das Aufſichtsrecht ſich in enger 
juriſtiſcher Auslegung auf die Fälle beſchränkte, wo die Geſellſchaft 
vertreten durch den Vorſtand handelt. Vielmehr muß aus dem 
Nachſatz, welcher ausdrücklich 125 eine Gefährdung des Gemein⸗ 
wohls abſtellt, die Abſicht des Geſetzgebers entnommen werden, 
mit der fraglichen Beſtimmung ein möglichſt allgemeines Aufſichts⸗ 
recht zu begründen. Dann darf aber auch nicht die Vorausſetzung 
für den Eingriff fein, daß ein Verſchulden des Vorſtandes vor⸗ 
liegt, noch, daß die zu beſeitigende Lage durch eine Handlung oder 
Unterlaſſung des 0 1 85 herbeigeführt iſt. Das Aufſichtsrecht 
muß auch ſchon dann e wenn durch ein Verhalten des Auf⸗ 
ſichtsrates, von dem der Vorſtand ja meiſt abhängig iſt, der das 
Gemeinwohl gefährdende Zuſtand herbeigeführt iſt und ſogar dann, 
wenn ohne irgendeine Handlung oder Unterlaſſung der Geſellſchaft 
durch Veränderungen der allgemeinen wirtſchaftlichen oder politi⸗ 
chen Lage die Gefährdung des Gemeinwohles zu beſorgen iſt. 

nter dieſem Geſichtspunkt wird die Behörde namentlich berechtigt 
und verpflichtet ſein, auch Umſchichtungen des Aktienbeſitzes oder 
überhaupt Veränderungen in der Einflußnahme auf die Aktien⸗ 
geſellſchaften ihres Bezirks laufend zu überwachen und unter An⸗ 
drohung der Auflöſungsklage gegebenenfalls einzuſchreiten. 
GerAſſ. Dr. Eugen Langen, z. Z. Berlin. 


Die Anſprüche des Baufparers und ihre Ficherung bei 
der vereinfachten Abwicklung von Baufparverträgen. 


Das Bauſparweſen beruht in hohem Maße auf dem Ge⸗ 
danken der Gemeinſchaft. Viele Sparer zahlen Beträge bei der 
Bauſparkaſſe ein, aber nur wenige erhalten bei jeder Verteilung 
ein Darlehn. Alle geben alſo etwas, damit einigen ſofort geholfen 
wird. Dieſer Gedanke des gemeinſchaftlichen Bauſparens wird da⸗ 
durch ſtark gefördert, daß jeder hofft, zu den Glücklichen zu ge⸗ 
hören, welche bald das Darlehn erhalten. 

Eine Gemeinſchaft läßt ſich nur aufrechterhalten, wenn jeder 
einzelne der Bauſparkaſſe ſein Vertrauen ſchenkt. Wer eine be⸗ 
ſtimmte Bauſparkaſſe nicht für zuverläſſig hält, darf ſich ihr nicht 
anſchließen. Zu dem Gedanken der Gemeinſchaft und damit zu dem 
Weſen des Bauſparens ſteht es aber in en Widerſpruch, 
wenn ſich ein Sparer für ſeine Anſprüche beſondere Sicherheiten 
einräumen läßt, um im Falle von Zahlungsſchwierigkeiten auf 
Koſten der übrigen Sparer ſeine volle Befriedigung durchzu⸗ 
ſetzen. 

Es iſt jedoch häufig zu beobachten, daß einzelne Bausparer 
ſich zu ſichern verſuchen, und zwar laſſen ſie fi) in der Regel die 
für Baudarlehn von anderen Bauſparern eingeräumten Hypotheken 
verpfänden. Dieſen Sicherheiten iſt durch die Einführung der ver⸗ 
einfachten Abwicklung von Bauſparkaſſen jeder Wert genommen 
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worden. Würde eine bevorzugte Befriedigung des geſicherten Bau⸗ 
ſparers zugelaſſen, ſo würde das Bauſparweſen erheblich beein⸗ 
trächtigt werden, wenn es nicht ſogar ganz unmöglich gemacht 
würde. 

Gerät eine Bauſparkaſſe in Schwierigkeiten, ſo wird in der 
Regel die vereinfachte Abwicklung angeordnet. Dieſe iſt durch die 
NotVO. v. 14. Juni 1932 Teil 1 Kap. V (RG Bl. I, 285) einge⸗ 
führt worden, um eine ſchonendere Verwertung des Vermögens 
der Bauſparkaſſe zu ermöglichen, als ſich im Falle des Konkurs⸗ 
verfahrens erreichen ließe. Ein Vergleichsverfahren ift nicht zuläſſig 
(8 120 BerfAuff®.). Die vereinfachte Abwicklung beſteht darin, 
daß die Bausparer, welche noch kein Baudarlehn erhalten haben, 
keine Beiträge mehr bezahlen, daß Darlehn nicht mehr gewährt 
werden und daß die Bauſparguthaben fo zurückzuzahlen find, wie 
es die jeweils flüſſigen Mittel zulaſſen. Hierbei werden alle Bau⸗ 
ſparer nach dem Verhältnis ihrer Forderungen ohne Vorrang vor⸗ 
einander befriedigt (§1 Not O.). Dieſe Regelung, welche eine 
gleiche Verteilung des vorhandenen Vermögens unter die Bau⸗ 
ſparer bedeutet, entſpricht dem Gedanken der Gemeinſchaft am 
beſten. 

Die Fremdgläubiger werden von der vereinfachten Abwicklung 
nicht betroffen. Sie können vielmehr die volle Bezahlung ihrer 
Forderungen verlangen. Die vereinfachte Abwicklung iſt deshalb 
nur möglich, wenn keine oder doch nur wenige Fremdgläubiger 
vorhanden ſind. Auch diejenigen Mitglieder der Bauſparkaſſe, 
welche bereits ein Darlehn erhalten haben, werden nicht berührt. 
Es iſt ausdrücklich davon abgeſehen worden, ſie in irgendeiner 
Form zur Deckung der entſtandenen Verluſte heranzuziehen 
(Bernard: JW. 1932, 1936 ff.). Sie gehören nicht mehr zu 
der von den Bauſparern gebildeten Gemeinſchaft, ſie ſind keine 
Bauſparer mehr, ſondern Darlehnsſchuldner der Bauſparkaſſe. 

Mit der Anordnung der vereinfachten Abwicklung verwandelt 
ſich das Guthaben der betroffenen Bausparer in einen reinen 
Rechnungspoſten. Die Bauſparer beſitzen nicht etwa in Höhe des 
Guthabens eine Geldforderung gegen die Bauſparkaſſe, auf welche 
ein beſtimmter Hundertſatz ausgeſchüttet wird. Sie können viel⸗ 
mehr nur verlangen, daß die flüſſigen Mittel anteilmäßig unter 
ſie verteilt werden. Beſitzt alſo die Bauſparkaſſe überhaupt keine 
flüſſigen Mittel, weil z. B. alles Geld, welches nicht für die Ver⸗ 
waltung benötigt wird, langfriſtig ausgeliehen iſt, ſo hat der Bau⸗ 
ſparer nur einen Anſpruch auf Vornahme einer Handlung, nämlich 
darauf, daß die Kaſſe d die eingegangenen Gelder verteilt. 
Dieſer Anſpruch se d auch dann, wenn Beträge hereinkommen. 
Erſt wenn die Kaſſe die eingegangenen Mittel auf die einzelnen 
Sparer verteilt hat, verwandelt er ſich in eine Forderung auf Aus⸗ 
zahlung der zugeteilten Summe. Vor der Verteilung kann daher 
der Bauſparer gegen die Kaſſe nicht auf Zahlung einer beſtimmten 
Summe Hagen, ſondern nur auf Vornahme der Verteilung, welche 
gegebenenfalls nach den Vorſchriften über die Erwirkung vertret⸗ 
barer Handlungen erzwungen werden kann. Erſt nach der Ver⸗ 
teilung kann auf Auszahlung des Anteils geklagt werden. Beide 
Klagen dürften nach dem Grundgedanken des 8254 ZPO. mit⸗ 
einander verbunden werden können. Nicht möglich erſcheint es da⸗ 
gegen, daß der einzelne Bauſparer den auf ihn entfallenden Be⸗ 
trag der flüſſigen Mittel ſelbſt berechnet und dann einklagt, weil 
ihm hierzu die erforderlichen Unterlagen fehlen. Zu einer Klage 
dürfte es allerdings nur in Ausnahmefällen kommen, denn die 
von dem Liquidator (§ 2 NotVO. v. 14. Juni 1932) vorzunehmende 
Verteilung kann in der Regel im Verwaltungswege dadurch er⸗ 
zwungen werden, daß der ſich widerſetzende Liquidator durch das 
RAuffAPrivVerſ. abberufen und ein neuer ernannt wird. 

Da der Bauſparer demnach bis zur Verteilung nur einen 
Anſpruch auf Vornahme einer Handlung beſitzt, ſo fehlt es an einer 
Geldforderung, welche durch ein Pfandrecht oder ähnliches ge⸗ 
ſichert werden könnte. Art. 4 Durchf⸗ und Ergo. über die ver⸗ 
einfachte Abwicklung von Bauſparverträgen v. 9. Juni 1933 
(RGBl. I, 372) hebt daher mit Recht zur Klarſtellung hervor, daß 
Rechte, die ein Bauſparer zur Sicherung der aus dem Bauſpar⸗ 
vertrag ſich ergebenden Leiſtungsanſprüche erworben hat, mit der 
Anordnung der vereinfachten Abwicklung erlöſchen. Ebenſowenig 
kann mit einem Anſpruch auf Ausſchüttung der vorhandenen 
Mittel aufgerechnet werden (Art. 3 Satz 2), denn einer Geldforde⸗ 
rung ſteht der Anſpruch auf Vornahme einer Handlung, alſo ein 
ungleichartiger Anſpruch gegenüber. 

Nach der Verteilung beſteht zwar eine Geldforderung, welche 
durch die beftellten Pfandrechte geſchützt werden könnte. Art. 4 be⸗ 
ſeitigt aber auch inſoweit alle Sicherheiten. Würde man ſie näm⸗ 
lich beſtehen laſſen, ſo würde die Verwertung der Maſſe ſehr er⸗ 
ſchwert fein, was bei der vereinfachten Abwicklung gerade ver⸗ 
mieden werden ſollte. 5 ) 

Ein Bauſparer kann auch nicht nach Anordnung der verein⸗ 
fachten Abwicklung auf Grund einer Anfechtung des Bauſpar⸗ 
vertrages die Auszahlung ſeines ganzen Guthabens nach den Vor⸗ 
ſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung oder die uner⸗ 
laubten Handlungen verlangen (Art. 3 Satz 1); denn alle diejenigen, 


welche tatſächlich Bauſparer ſind, bilden eben eine Gemeinſchaft, 
welche gleichmäßig befriedigt wird. Art. 4 beſtimmt daher, daß 
auch die Schadenserſatz⸗ und Bereicherungsanſprüche nicht geſichert 
werden können. 

Die Sicherheiten des Bauſparers verlieren auch bei der ver⸗ 
einfachten Abwicklung jeden Sinn. Der Bauſparer kann nämlich 
immer nur den auf ihn entfallenden Teil der eingegangenen Be⸗ 
träge verlangen. Ein Pfandrecht kann ihn deshalb wegen der akzeſ⸗ 
ſoriſchen Natur vor den eingetretenen Verluſten nicht ſchützen. Im 
Gegenſatz zu dem Konkursgläubiger hat der Bauſparer nach Ver⸗ 
teilung der vorhandenen Mittel überhaupt keinen Anſpruch gegen 
die Bauſparkaſſe mehr (Art. 3 Satz 2), zu deſſen Befriedigung das 
Pfandrecht dienen könnte. Der Anſpruch auf Auszahlung des zu⸗ 
geteilten Betrages der eingegangenen Mittel braucht aber nicht 
geſichert zu werden, da dieſer Anſpruch nicht gefährdet iſt. 

Die Sicherung des Guthabens eines Bauſparers, welche ſich 
mit dem Weſen des Bauſparens nicht vereinbaren läßt, iſt alſo bet 
der vereinfachten Abwicklung nicht möglich. Im Falle des Kon⸗ 
kurſes wird die Beſtellung von Pfandrechten u. ä. regelmäßig an⸗ 
fechtbar ſein und deshalb den Bauſparer ebenſowenig ſchützen. Von 
der Sicherung eines einzelnen Bauſparers iſt jedoch die gemein⸗ 
ſchaftliche Sicherung aller Bausparer ſcharf zu unterſcheiden. Eine 
ſolche wird feine durch Übertragung des Vermögens der Bau⸗ 
ſparkaſſe auf eine beſondere Treuhandgeſellſchaft erreicht. Gegen 
55 beſtehen keine Bedenken, ſie iſt vielmehr oft erwünſcht, weil 

urch ſie das Vertrauen der Bauſparer geſtärkt und dadurch das 
Unternehmen gefördert wird. 
GerAſſ. Walter Pohle, Berlin. 


Zinswucher! 


Die bisherige Rechtſprechung ſah im Vereinbaren und Neh⸗ 
men übermäßiger Zinſen noch keinen Verſtoß gegen die guten Sit⸗ 
ten, wandte alſo § 138 Abſ. 1 BGB. auf einen ſolchen Tatbeſtand, 
von beſonderen Umſtänden abgeſehen, nicht an. Nur bei Vorliegen 
der Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 2 BGB. — Vereinbaren und 
Nehmen übermäßiger Zinſen unter Ausbeutung der Notlage, des 
Leichtſinns oder der Unerfahrenheit der Zinsverpflichteten — 
wurde das Rechtsgeſchäft für nichtig erachtet. 6 

Das hat ſich auch nicht geändert, als die durch die Deflations⸗ 
kriſe verurſachte Geldknappheit faſt jede Geldaufnahme als eine 
Notſtandsmaßregel des Geldnehmers erſcheinen ließ. Nachdem die 
Preiswuchergeſetzgebung gefallen war, konnte jeder Geldverleiher 
die Geldknappheit zur Ausbedingung von Zins⸗ und ihm gleich⸗ 
ſtehender Vorteile (Damnum) benutzen, welche Me ihrer Höhe 
die Kriſe verſchärften und einer Geſundung des Wirtſchaftslebens 
entgegenarbeiten. Die Zinsſenkungsaktion der Reichsregierung v. 
8. Dez. 1931 (Kap. III der Not O.) beſchränkte ſich auf die Herab⸗ 
ſetzung der Zinſen damals ſchon Jahr Verbindlichkeiten mit 
einer Laufzeit von mindeſtens 1 Jahr. Desgleichen brachte die 
Not O. v. 27. Sept. 1932 Zinserleichterungen für den landwixrt⸗ 
ſchaftlichen Realkredit nur wegen am 29. Sept. 1932 ſchon be⸗ 
ſtehender Hypotheken und Grundſchulden (auf landwirtſchaftliche 
Grundſtücke), deren Ergänzung (für den nichtlandwirtſchaftlichen 
Realkredit) durch die NotVO. v. 11. Nov. 1932 überhaupt keine 
Zinserleichterungen vorſieht, ſondern nur Stundung. 

Es unterlag alfo nach dem 31. Dez. 1932 (vgl. Art. 6 der 
1. DurchfVO. v. 23. Dez. 1931) bzw. dem 27. Sept. 1932 die Neu⸗ 
vergebung von Darlehen mit oder ohne Hypothekenſicherheit keiner 
Beſchränkung hinſichtlich der Ausbedingung von Zins⸗ und gleich⸗ 
artigen Vorteilen, auch nicht bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken. 
Der Grund für dieſe Zurückhaltung der damaligen Notgeſetz ebung 
war wohl der, das vorhandene Kapital nicht vor Neubeleihungen 
abzuſchrecken, zumal bei dem damaligen Stand der Pfandbrief⸗ und 
Anleihekurſe das anlageſuchende Kapital leicht eine effektive Ver⸗ 
zinſung bis zu 12⅝ zu erreichen in der Lage war. Mit Rückſicht 

erade auf dieſe theoretiſche Möglichkeit, durch ſpekulativen An⸗ 
auf von Pfandbriefen und Anleiheſtücken zu niedrigem Kurs eine 
hohe Verzinſung des verausgabten Kapitals zu erreichen, haben 
die Geldgeber bei Darlehens⸗ und Hypothekenhingaben zu beſonders 
hohen Verzinſungsanſprüchen ſich berechtigt gehalten. Dabei iſt 
in der Furcht vor erneuten Zinsſenkungsaktionen für beſtehende 
Darlehen und Hypotheken der offtzielle Zinsſatz auf 6% vereinbart 
worden, aber durch Ausbedingung hoher Damnen und Verein⸗ 
barung der Vorausbezahlung von Zinſen über 6% eine effektive 
Verzinſung von 10, 12 und mehr jährlich tatſächlich erreicht worden. 
Es kann kein Zweifel beſtehen, daß das Vereinbaren und Neh⸗ 
men effektiver Zinſen von 10—12% und mehr bei oft mündel⸗ 
ſicherer Unterlage dem Gemeinintereſſe widerſpricht. Die Ausnut⸗ 
zung der Kapitalknappheit zur Vereinbarung ſolch hoher effek⸗ 
tiver Verzinſung entgegen dem Gemeinintereſſe widerſpricht — 
bei richtiger Anwendung des 8138 Abſ. 1 BGB. — ſicherlich 
den guten Sitten. Sittenwidrig iſt die Überſpannung privater 
Vorteilsausnutzung zum Schaden der Allgemeinheit. 
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Es bedarf daher m. E. angeſichts beſonders hoher Zinſen kei⸗ 

nes Eingehens auf die Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 2 BGB., 
um derartige Vereinbarungen für nichtig zu erklären. Die ins⸗ 
beſondere ſeit Mitte 1931 in ihrer ganzen Schwere zutage ge⸗ 
tretene Deflationskriſe ſteht den Schwierigkeiten des Geldmarkts 
während des Krieges nicht nach. Wenn RG. 90, 400; 93, 28 und 
107 die Anwendbarkeit des § 138 Abſ. 1 BGB. bei unerlaubter 
Ausnutzung der Schwierigkeiten des Geldmarkts während des 
Krieges zugelaſſen haben, ohne diesfalls auf die beſondere Vor⸗ 
ausſetzung des § 138 Abſ. 2 BGB. abzuheben, fo muß das auch 
für die ſeit Mitte 1931 offenkundige ſchwere Wirtſchaftskriſe gelten. 

RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


Zur Anerbenordnung nach preußiſchem bänerlichen 
Erbhofrecht vom 15. Mai 1933. 


Das Geſetz beſtimmt in 812 5 

Abſ. 1: Zum Anerben find — wenn der Erblaſſer die Reihen: 
folge nicht anders beſtimmt hat — in folgender Ordnung berufen: 

1. die Sohne des Erblaſſers; an Stelle eines verſtorbenen 

Sohnes treten deſſen Söhne und Sohnesſöhne; 

2., 3. uſw. 

Abſ. 2: Ein Verwandter iſt nicht zur Anerbenfolge berufen, 
ſolange ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden 
iſt. Innerhalb der gleichen Ordnung gilt der Vorzug des männ⸗ 
lichen Geſchlechts und der Erſtgeburt. 

Beiſpiel: Ein Bauer hatte zwei Söhne A. und B.; letzterer 
iſt 35 Jahre alt. Der ältere Sohn A. iſt vor dem Vater ver⸗ 
ſtorben, hat aber ſeinerſeits einen dreijährigen Sohn namens C. 
hinterlaſſen. Wer wird, wenn der Bauer nichts anderes beſtimmt 
hat, Anerbe? 

Von Wenzel (Reichslandbund S. 247) wird die Anſicht ver⸗ 
treten, Anerbe des Erblaſſers ſei der Enkel C.; denn nach Abſ. 1 
Ziff. 1 trete an Stelle eines verſtorbenen Sohnes deſſen Sohn. 
Dieſe Auffaſſung erſcheint mir nicht richtig; jedenfalls dürfte die 
Begründung nicht durchſchlagend ſein. In der Ziff. 1 beſtimmt das 
Geſetz nur, wer zur erſten Ordnung gehört. In welcher Reihen⸗ 
folge die zur erſten Ordnung Gehörigen berufen ſind, wird an 
dieſer Stelle nicht geſagt. Wenn dort beſtimmt iſt, daß die Söhne 
verstorbener Söhne des Erblaſſers an die Stelle ihres Vaters 
treten, ſo folgt daraus nur, daß ſie zur erſten Ordnung gehören, 
nicht aber iſt damit geſagt, wer innerhalb dieſer erſten Ordnung 
den Vorzug hat. Die Beſtimmung darüber iſt vielmehr erſt in 
Abſ. 2 getroffen, wonach innerhalb der gleichen Ordnung der Vor⸗ 
zug des männlichen Geſchlechts und der Erſtgeburt gilt. Im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Sohn des Erblaſſers B. und dem Enkel C. 
dürfte aber dem Sohn B. der Vorzug der Erſtgeburt zukommen; 
er fit bor dem Neffen geboren. Unter „Vorzug der Erſtgeburt“ 
— ‚phne weiteren Zuſatz — kann nur verſtanden werden, daß 
innerhalb eines beſtimmten Kreiſes (hier innerhalb der erſten Ord⸗ 
nung) das höhere Alter entſcheidet. Hätte der Geſetzgeber dem 
Sohn des verſtorbenen A. den Vorzug geben wollen, alſo die 
Linealgradualerbfolge gewollt, ſo würde das ſicherlich in ähnlicher 
Weiſe, wie es in der alten preußiſchen Verfaſſungsurkunde von 
1850 (Art. 53) geſchehen iſt, beſtimmt ſein. 

Den bäuerlichen Verhältniſſen dürfte die Berufung des B. 
auch am eheſten gerecht werden. Würde C. berufen ſein, ſo würde 
der Erbhof längere Zeit keinen zur Wirtſchaft fähigen Wirt 
haben. Gerade für bäuerliche Verhältniſſe, wo es auf die perſön⸗ 
liche Leiſtung des Beſitzers ausſchlaggebend ankommt, wäre ein 
ſolcher Zuſtand überaus unerwünſcht. Ich bin daher der Auf⸗ 
faſſung, daß der zweite Sohn des Erblaſſers vor dem Sohn ſeines 
verſtorbenen älteren Bruders berufen iſt. 


RA. Dr. Sommer, Pritzwalk. 


Zur Überſchreitung der Scjlüffelgewalt, 


In den letzten Jahren ſind viele wirtſchaftliche Unternehmen, 
die mit Sachen des häuslichen Bedarfs handeln, dazu überge⸗ 
gangen, zur Werbung von Beſtellungen Agenten in die Haus⸗ 
haltungen, oft bis in das entlegenſte Dorf zu ſchicken. Dabei hat 
es ſich eine beträchtliche Anzahl von Unternehmen und Agenten 
zum Grundſatz gemacht, die Waren mit allen Mitteln zu verkaufen. 
Die Agenten erſcheinen meiſtens, wenn die Ehemänner nicht zu 
Haufe find, und ihrer Aufdringlichkeit und Geſchwätzigkeit gelingt 
es nur zu oft, die Ehefrauen zur Beſtellung von Sachen zu ver⸗ 
anlaſſen, die mit den zur Beſtreitung der Koſten des Haushalts 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln überhaupt nicht oder nur unter 
Zurückſtellung anderer, ſehr viel nötigerer Anſchaffungen bezahlt 
werden können. Jeder, der längere Zeit an einem großſtädtiſchen 
‚AG. tätig geweſen ift, das regelmäßig in den Beſtellſcheinen als 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


örtlich zuſtändig für die Entſcheidung von Streitigkeiten aus den 
Beſtellungen bezeichnet wird, weiß, was alles den Frauen auf⸗ 
geredet wird. Es werden Zeitſchriften, Bücher, beſonders häufig 
wertloſe „ärztliche Ratgeber“, garantiert ſicher wirkende Geſund⸗ 
heitstees, Sprech⸗, Radio⸗, Hochfrequenz- und Einkochapparate, 
Staubſauger, Waſchmaſchinen und viele andere Sachen mehr be⸗ 
ſtellt, die oft durchaus entbehrlich ſind, deren Preis vor allen 
Dingen in gar keinem Verhältnis zu den Einkünften des Mannes 
und zu ihrem wahren Wert ſteht. 

In den meiſten Fällen wird die Klage gegen den Ehemann 
auf Erfüllung der Verträge abzuweiſen ſein, weil die Ehefrau die 
ihr nach § 1357 BGB. zuſtehende geſetzliche Vertretungsmacht, 
innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes Rechtsgeſchäfte mit 
Wirkung für und gegen den Mann abzuſchließen, überſchritten hat. 
Damit geben ſich die Verkäufer aber häufig nicht zufrieden. Sie 
nehmen vielmehr, ſei es von vornherein, ſei es nach Abweiſung 
der Klage gegen den Mann, die Ehefrau auf e des Ver⸗ 
trages in Anſpruch und erwirken nur zu oft ein obſiegendes Urteil, 
Die Gerichte vertreten dabei die Auffaſſung, es ergebe ſich aus den 
Umſtänden, daß die Frau das Geſchäft im eigenen Namen abge⸗ 
ſchloſſen habe (vgl. § 1357 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), in der Mehrzahl 
der Fälle aber die, die Frau habe den Vertrag wegen Uberſchrei⸗ 
tung der geſetzlichen Vertretungsmacht gem. 8179 BGB, zu er⸗ 
füllen. Mit einem ſolchen obſiegenden Urteil gegen die Frau 
ſtehen ſich die Verkäufer oft geuau fo gut, wie wenn 1 ein Urteil 
gegen den Mann erwirkt hätten, ung mel ſogar noch beſſer, weil 
Ir einen Schuldtitel 15 gegen die Frau haben. Viele Männer 
ind nämlich, wenn die Frau verurteilt iſt, zur Vermeidung der 
mit einer Vollſtreckung gegen die Frau verbundenen Scherereien 
bereit, den Vertrag zu erfüllen. Manche Verkäufer gehen auch, 
wenn die Ehemänner Beamte oder Behördenangeſtellte ſind, ſo 
weit, der vorgeſetzten Behörde von der Verurteilung Mitteilun 
zu machen oder dies wenigſtens anzudrohen, und machen hr 
die Ehemänner zur Übernahme der Schuld gefügig. Es verichlägt 
dabei nichts, daß es an dem zur Vollſtreckung in das eingebrachte 
Gut der Frau notwendigen Schuldtitel gegen den Mann auf Dul⸗ 
dung der Zwangsvollſtreckung fehlt (8739 ZPO.). Denn es iſt 
vielfach unbekannt, daß eine Vollſtreckung in das eingebrachte Gut 
nicht ohne weiteres möglich iſt. Im übrigen kann der Verkäufer 
mit Leichtigkeit gegen den Mann ein Urteil auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung erwirken, wenn man die Auffaſſung vertritt, 
daß die Ehefrau den unter Überſchreitung ihrer Schlüſſelgewalt ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag gemäß § 179 BGB. zu erfüllen hat. Die Ver⸗ 
pflichtung des Vertreters, einen ohne oder unter Überſchreitung 
der Vertretungsmacht geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, iſt näm⸗ 
lich keine rechtsgeſchäftliche, ſondern eine geſetzliche (vgl. 
RORKEMM 5179, 1; Enneccerus, Alg. Teil, 8 170 
Note 11), und nach 88 1411—1414 BGB. ſind de b alle 
auf nicht rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtänden beruhende Verßpflich⸗ 
tungen der Ehefrau ſog. Vollſchulden, die ohne Rückſicht auf die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes auch aus dem einge⸗ 
brachten Gut zu befriedigen ſind. Auf den Gedanken, gegen den 
Mann ein Urteil auf Duldung der Zwangsvollſtreckung zu er⸗ 
wirken, ſind m. W. die Gläubiger der Frau allerdings noch nicht 
gekommen. 

Bei richtiger Würdigung der Sach- und Rechtslage können 
aus Rechtsgeſchäften einer Ehefrau, die zu ihrem häuslichen Wir⸗ 
kungskreis gehören könnten, im einzelnen Fall aber wegen des 
Zuſchnitts der e des Mannes nicht dazu gehören, 
Anſprüche gegen die Frau ſelber nicht hergeleitet werden. 

Zunächſt iſt im Regelfall die Annahme nicht zutreffend, es 
ergebe ſich bei einer Überſchreitung der Schlüſſelgewalt aus den 
Umſtänden, daß die Frau den Vertrag im eigenen Namen habe 
fließen wollen (vgl. § 1357 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Ein ſolcher 
Wille wird der Frau faſt immer gefehlt haben. Ihr Wille wird 
vielmehr im Zweifel darauf gerichtet geweſen ſein, den Mann 
und nur ihn zu verpflichten. Darauf, daß ſie vielleicht erklärt hat, 
die Schuld von ihrem ſog. Wirtſchaftsgeld erfüllen zu wollen, 
worauf in den Entſcheidungen zuweilen Gewicht gelegt wird, 
kommt es nicht an. Denn das Wirtſchaftsgeld iſt nicht Vermögen 
der Frau. Es iſt ihr nicht einmal zu freier Verfügung überlaſſen. 
Es iſt vielmehr der Vorſchuß, den ſie auf Grund des in der 
Schlüſſelgewalt enthaltenen Rechts zur Führung der Geſchäfte des 
Mannes und der Pflicht dazu erhält (vgl. 8 669 BGB.). Es iſt 
alſo Vermögen des Mannes. Die Erklärung der Frau, die Schuld 
von dem Wirtſchaftsgeld bezahlen zu wollen, ſpricht deshalb nicht 
für den Willen der nd das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen 
zu ſchließen, ſondern dagegen. 

Die Ehefrau kann auch nicht auf Grund der Vorſchriften über 
die Vertretung ohne Vertretungsmacht (SS 177 ff. BGB.) auf Er⸗ 
füllung des Vertrages in Anſpruch genommen werden. Richtig 
iſt allerdings, daß dieſe Vorſchriften, die nur die Folgen des 
Handelns ohne eine durch Rechtsgeſchäft erteilte Vertre⸗ 
tungsmacht (Vollmacht) oder unter Überſchreitung einer durch 
Rechtsgeſchäft erteilten Vertretungsmacht regeln, bei Hand⸗ 
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lungen ohne eine geſetzliche Vertretungsmacht oder unter Über⸗ 
ſchreitung einer geſetzlichen Vertretungsmacht entſprechend 
anzuwenden ſind (RG. 104, 191). Die Haftung wird aber in der 
Mehrzahl der Fälle ausgeſchloſſen ſein, weil der andere Teil die 
Überſchreitung der der Ehefrau nach § 1357 BGB. zuſtehenden 
dera Vertretungsmacht kannte oder kennen mußte (infolge 

ußerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht 
kannte), 88 179 Abſ. 3, 122 Abf. 2 BGB. Der Agent, der die 
Haushaltung zur Werbung einer Beſtellung aufſucht, wird nämlich 
regelmäßig aus dem Beruf des Ehemanns, der faſt immer in dem 
Beſtellſchein angegeben zu werden pflegt, der Größe und Einrich⸗ 


tung der Wohnung erkennen oder erkennen müſſen, daß die Ehe⸗ 
frau ihre Vertretungsmacht überſchreitet. Dieſe Kenntnis oder 
fahrläſſige Nichtkenntnis ſchadet dem Geſchäftsherrn, ſofern der 
Agent Abſchlußvollmacht hat (8 166 Abſ. 1 BGB.). Auch wenn der 
Agent nur ein bloßer Vermittlungsagent iſt, und es deshalb 
auf ſeine Kenntnis oder ſein Kennenmüſſen nicht ankommt, wird 
der Geſchäftsherr aus dem Bericht über die Vermögensver⸗ 
hältniſſe des Ehemanns und den Angaben in dem Beſtellſchein 
über ſeinen Beruf faſt immer entnehmen oder entnehmen müſſen, 
daß die Ehefrau ihre geſetzliche Vertretungsmacht überſchritten hat. 
GerAſſ. Dr. Greifer, Berlin⸗Karlshorſt. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Kapitalflucht und Deviſenanzeige nach dem Volksverratgeſetz. 
Herausgeber W. Behrbohm, bei der Deriſenbewirtſchaf⸗ 
tungsſtelle Berlin, und Dr. K. Sudau, bei der Reichsbank 
Berlin. Berlin 1933. Verlag Berliner Börſen⸗Courier AktG. 


Eine Textausgabe des Volksverratch., der DurchfVO. zum 
VolksverratGG. und der einſchlägigen ergänzenden Geſetze iſt im 
erſten Teil dieſes Buches enthalten, der demjenigen willkommen 
fein wird, der die einſchlägigen Beſtimmungen nicht zur Hand hat. 
Der zweite Teil iſt mit „Erläuterungen zum Geſetz gegen Verrat 
der Deutſchen Volkswirtſchaft“ überſchrieben. Die Erläuterungen 
beſtehen im weſentlichen in einer Wiedergabe der amtlichen Bei⸗ 
sr der Durhf®D. zum Bolksperrat®. Eine eigene Erläuterung 

er Verf. iſt, ſoweit feſtgeſtellt werden konnte, in den Erläute⸗ 
rungen nicht enthalten. Als „Erläuterungsbuch“ kommt deshalb 
dem Buch für den juriſtiſchen Praktiker kaum irgendwelcher 


Wert zu. 
RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


Dr. jur. Hans Haage, ſtellvertr. Syndikus der Handels⸗ 
kammer Hamburg: Das Abladegeſchäft. Ein praktiſches 
Handbuch für Kaufleute und Juriſten. Hamburg 1933. 
Verlag Friederichſen, de Gruyter & Co. m. b. H. 106 S. 


Ein bedeutender Teil des geſamten Überſeehandels ſpielt ſich im 
Rahmen des ſog. „Abladegeſchäfts“ ab. Dieſer Kaufvertrag von be⸗ 
ſonderer Art hat ein ſo vielſeitiges Anwendungsgebiet und kritt in ſo 
zahlreichen Abwandlungen auf, daß jeder Verſuch einer ſyſtematiſchen 
Behandlung Dale: Schwierigkeiten begegnen mußte. So war es denn 
auch hier in der Praxis mit der „Anwendung“ geſetzlicher Vorſchriften 
nicht getan. Es blieben zahlreiche Fragen offen, die im Streitfalle der 
Richter nur durch Auslegung mit oder ohne Hinzuziehung kaufmänni⸗ 
ſcher Sachverſtändiger beantworten konnte. Dem Kaufmann aber, der 
ſich durch kluge Vorausſicht vor Abſchluß der Geſchäfte ſichern wollte, 
fehlte es an klaren Richtlinien. 

Hier war die empfindliche Lücke, die es auszufüllen galt. Mit 
großem Fleiß und Geſchick hat der Verf. es verſtanden, in einer ein⸗ 
heitlichen, überſichtlich gegliederten Abhandlung eine klare Darſtellung 
des Abladegeſchäfts in ſeinen verſchiedenen Geſtalten und Abwand⸗ 
lungen zu geben. 

Was bei Arbeiten auf anderen, häufiger beacherten Rechtsgebieten 
von vornherein feſtliegt, die logiſche und ſyſtematiſche Gliederung des 
Stoffes, mußte hier mühſam erarbeitet und aufgebaut werden, dazu 
in einer ſowohl für den Kaufmann wie auch für den Juriſten faß⸗ 
lichen Form. 

Es liegt in dem Umfang des Stoffes begründet, daß manche nicht 
nur intereſſante, ſondern auch für die Praxis hochbedeutſame Fragen, 
wie z. B. die Frage der Ausſtellung unrichtig datierter Konnof emente 
gegen Revers, nur kurz geſtreift werden konnten. Immerhin wird 
auch hier die Richtung gewieſen, in der ſich weitere Unterſuchungen zu 
bewegen haben. 

Wenn ſich der Text nicht immer leicht lieſt, ſo trägt daran im 
weſentlichen die Schwierigkeit des Stoffes die Schuld. Immerhin ließe 
ſich gerade auch im Hinblick auf Raufmänniſche Leſer eine noch größere 
Flüſſigkeit der Darſtellung vielleicht u. a. durch Vermeidung folder 
Fremdworte und Wendungen erreichen, die ſich durch deutſche Worte 
ohne weiteres erſetzen laſſen. 8 6 

Für jeden, der ſich, ſei es als Kaufmann, ſei es als Juriſt, mit 
dem Abladegeſchäft zu befaſſen hat, iſt das Buch von Haage ſchlecht⸗ 
hin unentbehrlich. Die Löſung der Aufgabe, die ſich der Verf. in 
ſeinem Vorwort geſtellt hat, iſt ihm im vollen Umfange gelungen. 

RA. Dr. Rudolph Martin, Hamburg. 


Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


Oberregierungsrat Dr. Carl Bernhard Zee⸗Heraeus und 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Harold Raſch: Die Reviſion der 
Regiebetriebe. Kommentar zu den Vorſchriften über die 
Prüfungspflicht der Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen Hand 
vom 6. Okt. 1931. Berlin 1933. Carl Heymanns Ver⸗ 
lag. 63 S. Preis 3. RM. 


Die Reviſion der Betriebe iſt eine wichtige Angelegenheit 
geworden. Sie tft zunächſt neu geſchaffen für AktG. durch die 
Aktienrechtsnovelle v. 19. Sept. 1931, die die SS 2622 ff. HGB. neu 
geregelt hat. Dieſe Reviſion iſt dann ausgedehnt auf andere Be⸗ 
triebe: Verſicherungsgeſellſchaften, Bauſparkaſſen und die Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe der N Hand, und zwar für letztere in der 
III. VO. des RPräſ. zur Sich. von Wirtſch. u. Fin. uſw. v. 
6. Okt. 1931 (Teil 5 Kap. VIII) und der VO. zur Durchführung 
der Vorſchr. über die Prüfungspflicht der Wirtſchaftsbetriebe der 
öffentlichen Hand v. 30. März 1933. Dieſe beiden VO. ſind In⸗ 
halt des vorliegenden Kommentars, der ſorgfältig abgefaßt, mit 
kiner inſtruktiven Einleitung verſehen iſt und daher ie die Pra⸗ 
xis unentbehrlich erſcheint. Verſchiedene Fragen bedürfen ſtets ein- 
gehender Nachprüfung, vor allem die Feſtſtellung, welche Betriebe 
als Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen Hand zu gelten haben, gr 
Ausnahmefälle beſtehen, wer als Bilanzprüfer zu beſtellen tft 
Ge bil. bh find Wirtſchaftsprüfer zu beſtellen! $7 a. a. O.), 
wie die Prufung durchzuführen iſt (formelle und materielle Re⸗ 
viſion). Von Intereſſe zu wiſſen NR daß die Tendenz des Ge⸗ 
fees dabin geht, nach Möglichkeit die Überlaftung der emeinden 
mit entbehrlichen und nicht exiſtenzberechtigten Betrieben abzu⸗ 
bauen und daß ein weſentliches Mittel zur Durchführung diefes 
Zwecks die Veröffentlichung der Prüfungsergebniſſe iſt (8 12 
d. a. O.). Die im Kommentar enthaltenen Erläuterungen ehen 
in angemeſſener Weiſe die handelsrechtlichen Vorſchriften heran, 
ſoweit dieſe auch für Regiebetriebe Anwendung finden. 

Wer in der Praxis mit dieſen Fragen zu tun hat (Gemtein- 
den und Wirtſchaftsprüfer), wird aus dieſem Kurzkommentar die 
unentbehrliche Aufklärung ſchöpfen können. 


RA. Paul Jeſſen, Kiel. 


Wechſelgeſetz vom 21. Juni 1933 (RGGBl. I, 399) mit den 
Nebengeſetzen, dem Wechſelſteuergeſetz und der Wechſelord⸗ 
nung vom 3. Juni 1908. Textapsgabe mit kurzen Ans 
merkungen und Sachregiſter. Berlin 1933. Verlag von 
Franz Vahlen. Preis kart. 1,20 J., geb. 1,50 K. 


Das neue Weib. v. 21. Juni 1933 hat die Beſtrebungen zur 
Schaffung eines einheitlichen Wechſelrechts weſentlich gefördert. 
Es enthält in ſeinem Aufbau und in zahlreichen Einzelheiten Ab⸗ 
änderungen vom bisherigen deutſchen Wechſelrecht. 

Es iſt zu begrüßen, daß für die Einarbeitung in das neue 
Recht, für die das Geſetz durch Hinausſchiebung des Zeitpunktes 
des Inkrafttretens, einen gewiſſen Zeitraum gelaſſen hat, recht⸗ 
zeitig Textausgaben erſcheinen, die außer dem reinen Geſetzestext 
kurze Anmerkungen bringen, in denen Hinweiſe auf die den neuen 
Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der deutſchen Wechſelord⸗ 
nung und die Neuerungen enthalten find. 

Die Textausgabe enthält das Wechſch. v. 21. Juni 1933, das 
Einf. zum Weib. v. 21. Juni 1933, das Gef. über Wechſel⸗ und 
Scheckzinſen v. 3. Juli 1925 und die 3. VO. über benachbarte 
Orte im Wechſel⸗ und Scheckverkehr v. 7. Dez. 1927, ferner das 
WehjSt®. v. 12. Juli 1930 und die AusfBeſt. hierzu v. 20. Nov. 
10995 und ſchließlich in einem Anhang die deutſche WO. v. 3. Juni 

Eine handliche, praktiſche Ausgabe, die ihren Zweck erfüllen 
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wird. Die Erläuterung des Geſetzes ſoll durch einen Kommentar 
von MinR. L. Quaſſowski und Vortragender LegR. Dr. E. 
Albrecht, der im gleichen Verlage mit Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes erſcheinen wird, erfolgen. D. S. 


Alfred Streißler: Das Recht des Ungreifbaren, Verſuch 
eines Syſtems des Immaterialgüterrechts unter beſonderer 
Berückſichtigung der Rechte au ſelbſtändigen Immaterial⸗ 
gütern. Berlin. Ernſt Gerdes Verlag. 106 S. Preis 
7,60 Hb. 


In Streißlers Syſtem des Rechts des Ungreifbaren 
werden die Immaterialgüter eingeteilt in: perſonengebundene (int 
engeren Sinne Ehre, im weiteren Sinne die Perſönlichkeit), ſach⸗ 
gebundene (der in jeder Sache enthaltene immaterielle Wert) und 
ſelbſtändige, ſolche, die auch losgelöſt von einer Perſon oder Sache 
ein Einzeldaſein führen konnen (die Idee geiſtigen oder gewerb⸗ 
lichen Charakters, die Erkenntnis). Nach der Einleitung werden 
erörtert im erſten Buche: Perſonengebundene Immaterialgüter: 
die Perſönlichkeit und ihr Träger, der Ehrbegriff, die Freiheit, 
der Name, der Schutz der Perſönlichkeit, der Ehre, der weiblichen 
Ehre, der Autorenehre, das Recht am eigenen Bilde, die Bindung 
der Perſönlichkeitsrechte an die Perſon; im zweiten Buche: Sach⸗ 
gebundene Immaterialgüter: „alle Materie, die uns umgibt, iſt 
in eine Form gebracht. Damit ſie dieſe Form erlangte, iſt ihr eine 
gewiſſe Menge Arbeitsleiſtung zugeführt worden ... Dieſes in 
jedem Gegenſtande neben der Materie enthaltene Arbeitsergebnis 
iſt ein mit jeder Sache verbundenes Immaterialgut“. Im dritten 
Buche werden die ſelbſtändigen Immaterialgüter in Geiſteswerke 
und gewerbliche Immaterialgüter geſchieden. „In der Mitte zwi⸗ 
ſchen den gewerblichen Immaterialgütern und den Geiſteswerken, 
beiden Kategorien gleichzeitig angehörend, ſtehen die Erfindungs⸗ 
patente. Bei ihnen iſt das Volumen an geiſtigem Gehalt ſo erheb⸗ 
lich, daß ſie den Geiſteswerken anzugliedern wären, während an⸗ 
en der gewerbliche Zweck bei ihnen ſtärker ausgebildet iſt 
als bei reinen Geiſteswerken, ſo daß ſie hierdurch den gewerb⸗ 
lichen Immaterialgütern zugehören (S. 35).“ „Soweit es ſich nicht 
um Geiſteswerke, ſondern um gewerbliche Immaterialgüter han⸗ 
delt, wird man zweckmäßigerweiſe nicht von geiſtigem, ſondern von 
gewerblichem Eigentum ſprechen ... Man wird alſo vier Arten 
des Eigentums zu unterſcheiden haben: Das Eigentum an beweg⸗ 
lichen Sachen, das Eigentum an unbeweglichen Sachen, das geiſtige 
Eigentum und das gewerbliche Eigentum“ (S. 37,38). Unter der Über⸗ 
ſchrift „Geiſteswerke“ werden dann behandelt: Begriff, Entſtehung 
der Geiſteswerke, Inhalt, Gegenſtand des geiſtigen Eigentums, 
der Schaffensdiener, Erwerb, Verluſt des geiſtigen Eigentums, 
Mehrheit von geiſtigen Eigentümern, die Anſprüche aus dem gei⸗ 
ſtigen Eigentum, der Unterlaſſungsanſpruch des geiſtigen Eigen⸗ 
tümers, der Anſpruch auf die Nutzungen, Belaſtungen des gei⸗ 
ſtigen Eigentums, das Bearbeitungsrecht, die Publizierungsrechte, 
Verlagsrecht, Lizenz. Bei den gewerblichen Immaterialgütern wer⸗ 
den geheime („die wichtigſten: Fabrikationsgeheimniſſe, Einkaufs⸗ 
geheimniſſe, Verkaufsgeheimniſſe“) und offene („die beſondere Ge⸗ 
ſchäftsbezeichnung, die beſonderen Warenbezeichnungen, die beſon⸗ 
deren Ausſtattungen und Formen der Waren, die Patente“) unter⸗ 
ſchieden. Im übrigen werden die gewerblichen Immaterialgüter 
im weſentlichen nach denſelben Geſichtspunkten, Entſtehung, Unter⸗ 
gang uſw., wie die Geiſtesgüter betrachtet. Im letzten hiſtoriſch⸗ 
kritiſchen Teil wird ein Blick auf die bisherigen Meinungen über 
das Recht des Ungreifbaren geworfen. 

„Dieſe Arbeit“, ſagt Streißler im Vorwort, „die zu⸗ 
nächſt noch nicht den Anſpruch erhebt, in allen Teilen letzte Formu⸗ 
lierungen zu bieten, ſtellt den Verſuch dar, ein Rechtsgebiet ſyſte⸗ 
matiſch zu erfaſſen, das man bisher überwiegend nur in ſeinen 
Teilen betrachtete, und dem man im allgemeinen überhaupt nicht 
jene Würdigung zuteil werden ließ, die ſeiner erhöhten Bedeu⸗ 
tung im modernen Leben zukommt. Da zunächſt nicht beabſichtigt 
war, ein umfangreiches Handbuch des Immaterialgüterrechts zu 
ſchaffen, ſondern vor allem die großen Linien aufzuzeigen, kann 
die vorliegende Arbeit auch auf Vollſtändigkeit nach mehreren Rich⸗ 
tungen hin keinen Auſpruch machen ... Dieſe Arbeit iſt aus der 
enen entſtanden und ſoll ihr möglichſt unmittelbar wieder 

ienen ...“ 

Mit dieſen Worten hat Streißler nicht nur die Grenzen 
der Aufgabe, wie er ſie ſich geſtellt hat, gezogen, ſondern auch 
ſelbſt die ſchwachen Punkte und die Grenzen des Erreichten, die 
den Beurteiler ſtören, angedeutet. Iſt wirklich dem Recht des Un⸗ 
greifbaren nicht jene Würdigung zuteil geworden, die ſeiner er⸗ 
höhten Bedentung im modernen Leben zukommt? M. E. mangelt 
es nicht an ſyſtematiſchen Schriften und Erläuterungswerken zu 
den einſchlägigen Geſetzen, die bis zu den Grundfragen des Rechts 
vorſtoßend vom Standpunkte der reinen und der praktiſchen Ver⸗ 


Schrifttum 1 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nunft die vom Leben vorgelegten Fragen erörtern und beantworten. 
Ich verweiſe in dieſem Zuſammenhange z. B. auf die noch jüngſt 
immer wieder ſich findende grundſätzliche Erörterung der auch Br 
das Recht des Ungreifbaren geltenden Kardinalfrage nach der 
Bedeutung der Begriffs⸗ oder Gefühlsjurisprudenz, des Über⸗ 
ſchätzens der Norm und des Unterſchätzens der Einzelheiten des 
Falles für die Entſcheidung. Der Entwurf eines Urheberrechts⸗ 
geſetzes und ſeine Vorarbeiten ſind auch ein Beweis, wie ſehr 
Wiſſenſchaftler, Praktiker und Geſetzgeber auf eine dem Wandel der 
Anſchauungen und dem Fortſchritt der Technik gemäße gedeihliche 
Fortentwicklung des Immaterialgüterrechts bedacht ſind. 

Streißler ſucht den Stoff zuoberſt unter dem Geſichts⸗ 
punkte des geiſtigen und gewerblichen Eigentums zu meiſtern. Wie 
ſein hiſtoriſch⸗kritiſcher Teil zeigt, hat er das geiſtige Eigentum 
aus ſeinem dogmatiſchen Schlummer erweckt. Streißler verſucht, 
wie er jagt, feine Ehrenrettung (S. 37). Auch in der Geſchichte der 
Rechtswiſſenſchaft iſt jedes Ziel nur Ausſichtspunkt nach neuen 
Zielen. Das ſchließt natürlich nicht aus, daß der Forſcher von 
heute einen Bauſtein, den der Forſcher von geſtern verwarf, doch 
wieder aufnimmt und auf feine Brauchbarkeit von neuem prüfi. 
Aber wie ſchon der hiſtoriſch⸗kritiſche Teil Streißlers zeigt, 
beſtehen gegen das geiſtige Eigentum Einwände von Gewicht. Dieſe 
finde ich nicht widerlegt. Auch davon abgeſehen, hat mich Streiß⸗ 
ler nicht überzeugt, daß mit feinen im geiſtigen und gewerblichen 
Eigentum wurzelnden Gedanken für das Recht des Ungreifbaren 
Weſentliches gewonnen iſt. Es liegt das vielleicht auch daran, 
daß Streißler in manchen Hinſichten mehr andeutet als aus⸗ 
führt. Gerade das Recht des Ungreifbaren aber iſt ein Gebiet, 
das eine umfaſſendere Anſchauung und Behandlung der im prak⸗ 
tiſchen Rechtsverkehre auftretenden Einzelheiten fordert, ehe die 
Richtigkeit und Brauchbarkeit eines Syſtems zu ſeiner Beherr⸗ 
ſchung ſich erweiſen läßt. Ohne eine Ausführlichkeit, die eine ge⸗ 
nauere Probe am Prüfſtein des Anſtößigen und Praktiſchen mög⸗ 
lich macht, als es die Arbeit Streißlers zuläßt, halte ich ein 
derartiges Syſtem mehr für ein geiſtreiches Gedankenſpiel, weniger 
für eine fruchtbare Arbeit. Ich habe trotz Streißlers Schrift 
bisher noch die Überzeugung: Die Lehre vom geiſtigen Eigentum 
hat für das Recht des Ungreifbaren ihre Schuldigkeit getan. Das 
Ungreifbare iſt m. E. zu umfangreich und zu fein veräſtelt, ſchließt 
zu viele und zu ſtachlichte Probleme in ſich, als daß man ihm heute 
noch mit einer ſo umfaſſenden und einfachen Formel, wie ſie 
Streißler vorſchwebt, greifbar, geſchweige natürlich und ane 
los, wie es Streißler erſtrebt, beikommen könnte. „Theorien 
find gewöhnlich Ubereilungen eines ungeduldigen Verſtandes, der 
die Phänomene gern los ſein möchte und an ihre Stelle deswegen 
Bilder, Begriffe, ja oft uur Worte einſchiebt“, meint Goethe. Ich 
will dies Wort nicht auf das Syſtem Streißlers anwenden, 
wenn auch ſein Vorbehalt „letzter Formulierungen“ im Vorworte 
vielleicht die Erinnerung daran hat een laſſen. Streiß- 
ler wird im übrigen mich nicht mißverſtehen. Seine Arbeit 
iſt nicht ohne Verdienſt. Ihr liegt das immer richtige Beſtreben 
zugrunde, einen verwickelten Fragenbereich wiſſenſchaftlich einfach 
und praktiſch dem Bedürfniſſe des Lebens gemäß zu löſen. Sie 
übt in mehr als einem Punkte z. B. dem Wettbewerbsmomente im 
Urheberrecht treffende Kritik. Aber das Horazſche „nonum pre- 
matur in annum“ hätte nach meinem Empfinden Streißler 
nicht ſchlecht beraten. etzten Endes wird darüber, ob das Syſtem 
Streißlers für das Recht des Ungreifbaren nicht doch noch 
Früchte tragen wird, nicht die Faſſung entſcheiden, die es in der 
vorliegenden, mehr die großen Linien aufzeigenden Schrift gefunden 
hat, ſondern die, die es in der erwarteten, die großen Linien im 
einzelnen ausfüllenden erweiterten und verbeſſerten neuen Auflage 
hoffentlich finden wird. 

RA. Dr. Plum, Köln. 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Jivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. . 


1 (Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — F Anmerkung.] 


1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


* 1. 88133, 157 BGB. Auslegung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags einer GmbH. durch Willens⸗ 
ermittlung, aber an der Hand der im Vertrage 
niedergelegten Erklärungen — ſo über den An⸗ 
fangstermin der Geſellſchaft, wenn dieſer nicht 
ausdrücklich beſtimmt iſt. f) 

Am 2. April 1908 ſchloß der inzwiſchen verſtorbene Ehe⸗ 
mann der Kl. mit den gleichfalls inzwiſchen verſtorbenen 
Kaufleuten Hugo S. sen. und Hugo S. jun. einen Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, durch den die jetzige bekl. GmbH. begründet 
wurde. Gegenſtand des Unternehmens war die Fortführung 
des bis dahin unter der Firma „S. & F.“ beſtehenden Ge⸗ 
ſchäfts, das der Geſellſchafter 9. S. sen. in die neue Geſell⸗ 
ſchaft einbrachte, ſowie Ankauf und Verwertung von Im⸗ 
mobilien. über die Bewertung des eingebrachten Geſchäfts 
enthielt 8 4 des Geſellſchaftsvertrages nähere Beſt. Die 89 7 
und 8 lauteten wie folgt: 

87. Das Geſchäftsjahr läuft v. 1. Juli bis 30. Juni 
jeden Jahres. 

88. Eine Kündigung der Geſellſchaft iſt in den erſten 
15 Jahren unſtatthaft. Die Kündigungsfriſt iſt eine einjährige. 
Erfolgt eine Kündigung nicht zum Ablauf der erſten 15 Jahre, 
ſo iſt die Geſellſchaft auf weitere 5 Jahre unkündbar; das⸗ 
ſelbe tritt ein, wenn nicht zum Ablauf einer 5jährigen Zeit⸗ 
dauer gekündigt wird. 

Die Geſellſchaft iſt am 23. Juni 1908 in das Handels- 
regiſter eingetragen worden. 

Die Kl. hat am 25. Jan. 1932 der bekl. Geſellſchaft 
gegenüber gekündigt. Sie hat die Anſicht vertreten, daß als 
Stichtag für die Berechnung der in 8 8 des Geſellſchaftsver⸗ 
trages vorgeſehenen Friſten der Tag des Abſchluſſes dieſes 
Vertrages oder allenfalls der Tag der Eintragung im Han⸗ 
delsregiſter anzuſehen ſei, ſo daß die erſten 15 Jahre i. J. 
1923 abgelaufen ſeien, und deshalb, da weder damals noch 
i. J. 1928 die Geſellſchaft ihr Ende gefunden habe, die Kün⸗ 
digung für das Jahr 1933 zuläſſig geweſen ſei. Infolgedeſſen 


Zu 1. So, wie die Klage begründet worden war, iſt dem Urteil 
des RG. unbedingt beizupflichten. Der Standpunkt der Kl. iſt un⸗ 
haftbar. Sie will, auf dem Wortlaut des 88 des Geſellſchaftsver⸗ 
trages fußend, die 15jährige Friſt, die für die Kündigung lief, von 
einem innerhalb des Geſchäftsjahres liegenden Zeitpunkt ab beginnen 
und dementſprechend auch enden laſſen. Dies widerſpricht der kauf⸗ 
männiſchen Anſchauungsweiſe. Mit der Kündigung eines Geſellſchafts⸗ 
vertrages verbindet der Kaufmann, ſofern nicht beſondere Umſtände 
vorliegen, üblicherweiſe die Vorſtellung, daß die Kündigung für das 
Ende eines Geſchäftsjahres zu erfolgen habe. Deshalb muß die gegen⸗ 
teilige Anſicht von dem, der ſie im einzelnen Falle behauptet, wahr⸗ 
ſcheinlich gemacht werden. Hier hat es an Tatſachen, die fur die 
Ausnahme ſprechen, offenbar völlig gefehlt. Bereits die Stellung des 
8 8, der ſich unmittelbar an den von dem Geſchäftsjahr handelnden 
87 anſchließt, deutet klar auf die herrſchende Anſchauung hin. Außer⸗ 
dem bezeigen noch andere vom RG. eingehend erörterte Umftände, daß 
mit „Jahr“ das Geſchäftsjahr gemeint iſt. l 

Übrigens hätte ſich die Kl. dieſe Auffaſſung für das von ihr 
angeſtrebte Ziel recht wohl zunutze machen, ſie hätte anführen können: 


ſieht die Kl. auch einen in der Geſellſchafterverſammlung vom 
24. Juli 1925 gefaßten Beſchluß, den Geſellſchaftsvertrag von 
1927 ab um weitere 5 Jahre zu verlängern, als ungültig 
an, weil er eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages ent⸗ 
halten und deshalb der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung bedurft habe. Sie fordert, daß der bezeichnete 
Geſellſchafterbeſchluß als ungültig erklärt werde. 

Die Bekl. hat die Abweiſung der Klage beantragt. Sie 
hält die Kündigung für unwirkſam, weil als Stichtag für die 
Berechnung der in 8 8 beſtimmten Friſten weder der Tag 
des Vertragsſchluſſes noch derjenige der Eintragung in Be⸗ 
tracht kommen könne, ſondern lediglich der Zeitpunkt des 
tatſächlichen Geſchäftsbeginns der Geſellſchaft; das ſei der 
1. Juli 1907 geweſen. 

Die Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

Das BG. geht von der Erwägung aus, daß der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag der Bekl. den maßgebenden Anfangstermin 
für die in 8 8 vorgeſehenen Friſten nicht ausdrücklich be⸗ 
zeichne, der Wille der Vertragſchließenden deshalb nur im 
Wege der Auslegung ermittelt werden könne, und daß eine 
ſolche auch bei einem formgebundenen Vertrage wie dem 
Statut einer GmbH. zuläſſig ſei. Aus der Aufeinanderfolge 
der 88 7 und 8 des Geſellſchaftsvertrages, von denen der 
erſtere als Geſchäftsjahr die Zeit v. 1. Juli bis zum 30. Juni 
jeden Jahres beſtimmt, folgert das angef. Urt. dann, daß die 
Beteiligten als Kaufleute auch in 88 als Jahreinheit das 
Geſchäftsjahr im Auge gehabt haben, jo daß mit den 15 Jah⸗ 
ren, innerhalb deren die Kündigung zunächſt ausgeſchloſſen 
ſein ſollte, nur 15 Geſchäftsjahre gemeint ſein könnten. Des⸗ 
halb ſei nach dem Willen der Parteien der Tag des Ver⸗ 
tragsſchluſſes als Anfangstermin ebenſo auszuſchalten, wie 
der Tag der Eintragung in das Handelsregiſter, und es ſei 
nur zu klären, ob der 1. Juli 1907 oder der 1. Juli 1908 
der maßgebende Stichtag fei. Bei der Erörterung dieſer Frage 
prüft der Vorderrichter die von den Parteien vorgetragenen 
Momente und vorgelegten Urkunden, insbeſ. die Bilanzen 
zum 1. Juli 1907 und 30. Juni 1909, und er gelangt da⸗ 
nach zu der Überzeugung, daß die Gründer der GmbH. den 
1. Juli 1907 als den tatſächlichen Anfang ihrer neuen Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen, als den kaufmänniſchen Beginn der neuen 
Geſellſchaft und damit auch als Stichtag für den Ablauf der 
in 88 vorgeſehenen Friſten betrachtet haben. An der Richtig⸗ 
keit dieſes Stichtages habe auch in der Folgezeit bis 1932 
unter den Gründern und den jetzigen Geſellſchaftern niemals 
ein Zweifel beſtanden. 
Die Rev. rügt demgegenüber, das BG. verletze die 
Rechtsgrundſätze über die rein objektive Auslegung der 
Satzung einer GmbH., insbeſ. derjenigen Satzungsbeſt., die, 
wie die Kündigungsklauſel, wegen ihrer Bedeutſamkeit für 
alle, die zu der Geſellſchaft in Rechtsbeziehungen treten, ein⸗ 


allerdings ſei das erſte Geſchäftsjahr vom 1. Juli 1907 bis 30. Juni 
1908 zu rechnen. Da jedoch die Errichtung der Geſellſchaft erſt am 
2. April 1908 und ihre Eintragung am 23. Juni 1908 erfolgt ſei, 
hätten die Gründer mit Rückſicht auf den kurzen Zeitraum, der vom 
1. Juli 1907 bis zum 30. Juni 1908 tatſächlich als Geſchäftsjahr 
in Betracht gekommen ſei, und deſſen Kürze auch bei der Errichtung 
vorauszuſehen war, als Kaufleute nicht daran gedacht, das erſte Ge⸗ 
ſchäftsjahr in die 15 Jahre des 8 8 einzubeziehen. 

Die Frage der Zuläſſigkeit der Rev. in betreff der dem RG. 
vorl. Klage iſt zu bejahen. Denn es handelte ſich für das RG. darum, 
den Sinn einer Beſt. des Geſellſchaftsvertrages aus dieſem ſelbſt auf 
Grund der kaufmänniſchen Anſchauungsweiſe zu ermitteln. Offenbar 
anders wäre über die Zuläſſigkeit der Rev, zu entſcheiden geweſen, 
wenn die Klage nicht ſo, wie es geſchehen iſt, ſondern in der vor⸗ 
bezeichneten Weiſe begründet worden wäre. Denn dann hätten noch 
andere, außerhalb des Geſellſchaftsvertrages liegende Umſtände zur 
Klärung der ſtreitigen Frage, welches Geſchäftsjahr als erſtes zu 
gelten habe, herangezogen werden müſſen. 

IR. Dr. Fiſcher, Leipzig. 
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tragungs⸗ und veröffentlichungsbedürftig ſeien. Auch im vorl. 
Fall ſei Eintragung und Veröffentlichung erfolgt. Bei der 
Auslegung des § 8 ſei deshalb nur zu berückſichtigen, was 
jeder Dritte aus dem Handelsregiſter und den zugehörigen 
Regiſterakten habe entnehmen konnen. 

Auch das angef. Urt. geht von dem Geſellſchaftsvertrage 
aus. Dieſer enthält jedoch ausdrücklich keine Belt. darüber, 
von welchem Anfangstermin aus die in S8 beſtimmten 
Friſten von 15 und 5 Jahren zu berechnen ſeien. Hier iſt 
alſo der Wille der Vertragſchließenden lediglich im Wege 
der Auslegung zu ermitteln. Für dieſe Auslegung findet der 
Vorderrichter einen Anhalt im Vertrage zunächſt inſoweit, 
als ein anderer Anfangstermin wie der 1. Juli 1907 oder 
der 1. Juli 1908 nicht in Betracht kommen könne. Gegen 
die Richtigkeit dieſer Erwägungen des angef. Urt. hat auch 
die Rev. Bedenken nicht erhoben, ſolche können auch nicht 
wohl geltend gemacht werden. 

Für die Entſch. der weiteren Frage, welcher von den 
beiden bezeichneten Terminen als Anfangstermin angeſehen 
worden iſt, hält ſich der Vorderrichter allerdings durchweg 


an Momente, die im Geſellſchaftsvertrage nicht enthalten, 


aus dem Handelsregiſter und den zugehörigen Akten nicht zu 
entnehmen ſind. Damit verſtößt das angef. Urt. aber doch 
nicht gegen anerkannte Auslegungsſätze. In der Rſpr. des 
R., insbeſ. des jetzt erk. Sen., iſt wiederholt betont, daß 
auch die Gründungsverträge einer GmbH. an ſich der Aus⸗ 
legung unter Anwendung der $$ 133, 157 BGB. in gleicher 
Weiſe fähig ſind, wie andere gerichtliche oder notarielle Ur⸗ 
kunden. Es iſt dabei nur ausgeſprochen, daß dieſer Aus⸗ 
legung hier inſofern engere Grenzen gezogen ſind, als die 
Satzung der GmbH. für die Allgemeinheit, alfo auch für 
Gläubiger und künftige Geſellſchafter beſtimmt iſt, daß des⸗ 
halb die weſentlichen Beſtandteile der formbedürftigen Er⸗ 
klärung in der Urkunde ſelbſt niedergelegt ſein müſſen, weil 
ſonſt der Inhalt durch die urkundliche Form nicht gedeckt 
wird (ogl. RG. 79, 422; 101, 247; Roſch. für GmbH. 1929, 
670; JW. 1930, 3736). Strengere Anforderungen werden 
auch im Schrifttum im allgemeinen nicht geſtellt (vgl. 
Hachenburg, Anm. 58 zu § 2; Scholz VI zu 83; 
Brodmann, Anm. 1b zu §S 2 Gmbc s.). Von dieſen Grund⸗ 
ſätzen aus ſind Nebenabreden und Sinndeutungen einer 
Satzungsvorſchrift, die für Außenſtehende nicht erkennbar ſein 
konnten, nicht zugelaſſen worden. Um derartige Nebenabreden 
handelt es ſich aber im vorl. Falle nicht, ebenſowenig ſteht 
die Auslegung, die das BG. in Übereinſtimmung mit der 
Bekl. dem § 8 der Satzung gibt, dem Inhalt und Wortlaut 
des Gründungsvertrages entgegen. Hier handelt es ſich ledig⸗ 
lich darum, eine unklare und mehrfacher Auslegung fähige 
Belt. der Satzung zu deuten, und deshalb war es nicht rechts— 
irrig, ſondern notwendig, daß der Vorderrichter alle Behelfe 
zur Klärung herbeizog. Es kommt hinzu, daß die hier in 
Rede ſtehende GmbH. in den weſentlichſten Punkten, fo durch 
den Genehmigungszwang für die Abtretung der Geſchäfts⸗ 
anteile die Möglichkeit der Kündigung, die geringe Anzahl 
der Geſellſchafter, die ſämtlich ein nur bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes entziehbares Recht zur Geſchäftsführung 
beſaßen, der OHG. angenähert iſt, und daß ein Wechſel der 
Inhaber der Geſchäftsanteile bisher nicht ſtattgefunden hat, 
vielmehr die jetzigen Geſellſchafter ſämtlich Erben der Gründer 
ſind. Und wenn nun weiter nichts in Frage ſteht als die un⸗ 
ter den Geſellſchaftern ſtreitige Auslegung der Kündigungs⸗ 
beſtimmung, ſo wäre es unnatürlich, bei dieſer Auslegung das 
nicht berückſichtigen zu wollen, was zwar nicht im Regiſter 
ſteht, aber den Geſellſchaftern bekannt iſt. 

Die Auslegung, die das BG. nun dahin gefunden hat, daß 
als Anfangstermin für die in 88 des Geſellſchaftsvertrages be⸗ 
ſtimmten Friſten der 1. Juli 1907 zu gelten habe, iſt gleich⸗ 
falls als allein zutreffend anzuſehen. Sie ergibt ſich insbeſ. 
aus den im angefochtenen Urt. berückſichtigten Tatſachen, daß 
die alte Firma S. & F. eine Abſchlußbilanz auf den 30. Juni 
1907, die Geſellſchafter der Gmb. eine Eröffnungsbilanz zum 
1. Juli 1907 aufſtellten, und daß ſich die erſte laufende Bi⸗ 
lanz der GmbH. über die Zeit vom 1. Juli 1907 bis 30. Juni 
1909 verhielt. 8 

Endlich bietet aber auch der Geſellſchaftsvertrag ſelbſt in 


Verbindung mit der Eintragung im Handelsregiſter einen Anhalt 
dafür, daß die vom BG. gewonnene Auslegung die richtige 
iſt. Die Eintragung im Handelsregiſter iſt am 23. Juni 1908 
erfolgt und damit die Gmbh. an dieſem Tage, alſo bereits 
vor dem 1. Juli 1908, auch im Rechtsſinne ins Leben ge⸗ 
treten. Der Geſellſchaftsvertrag iſt am 2. April 1908, alſo 
faſt ein Vierteljahr vor dem 1. Juli 1908, geſchloſſen. Er 
enthält in §4 die Angabe, daß der Geſellſchafter H. S. sen. 
das bisher ihm gehörige unter der Firma S. & F. betriebene 
Geſchäft, Warenvorräte, Inventar, ausſtehende Forderungen 
und Paſſiva in die Geſellſchaft einbringe. Der Wert der Über⸗ 
nahme wird dort auf 278 322,26 „ feſtgeſetzt, und im zwei⸗ 
ten Abſatz wird eine Verteilung dieſer Summe auf Waren⸗ 
vorräte, Kaſſe, Inventar und Forderungen unter Berückſich⸗ 
tigung der Paſſiven gegeben. Hätte die GmbH. erſt am 
1. Juli 1908 beginnen ſollen, ſo hätte S. sen. ſein bisheriges 
Geſchäft S. & F., um es in die Gmbh. einbringen zu können, 
noch bis dahin weiterführen müſſen. Dann aber erſcheint es 
ausgeſchloſſen, daß drei Kaufleute in einem ein Vierteljahr 
vorher beurkundeten Vertrage bereits den Geſamtwert des 
Geſchäfts wie auch die Einzelbewertungen, wie ſie für die 
Einbringung drei Monate ſpäter gelten ſollen, genau feſt⸗ 
legen, ohne zu berückſichtigen, daß in der Zwiſchenzeit erheb⸗ 
liche Verſchiebungen im ganzen wie im einzelnen erfolgen 
können, und ohne für dieſen Fall einen Vorbehalt zu machen. 
Dieſe aus dem Geſellſchaftsvertrage und dem Handelsregiſter 
erſichtlichen Tatſachen und die daran ankuüpfenden Erwägun⸗ 
gen führen mithin auch zu der Auslegung, daß der 1. Juli 
1908 nicht der Anfangstermin der Geſellſchaft fein kann. 
Iſt aber andererſeits wiederum dem Vertrage als Parteiwille 
zu entnehmen, daß nur der 1. Juli als Anfangstermin in 
Betracht kommt, ſo ergibt ſich daraus, daß die Geſellſchaft 
am 1. Juli 1907 begonnen haben muß, daß alſo auch von 
dieſem Zeitpunkt ab die Friſt der „erſten 15 Jahre“ des 88 
der Satzung laufen muß. 

(U. v. 25. April 1933; II 411/32. — Hamm.“) [Ku.] 
RG. 140, 303.0 


* 2. 88883, 886, 894, 1004 BGB. Die Vormer⸗ 
kung ſichert nur ein beſtimmtes perſönliches 
Recht; ſie muß gelöſcht werden, ſobald feſtſteht, 
daß dieſes Recht nicht zur Verwirklichung 
kommt. Der Anſpruch iſt nicht auf 8894, ſondern 
auf 81004 BGB. zu ſtützen. Kein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht wegen anderer Verpflichtungen des 
Grundeigentümers. f) 

Die kl. GmbH. iſt Eigentümerin eines Rittergutes D. 
Die ſämtlichen Geſchäftsanteile der Geſellſchaft gehörten früher 
dem Bekl. Durch Vertrag v. 20. April 1921 veräußerte er 
ſie an B. (den gegenwärtigen Geſchäftsführer der Kl.) und 
Frau F. Da die Käufer die Zahlung eines Teiles des Kauf⸗ 
preiſes verweigerten, weil ſie betrogen worden ſeien, ſetzte 
ihnen der Bekl. eine Nachfriſt und erklärte nach deren frucht⸗ 
loſem Ablauf ſeinen Rücktritt vom Vertrage. Beim LG. er⸗ 
wirkte er darauf eine EinſtwVerf., wodurch den Vertrags⸗ 
und Antragsgegnern verboten wurde, über die Geſchäfts⸗ 
anteile zu verfügen. Gegen das Urt., das die Einſtw Verf. 
ausſprach, legten beide Parteien Ber. ein. Vor dem OLG. 
kam es ſodann zum Abſchluß eines Vergleichs, wonach u. a. 
folgendes beſtimmt wurde: „Die Antragsgegner verpflichten 
ſich, auf dem Blatte des Rittergutes D. die Eintragung eines, 
Verfügungsverbots und einer Vormerkung zur Erhaltung 
des Rechtes auf Auflaſſung zugunſten des Antragſtellers zu 
beſchaffen.“ Eine entſprechende Eintragung geſchah in der 
Zweiten Abteilung des Grundbuchs am 17. Aug. 1922. 

Der demnächſt vom Bekl. gegen B. und Frau F. ein⸗ 


Zu 2. Mit Recht geht das NG. bei dieſer Entf. vom Weſen 
der Vormerkung aus. Wird das Weſen der Vormerkung richtig er⸗ 
kannt, ſo ergibt ſich alles weitere von ſelbſt. Die Vormerkung iſt 
ein Rechtsverhältnis, das teils dem Recht der Schuldverhältniſſe, 
teils dem Recht der Sachen angehört, wobei das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe überwiegt. Die Vormerkung als Sicherungsmittel zum 
Schutz perſönlicher Anſprüche, auf Einräumung, Aufhebung, In⸗ 
halts⸗ oder Rangänderung eines dinglichen Rechts an einem Grund⸗ 
ſtück oder an einem ein Grundſtück belaſtetenden Rechte iſt ein 
Nebenrecht ſolcher Anſprüche und hat nur dann Wirkungen, wenn 
und ſolange der geſchützte Anſpruch beſteht. Es hängt alſo die Wir⸗ 
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geleitete Hauptprozeß wurde durch einen ebenfalls vor dem 
OLG. abgeſchloſſenen Vergleich beendigt. Hier wurde beſtimmt, 
daß die Bekl. jenes Rechtsſtreits die ihnen durch den Ver⸗ 
trag v. 20. April 1921 abgetretenen Geſchäftsanteile der 
kl. Geſellſchaft behalten, ihrerſeits aber an die Ehefrau des 
damaligen Kl. insgeſamt 70000 AM innerhalb gewiſſer Friſten 
und Zug um Zug gegen Löſchung gewiſſer in der Dritten 
Abteilung des Grundbuchs für das Rittergut D. eingetragener 
Belaſtungen zahlen ſollten. Von der in der Zweiten Ab⸗ 
teilung Nr. 10 ſeit 1922 eingetragenen Vormerkung (mit 
Verfügungsverbot) iſt in dem Vergleich v. 26. Juni 1926 
nicht die Rede. 

Die Kl. verlangt Verurteilung des Bekl., in die Löſchung 
der letzterwähnten Eintragung zu willigen und ſie zu be⸗ 
antragen. Der Bekl. wendet ein, die Gegner im Vorprozeß 
hätten die im Vergleich v. 26. Juni 1926 eingegangenen 
Zahlungsverpflichtungen noch nicht vollſtändig erfüllt. Die 
Kl. behauptet das Gegenteil. 

Der Bekl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

Die Vormerkung des § 883 BGB. ſoll den ſchuldrecht⸗ 
lichen Anſpruch des Berechtigten auf Vornahme einer Ver⸗ 
fügung ſichern, die dem Verpflichteten obliegt; ſie kann dieſe 
Wirkung aber nur bis zur Grenze der ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
pflichtung des zur Vormerkung Verpflichteten äußern (vgl. 
RG. 113, 404 ). Die Sicherungswirkung und die Bedeu⸗ 
tung der Vormerkung überhaupt iſt vom Geſetz immer nur 
unter der ſelbſtverſtändlichen Bedingung gegeben, daß das 
zu ſchützende dingliche Recht in Zukunft wirklich in rechts⸗ 
gültiger Weiſe begründet wird, und ſobald der Nichteintritt 
dieſer Bedingung gewiß iſt, wird auch die ganze Vormerkung 
mit allen ihren bis dahin beſtandenen Wirkungen hinfällig 
(8 158 Abſ. 2 BGB.), da der Anſpruch, den fie ſichern ſoll, 
nicht mehr zur Entſtehung gelangen kann (RG. 65, 2612); 
vgl. auch 121, 47°); 124, 84; 128, 248 )). So liegt hier 
der Fall, denn der Bekl. hat im Vergleich v. 26. Juni 1926 
auf den vorher von ihm verfolgten Auflaſſungsanſpruch end⸗ 
gültig und unbedingt verzichtet, ſo daß in keiner Hinſicht 
mehr Raum blieb für eine Sicherung dieſes Anſpruchs durch 
eine Vormerkung. Bei ſolcher Sachlage iſt die von der Ein⸗ 
tragung betroffene Grundſtückseigentümerin ſelbſtverſtändlich 
berechtigt, von dem Glaubiger, deſſen Anſpruch geſichert 
werden ſollte, die Beſeitigung der Vormerkung zu verlangen. 

Dieſe Berechtigung läßt ſich im gegebenen Falle zwar 
nicht auf 8886 BOB. gründen, denn es liegt hier keine 


kung der Vormerkung von dem Beſtehen des als geſichert einge⸗ 
brachten Anſpruchs ab. Die ganze ee wird alſo 59 
in dem Augenblick, wo der Anſpruch nicht eſteht bzw. wo ſi 
a daß ein bedingter oder künftiger nicht zur Entſtehung 
elangt. 

. da fragt ſich nun nur, ob der Entſch. darin beizupflichten 
iſt, daß in einem ſolchen Falle der betroffene Grundſtückseigen⸗ 
timer die Beſeitigung der Vormerkung mit Hilfe des 5 1004 BGB. 
verlangen, oder ob ihm auch der 8 894 BOB. zur Seite ſtehen 
kann, was das NG. noch in 81, 289 unentſchieden läßt, was es 
aber mit der vorl. Entſch. ausſchließen will. Die Literatur will 
überwiegend den 8894 anwenden. Es wird aber dabei überſehen, 
daß das Geſetz als Vorausſetzung des Berichtigungsanſpruchs ver⸗ 
langt, Se Inhalt des Grundbuchs, alſo mithin der Vormer⸗ 
kung, in Anfehung eines Rechts an einem Grundſtücke oder eines 
Rechts an einem ein Grundſtück belaſtenden Rechte oder einer Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung unrichtig ſein muß. Die Vormerkung iſt 
nun weder eine Verfügungsbeſchrankung i. S. des 8 892 Abſ. 1 
noch ein Recht an einem Grundſtück oder an einem ein Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Rechte. Sie iſt niemals ein dingliches Recht am 
Grundſtück, wie es § 894 verlangt. Mit Recht ſchließt daher das 
RG. die Anwendbarkeit des § 894 aus und weiſt einen 55 ‚über 
8 1004. Derjenige, der zur Beſeitigung der Vormerkung verpflichtet 
iſt, hat einen das Recht des Eigentümers beeinträchtigenden Zu⸗ 
ſtand geſchaffen, und der Beeinträchtigte hat den Anſpruch darauf, 
daß dieſer 99 5 beſeitigt wird. 

Daß endlich ein Zurückbehaltungsrecht nicht gegeben war, er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres daraus, daß die fragliche Vormerkung als 
Sicherungsmittel ſelbſtändig ja keine Wirkung mehr haben kann, 
wenn der zu ſichernde Anſpruch nicht mehr beſteht. Sie iſt zwar 
äußerlich noch w rechtlich aber nicht mehr von Bedeutung. 


A. Dr. Erwin Noack, Halle (Saale). 


2) JW. 1907, 256. 


1) JW. 1926, 2621. 2 256, 
. 1930, 2432. 


) JW. 1928, 1817. 


Einrede vor, wie fie die Geſetzesſtelle im Sinne hat (rechts⸗ 
zerſtörende Einrede, die aber den Anſpruch an und für ſich 
unberührt läßt), ſondern eine Einwendung i. S. des BGB., 
mit welcher der völlige Untergang des Anſpruchs durch Ver⸗ 
zicht geltend gemacht wird (vgl. RERKomn., 6. Aufl., Anm. 2 
zu 8886 BGB.; Anm. 2 Abſ. 6, Anm. 8 Abſ. 1 zu 5 883 
BGB.). Ob die Klage wegen Beſeitigung der Vormerkung 
auf 8 894 BGB. oder auf 8 1004 daſ. zu ſtützen ift, hat 
der 5. ZivSen. in RG. 81, 2895) unentſchieden gelaſſen in 
einem Falle, wo auf Grund einer nicht rechtzeitig vollzogenen 
EinſtwVerf. eine Vormerkung eingetragen worden war. In⸗ 
des kann es nicht zweifelhaft fein, daß 8894 BGB. hier 
auszuſcheiden hat, weil es an den Vorausſetzungen des 
Grundbuchberichtigungsanſpruchs fehlt. Davon, daß der In⸗ 
halt des Grundbuchs in Anſehung eines Rechtes am Grund⸗ 
ſtück oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte mit der 
wirklichen Rechtslage nicht im Einklange ſtände, kann hier 
keinesfalls die Rede ſein; denn eine Vormerkung ſtellt nie⸗ 
mals ein dingliches Recht am Grundſtück dar, wie es § 894 
vorausſetzt. Auch als „Verfügungsbeſchränkung der im 8 892 
Abſ. 1 BGB. bezeichneten Art“ kann die Vormerkung nicht 
in Betracht kommen; dies hat der 5. ZivSen.: NO. 113, 
408/409 6) unter eingehender Würdigung des Schrifttums 
überzeugend dargelegt. Sonach kann auch die Vorausſetzung 
des 8 894 BGB., daß das Recht des Grundſtückseigentümers 
durch die Eintragung einer nicht beſtehenden Belaſtung oder 
Beſchränkung beeinträchtigt ſei, nicht als erfüllt gelten in 
einem Falle, wo eine Vormerkung durch ſpäteren Wegfall des 
Anſpruchs, den ſie ſichern ſollte, gegenſtandslos geworden 
iſt (vgl. auch RR Komm. Anm. 1 d Abſ. 2 zu 8 894 BGB.). 
Deshalb kann nur der im § 1004 Satz 1 BGB. geordnete 
allgemeine Anſpruch des Eigentümers gegen denjenigen, der 
ſein Eigentum in anderer Weiſe als durch Entziehung oder 
Vorenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt, der auf Löſchungs⸗ 
bewilligung gerichteten Klage als Grundlage dienen; hierzu 
kann auf die zutreffenden Darlegungen im RGRaͤKomm. 
Anm. 2 zu § 886 BGB. verwieſen werden. So hat denn 
auch der 5. ZivSen. in einem Urt. v. 4. März 1922, V 388/21 
(Seuff Arch. 77, 188), wo über die Beſeitigung einer infolge 
rechtskräftiger Aberkennung des zu ſichernden Anſpruchs 
gegenſtandslos gewordenen Vormerkung zu entſcheiden war, 
den 81004 BGB. in den Vordergrund geſtellt, wenn der 
Sen. auch damals noch wegen etwaiger Anwendbarteit des 
§ 894 BGB. Zweifel äußerte. 

Gegenüber dem ſonach begründeten Klaganſpruch, den die 
kl. Grundſtückseigentümerin von vornherein auch in dieſer 
Weiſe geltend gemacht hat, ſteht dem Bekl. kein Zuruckbehal⸗ 
tungsrecht zu. Dies iſt ſchon deshalb zu verneinen, weil auf 
Grund des Geſetzes die ſtreitige Vormerkung dadurch hin⸗ 
fällig wurde, daß der ihr zugrunde liegende Auflaſſungs⸗ 
anſpruch infolge des im Vergleich v. 26. Juni 1926 ent⸗ 
haltenen Verzichts des Bell. unterging, und weil die Kl. 
als Eigentümerin dieſe Rechtsfolge gem. $ 1004 BOB. ohne 
weiteres geltend machen darf. Somit kann weder $ 320 BGB. 
noch 8 273 daſ. eingreifen. Es würde aber auch bei den 
Verpflichtungen, die in Rede ſtehen, an der Weſensgleichheit 
von Gläubiger und Schuldner fehlen; denn die Pflicht zur 
Löſchungsbewilligung liegt dem Bekl. der kl. Gmb. gegen⸗ 
über ob, während die im Vergleich v. 26. Juni 1926 be⸗ 
ſtimmten Geldzahlungen von B. und Frau F. perſönlich der 
Ehefrau des Bekl. geſchuldet wurden. 

(U. v. 3. März 1933; VII 330/32. — Breslau.) [Ku.] 


2. Handelsgeſetzbuch. 


3. 8366 HG B.; 88 932 Abſ. 2, 1207 BGB. Ver⸗ 
pflichtung des ein Lombarddarlehn gebenden 
Bankiers, ſich um die Verfügungsbefugnis des 
Lombardſchuldners zu kümmern. ) 

Die Firma B. hatte von der Kl. 300 Sack (2 Waggons) 
unter Eigentumsvorbehalt gekauftes Weizenmehl bei der Bell. 


) JW. 1913, 438. e) JW. 1926, 2621. 


Zu 3. Der Eutſch. iſt zuzuſtimmen. » 
Die Frage, welche Anforderungen an den guten Glauben bei 
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lombardiert. Die Kl. verlangt Herausgabe des Weizenmehls 
mit der Behauptung, daß die Bekl. bei der Lombardierung 
grob fahrläſſig gehandelt habe. BG. hat abgewieſen, RG. 
verurteilt. 

Ob jemandem eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, iſt, 
wie oft vom RG. für andere Geſetzesbeſt. und auch für § 932 
Abſ. 2 BGB. — das gleiche muß auch für § 1207 BGB. und 
8 366 HGB. gelten — ausgeſprochen worden iſt, im weſent⸗ 
lichen Frage tatrichterlicher Würdigung. Der Tatrichter hat 
dabei die geſamten Umſtände zu berückſichtigen und danach zu 
entſcheiden, ob die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in un⸗ 
gewöhnlich großem Maße verletzt worden und ob das unbe⸗ 
achtet geblieben iſt, was im gegebenen Falle jedem einleuchten 
mußte. Danach entſcheidet ſich, welche Anforderungen beim 
Eigentumserwerb an beweglichen Sachen und bei der Verpfän⸗ 
dung beweglicher Sachen an die Prüfungspflicht des Erwer⸗ 
bers im Intereſſe des wahren Eigentümers zu ſtellen ſind. 
Richtig iſt, daß bisweilen eine ſolche Prüfungs- und Nachfor⸗ 
ſchungspflicht nur angenommen worden iſt, wenn beſtimmte 
Verdachtsgründe dazu Veranlaſſung geben. Einem ſolchen 
Ausſpruche kann aber keine Gültigkeit für alle Fälle beige⸗ 
meſſen werden, da die Entſch. ſtets auf den einzelnen Fall 
abgeſtellt werden muß. 

Dieſer Rſpr. entſpricht es nun nicht, wenn der BerR. 
unter Heranziehung von drei Urt. des RG. (JW. 1927, 
1683; RGWarn. 1932, 16 und RG. 135, 75 [85] 1)) aus⸗ 
führt, das RG. habe, wenn es ſich um einen zuverläſſigen 
älteren Kunden handelte, als ausſchlaggebend bezeichnet, ob 
Anlaß zum Mißtrauen in deſſen Bonität und Redlichkeit ge⸗ 
geben war. Dabei hat der BerR. nicht berückſichtigt, daß jeit 
dieſen Entſch. die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich verſchlech⸗ 
tert haben, und er hat nicht geprüft, ob nicht infolge der Ver⸗ 
ſchärfung der Wirtſchaftskriſis die Aufſtellung ſtrengerer Er⸗ 
forderniſſe geboten iſt. Dieſe Prüfung hätte um ſo näher ge⸗ 
legen, als im Juli 1931 die bekannte Bankenkriſis in Deutſch⸗ 
land ausgebrochen war, die zu ſtaatlichen Eingriffen in das 
Wirtſchaftsleben geführt hatte, um einen allgemeinen Zuſam⸗ 
menbruch zu verhüten. Der BerR. hat aber weiter überſehen, 
daß in dem von ihm angezogenen RGUrt. RG. 135, 75 (85) 2) 
der Sachverhalt auch inſofern ein anderer war, als dort Ja⸗ 
nuar 1930) die gutgläubige Erwerberin des Zuckers ſich von 
dem Veräußerer, der damals als zuverläſſiger Zuckerhändler 
galt, immerhin hatte erklären laſſen, der Zucker ſei bezahlt 
und ſein Eigentum, während hier (November 1931) die Bell. 
die beiden Ladungen Weizenmehl lombardierte, ohne die 
Firma B. auch nur zu befragen, ob ſie Eigentümerin der 
Ware oder wenigſtens berechtigt war, über die Ware für den 


Erwerb eines dinglichen Rechts an fremden unter Eigentumsvor⸗ 
behalt gelieferten Sachen zu ſtellen ſeien, hat die Gerichte in den 
letzten Jahren häufiger beſchäftigt. Nach §S 932 BGB. ſchließt nur 
Kenntnis und grob fahrläſſige Unkenntnis den gutgläubigen 
Erwerb aus. Das BGB. hat alſo, im weſentlichen deutſch⸗recht⸗ 
lichen Gedankengängen folgend, dem Eigentum des Lieferanten 
keinen erheblichen Schutz zuteil werden laſſen, dieſen vielmehr 
darauf angewieſen, bei Kreditverkäufen, auch ſoweit ſie unter 
Eigentumsvorbehalt erfolgen, die Vertrauenswürdigkeit des Ab⸗ 
nehmers ſorgfältig zu prüfen. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die mit der fortſchreiten⸗ 
den Zerrüttung der Wirtſchaft und dem Zuſammenbruch der Auto⸗ 
rität des Staates einhergehende Unterhöhlung der geſchäftlichen 
Moral zu einer früher nicht gekannten Häufung unxechtmäßiger 
Verfügungen über fremdes Eigentum fuhrte. Die Gefährdung zahl⸗ 
reicher Exiſtenzen durch die Uneinbringlichkeit der Außenſtände ließ 
andererſeits den ausreichenden Schutz der Warengläubiger durch 
einen möglichſt rechtsbeſtändigen Eigentumsvorbehalt unentbehr⸗ 
lich erſcheinen. Es war daher verſtändlich, daß man wirtſchaftlich 
unerwünſchten Schädigungen der Warengläubiger durch Verſchär⸗ 
fung der Anforderungen zu begegnen ſuchte, die an die Sorgfalts⸗ 
pflicht des Erwerbers zu ſtellen waren. Nur ſo war es möglich, 
daß die Frage überhaupt aufgeworfen wurde, ob der Erwerber 
eines dinglichen Rechts an einer beweglichen Sache verpflichtet ſei, 
nur bei Vorliegen beſtimmter Verdachtsgründe nach den wahren 
Eigentumsverhältniſſen oder der Verfügungsbefugnis des anderen 
Teils Nachforſchungen anzuſtellen (ſo z. B. bei Erwerb eines Kraft⸗ 
wagens RG. VII 52/31 v. 17. Nov. 1931) oder ob er gehalten ſei, 
auch ohne dieſe, alſo unter allen Umſtänden, ſich volle Aufklärung 


) JW. 1932, 1212. 9) JW. 1932, 1212. 
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Eigentümer zu verfügen. Der BerR. meint nun zwar, aus der 
bloßen Zeitfolge des Kaufabſchluſſes v. 5. Nov. 1931 und den 
beiden Lombardierungen v. 12. und 20. November 1931 ſei 
nichts Verdächtiges zu entnehmen. Die Bekl. habe die ihr zum 
Lombard angetragene Ware wie üblich beliehen, ſobald ſie in 
ihrem Beſitz angelangt ſei. Damit wollte der Ber R. den gegen⸗ 
teiligen Standpunkt der Kl. ablehnen, die insbeſ. ausgeführt 
hatte, der Lombard des erſten Poſtens ſei bereits vor deſſen 
Eintreffen noch im Waggon am 11. Nov. 1931 vereinbart und 
der Lombardauftrag ſofort nach Eintreffen am 12. Nov. 1931 
ausgezahlt worden; ebenſo ſei der zweite Poſten ſofort nach 
ſeinem Eintreffen am 19. Nov. 1931 lombardiert worden. 
Der Ber. hat hierzu Feſtſtellungen nicht getroffen. In An⸗ 
betracht der im Nov. 1931 offenkundig geſpannten Geldver⸗ 
hältniſſe hätte aber geprüft werden müſſen, ob die Bekl., wenn 
ſie mit einer ſolchen Sachlage rechnen mußte, ohne grobe 
Fahrläſſigkeit annehmen konnte, daß die Firma B. am 5. Nov. 
1931 zwei Waggon Mehl gegen Kaſſe von einer Mühle kaufen 
und ſie voll bezahlen würde, um ſie ſofort nach ihrem Ein⸗ 
treffen noch im ſelben Waggon für einen Teil des Wertes zu 
verpfänden und die Leihſumme außer der Lombardproviſion 
mit 9 bzw. 120% jährlich zu verzinſen. Die Annahme des 
BerR., es hätte unter dieſen Umſtänden geradezu eine Ver⸗ 
mutung dafür geſprochen, daß die beiden Waggonladungen 
Weizenmehl bei den Lombardierungen v. 12. und 20. Nov. 
1931 bezahlt geweſen ſeien, iſt danach nicht einleuchtend. 
(U. v. 26. Mai 1933; VII 69/33. — Karlsruhe.) (Ku.) 


3. Gmbh.⸗Geſetz. 


4. 88 8, 37, 39, 46, 48, 78 GmbH G.; 8625 BG B. 

1. Für die Endigung des auf beſtimmte Zeit 
geſchloſſenen Anſtellungsvertrages des Ge⸗ 
ſchäftsführers einer GmbH. bedarf es keines 
Geſellſchafterbeſchluſſes. 

2. Eine ſtillſchweigende, weiter for tgeſetzte 
Tätigkeit bedeutet nur dann eine Verlängerung 
des Vertrages, wenn ihr keine der Vertragspar⸗ 
teien widerſprochen hat. ) 


Die Bekl., deren Geſellſchafter zur einen Hälfte des 
Stammkapitals der Geſchäftsführer E. W., zur anderen Hälfte 
die Witwe des 1927 verſtorbenen früheren Geſellſchafters 
P. W. mit ihrer minderjährigen Tochter ſind, beſtellte durch 
Geſellſchafterbeſchluß v. 9. Jan. 1929 den Kl. zum zweiten 
Geſchäftsführer. Der v. 10. Jan. 1929 datierte Anſtellungs⸗ 
vertrag war zunächſt bis Ende 1930 geſchloſſen und iſt nach⸗ 


zu verſchaffen (das verlangt das KG.: JW. 1932, 63 bei Ankauf 
wertvoller Sachen aus Privathand). 

„Das RG. will die Richtigkeit der erſten Alternative zwar 
nicht mehr vorbehaltslos anerkennen, es entſchließt ſich aber auch 
nicht, der zweiten beizutreten, lehnt dieſe vielmehr durch die Feſt⸗ 
tellung ab, daß die Entſch. ſtets auf den einzelnen Fall abzuſtellen 
ei, und hebt demgemäß gerade diejenigen Umſtände hervor, die 
hier ein Mißtrauen begründen konnten. Die Bedeutung der Entſch. 
liegt darin, daß dem Erwerber nicht geſtattet wird, ſich aus⸗ 
ſchließlich auf die Bonität und Redlichkeit des Verpfänders zu 
verlaſſen und mit Rückſicht auf deſſen guten Ruf verdächtige Be⸗ 
gleitumſtände unbeachtet zu laſſen. Ob im vorl. Falle die Um⸗ 
ſtände den Verdacht einer unredlichen Verfügung rechtfertigten, iſt 
in den Inſtanzen verſchieden beurteilt worden. Das RG. verlangt 
von der Erwerberin ein recht ausgeprägtes Urteilsvermögen, ein 
Standpunkt, der unter den damaligen Verhältniſſen berechtigt er⸗ 
ſcheinen mag. 

Mit der Rückkehr bedingungsloſer Ehrlichkeit in den kauf⸗ 
männiſchen Verkehr werden unrechtmäßige Verfügungen wieder 
zu den Ausnahmen gehören, ſo daß die Rſpr. auch ihrerſeits zu 
einer milderen Beurteilung zurückkehren kann. Es beſteht wohl 
kaum ein Zweifel, daß eine Überſpannung der Anforderungen an 
die Sorgfaltspflicht des Erwerbers die freie Entwicklung des ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehrs behindert, ganz abgeſehen davon, daß für den 
ehrlichen Kaufmann die Nachprüfung ſeiner Angaben eine ſchwere 
Beleidigung darſtellt. 

RA. Dr. Albert Michels, Duisburg. 


Zu 4. Das Urt., das nunmehr auch in RG. 140, 314 ab⸗ 
gedruckt iſt, erweckt in verſchiedener Richtung erhebliche Beden⸗ 
ken: Der. Kl., der als Geſchäftsführer der bekl. GmbH. durch 
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mals bis Ende 1931 verlängert worden. In einer privat⸗ 
ſchriftlichen Urkunde v. 9. Jan. 1929 hat E. W. in die Be⸗ 
ſtellung des Kl. zum Geſchäftsführer eingewilligt und Frau W. 
ſich für ſich und ihre Tochter verpflichtet, falls E. W. den Kl. 
wieder abzuberufen wünſche, mit für die Abberufung zu 
ſtimmen. Am 31. März 1932 kündigte E. W. namens der 
Bekl. dem Kl. ſchriftlich zum 30. Juni 1932. Ein beſonderer 
Geſellſchafterbeſchluß über ſeine Abberufung iſt nicht gefaßt. 
Der Kl. hält die Kündigung für ungültig und klagt auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß er noch weiter Geſchäftsführer der Bekl. ſei, 
ſowie auf Zahlung von Gehalt. 

LG. und BG. haben verurteilt, RG. hat abgewieſen. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt allein davon 
ab, ob das zwiſchen den Parteien begründete Rechtsverhältnis 
über den 30. Juni 1932 hinaus, bis zu dem der Kl. ſeine 
Bezüge als Geſchäftsführer der Bell. unſtreitig erhalten hat, 
noch Beſtand hat. Das BG. iſt dieſer Meinung, da angeſichts 
der Untrennbarkeit des auf dem Anſtellungsvertrage vom 
10. Jan. 1929 beruhenden Dienſtverhältniſſes des Kl. von 
ſeiner Vertretungsmacht als Geſchäftsführer zufolge 8 46 
Ziff. 5 Gmb. ſowohl zu ſeiner Abberufung von der Ge⸗ 
ſchäftsführung wie zur Kündigung des Dienſtvertrages ein 
Geſellſchafterbeſchluß nötig ſei. Ein ſolcher ſei jedoch nie ge⸗ 
faßt worden und auch nicht in dem Abkommen der Geſell⸗ 
ſchafter v. 9. Jan. 1929 zu erblicken, durch das E. W. auch 
nicht ermächtigt worden ſei, den Kl. ſelbſtandig abzuberufen. 
Sei aber die Abberufung ſonach nicht rechtswirkſam erfolgt, ſo 
beſtehe auch das Anſtellungsverhältnis des Kl. weiter. 

Dieſe Entſch. iſt nicht haltbar. Grundlegend iſt, daß der 
Anſtellungsvertrag des Kl. v. 10. Jan. 1929 (8 5) nur auf 
die Zeit bis zum 31. Dez. 1930 lautete und nochmals, wie 
unſtreitig, lediglich auf die Dauer des Jahres 1931 ver⸗ 
längert worden iſt. Der Kl. war nun nicht Geſellſchafter der 
Bekl., ſeine Beſtellung zum Geſchäftsführer gründete ſich nicht 
auf die Satzung der Bekl. oder ſonſtige geſellſchaftsrechtliche 
Befugniſſe des Kl., vielmehr allein auf den zwiſchen ihm und 
der Geſellſchaft abgeſchloſſenen Dienſtvertrag; fie erreichte des⸗ 
halb notwendigerweiſe zuſammen mit dieſem ihr Ende. Dem 
ſtand nicht entgegen, daß nach außen hin eine, ſei es auch 
nur zeitliche Beſchränkung der Vertretungsmacht des Geſchäfts⸗ 
führers keine rechtliche Wirkung hat (8 37 Abſ. 2 Gmb G.), 
im Handelsregiſter nicht eintragbar wäre und im vorl. Falle 
auch weder dort eingetragen noch dazu angemeldet iſt. Denn 
die in 88 8, 39, 78 GmbH. ſtatuierte Anmeldepflicht dient 
nur den Intereſſen des Geſchäfts⸗ und Prozeßverkehrs der mit 
der GmbH. in Verbindung Tretenden mit der Wirkung, daß 


Geſellſchaftsbeſchl. v. 9. Jan. 1929 beſtellt und durch Vertrag v. 
10. Jan. 1929 angeſtellt worden war und deſſen Anſtellungsver⸗ 
hältnis nach Verlangerung Ende 1931 endigte, macht zwei An⸗ 
ſprüche geltend, die man auseinanderhalten muß: er verlangt 
Feſtſtellung, daß er trotz der am 31. März 1932 erfolgten Kündi⸗ 
gung zum 30. Juni 1932 noch weiter Geſchäftsführer der bekl. 
Geſellſchaft ſei und weiter Zahlung von Gehalt für die Monate 
Juli bis September 1932. 

1. Was zunächſt den e anlangt, ſo iſt klar, 
daß er in erſter Linie auf einen mit dem Bell. geſchloſſenen 
Dienstvertrag zu ſtüten iſt. Ein ſolcher Vertrag konnte nach Ab⸗ 
lauf des auf Zeit geſchloſſenen alten Vertrages gem. 9625 BOB. 
eſchloſſen werden. Die Vorausſetzungen dieſer geſetzlichen Beſt. 
Mean jedoch, wie das Urt. zutreffend darlegt, nicht vor. Aber 
nun iſt zu prüfen, ob etwa Anfang 1932 zwiſchen dem Kl. und 
der Bekl. ein neuer Dienſtvertrag geſchloſſen wurde, wie der Kl. 
behauptet hat. Das RG. hält die Behauptung aber fur unerheb⸗ 
lich: die behauptete Abmachung „konnte dem Kl. die ihm ver⸗ 
lorene Geſchäftsführerſtellung nicht zurückgeben, da fie den dazu er⸗ 
orderlichen e nicht zu erſetzen vermochte“. Die 
Notwendigkeit eines Geſellſchafterbeſchl. wird dabei offenbar aus 
840 Nr. 5 GmbHG. gefolgert. Dieſe Auffaſſung verkennt den grund- 
ſätzlichen Unterſchled, der zwiſchen Anſtellung und Beſtellung eines 
Geſchäftsführers beſteht. 8 46 Gmbh. handelt nur von der Be⸗ 
ſtellung zum Geſchäftsführer und verlangt für fie einen Geſell⸗ 
ſchafterbeſchl. Die Anſtellung iſt dagegen in 846 Nr. 5 nicht ge⸗ 
regelt. Sie erfolgt zwar häufig, aber nicht notwendig durch die 
Geſellſchafter (Hachenburg Bing. Schmidt 8.35 An: 
merk. 44). Mit dem Hinweis auf 88 46 Nr. 5, 48 kann daher die 
Behauptung des Abſchluſſes eines neuen Dienſtvertrages nicht 
abgeſchnitten werden. 0 i 

9 Der Feſtſtellungsantrag des Kl. wird vom RG. mit 


Anderungen in der Perſon der Geſchäftsführer, insbeſ. die 
Beendigung ihrer Vertragsbefugnis, vor ihrer handelsregiſter⸗ 
lichen Eintragung und Bekanntmachung Dritten, ſofern ſie 
nicht darum wiſſen, von der Gmb. nicht entgegengeſetzt wer⸗ 
den können (8 15 Abſ. 1 HGB.). Dagegen iſt eine weitere 
Rechtsfolge mit der Unterlaſſung der Eintragung nicht ver⸗ 
bunden. Das BG. geht alſo fehl, wenn es, gleichviel, ob der 
Anſtellungsvertrag des Kl. Ende 1931 ablief, gemaß 8 46 
Ziff. 5 GmbHG. zu feiner Abberufung von der Geſchäftsfüh⸗ 
rung wie zur Kündigung ſeines Dienſtvertrages einen Beſchluß 
der Geſellſchafter erfordert. Nachdem er aber einmal auf⸗ 
gehört hatte, Geſchäftsführer zu ſein, hätte er zufolge der er⸗ 
wähnten Geſetzesvorſchrift nur kraft eines neuen Geſellſchafter⸗ 
beſchluſſes wieder dazu beſtellt werden können. Ein ſolcher iſt 
aber nicht gefaßt worden. Auch in der privatſchriftlichen Ver⸗ 
einbarung der Geſellſchafter E. und M. W. v. 9. Jan. 1929 
war kein derartiger Befehl. enthalten. Sie enthielt vielmehr 
lediglich ein Abkommen über die Stimmrechtsausübung der 
Frau W. bei der etwaigen Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter 
über eine Abberufung des Kl., ein Abkommen, das die Vor⸗ 
inſtanz in Übereinſtimmung mit den vom erk. Sen.: RG. 133, 
90 (93) ) dargelegten Grundſätzen mit Recht für zuläſſig und 
rechtlich bedenkenfrei erklärt. Die Beſchlußfaſſung über die 
Neubeſtellung des Kl. hätte entweder in einer Verſammlung 
der Geſellſchafter ftattfinden müſſen (8 48 Abſ. 1 GmbH.), 
die nicht abgehalten worden iſt, oder durch ſchriftliches Ein⸗ 
verſtändnis aller Geſellſchafter nach 8 48 Abf. 2 J. 0. erſetzt 
werden können, das gleichfalls nicht behauptet iſt. Zu einer 
Neubeſtellung des Kl. zum Geſchäftsführer iſt es alſo nicht 
gekommen. 

Anders läge die Sache, wenn der Kl. ſich auf die Vorſchr. 
in 8625 BGB. berufen könnte, ſein Dienſtverhältnis alſo 
über den 31. Dez. 1931 hinaus von ihm mit Wiſſen und ohne 
unverzüglich erklärten Widerſpruch der Bekl. fortgeſetzt wor⸗ 
den wäre. Indeſſen iſt auch dieſer Fall nicht gegeben. Die 
erwähnte Vorſchr. ſtellt gleich der im Mietrecht ($ 568 BGB.) 
enthaltenen ſog. relocatio tacita keine Rechtsvermutung für 
den Abſchluß eines Verlängerungsvertrages auf, ſondern 
knüpft rein poſitiv an gewiſſe objektive Tatſachen die Wir⸗ 
kung einer Erſtreckung des Vertragsverhältniſſes (vgl. Oer t 
mann, BGB. 8 568 Anm. 3; Planck, BGB. § 568 
Anm. 2b; RG.: Warngſpr. 1925 Nr. 23; Enneccerus⸗ 
Lehmann, BGB., Schuldverh. 8131 IV uſw.). Es iſt alſo 
unerheblich, ob Umſtände vorliegen, die auf eine ſtillſchwei⸗ 
gende Verlängerung des Dienſtverhältniſſes hinzudeuten ſchei⸗ 
nen, inſofern der Kl. nicht nur über den Ablauf des Jahres 
1931 für die Bekl. tätig geworden iſt und ſich bei ihr Gehalt 


der Begr. zurückgewieſen, daß „die Geſchäftsführerſtellung des 
Kl. mit dem zeitlichen Ablauf ſeines Dienſtvertrages Ende 1931 
von ſelbſt endigte“, fo daß es eines Beſchl. gem. 846 Nr. 5 nicht 
bedurfte. Auch hier wird der Unterſchied von Abberufung des 
Geſchäftsführers und Auflöſung des Dienſtvertrages verkannt. Es 
kann jemand geſellſchaftsrechtlich zum Geſchäftsführer beſtellt und 
als Geſchäftsführer nicht abberufen ſein, ohne individualrechtlich 
„Geſchäftsführer“, dienſtverpflichtet zu ſein und demgemäß ohne 
Gehaltsanſprüche zu haben, und ebenſo kann ein kraft Dienſtver⸗ 
trag Verpflichteter der geſellſchaftsrechtlichen Stellung als Ge⸗ 
ſchäftsführer noch oder wieder entbehren, wie ſich aus Art. 38 
Abf. 1 ohne weiteres ergibt und nicht nur der Rſpr. des erk. 
2. Sen. ſelbſt (JW. 1915, 653) ent pricht, ſondern auch dem herr⸗ 
ſchenden Schrifttum (molitor, Die Beſtellung zum Vorſtands⸗ 
mitglied einer Akt., Feſtſchrift für Ehrenberg 45 ff.: Feine, 
Ehrenh. Hdb. III 3, 470 ff., 478, 484). 

Es mag zwar dem RG. zugegeben werden, daß die geſell⸗ 
ſchaftsrechtliche Stellung als Geſchäftsführer e ſein und 
daß dieſe Friſt zugleich mit dem Dienſtvertrag ablaufen kann. 
Abzulehnen iſt aber jedenfalls der Ausſpruch des RG. die Organ⸗ 
ſtellung des Kl. habe mit dem Dienſtvertrag „von ſelbſt, notwen⸗ 
digerweiſe⸗ geendet. Das kann ſo ſein, aber es braucht nicht ſo zu 
ſein. Entſcheidend kommt es vielmehr darauf an, welchen Inhalt 
der Geſellſchafterbeſchl. v. 9. Jan. 1929 (nicht der Vertrag v. 
10. Jan. 1929) hatte und ob aus ihm unmittelbar oder kraft 
Auslegung zu entnehmen iſt, daß individual⸗ und ſozialrechtliche 
Stellung des Kl. jo verknüpft werden follten, daß mit jener auch 
dieſe endigte. Dieſe Prüfung aber läßt das Urt. vermiſſen. 

Dr. F. Keßler, PrivDoz. a. d. Handelshochſch. Berlin. 


1) JW. 1931, 2958. 
229 


1826 


entnommen, ſondern auch die Bekl. jeine weitere Betätigung 
als ſolche nicht beanſtandet hat, und ihr Kündigungsſchreiben 
b. 31. März 1932 den Anſchein einer erſt für Ende Juni 
1932 gewollten Aufhebung des Vertragsverhältniſſes erweckt, 
da die Belt. des § 625 BGB. eben nicht auf vertragsbegrün⸗ 
denden Willenserklärungen der Beteiligten beruht. Von An⸗ 
wendung dieſer Vorſchr. kann nur dann die Rede fein, wenn 
von keiner Seite der Vertragsverlängerung überhaupt und der 
Verlängerung zu den bisher geltenden Bedingungen wider⸗ 
ſprochen wird. Feſt ſteht aber, daß E. W. bereits im Dez. 
1931 mit dem Kl. über eine Herabſetzung ſeiner Bezüge ver⸗ 
handelt, eine ſolche verlangt, damit aber eben der Verlänge⸗ 
rung ſeines Vertrages unter den bisherigen Bedingungen ſich 
widerſetzt hat. Damit war ſeitens der Bekl. der Fortſetzung 
des Dienſtverhältniſſes des Kl. noch vor deſſen Ablauf wider⸗ 
ſprochen (vgl. hierzu RGRKomm. z. BGB. § 568 Anm. 2), 
und die Möglichkeit einer Anwendung des § 625 BGB. ſchied 
aus, ohne daß es noch darauf ankäme, ob W. ausdrücklich eine 
weitere Verlängerung des Vertrags verweigert hat. Danach 
war eine Fortſetzung des Dienſtvertrages i. S. von 8 625 
BGB. angeſichts des einmal zum Ausdruck gebrachten Wider⸗ 
ſpruchs der Bekl. nicht mehr möglich, vielmehr konnte es ſich 
nur um eine Neubegründung des durch Zeitablauf erledigten 
Rechtsverhältniſſes handeln. 

(U. v. 5. Mai 1933; II 10/33. — Jena.) [Ku.] 
= NG. 140, 314.) 


4. Genoſſenſchaftsgeſetz. 
** 5. 88 16, 22, 82, 90, 97, 133 Gen G. 

1. Für die Herabſetzung des Geſchäftsanteils 
an einer Genoſſenſchaft gelten nur die Vor⸗ 
ſchriften der 88 82 Abſ. 2 und 90 Gen G., welche 
dreimalige Bekanntmachung mit Aufforderung 
zur Meldung der Gläubiger und die Verteilung 
von beſtimmten Vorausſetzungen anordnen, nicht 
aber die Vorſchrift des § 133 Abſ. 2 Satz 1, wo⸗ 
nach die Anmeldung des Beſchluſſes für Herab⸗ 
ſetzung der Haftſumme nicht vor Ablauf eines 
Sperrjahres zum Regiſter erfolgen darf. Der 
Beſchluß auf Herabſetzung des Geſchäftsanteils 
wird deshalb ſofort mit der Eintragung wirk⸗ 
ſam. Die fpäter eingetretenen Genoſſen find 
nach feiner Maßgabe Genoſſen geworden, wäh⸗ 
rend eine Befreiung der Einlagepflicht der alten 
Genoſſen und die Möglichkeit einer Auskehr 
eines höheren Guthabens erſt eintritt, wenn den 
Erforderniſſen der §8 82, 90 genügt iſt. 

2. Die nachträgliche Einführung einer 
Pflichtbeteiligung für mehr als einen Anteil 
kann nur fo erfolgen, daß fie ſich auf die Ge⸗ 
noſſen gleichmäßig auswirkt (RG. 124, 1821); 128, 
342)). Doch können die Genoſſen inſoweit in An⸗ 
ſpruch genommen werden, als ſie freiwillig An⸗ 
teile übernommen haben. 

Die gemeinſchuldneriſche Genoſſenſchaft iſt im Frühjahr 
1925 gegründet und demnächſt im Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragen worden. Der Geſchäftsanteil betrug urſprünglich 
50 K, die Höchſtbeteiligungsziffer 200 Stück, die Haft⸗ 
ſumme 500 RA; durch GenVerjdejhl. v. 25. Okt. 1926 iſt 
der Geſchäftsanteil auf 300 RM erhöht worden. Eintrag im 
Genoſſenſchaftsregiſter iſt unter dem 1. Sept. 1927 erfolgt. In 
einer weiteren Gen Verſ. v. 29. Mai 1928 iſt nun u. a. folgen⸗ 
der Beſchluß gefaßt worden: „Der Geſchäftsanteil, der bisher 
300 FN. betrug und 500 RA Haftfumme, wird verändert in 
der Weiſe, daß er umgeſtellt wird in drei Geſchäftsanteile 
von je 100 . mit je 500 N, Haftſumme. Jedes Mitglied 
muß aber mit der Anteilſumme beteiligt bleiben, mit der es 
heute ſchon der Genoſſenſchaft verpflichtet iſt. Es muß daher 
eine Verdreifachung der bisherigen Haftſumme entſtehen, wäh⸗ 
rend eine Verringerung der Verpflichtungsſumme aus den 
bisherigen Geſchäftsanteilen nicht eintreten darf. Dies trifft 
auch für diejenigen Mitglieder zu, die mehr als einen Ge⸗ 
ſchäftsauteil bisher hatten. Für neue Mitglieder beträgt der Ge⸗ 
ſchäftsanteil 100 RA und die Haftſumme 500 K.K. Neue Mit⸗ 
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glieder müſſen nur mit einem Anteil beteiligt ſein. Desgleichen 
iſt auch die Zahl der zugelaſſenen Geſchäftsanteile von 200 auf 
600 zu erhöhen. 8 8 des Statuts iſt entſprechend zu ändern.“ 
Auch dieſer Beſchluß iſt im Genoſſenſchaftsregiſter zur 
Eintragung gelangt, und zwar am 18. Juni 1928. In Be⸗ 
ziehung hierauf hat der Regiſterrichter dem Vorſtand der 
Genoſſenſchaft unter dem 23. Okt. 1928 ſchriftlich mitgeteilt, 
daß die „allgemeine Erhöhung der Haftſumme, alſo eine Ver⸗ 
dreifachung nur eintreten könne, wenn anſtatt des bisherigen 
Anteils von 300 %% jeder Genoſſe zu feinem Pflichtanteil 
von 100 %% noch feine Beteiligung auf zwei weitere Ge⸗ 
ſchäftsanteile erkläre, dieſe Erklärungen vom Vorſtand zuge⸗ 
laſſen und zur Eintragung in der gerichtlichen Liſte der Ge⸗ 
noſſen dem Regiſtergericht eingereicht würden“. Wegen ſchuld⸗ 
hafter Unterlaſſung der Beibringung dieſer Übernahmeerklä⸗ 
rungen iſt der Vorſtand der Genoſſenſchaft durch Beſchluß 
einer GenVerſ. v. 25. Jan. 1930 abberufen worden. In 
derſelben Gen Verſ. iſt ferner die Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteils von 100 ./ auf 200 RM beſchloſſen und am 27. Jan. 
1930 im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen worden. Schon 
am 10. Mai 1930 iſt dann aber über die Genoſſenſchaft 
das Vergleichsverfahren und am 6. Juni 1930 der Konkurs 
eröffnet worden. Die ſämtlichen Revͤl. find der Genoſſen⸗ 
ſchaft erſt nach Eintrag der GenVerſBeſchlüſſe v. 29. Mai 
1928 im Genoſſenſchaftsregiſter beigetreten. In der von dem 
verklagten Konkursverwalter aufgemachten Vorſchußberechnung 
find die Revͤl. je mit 500 . oder mehr herangezogen. Im 
Termin zur Erklärung über dieſe Berechnung v. 20. Okt. 
1931 haben die Rev Kl. und andere Genoſſen ihre Inanſpruch⸗ 
nahme aus einer Reihe von Gründen bekämpft. Der Kon⸗ 
kursrichter hat jedoch, abgeſehen von hier nicht in Betracht 
kommenden Anderungen, die Berechnung für vollziehbar erklärt. 
Dagegen haben die Revl. Anfechtungsklage erhoben mit dem 
Antrag, die Vorſchußberechnung inſoweit für ungültig zu er⸗ 
klären, als ſie mit derſelben in Anſpruch genommen würden. 
LG. hat verurteilt, BG. abgewieſen, RG. beſtätigt. Es 
hat dabei die in der Überſchrift wiedergegebenen Rechtsſätze aus⸗ 
geſprochen. 
(U. v. 31. März 1933; II 346/32. — Karlsruhe.) [Ku.] 
<= RG. 140, 197.) 


N 865 Abf.2 Gen G.; 88139, 839 BGB.; Art. 131 
et 


a) Satzungsänderungen, die im Zuſammen⸗ 
hang mit einer den ſofortigen Austritt von 
Genoſſen aus der Genoſſenſchaft ermöglichen⸗ 
den, gegen 865 Abſ. 2 Gen G. verſtoßenden Be⸗ 
ſtimmung beſchloſſen werden, find auch nach Ein⸗ 
tragung ins Genoſſenſchaftsregiſter ohne An⸗ 
fechtung nichtig. 

b) Der Regiſterrichter, der ſolche Satzungs⸗ 
änderungen einträgt, verletzt ſeine Amtspflicht; 
dieſe bezieht ſich auf die Prüfung nicht nur der 
Formalien der einzutragenden Beſchlüſſe, ſon⸗ 
dern auch ihres Inhalts. 

c) Die Amtspflicht beſteht jedem Genoſſen 
gegenüber. Jeder Genoſſe hat, wenn auch kein 
Beſchwerderecht gegen die Eintragung, ſo doch 
ein Recht auf Anregung der Löſchung und bei 
Ablehnung die Möglichkeit einer Beſchwerde. 

Die Kl. tft ſeit 1926 Mitglied einer e GmbH. Nach der 
Satzung betrug urſprünglich der Geſchäftsanteil 50 AM, die 
Haftſumme 200 RM, die Höchſtbeteiligungsziffer mit Ge⸗ 
ſchäftsanteilen 200 Stück. Die Kündigungsfriſt war auf zwei 
Jahre bemeſſen. J. J. 1927 ſtellte ſich heraus, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaft weiterer finanzieller Mittel bedurfte. Die Gen⸗ 
Verſ. v. 6. Nov. 1927 faßte folgende Beſchlüſſe: a) den $ 8 
der Satzung zu ändern, wie folgt: „Der Geſchäftsanteil iſt auf 
1000 RM feſtgeſetzt. Die zur Zeit der Satzungsänderung be⸗ 
ſtehenden Anteile werden im neuen Geſchäftsanteil verrechnet 
bzw. zuſammengelegt. Die Höchſtzahl der Geſchäftsanteile be⸗ 
trägt 20 Stück.“ b) § 10 S. 2 zu ändern dahin: „Die Haft⸗ 
ſumme beträgt 1000 AH pro Anteil.“ c) Als „Zuſatz“ wurde 
weiter beſchloſſen: „Die Anderung der 88 8 und 10 erfolgt nur 
unter der Vorausſetzung, daß ſich für die Genoſſenſchaft min⸗ 
deſtens 20 Genoſſen finden, die bereit ſind, in die Verpflich⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 38 


tungen der heute geänderten 88 8 und 10 einzutreten. Iſt 
dieſe Zahl erreicht, ſo ſind die ſeitherigen Genoſſen berechtigt, 
von ihren Rechten und Pflichten gegenüber der Genoſſeuſchaft 
auf Ende des laufenden Geſchäftsjahrs zurückzutreten. S. 1 
des 85 wird aufgehoben.“ 

85 S. 1 ſetzte aber für das Ausſcheiden eines Genoſſen 
durch Kündigung eine Kündigungsfriſt von zwei Jahren feſt. 
Die GenVerſBeſchl. find nicht angefochten worden. Die Kl. 
war am 6. Nov. 1927 nicht anweſend. Die BerͤKl. zu a und b 
wurden zur Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet. 

Weiter wurde von ſeiten des Vorſtands beantragt, auch 
die Liſte der Genoſſen entſprechend der Zuſammenlegung der 
bisherigen Geſchäftsanteile zu berichtigen. Am Rande der An⸗ 
meldung hat der Urkundsbeamte vermerkt, daß die Anderung 
des 8 5, weil nicht eintragungsfähig, von den Vorſtandsmit⸗ 
gliedern nach Erörterung der gegen die Eintragung beſtehen⸗ 
den Bedenken nicht angemeldet worden ſei. Noch am gleichen 
Tag hat der Regiſterrichter die von dem Urkundsbeamten vor⸗ 
bereitete Eintragungsverfügung unterzeichnet, die, ſoweit hier⸗ 
für erheblich, dahin lautet, daß einzutragen ſei: „In der 
Gen Vers. v. 6. Nov. 1927 wurde unter Abänderung der 88 8 
und 10 des Statuts der Geſchäftsanteil auf 1000 RM feſt⸗ 
geſetzt und die Haftſumme auf 1000 AM herabgeſetzt. Die 
Höchſtzahl der Geſchäftsanteile beträgt 20 Stück.“ Dement⸗ 
ſprechend erfolgte Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter. An⸗ 
läßlich einer ſpäteren Gen Verſ. ift ein als Vertreter der Kl. 
anweſender Angeſtellter derſelben von dem Vorſtand auf die 
ſich aus der beſchloſſenen Erhöhung des Geſchäftsanteils für 
fie ergebende Verpflichtung zur Nachzahlung von 900 AM auf⸗ 
merkſam gemacht und angeſichts ſeines Widerſpruchs darauf 
verwieſen worden, ſich durch Einſicht des Genoſſenſchafts⸗ 
regiſters von der e Erhöhung des Geſchäftsanteils 
zu überzeugen. Nach der Darſtellung der Kl. hat ihr An⸗ 
geſtellter in der Annahme, daß der Eintrag maßgebend und 
damit der Beſchluß für die Genoſſen rechtsverbindlich gewor⸗ 
den fei, fie zur Einzahlung der geforderten 900 AM an die 
Genoſſenſchaft veranlaßt. Die Kl. nimmt den Staat gemäß 
Art. 131 RVerf., 8 839 BGB. auf Erſatz des auf 900 AM 
bezifferten Schadens in Anſpruch. Der Bekl. iſt in allen In⸗ 
ſtanzen verurteilt worden. 

Die Entſch. des Prozeſſes hängt zunächſt davon ab, ob 
die Kl. durch Leiſtung der von der gemeinſchuldneriſchen Ge⸗ 
noſſenſchaft eingeforderten Einzahlung auf die angeblich er⸗ 
höhten Geſchäftsanteile in Wahrheit eine Nichtſchuld gezahlt 
bat. Der BerR. iſt zu der Überzeugung gelaugt, daß die Be⸗ 
ſchlüſſe über die Zuſammenlegung und Neufeſtſetzung der Ge⸗ 
ſchäftsanteile und der Haftſumme rechtlich in untrennbarem 
Zuſammenhang mit den Beſchlüſſen über die Anderung des ſich 
mit dem das Ausſcheiden der Genoſſen auf Grund Kündigung 
betreffenden 85 der Satzung ſtünden, ſo zwar, daß die erſteren 
Beſchlüſſe nur gewollt waren für den Fall der Gültigkeit und 
Wirkſamkeit auch des letzteren Beſchluſſes. Dieſer war aber, 
weil er gegen die zwingende, im Gläubiger⸗ und öffentlichen 
Intereſſe gegebene Vorſchr. des § 65 Abſ. 2 Genc. verſtieß, 
ſchlechthin nichtig; einer Anfechtungsklage bedurfte er zur 
Herbeiführung der Nichtigkeit nicht. Die Frage kann alſo 
nur ſein, ob und welche Wirkung die Nichtigkeit dieſes Be⸗ 
ſchluſſes für den Rechtsbeſtand der Beſchlüſſe über die ander ⸗ 
weite Feſtſetzung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme hat. 
Der erk. Sen. hat nun in mehreren Entſch., welche gerade 
Gen VerſsBeſchl. von Genoſſenſchaften betreffen, anerkannt, daß 
die in 8139 BGB. aufgeſtellten Rechtsgrundſätze auch für 
Gen VerſBeſchl. dann poi g wenn fie „rechtsgeſchaftlichen“ 
Inhalt haben, d. h. au die Begr., Anderung ober Aufhebung 
ſozial⸗ oder individualrechtlicher Befugniſſe oder Pflichten ge⸗ 
richtet find, wie es z. B. gerade für ſatzungsändernde Beſchlüſſe 
zutrifft (0. NO. 118, 218); 125, 143 ff. 2); JW. 1981, 
2982; RG. 137, 243 ff.)). Daran iſt ſeſtzuhalten. Es iſt 
weiterhin in der Rſpr. des erk. Sen. anerkannt, daß auch über 
8139 BGB. hinaus die Nichtigkeit eines an und fur ſich 
ſelbſtändigen Beſchluſſes die Nichtigkeit anderer Beſchlüſſe nach 
ſich ziehen kann, wenn der eine Beſchluß ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend auf einen anderen Beſchluß Bezug nimmt oder 
die Beſchlüſſe auch nur ihrem Inhalt nach miteinander in inne⸗ 
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rem Zuſammenhang ſtehen (ſ. u. a. RG. 118,226 9); 120,315), 
365 0)). Im vorl. Fall kann aber darüber kein Zweifel ſein, 
daß zufolge des offenſichtlichen, deutlich und unzweideutig in 
dem GenVerſProtokoll zum Ausdruck gebrachten Willens der 
GenVerſ., die ſich inſoweit durchaus im Rahmen der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung hielt, die Neufeſtſetzung von Ge⸗ 
ſchäftsanteil und Haftſumme nur gewollt war im untrenn⸗ 
baren Zuſammenhang mit der Abänderung des § 5, durch 
welche den Genoſſen, die ſich der mit der neuen Anteils⸗Haft⸗ 
ſummebemeſſung verbundenen Erhöhung der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Laſten nicht unterwerfen wollten, die Möglichkeit vor⸗ 
zeitigen Ausſcheidens eröffnet werden ſollte. Iſt dem aber ſo, 
dann zog die Nichtigkeit des zu 8 5 gefaßten Beſchluſſes aller⸗ 
dings ohne weiteres auch die Nichtigkeit der Beſchlüſſe über 
die anderweite Feſtſetzung von Geſchäftsanteil und Haftſumme 
nach ſich. Sachlich-rechtlich lagen demnach überhaupt rechts⸗ 
gültige Gen VerſBeſchl. nicht vor, weder bzgl. der Anderung 
des 8 5, noch bzgl. der Neufeſtſetzung von Geſchäftsanteil und 
Haftſumme, ſo zwar, daß es bzgl. der letzteren Beſchlüſſe 
ebenfalls nicht erſt einer Anfechtungsklage bedurfte; auch ſie 
waren vielmehr zufolge ihrer untrennbaren, auf dem maß⸗ 
geblichen Willen der Gen Verſ. beruhenden Verbindung mit 
dem zu 8 5 gefaßten Beſchluß ohne weiteres nichtig. Die auf 
dem eindeutig geäußerten Willen der GenVerſ. als des einzig 
und allein zuſtändigen Beſchlußorgans der Genoſſenſchaft be⸗ 
ruhende rechtliche Verknüpfung der gen. Beſchlüſſe konnte 
ſelbſtverſtändlich wiederum nur gelöſt werden durch einen 
gegenteiligen Beſchluß der GenVerſ.; ein ſolcher lag und liegt 
nicht vor; und iſt nicht einmal in dem Sinn gefaßt worden, 
daß es bei der Neufeſtſetzung von Geſchäftsanteilen und Haft⸗ 
ſummen ſein Bewenden haben ſolle, wenn etwa die Eintra⸗ 
gung des Beſchluſſes zu § 5 auf Hinderniſſe ſtoßen ſollte. Er 
kann nunmehr, nachdem die Genoſſenſchaft in Konkurs ges 
raten iſt, auch nicht noch nachgeholt werden. Der Vorſtand 
der Genoſſenſchaft war rechtlich nicht befugt, an der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit der Beſchlüſſe irgend etwas zu ändern. 
Er mußte ſie pflichtmäßig zuſammen zur Eintragung im Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter anmelden und verſtieß, wenn und ſoweit 
er davon abſah, objektiv gegen 8 147 Genc. So wenig wie 
der Vorſtand war ferner der Regiſterrichter in der Lage, die 
von der GenVerſ. gewollte Verknüpfung der gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe dadurch zu löſen, daß er etwa die Beſchl., welche für 
ſich allein betrachtet, eintragungsfähig waren, in Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eintrug, im übrigen aber die Eintragung ab» 
lehnte oder von ihr abſah und die weiteren Beſchlüſſe un⸗ 


beachtet ließ. 


Die weitere Frage iſt nun die, welche Rechtsfolge die im 
Widerſpruch mit dieſer Rechtslage bewirkte Eintragung der 
Beſchlüſſe im Genoſſenſchaftsregiſter hatte. Auch inſofern hat 
der erk. Sen. des öfteren ſchon ausgeſprochen, daß hierdurch 
die materielle Nichtigkeit der Beſchlüſſe nicht geheilt werde 
(3. B. IW. 1931, 2982) und daß ferner bei einem Sach⸗ 
verhalt, in dem etwas anderes eingetragen wird, als be⸗ 
ſchloſſen iſt, 88 97 ff. Gench. auch keine entſprechende An⸗ 
wendung finden können. Etwas anderes als beſchloſſen, iſt 
hier inſofern eingetragen, als die Neufeſtſetzung von Ge⸗ 
ſchäftsanteil und Haftſumme nur zuſammen mit der Anderung 
des 8 5 beſchloſſen war, nicht aber, wie eingetragen, für ſich 
allein. Es muß deshalb bei der Nichtigkeit der Beſchlüſſe im 
ganzen ſchlechthin ſein Bewenden haben. Die Kl. war aber 
alsdann in der Tat zur Leiſtung weiterer Einzahlungen auf 
den Geſchäftsanteil nicht verpflichtet und konnte ſie, weil ſie 
dieſelben unzweifelhaft in Unkenntnis deſſen und nur in Er⸗ 
füllung einer vermeintlichen Rechtspflicht gemacht hat, zu⸗ 
rückfordern, ein Anſpruch, der ſich zufolge des Konkurſes der 
Geſellſchaft als uneinbringlich herausgeſtellt hat. 

Der Vorderrichter ſtellt nun weiter feſt, daß die Kl. zur 
Leiſtung der erhöhten Einzahlung auf den Geſchäftsanteil ge⸗ 
rade durch den von ihrem Angeſtellten vorher eingeſehenen Ein⸗ 
trag im Genoſſenſchaftsregiſter veranlaßt und beſtimmt wor⸗ 
den iſt, d. h. einen regiſterrichterlichen Eintrag, auf deſſen Voll⸗ 
ſtändigkeit und Richtigkeit ſich der Beauftragte der Kl. hier 
den Umſtänden nach ohne weiteres habe verlaſſen können und 
dürfen. Es iſt demnach nicht daran zu zweifeln, daß der ſach⸗ 
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lich⸗unrichtige Eintrag im Genoſſenſchaftsregiſter Urſache im 
Rechtsſinn für die Zahlungen der Kl. auf den anſcheinend zu 
Recht erhöhten Geſchäftsanteil und damit gleichzeitig Urſache 
des eingetragenen Vermögensverluſts geworden iſt. Ferner 
kann darüber kein Zweifel ſein, daß der Regiſterrichter bei 
Bearbeitung und Erledigung der zum Genoſſenſchaftsregiſter 
geſtellten Eintragungsanträge in Ausübung der ihm anver⸗ 
trauten öffentlich-rechtlichen Amtsbefugniſſe tätig geworden iſt. 

Der beanſtandete — übrigens auch ſonſt nicht einwand⸗ 
freie — Eintrag gibt einen in Wirklichkeit von Anfang nicht 
beſtehenden Rechtszuſtand wieder, inſofern er beſagt, daß in 
der Gen Verſ. v. 6. Nov. 1927 der Geſchäftsanteil und die 
Haftſumme anderweit feſtgeſetzt worden ſind. Weil es ſich 
um ſatzungsändernde Beſchlüſſe handelt, war gem. § 16 Gen⸗ 
Geſ. zu ihrer Wirkſamkeit die Eintragung im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter erforderlich, ſie mußte zu dem ſozialrechtlichen Akt 
des GenVerſBeſchl. hinzutreten; fehlte es an einem der bei⸗ 
den Erforderniſſe, ſo konnte die Satzungsänderung nicht wirk⸗ 
ſam werden. Anlangend den GenVerſBeſchl., jo genügte 
wiederum die bloße Tatſache der Beſchlußfaſſung nicht; ſie 
konnte, ſei es mit formellen, ſei es mit „materiellen“ Män⸗ 


geln behaftet ſein, die den Beſchluß je nachdem bloß anfecht⸗ 


bar (8 51 Genc.) oder ſchlechthin nichtig machten. Letzteres 
traf hier zu, und zwar waren es inhaltliche Mängel der Be⸗ 
ſchlüſſe, welche dieſe ihre Nichtigkeit nach ſich zogen. Nun 
beſteht im Schrifttum Einigkeit darüber, daß der Regiſter⸗ 
richter die Anmeldungen vor Anordnung und Vornahme der 
Einſchreibung im Genoſſenſchaftsregiſter kraft ſeines Amtes 
zu prüfen berechtigt, aber auch verpflichtet iſt. Da es 
ſich hier um einen Schadenserſatzanſpruch wegen Verletzung 
der regiſterrichterlichen Amtspflichten handelt, kommt hier 
nur in Frage, ob der Regiſterrichter die ihm obliegende Prü⸗ 
fungspflicht bzgl. der mit der Anmeldung begehrten Ein⸗ 
tragung im Genoſſenſchaftsregiſter verletzt hat. Nun ent⸗ 
halten freilich weder das GenG. noch die hierzu gem. § 161 
Genc. erlaſſene VO. über das Genoſſenſchaftsregiſter i. d. 
Faſſ. v. 22. Jan. 1923 (RGgl. J, 1123 ff.) allgemeine 
Vorſchr. über eine ſolche Prüfungspflicht. In letzterer VO. 
find nur, und zwar in 88 15, 29 Beſt. über die Prüfungs⸗ 
pflicht bei Eintragung der Satzung der Genoſſenſchaft ins Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter und der Eintragung eines Genoſſen in 
die gerichtliche Liſte der Genoſſen getroffen mit dem offen⸗ 
ſichtlichen Zweck, unwirkſame Regiſtereintragungen zu ver⸗ 
meiden. Dabei ergibt ſich aber aus $ 15 VO., der die Prü⸗ 
fungspflicht des Regiſterrichters bei der Neueintragung einer 
Genoſſenſchaft dahin umgrenzt, daß ſich die Prüfung auch dar⸗ 
auf zu richten hat, ob das Statut den Geſetzen genüge, daß 
dieſe Prüfungspflicht ſich ſowohl auf die formelle wie die in⸗ 
haltliche und materielle Seite erſtreckt. Die bezeichneten Beſt. 
der VO. ſind nun nicht etwa Ausnahme- und Sonderbeſtim⸗ 
mungen, ſondern nur Ausflüſſe eines aus dem Zweck der Re⸗ 
giſtereintragung herzuleitenden allgemeinen Rechtsgrundſatzes. 
Die Eintragung enthält auch in den Fällen, in denen ſie wie 
bei Satzungsäanderungen konſtitutiv wirkt, eine öffentliche Be⸗ 
urkundung dahin, daß gewiſſe Tatſachen und Rechtsverände⸗ 
rungen eingetreten ſeien, die durch die Eintragung und die 
ſich gegebenenfalls daran anſchließende öffentliche Bekannt⸗ 
machung der Allgemeinheit gegenüber verlautbart werden. Da⸗ 
nach erſcheint es aber als völlig ausgeſchloſſen, daß der Rich⸗ 
ter z. B. nichtige Beſchlüſſe ſollte eintragen müſſen, vielmehr 
muß er gerade umgekehrt wegen der Bedeutung, welche dem 
Regiſtereintrag zukommt, kraft ſeines Amtes darauf bedacht 
ſein, ſolche Beſchlüſſe aus dem Genoſſenſchaftsregiſter fern⸗ 
zuhalten. Die Prüfungspflicht iſt mithin nicht bloß eine for⸗ 
melle, beſchränkt darauf, ob etwa die formellen Unterlagen der 
Anmeldung und dieſe ſelbſt in Ordnung ſind, ſie erſtreckt ſich 
vielmehr insbeſ. auch darauf, ob die einzutragenden Be⸗ 
ſchlüſſe ſachlich-rechtlich Beſtand haben können oder etwa 
wegen eines Mangels in dieſer Richtung ſchlechthin nichtig 
ſind und deshalb aus dem Regiſter ferngehalten werden 
müſſen. Dies verkennt die Rev., wenn ſie meint, die Prü⸗ 
fungspflicht des Regiſterrichters erſchöpfe ſich in einer Prü⸗ 
fung der formellen Vorausſetzungen einer Eintragung. Die 
materielle Prüfungspflicht bedeutet nun freilich nicht, daß, 
wenn nach den formell einwandfreien Unterlagen ein ſach⸗ 
lich⸗rechtlich nicht zu beanſtandender Beſchluß vorliegt, der 


Regiſterrichter o. w. z. B. in eine Prüfung darüber ein⸗ 
treten müßte, ob die Anmeldung ſelbſt inhaltlich und gegen⸗ 
ſtändlich das tatſächlich Beſchloſſene wiedergibt. Ganz anders 
verhält es ſich aber dann, wenn dem Regiſterrichter aus den 
bei der Anmeldung vorgelegten Unterlagen oder ſonſtwie bei 
der Bearbeitung des Eintragungsantrags Umſtände bekannt 
werden, aus denen ſich Bedenken gegen die Richtigkeit und 
Geſetzmäßigkeit der zur Eintragung angemeldeten Vorgänge 
aufdrängen. Dann iſt allerdings der Regiſterrichter nicht 
bloß berechtigt, ſondern kraft ſeines Amtes auch verpflichtet, 
dieſen Bedenken nachzugehen. So verhält es ſich aber hier. 

Gemäß 8 16 Abſ. 3 Gen. waren mit der Anmeldung 
zwecks Eintragung der Beſchlüſſe der GenVerſ. v. 6. Nov. 
1927 zwei Abſchriften jener Beſchlüſſe vorzulegen; ſie waren 
auch mit beigefügt. Die Anmeldung mußte alsdann darauf 
geprüft werden, ob ſie mit den tatſächlich gefaßten, aus 
dem miteingereichten GenVerſ.⸗Protokoll erſichtlichen Be⸗ 
ſchlüſſen übereinſtimmte. Eine auch nur oberflächliche Prüfung 
des vorgelegten Gen Verſ.-Protokolls ergab aber o. w., daß 
in der Gen Verſ. nicht nur die zur Anmeldung gebrachten 
Beſchlüſſe gefaßt, ſondern auch der weitere Beſchluß auf 
Anderung des das Ausſcheiden durch Kündigung regelnden 
85 der Satzung. Weiterhin drängte ſich der innere Zu— 
ſammenhang und die rechtliche, von der GenVerſ. gewollte 
Verbindung und Verknüpfung dieſes letzteren Beſchluſſes mit 
den Beſchlüſſen über Neufeſtſetzung des Geſchäftsanteils und 
der Haftſumme geradezu auf. Hierzu kommt noch, daß der 
Regiſterrichter durch den Urkundsbeamten über den Gang 
der Verhandlungen mit den Vorſtandsmitgliedern anläßlich 
der Anmeldung unterrichtet war und deshalb bei Bearbei⸗ 
tung der Sache und von ihm erlaſſenen Eintragungsver⸗ 
fügung, welche dem Eintrag im Genoſſenſchaftsregiſter zu⸗ 
grunde liegt, auf den — abſolut nichtigen — weiteren Be⸗ 
ſchluß über Anderung des §5 im beſonderen noch aufmerkſam 
gemacht worden war. Aus den Mitteilungen des Urkunds⸗ 
beamten ergab ſich, daß dieſer Beſchluß trotz Widerratens 
des Vorſtands und ſeines Hinweiſes, daß die Anderung des 
85 gar nicht angekündigt und deshalb hierüber nicht be⸗ 
ſchloſſen werden könne, von der GenVerſ. auf einen ent» 
ſprechenden „Zuſatzantrag“ hin trotzdem angenommen 
worden war. Bei dieſer Sachlage mußte ſich aber bei ſach⸗ 
gemäßer Nachprüfung o. w. die Frage aufdrängen, ob nicht 
nach dem Willen der GenVerſ. die Beſchlüſſe derart untrenn⸗ 
bar miteinander verknüpft ſein ſollten, daß die Neufeſt⸗ 
ſetzung von Geſchäftsanteil- und Haftſumme nur zuſammen 


mit dem Beſchluß über Anderung des § 5 gewollt und be⸗ 


ſchloſſen war, und deshalb mit der auch von dem Regiſter⸗ 
richter ſofort erkannten unheilbaren Nichtigkeit des letzteren 
Beſchluſſes hinfällig werden mußten. Damit verbot ſich die 
Eintragung auch des vom Vorſtand angemeldeten Teils von 
ſelbſt, weil der Vorſtand die von der GenVerſ. gewollte und 
beſchloſſene Verknüpfung der drei Beſchlüſſe von ſich aus 
nicht löſen konnte, hierzu vielmehr einzig und allein die 
GenVerſ. zuſtändig war. 

Der Regiſterrichter hätte deshalb die Anmeldung ſchlecht⸗ 
hin zurückweiſen oder beſtenfalls unter Hinweis auf das 
beſtehende Hindernis der Genoſſenſchaft Gelegenheit zu deſſen 
Beſeitigung in der Weiſe geben müſſen, daß erneut über 
die Anderung von Geſchäftsanteil und Haftſumme beſchloſſen 
wurde. Das von ihm tatſächlich eingeſchlagene Verfahren 
enthält nach alledem eine Amtspflichtverletzung, nämlich eben 
die Verletzung der dem Regiſterrichter obliegenden Pflicht zur 
Prüfung der geſtellten Eintragungsanträge. Dieſe Amts⸗ 
pflichtverletzung war auch eine ſchuldhafte. In dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt noch darauf hinzuweiſen, daß gerade die Prüfung 
der Anmeldungen zum Genoſſenſchaftsregiſter eine beſonders 
ſorgfältige ſein muß, weil für dieſe Beſchlüſſe gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung nicht vorgeſchrieben iſt, es des⸗ 
halb an rechts⸗ und ſachkundiger Beratung der Genoſſen⸗ 
ſchaften bei der Beſchlußfaſſung häufig fehlen wird, und des⸗ 
halb, zumal bei der Zuſammenſetzung vieler Genoſſenſchaften 
von vornherein ſchon viel eher mit der Möglichkeit geſetz⸗ 
widriger Beſchlüſſe zu rechnen iſt, als z. B. bei AktG. Dazu 
kommt, daß es ſich hier um eine Anderung der Geſchäfts⸗ 
anteil⸗ und Haftſumme handelte, die für die finanzielle 
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erheblichſter Bedeutung ſein mußte. Endlich waren die im 
vorl. Fall für den Regiſterrichter auftauchenden Rechtsfragen 
über die Rechtsfolgen, wenn von zuſammenhängenden Be⸗ 
ſchlüſſen einer GenVerſ. der eine oder andere nichtig iſt oder 
wenn von ſolchen Beſchlüſſen nur ein Teil zur Eintragung 
kommt, ein anderer nicht, auch in der Rſpr. des oberſten Ge⸗ 
richts Schon mehrfach erörtert und z. T. entſchieden worden 
(ſ. z. B. RG. 118, 218 ff.); 121, 246 ff.2)), und zwar ſchon 
geraume Zeit, ehe der Regiſterrichter mit der vorl. Sache be⸗ 
faßt worden iſt. 

Weitere Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 8 839 
BGB. iſt, daß die von dem Regiſterrichter ſchuldhaft ver⸗ 
letzte Amtspflicht gerade eine ſolche war, die ihm auch der 
Kl. gegenüber oblag. Der Vorderrichter bejaht auch dieſes 
Erfordernis. Er führt aus, die Eintragung im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter habe die Bedeutung, daß jeder Genoſſe daraus 
i. Verb. m. der Satzung erkennen könne, welche Verbindlich⸗ 
keiten ihm gegenüber der Genoſſenſchaft obliegen. Die 
Meinung, daß die Kl. deshalb nicht zu dem Perſonenkreis 
gehöre, dem gegenüber der Regiſterrichter hier ſeine Amts⸗ 
pflicht verletzt habe, weil ihr gegen den Eintrag kein Be⸗ 
ſchwerderecht zugeſtanden habe, ſei nach der Auslegung, welche 
8839 BGB. in der Rſpr. gefunden habe, zu eng; vielmehr 
müſſe nach RG. 72, 326; 78, 284 davon ausgegangen wer⸗ 
den, daß eine Amtspflichtverletzung i. S. des 8839 BGB. 
auch denen gegenüber vorliege, die bzgl. der Geſtaltung 
ihrer Rechtsverhältniſſe auf dem fraglichen Gebiet auf pflicht⸗ 
mäßige und pünktliche Ausübung der richterlichen Tätigkeit 
angewieſen ſeien. Demgegenüber macht die Rev. geltend, es 
ſei verkannt, daß zwiſchen den Eintragungen in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter einerſeits und den Einträgen in die gerichtliche 
Liſte der Genoſſen zu unterſcheiden ſei. Nicht berückſichtigt 
ſei ferner RG. 135, 1105). Dort ſei ausgeführt, daß es ent⸗ 
ſcheidend darauf ankomme, ob dem von einer behördlichen 
Maßnahme Betroffenen hierwegen ein Beſchwerderecht ein⸗ 
geräumt ſei. Ein ſolches ſtehe aber den Genoſſen einer Ge⸗ 
noſſenſchaft gegen Eintragungen im Genoſſenſchaftsregiſter 
nicht zu. 

uch dieſe Bedenken der Rev. ſind nicht begründet. 
Einmal iſt die Amtspflicht des Regiſterrichters in Abſicht 
auf die Fernhaltung unrichtiger Einträge im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter, zumal wenn es ſich wie bei Satzungsänderungen um 
ſolche rechtserzeugenden Charakters handelt, gar nicht auf 
einen beſtimmten Perſonenkreis beſchränkt, die Amtspflicht 
beſteht vielmehr gegenüber all denen, für welche die Ein⸗ 
tragung im Regiſter vermöge ihrer damit bezweckten Ver⸗ 
lautbarung an die Allgemeinheit von Bedeutung iſt und ſein 
kann (RG. 138,313 9. Dazu gehört aber die Kl. als Genoſſin 
der gemeinſchuldneriſchen Genoſſenſchaft. Sie iſt als ſolche 
von der beanſtandeten Eintragung, die ihre genoſſenſchaft⸗ 
lichen Pflichten hinſichtlich der Einzahlungspflicht auf Ge⸗ 
ſchäftsanteil und Haftſumme unrichtig wiedergab, ſogar un⸗ 
mittelbar betroffen. Gewiß ſteht ſodann den Genoſſen einer 
Genoſſenſchaft kein Beſchwerderecht gegen Eintragungen 
im Genoſſenſchaftsregiſter zu. Wohl aber muß ihnen das 
Recht zugeſtanden werden, gemäß 88 147, 142 FGG. die 
Löſchung geſetzwidriger Eintragungen im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter in Anregung zu bringen, und wenn es ſich wie hier 
um die Eintragung ſchlechthin nichtiger Gen VerſBeſchlüſſe 
handelt, durch welche ihre genoſſenſchaftlichen Leiſtungs⸗ 
pflichten hinſichtlich Geſchäftsanteil und Haftſumme unrichtig 
wiedergegeben ſind, gegen eine die Löſchung ablehnende Ver⸗ 
fügung des Regiſterrichters gemäß 9 20 FGG. Beſchwerde 
einzulegen. Entgegen der Anſicht der Rev. würde es mithin 
auch an einem Beſchwerderecht der Genoſſen nicht fehlen. 

(h. v. 24. März 1933; II 398/32. — Stuttgart.) (u.] 
= RG. 140, 174.) 


5. Börſengeſetz 
** 7. 857 BörſG. Auch wenn der Verpfänder 
das Beſtehen einer Forderung beftreitet, iſt 
nicht ohne weiteres anzunehmen, daß er es ab; 
lehne, wenigſtens hilfsweiſe die Forderung zu 
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bezahlen. — Börſentermingeſchäfte und Konto- 
korrentverkehr. ) 


Der Kl. unterhielt bei der Bekl. in den Jahren 1925 bis 
1931 eine laufende Rechnung. Auf das Konto wurden Kaſſa⸗ 
geſchäfte und eine große Anzahl von Börſentermingeſchäften 
verbucht. Stückeverzeichniſſe wurden dem Kl. nicht überſandt. 
Zur Sicherung ſeiner Schuld beſtellte der Kl. am 3. Aug. 
1929 der Bekl. eine Grundſchuld von 100 000 Aut. 

Der Kl. begehrt von der Bekl. Lieferung von gekauften 
und ihm auf Stückekonto gutgeſchriebenen nom. 6000 AA 
Aktien und nom. 6000 RA MW.⸗Aktien. Er behauptet 
ferner, von den Bekl. Zahlung von 16 414,40 RM verlangen 
zu können. Dieſes Guthaben ſei dadurch entſtanden, daß ihm 
die Bekl. in den Monaten Mai bis September 1927 für 
Verkäufe insgeſamt 64 161,15 AM gutgebracht hätten, jo daß 
fein Debetſaldo v. 9. Mai 1927 in Höhe von 47 746,75 AM 
getilgt und darüber hinaus ein Guthaben entſtanden ſei. Seine 
jeweiligen Saldoanerkenntniſſe ſeien unwirkſam geweſen, weil 
in ihnen auf unwirkſamen Börſentermingeſchäften beruhende 
Poſten enthalten geweſen ſeien. Während er die vor dem 
9. Mai 1927 geſchloſſenen Börſentermingeſchäfte als wirkſam 
anerkenne, mache er für die nachher abgeſchloſſenen die Un⸗ 
wirkſamkeit geltend. 

Der Kl. beantragt, die Bekl. als Geſamtſchuldner zu ver⸗ 
urteilen, nom. 6000 AM E.⸗Aktien und nom. 6000 AM 
MW. ⸗Aktien herauszugeben. 

Die Bekl. beantragen die Klage abzuweiſen, hilfsweiſe, 
ſie nur zu verurteilen, Zug um Zug gegen Zahlung des 
Kaufpreiſes der Effekten am Tage der Lieferung zuzüglich 
der bis zum Urt. aufgelaufenen Zinſen die Papiere heraus⸗ 
zugeben. 

Das BG. hat die auf Herausgabe von Wertpapieren 
gerichtete Klage abgewieſen mit der Begr., daß der Bekl. 
ein Pfandrecht an dem Anſpruch des Kl. auf Übertragung 
des Eigentums an den für ihn kommiſſionsweiſe angeſchafften 
Papieren zuſtehe, daß der Kl. die Herausgabe des Pfandes 
nur fordern könne, wenn er ſich zur Zahlung der Schuld, 
für die das Pfand hafte, erbiete, daß der Kl. dies aber nicht 
getan habe, da er behaupte, der Bekl. nichts mehr zu ſchulden, 
vielmehr noch Forderungen gegen ſie zu haben. Die Rev. 
wendet ſich in erſter Linie dagegen, daß das KG. in dem 
Vorbringen des Kl. ein Erbicten, feine Schuld, ſoweit fie 
gerichtlich feſtgeſtellt werde, Zug um Zug gegen Herausgabe 
des Pfandes zu zahlen, nicht erblickt habe. Sie führt aus, 
der Vortrag des Kl. ergebe eindeutig, daß er, wenn er nicht 
die uneingeſchränkte Verurteilung der Bekl. erreichen könne, 
bereit ſei, zwecks Verurteilung der Bekl. zur Herausgabe der 
Wertpapiere denjenigen Betrag zu zahlen, den das Gericht 
endgültig als ſeine Schuld feſtſtellen werde. Dieſe Meinung 
der Rev. erſcheint begründet. In RG. 92, 281 ff. iſt unter 
Bezugnahme auf eine frühere Entſch. des 3. ZivSen. aus⸗ 


Zu 7. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Würde man von dem, 
der Fi Rückgabe der Pfandſache klagt, Bezifferung der Schuld for⸗ 
dern, ſo würde man von ihm, vor allem wenn er nicht 99 
licher Schuldner iſt, die Fähigkeiten eines Hellſehers verlangen. 
Das RG. hat ſich darum ſchon bisher mit der allgemeinen Bereit⸗ 
willigkeit des Kl. begnügt, das vom Gericht Feſtzuſtellende zu 
leiſten. Mit Recht hat es hier darüber hinaus im Zweifelsfalle 
eine ſolche Bereitwilligkeit bejaht und dieſe Sätze auch auf das 
Zurückbehaltungsrecht übertragen. Das iſt jedoch nur eine Not⸗ 
brücke. Die pflichtgemäße Handhabung des 8139 ZPO. muß zu 
einer Klarſtellung führen. 

Zutreffend ſieht das RG. nach wie vor die Gutſchrift auf 
Stückekonto nicht als Leiſtung i. S. des §57 Börſch. an. Mit 
Recht iſt es auch bei ſeiner neueren Rſpr. ftehen geblieben, die 
Poſten aus Termingeſchäft im Kontokorrent zu ſtreichen und das 
Anerkenntnis ganz oder teilweiſe wegfallen zu laſſen. Der Gefahr, 
daß die Kantelarjurisprudenz den Erfüllungsgrundſatz mißbraucht 
und auf dem Wege über die Geſchäftsbedingungen eine allgemeine 
Ermächtigung oder Bevollmächtigung zur Aufrechnung fremder 
guter Forderungen gegen eigene ſchlechte einführt, tritt das RG. 
dadurch entgegen, daß es jeweils eine beſondere Vereinbarung for⸗ 
dert. Möge die Rſpr. im neuen Staate mehr als bisher den Ge⸗ 
danken der Billigkeit auch gegenüber den Geſchäftsbedingungen der 
Banken, der verhätſchelten Lieblinge des liberaliſtiſchen Staates, 
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geführt, daß eine Klage auf Rückgabe eines Pfandes nicht 
um deswillen abgewieſen werden dürfe, weil der Kl. in der 
Klage nicht die durch das Pfand geſicherten Forderungen 
beziffert und ſich zu ihrer Befriedigung unter Angabe ihres 
Betrages bereit erklärt habe. Der Verpfänder ſei unter Um⸗ 
ſtänden gar nicht in der Lage, zu wiſſen, welche Anſprüche der 
Pfandgläubiger erheben wolle, und könne den Anſpruch auf 
Herausgabe der Pfandſache vielleicht überhaupt nicht erheben, 
wenn der Pfandgläubiger mit ſeinen Anſprüchen nicht her⸗ 
vortrete oder unberechtigte Anſprüche erhebe. Dieſe Erwä⸗ 
gungen müſſen dahin führen, an das Erbieten des Schuldners 
zur Zahlung der Schuld, mag ſie auch an ſich zur Klagbegrün⸗ 
dung gehören, geringe Anſprüche zu ſtellen. Jedenfalls kann, 
wie die Rev. mit Recht hervorhebt, ein ſolches Erbieten auch 
dann vorliegen, wenn der Verpfänder in erſter Linie gel⸗ 
tend macht, daß er nichts mehr ſchulde oder ſogar noch etwas 
zu fordern habe. Es wird ſogar im Zweifel anzunehmen ſein, 
daß der Verpfänder wenigſtens hilfsweiſe bereit iſt, die ge⸗ 
richtlich feſtgeſtellte Schuld zu zahlen; denn es kann ihm 
nicht daran liegen, daß ſeine Klage auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung abgewieſen wird, daß noch irgendeine Schuld beſtehe, 
die Höhe dieſer Schuld aber nach wie vor ungewiß bleibt. 
Im vorl. Falle muß aber darüber hinaus angenommen wer⸗ 
den, daß der Kl. ſich zur Leiſtung Zug um Zug erboten hat. 
Der Vorderrichter hätte daher auch, wenn er annahm, daß der 
Bekl. ein Pfandrecht an der Forderung des Kl. auf Heraus⸗ 
gabe der Papiere nach den Geſchäftsbedingungen zuſtehe, die 
Klage nicht wie geſchehen, ohne weiteres abweiſen dürfen. 
Ob ein ſolches Pfandrecht tatſächlich entſtanden iſt, braucht 
nicht unterſucht zu werden. Denn was bei dem jtärferen 
Pfandrecht gilt, muß erſt recht gelten, wenn nur das ſchwä⸗ 
chere Recht der Zurückbehaltung gem. §s 369 ff. HGB. an⸗ 
zuerkennen ſein ſollte. 


Das KG. hat feſtgeſtellt, daß der Bekl. in jedem Falle 
noch eine Forderung gegen den Kl. zuſtehe, ſei es, daß die 
Börſentermingeſchäfte als verbindlich zu behandeln ſeien, ſei 
es, daß das nicht der Fall ſei. Erſtere Möglichkeit wäre ge⸗ 
geben, wenn die Geſchäfte ganz oder teilweiſe i. S. des 8 57 
BörsG. erfüllt worden wären, oder wenn die Verrechnungs⸗ 
vereinbarung aus Nr. 12 Abſ. 6 der Geſchäftsbedingungen 
als hier wirkſam anzuwenden wäre. Beide Vorausſetzungen 
ſind zu verneinen. Der Sen. hält an ſeiner bereits mehrfach 
ausgeſprochenen Anſicht feſt, daß die Gutſchrift auf Stücke⸗ 
konto keine Erfüllung i. S. des $57 Börj®. darſtellt; mehr 
als eine Gutſchrift auf Stückekonto iſt aber nicht behauptet 
worden. Andererſeits fehlt es auch an einer Erfüllung durch 
Zahlung, wie ſie auch der Kl. ſeinerſeits für die vor dem 
9. Mai 1927 getätigten Geſchäfte behauptet. Eine Erfüllung 
liegt weder in der Gutſchrift des Gewinnes im Kontokorrent, 
noch in der bloßen Abhebung von Geld. Denn es iſt im 
Weſen des Kontokorrents begründet, daß ſeine einzelnen 
Poſten an ſich in keiner Beziehung zueinander ſtehen. Eine 
ſolche Beziehung wird erſt hergeſtellt mit der im Anerkenntnis 
des Saldos liegenden Verrechnung; ſie fällt wieder weg, 
wenn die Verrechnung als nicht geſchehen anzuſehen iſt. Aller⸗ 
dings ſteht es den Parteien frei, beſtimmte Poſten der Aktiv⸗ 
und Paſſiv⸗Seite miteinander in Beziehung zu ſetzen; dazu 
bedarf es aber jeweils einer beſonderen Vereinbarung, die hier 
nicht behauptet worden iſt. — Die Ziffer 12 der allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen kommt nicht in Betracht, weil dort nur 
von einer Leiſtung durch Gutſchrift auf Depot⸗ bzw. Deviſen⸗ 
konto die Rede iſt, die bloße Gutſchrift auf Stückekonto aber 
einer ſolchen nicht gleichgeachtet werden kaun. Es braucht 
daher auf die Höhe der Gegenforderung, wie ſich bei Zu⸗ 
grundelegung der Wirkſamkeit aller Termingeſchäfte ergeben 
würde, nicht eingegangen zu werden. 

Sind die Börſentermingeſchäfte unverbindlich geblieben, 
ſo folgt nach den (RG. 132, 221) ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätzen, daß nachdem ſich der Kl. auf die Unverbindlichkeit be⸗ 
rufen hat, die in den Saldoanerkenntniſſen liegenden Verrech⸗ 
nungen als nicht, geſchehen anzuſehen find. Dies führt an 
ſich dazu, daß die auf Börſentermingeſchäften beruhenden 
Poſten auf beiden Seiten der Rechnung zu ſtreichen ſind. 
Der Kl. beruft ſich nun darauf, daß er es in der Hand habe, 
inwieweit er die Unklagbarkeit der Geſchäfte geltend machen 
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wolle, er habe auf die Geltendmachung aller vor dem 9. Mai 
1927 liegenden Geſchäfte verzichtet und ſie dadurch ge⸗ 
nehmigt. Es kann dahingeſtellt bleiben, inwieweit dieſer 
Rechtsſtandpunkt begründet iſt und durch den Wortlaut der 
Entſch. (RG. 132, 221) geſtützt werden könnte. Jedenfalls 
kann der Kl. auf dieſem Wege die Bekl. nicht verhindern, 
ihrerſeits die Unwirkſamkeit der Geſchäfte geltend zu machen 
und damit die Folgen herbeizuführen, die ſich daraus er⸗ 
geben. Denn die Unwirkſamkeit gilt, von § 54 Abſ. 1 BörſcG. 
abgeſehen, für beide Parteien (RG. 129, 208). Die Bekl. it 
daher in der Lage, das Ergebnis herbeizuführen, welches der 
Kl. nicht will, nämlich, daß alle auf Börſentermingeſchäfte 
bezüglichen Poſten auf beiden Seiten der Rechnung geſtrichen 
werden. 

Nach der Feſtſtellung des KG. bleibt für die Bekl. nach 
Streichung aller Poſten, die ſich auf Vörſentermingeſchäfte 
beziehen und nach Abzug aller übrigen vom Kl. beſtrittenen 
Poſten noch ein Saldo von 36 259,58 AM. 

Da die Bekl. erklärt hat, daß ſie, falls ſie zur Heraus⸗ 
gabe der Papiere Zug um Zug gegen Erſtattung des An⸗ 
ſchaffungspreiſes von 11310 RM nebſt Zinſen verurteilt 
werde, für den gegenwärtigen Rechtsſtreit auf die Feſtſtellung 
ihres in Wahrheit weit höheren Guthabens verzichten wolle, 
ſo beſteht kein Bedenken, das Urt. entſprechend dieſem Er⸗ 
bieten zu faſſen. 

(U. v. 17. Mai 1933; 1299/32. — Berlin.) Ka.] 
<= RG. 140, 345.) 


6. Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


** S. 83 Un l WG. 

1. Rabatte, die von einer Genoſſenſchaft dem 
von ihr Kohlen einkaufenden Genoſſen, ſei es 
im voraus, ſei es als Rückvergütung, in Pro⸗ 
zentſätzen der eingekauften Waren gewährt, find 
keine genoſſenſchaftlichen Leiſtungen. Im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Hauseigentümer (einkaufen⸗ 
den Genoſſen) und Mieter mindern ſie den Be⸗ 
zugspreis der Kohlen und damit die Pflicht 
des Mieters, zu den Heizungskoſten beizu⸗ 
tragen, wenn dieſe Beitragspflicht nach Geſetz 
oder Vertrag von jenem abhängt. 

Die Verbreitung der Behauptung, daß 
dieſe Rabatte dem Vermieter verblieben, iſt 
eine Mitteilung über geſchäftliche Verhält- 
niſſe. f) 

Der Kl. iſt ein Verband zur Förderung der gewerb- 
lichen Intereſſen des Berliner Kohlenhandels. Zu ſeinen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Aufgaben gehört u. a. die Wahrnehmung 
der Intereſſen des Kohlenhandelsgewerbes gegenüber anderen 
wirtſchaftlichen Organiſationen und Verbänden und der Schutz 
der Mitglieder gegen unlauteren Wettbewerb. Die Bell. 
iſt eine eingetragene Genoſſenſchaft, die ſich ſatzungsgemäß 
mit allen Geſchäften des Grundbeſitzes befaßt, darunter auch 
dem An⸗ und Verkauf von Heizmitteln aller Art. Bekl., teils 
Vorſchuß⸗ und Kreditverein, teils Konſumverein, § 1 Ziff. 1 
und 5 Gen®., hält die beim Verkauf der Heizſtoffe an ihre 
Mitglieder beſtimmten Konventionspreiſe ein, gewährt aber 
den Abnehmern der Heizſtoffe jährlich eine „Gewinnbeteili⸗ 
gung“, „Kohlenrückvergütung“ genannt. J. J. 1931 hat ſie 
eine Kohlenrückvergütung von 5%, in den vorausgegan⸗ 
genen Jahren eine ſolche von 6% an ihre Kohlen beziehenden 
Genoſſen gewährt. Als Genoſſen werden nicht bloß Haus⸗ 
eigentümer, ſondern auch Verwalter von Häuſern aufge⸗ 


Zu 8. I. Der vorl. Fall behandelt einen kleinen Ausſchnitt aus 
dem Wettbewerbskampf zwiſchen Einzelhandel und Verbraucher- 
genoſſenſchaften; denn als Verbrauchergenoſſenſchaft tritt uns hier 
die Fühlen ende wunde hieß der Grundbeſitzer“ entgegen. Gerade 
im Kohlenhandel wurde dieſer Kampf ſeit langem mit Erbitterung 
geführt. Schon das Kohlen Wich. verſuchte in feinem § 63 einen 
Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen zu ſchaffen. Danach ſollte 
der Reichskohlenverband dafür ſorgen, daß Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften und deren Vereinigungen grundſätzlich mit Wiederverkäu⸗ 
fern gleich behandelt würden. Über die Auslegung dieſer Beſt. im 
einzelnen herrſchte aber Streit, bis es die Genoffenſchaften unter 
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nommen. In Werbedruckſchriften und ſonſtigen Mitteilungen 
weiſt ſie darauf hin, daß die von ihr gewährte Kohlenrück⸗ 
vergütung kein den Mietern — bei Berechnung der geſetz⸗ 
lichen Mietzuſchläge — zukommender Rabatt, ſondern eine 
den Vermietern verbleibende Gewinnausſchüttung oder Ge⸗ 
winnbeteiligung ſei. Nachdem gegenüber anderen Berliner 
Gerichtsurteilen, namentlich einem Urt. des KG. v. 6. Nov. 
1930, worin geſagt iſt, bei der Umlage der Koſten der Heiz⸗ 
ſtoffe auf die Mieter ſei der umlagefähige Rechnungsbetrag 
um die vom Händler empfangenen „Rabatte oder ähnliche 
Vergünſtigungen“ zu mindern, das LG. II Berlin in einem 
BU. v. 11. April 1931 ausgeſprochen hatte, die von der 
Erſtbekl. gewährten Vergütungen ſeien keine dem Käufer ge⸗ 
währten Rabatte, ſondern Ausſchüttungen an die Genoſſen 
auf Grund ihrer Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft, auf die die 
Mieter keinen Anſpruch hätten, hat die Bekl. in einem mit 
„Achtung!“ „Betrifft: Kohlenrückvergütung an die Mit⸗ 
glieder“ überſchriebenen Ausſchreiben dies verkündet. Hier 
wird geſagt, das LG. habe in zweiter und letzter Inſtanz den 
Anſpruch der Mieter, die den Mitgliedern gewährte Kohlen⸗ 
rückvergütung bei der Abrechnung ihnen gutzubringen, abge⸗ 
wieſen, das Urt. des KG. finde alſo auf ihre Mitglieder keine 
Anwendung. „Die Rückvergütung von 60%, welche die Mit⸗ 
glieder von uns erhalten, bleibt alſo im Beſitz des Eigen⸗ 
tümers und iſt den Mietern nicht gutzubringen.“ Danach 
hat Kl. gegen die Bekl. Klage auf Unterlaſſung dieſer Werbe⸗ 
mitteilung erhoben. 

BG. und RG. haben verurteilt. 

Die Angriffe auf die allerdings grundlegende Entſch. 
des Vorderrichters über die Verpflichtung der Vermieter⸗ 
und Beziehergenoſſen zum Abzug der Kohlenrückvergütung 
bei der Umlage des Heizſtoffaufwands auf die nach oder 
richtiger neben geſetzlicher Miete (ſei es kraft Geſetzes, ſei es 
kraft Vertrags) zahlenden Mieter find nicht begründet (vgl. 
über die Rechtslage bei der Sammelheizung § 12 RMietch. 
v. 24. März 1922 in der Faſſ. v. 20. Febr. 1928 [RGBl. I, 
38], verlängert bis 1. April 1936 und geändert nach Maßgabe 
der NotVO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen v. 1. Dez. 1930 Teil 7 Wohnungsvirtſchaft 
Kap. IV IRGBl. I, 517, 598], und für Preußen die Mietz VO. 
v. 17. April 1924 [PrGGS. 474], insbeſ. 8 19 über die Mit- 
wirkungsrechte der Mieter). NG. v. 21. Febr. 1933, 1302/2, 
hat angenommen, daß ein Verkauf unter Einhaltung der 
Platzhandelspreiſe mit Gewährung von zur Weihnachtszeit 
einlösbaren Rabattmarken in Höhe von 6% des Bezugs- 


Ber. auf ihre ſozialpolitiſchen Zwecke in der Folgezeit erreichten, 
daß ihnen (ſeit 1920) eine eindeutige Vorzugsſtellung eingeräumt 
wurde; ſie ſollten nicht mehr an die Einhaltung der Mindeſtpreiſe 
des Kohlenhandels gebunden ſein. Dieſe Regelung beſtand bis in 
die neueſte Zeit. Unter dem immer ſtärkeren Gegendruck der Koh⸗ 
lenhandelskreiſe kam es aber in den letzten Monaten zu einer 
neuen Vereinbarung, in der beſtimmt iſt, daß die Genoſſenſchaften 
wieder der allgemeinen Preisbindung unterworfen ſind. Nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird jedoch damit, daß die Genoſſenſchaften ihren Mit⸗ 
gliedern auch auf Kohlenbezug die übliche Rückvergütung 
zugute bringen, im Ergebnis alſo um dieſen Betrag billiger liefern 
dürfen als der Einzelhandel. Zum Schutz der Kohlenhändler ſoll 
nur von einer geſonderten offentlichen Reklame für den Brenn⸗ 
ſtoffbezug durch die Genoſſenſchaften abgeſehen und vor allem der 
öffentliche Hinweis darauf, daß auch für Kohlenbezug eine Rück⸗ 
vergütung erfolgt, unterlaſſen werden. 

Eine darüber hinausgehende Beſſerſtellung erfahren auch 
heute noch die landwirtſchaftlichen e e eder Um eine mit 
der erwähnten Neuregelung etwa verbundene it ergroße Härte für 
den Bauern zu vermeiden (man hat errechnet, daß in gewiſſen 
Fällen durch die Preisbindung der Genoſſenſchaften für ihre Mit⸗ 
glieder eine Verteuerung des Brennſtoffes bis zu 40 / eintreten 
kann) wurde zwiſchen den Organiſationen der landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und des Kohlenhandels eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen, nach der den dane Genoſſenſchaften ohne 
weiteres ein Mitbeſtimmungsrecht bei der Feſtſetzung der gebun⸗ 
denen Preiſe zukommen und ſogar mangels einer Einigung das 
Recht zuftehen ſoll, unter Beachtung einer gewiſſen Mindeſtgrenze 
ſelbſt dieſe Preiſe feſtzuſetzen. Es ſoll alſo der Bauer als Mitglied 
der le geſchützt und gleichzeitig die preisregulierende 
Wirkung der Genoſſenſchaften im allgemeinen Intereſſe der Ver⸗ 


draucherſchaft nicht ungenützt gelaſſen werden. . 
l. 920 Veſonderheit des u Tatbeſtandes liegt nun darin, 


preiſes eine unter 81 Unl WG. fallende Preisunterbietung 
darſtelle, weil ſo der Käufer die Ware nach dem rechnungs⸗ 
mäßigen Ergebnis zu einem Preis erhalte, der 6% unter dem 
zwiſchen den beteiligten Händlern feſtgeſetzten vertraglich zu 
beachtenden Handelspreiſe liege. Ahnlich liegt die Sache im 
rechneriſchen Ergebnis hier: Die an der Senkung 
ihrer Preiſe unter die Konventionspreiſe nicht gehinderte 
Bekl. bietet ihre — nur jo erlangbare — Ware zwar zu den 
Konventionspreiſen an, verſchafft aber durch die Jahr für 
Jahr in ſich gleichbleibender oder nur unerheblich veränderter 
Höhe gewährte Rückvergütung dem Bezieher die Ware tat⸗ 
ſachlich zu einem um rund 60% des Bezugspreiſes niedrigeren 
Preis. Dies wird beſonders deutlich durch die Geſtattung des 
ſofortigen Abzugs von 6% am Rechnungsbetrag, jo daß 
alſo der Bezieher überhaupt nur den verminderten Preis 
auszulegen hat und nur etwa ſpäter, wenn die Rückver⸗ 
gütung des Bezugsjahres von dem Satz von 60% abweicht, 
eine Regulierung hinſichtlich des Unterſchiedes nachzuholen 
iſt. Was hier über das rechneriſche Ergebnis geſagt iſt, gilt 
unerachtet deſſen, daß die Bezieher Genoſſen ſind und nach 
den Beſt. des 88 Abſ. 4 GenG. („im regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
verkehr“), 8 152 Genoſſen ſein müſſen. Es gilt natürlich 
ebenſo, ſoweit geſetzwidrig Verküufe an Nichtgenoſſen vor⸗ 
kommen würden. Nur im Verhältnis zu Beziehergenoſſen 
erhebt ſich die Frage, ob dieſe Kohlenvergütung einem Rabatt 
nicht gleichzuſtellen und im Umlageverhältnis zwiſchen Mieter⸗ 
und Vermietergenoſſen dem letzteren zuzuweiſen iſt, ihm 
„verbleibt“, worüber die Bekl. eine objektiv unrichtige 
Angabe gemacht haben ſollen, eben das, worauf ſich das durch 
das angefochtene Urt. angeordnete Verbot bezieht. Es iſt auch 
als unerheblich anzuſehen, wieviel Beziehergenoſſen von 
der von der Geſchäftsführung der Bekl. eingeräumten Be⸗ 
fugnis zum ſofortigen Abzug der Rückvergütung am Rech⸗ 
nungsbetrag der einzelnen Bezüge Gebrauch gemacht haben. 
Denn ſteht die Geſtattung der Genoſſenſchaft feſt, jo kann 
dieſe als allgemeiner Grundſatz nicht dadurch wieder in Weg⸗ 
fall kommen, daß aus irgendwelchen Gründen nur wenige 
aus eigenſüchtigen Beſtrebungen zu dieſem Verfahren ge⸗ 
langte Genoſſen davon Gebrauch gemacht haben. Gerade die 
Vorſtellung dieſer ſtändigen Gewährung einer ſolchen Rück⸗ 
vergütung iſt das Werbemittel der Bekl. für den Kohlen⸗ 
bezug durch die Genoſſen neben der Behauptung oder als 
Grundlage für die Behauptung, dieſe Rückvergütung verbleibe 
rechtmäßig den Vermietern. Demgemäß ſagt auch gerade die 
auf das Urt. des LG. v. 11. April 1931 erlaſſene Mit⸗ 


daß die „Wirtſchaftsgenoſſenſchaft der Grundbeſitzer“ ihren Mit⸗ 
gliedern nicht nur eine Rückvergütung für Kohlenbezug zahlt und 
auf dieſe Tatſache hinweiſt, ſondern weiter in dem Rundſchreiben 
an die Genoſſen betont, dieſe Rückvergütung verbleibe als beſon⸗ 
derer Vorteil den Vermietern, ſei jedenfalls nicht bei der Umlage 
der Heizungskoſten auf die Mieter zu berückſichtigen. Wegen dieſes 
Hinweiſes erhebt die Organiſation des Kohlenhandels gegen die 
Genoſſenſchaft den Vorwurf des unlauteren Wettbewerbs (§ 3 Unl⸗ 
WG.). Sie hält dieſe Mitteilung für unrichtig. 

Man könnte auf den erſten Blick vielleicht daran denken, ſchon 
in der Gewährung der Rückvergütung eine Unlauterkeit, d. h. ein 
unlauteres Unterbieten (§1 Unl WG.), zu ſehen. Dieſer Ge⸗ 
danke klingt ja in der Tat auch einmal in den Entſcheidungsgrun⸗ 
den leicht an; er muß aber von vornherein mit Rückſicht auf die 
oben geſchilderten Verhältniſſe im Kohlenhandel fallen gelaſſen 
werden. Die Rechtfertigung des Unterlaſſungsanſpruchs kann nur 
aus 83 UnlWG. verſucht werden. 

1. Unbedenklich liegt in der Mitteilung an die Genoſſen, auch 
wenn dieſe unmittelbar nur das Rechtsverhältnis zwiſchen Mie⸗ 
tern und Vermietern betrifft, eine Angabe über geſchäftliche 
Verhältniſſe der oe Zutreffend wird in den Entſchei⸗ 
dungsgründen darauf hingewieſen, daß die Anrechnung oder Nicht⸗ 
anrechnung von dem Charakter der Rückvergütung abhängig iſt 
und die Beſonderheit dieſer Rückvergütung aus der Art des Ge⸗ 
ſchäftsbetrieves der Genoſſenſchaft abgeleitet werden ſoll. Inſoweit 
an es ſich deshalb auch um eine Angabe tatſächlicher 

Fa 

2. Einer Anwendung des $3 UnlWG. ſteht, wie ebenfalls 
mit Recht betont wird, auch nicht entgegen, daß die Erklärung 
nicht öffentlich, ſondern nur den Mitgliedern gegenüber erfolgte. 

Für $ 3 genügt die Mitteilung an einen größeren Per⸗ 
ſonenkreis. 

3. Bedenken muß aber die Stellungnahme des Senats zu 
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teilung mit den Worten „Die Rückvergütung von 60%, welche 
die Mitglieder von uns ‚erhalten, bleibt‘ im Beſitz des Eigen⸗ 
tümers“, daß es ſich um einen dauernden Zuſtand handle. 
Was geſchähe, wenn ſich einmal Verluſt ergäbe, hat übrigens 
der Zweitbekl. als Zeuge in dem Prozeß vor dem LG. II 
bündig ausgeſagt: „Sollte ſich etwa ein Verluſt bei Kohlen⸗ 
lieferungen ergeben, ſo wird der Verluſt von allen Ge⸗ 
noſſen, auch denen, die nicht Kohlen bezogen haben, ge⸗ 
tragen.“ Nicht bloß hierin, ſondern in der Natur der Sache 
liegt auch die Annahme begründet, daß das Kohlengeſchäft 
ſtändig eine gewiſſe Einwirkung auch auf das allgemeine 
Geſchäftsergebnis der Genoſſenſchaft ausübt, weil ja der 
Gewinn aus dem Kohlengeſchäft nicht ſtets genau den rück⸗ 
vergüteten 6% oder 5 ½ % entſprechen, ſondern in mehr oder 
minder großem Umfange, bei wirtſchaftlich vernünftiger Ord⸗ 
nung der Sache ſogar nicht unbeträchtlich darüber hinaus- 
gehen muß. Dieſer Geſichtspunkt tritt zu dem hinzu, was 
der Vorderrichter dafür anführt, daß dieſe Kohlenrückver⸗ 
gütung, wiewohl ſie inſolange und inſoweit, als keine Waren⸗ 
abgabe an Nichtgenoſſen erfolgt, nur Genoſſen zukommt, 
doch in Wahrheit mit deren genoſſenſchaftlichen Lei⸗ 
ſtungen nichts zu tun hat. Sie iſt eben eine Sonderver⸗ 
gütung gerade für den Kohlenbezug und ſoll im Kreiſe der 
Genoſſen dieſen offenbar gewinnbringenden Warenvertrieb be⸗ 
ſonders ausdehnen. Der Vermieter oder Vermietervertreter, 
der Genoſſe iſt und Kohlen von der Bekl. bezieht, nimmt als 
Genoſſe an allen genoſſenſchaftlichen Bezügen teil, die jedem 
anderen Genoſſen zufallen, und es wird ihnen nicht zuge⸗ 
mutet, von dieſen eigentlich genoſſenſchaftlichen Bezuͤgen etwas 
zugunſten der Mieter zu verrechnen. Aber dieſe Kohlenrück⸗ 
vergütung empfangen ſie zwar auf Grund der Tatſache, daß 
ſie als Genoſſe Kohlen abgenommen haben, aber wegen der 
Tatſache dieſes Bezugs, nicht um der Eigenſchaft als 
Genoſſe willen. Der Umſtand, daß vom Standpunkt des Genc. 
die Gewährung einer derartigen Sondervergütung überhaupt 
zuläſſig iſt, vermag an der rechtlichen Betrachtung der Ver⸗ 


dem eigentlichen Streitpunkt erregen, ob die Mitteilung unrichtig 
it, d. h, ob den Mietern entgegen dem Inhalt des Schreibens 
die Rückvergütung auf den Kohlenbezug gutgebracht werden muß 
oder nicht. 

Fehlt es, wie im Normalfall, an einer ins Einzelne gehenden 
vertraglichen Regelung diefer Frage (auch § 12 NMiet®. gibt fie 
nicht), dann muß die Entſch. letztlich aus $ 242 BGB, geſucht wer⸗ 
den. Daraus folgert man einerſeits, daß der Mieter nur mit 
wirklichen Unkoſten belaſtet werden darf, andererſeits aber 
auch, daß der Mieter doch nicht an allen Vorteilen, die ein 
Vermieter beim Kohlenbezug hat, teilnehmen ſoll. Dahin geht auch 
die Auffaſſung des Senats, der ſelbſt als Beiſpiel eines nicht an⸗ 
rechenbaren Vorteils die Gratislieferung nennt. Die Schwierigkeit 
beſteht nur darin, die richtige Grenze zwiſchen anrechnungsfähigem 
und nicht anrechnungsfähigem Vorteil zu finden. 

Das RG. verſucht fie offenbar durch die mehr oder weniger 
perſönliche Natur des Vorteiles zu beſtimmen. Unter dieſem 
Geſichtspunkt kommt es zu dem Ergebnis, daß die Rückver⸗ 
gütung nicht den Vermietern verbleibe, alſo keinen perſön⸗ 
lichen Vorteil enthalte. Es erſcheint in der Tat nicht unrichtig, den 
Geſichtspunkt der perſönlichen Verknüpfung bei der Auslegung in 
den Vordergrund zu ſtellen, obwohl auch nicht zu vergeſſen iſt, 
daß der Begriff des perſönlichen Vorteils noch manche Unklarheit 
beſtehen läßt. Aber gerade wenn man den mehr oder weniger 
perjönlihen Charakter des Vorteils entſcheidend fein läßt, muß 
11 0 zu einem der Anſicht des Senats entgegengeſetzten Ergebnis 
gelangen. 

Zwar wird vom Senat ſelbſt die Mitgliedſchaft bei einer Ge⸗ 
noſſenſchaft als ein rein perſönliches Verhältnis gewertet. Aber 
es ſoll doch für die Rückvergütung und ihre Behandlung i. S. der 
Entſch, beſtimmend fein, daß einmal die Leiſtungen an die Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht als Gegenleiſtung den verbilligten Preis auf⸗ 
wiegen könnten, ja, daß die Rückvergütung in Wahrheit mit den 
genoſſenſchaftlichen Leiſtungen der Mitglieder nichts zu tun 
habe und daß infolgedeſſen dem Vermieter, der an allen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen teilnehme, nicht zugemutet werde, von 
ſeinen eigentlich genoſſenſchaftlichen Bezügen 
etwas zugunſten der Mieter zu verrechnen. 

Gerade das letztere ſcheint mir aber abwegig. Damit wird 
man dem Weſen des genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes nicht 
gerecht. Zwar iſt ohne weiteres zuzugeben, daß dem verbilligten 
Bezug von Waren durch eine Genoſſenſchaft nicht eine unbedingt 
gleichwertige Gegenleiſtung der Genoſſen gegenüberſtehen muß, 


gütung, insbeſ. im Verhältnis zwiſchen Vermietern und 
Mietern, nichts zu ändern. \ 
Hiernach kommt es, da es ſich bei den Mitteilungen der 
Bekl. um ſolche handelt, die für einen größeren Kreis von 
Perſonen beſtimmt waren, nur noch darauf an, ob die Angabe 
der Bekl. „geſchäftliche Verhältniſſe“ i. S. des 83 UnlWG. 
darſtellt. Denn daß die Angaben gemacht ſind, um den 
Kohlenbezug von der Genoſſenſchaft als beſonders vorteilhaft 
erſcheinen zu laſſen, alſo den Anſchein (der nicht falſch zu 
ſein braucht) eines beſonders günſtigen Angebots der Ge⸗ 
noſſenſchaft hervorzurufen, kann nicht zweifelhaft ſein. Der 
Begriff der „geſchaftlichen Verhältniſſe“ iſt in 83 UnlWG. 
ein ganz allgemeiner. Ausweislich der Worte „insbeſondere 
über“ ſind die folgenden Aufzählungen: Beſchaffenheit, Ur⸗ 
ſprung, Herſtellungsart, Preisbemeſſung von Waren oder ge⸗ 
werblichen Leiſtungen und ſo fort nur Beiſpiele, wie gerade 
in dem von der Rev. angezogenen Urt. des 2. StrSen. des 
RG. v. 21. Nov. 1911, D 863/11, gefagt iſt. Es brauchen 
auch keineswegs eigene geſchäftliche Verhältniſſe zu ſein; dies 
folgt daraus, daß die Vorſchr., auch die Strafvorſchr. des 
84, nach dem Eingangswort „wer“ auf jeden Anwendung 
findet, der den Tatbeſtand verwirklicht und daß dem 83, der 
„unrichtige“ Angaben fordert, in § 14 „nicht erweislich 
wahre“ Angaben über das Erwerbsgeſchäft eines anderen 
ergänzend zur Seite geſtellt ſind, ſo daß gegebenenfalls 
88 3 und 14 in einem und demſelben tatfächlichen Vorgang 
zuſammentreffen können (Roſenthal, Uni®®. 83 Note 3, 
3a, 8 14 Note Z a). Es liegt auf der Hand, daß der Wett⸗ 
bewerbszweck ebenſowohl durch unwahre Herabſetzung fremder 
Ware oder Leiſtung, wie durch unwahre Anpreiſung der 
eigenen geſchehen kann (vgl. z. B. RG. II 157/29); Gew⸗ 
RSch. 1930, 200 über den Vorwurf des Verkaufs von 
„Ramſchware“ in einem Warenhaus). Stets iſt auch eine 
Angabe darauf hin zu prüfen, ob ſie unter dem Geſichtspunkt 
des Wettbewerbs geſehen als Ganzes eine Unrichtigkeit ent⸗ 
hält, die den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 


wenn auch die Pflichten, die der einzelne als Genoſſe auf ſich 
nimmt, durchaus nicht unterſchätzt werden dürfen (man denke nur 
an die ſog. genoſſenſchaftliche uin den a kraft deren ſich ein 
Genoſſe u. U. auch eine Erhöhung ſeiner 9 1 9 80 efallen laſſen 
muß; vgl. Pariſius⸗Crüger zu 8 16 Anm. 3 Gen®.; Kra⸗ 
kenberger zu § 16 Anm. 1b Gen®.) Es iſt darum im 
Grunde richtig und wird m. W. auch nicht beſtritten, daß die Rück⸗ 
vergütung tatſachlich zu einem verbilligten Bezug führt. Aber darin 
liegt doch gerade das Ziel des Zuſammenſchluſſes in einer Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaft, daß zur Förderung des Erwerbs oder der 
Wirtſchaft der Mitglieder dieſen ein verbilligter Be⸗ 
zug ermöglicht wird. Nicht die Dividende, die das typiſche Kenn⸗ 
zeichen der Kapitalgeſellſchaft darſtellt, ſondern der Kundengewinn, 
die Rückvergütung, zeigt die eigentlich genoſſenſchaftliche 
Leiſtung, die durch den gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, wie 
es $1 Gench. fordert, erzielt wird! Ebenſo wie die Mitgliedſchaft 
bei der Genoſſenſchaft ſelbſt, iſt darum auch dieſer Vorteil rein 
perſönlicher Art. Gerade das kommt auch in $8 GenG. unzwei⸗ 
1 zum Ausdruck. Unter Strafe darf der Verkauf von Waren 
eier amit auch die Rückvergütung nur an die Mitglieder 
erfolgen. 

Es iſt alſo von dem grundſätzlichen Standpunkt aus, den die 
Entſch. einnimmt, allein folgerichtig auch die Rückvergütung in 
Geſtalt eines Kundengewinnes dem Vermieter als Mitglied der 
Genoſſenſchaft zu belaſſen, und das entſpricht auch allein einem ge⸗ 
rechten Intereſſenausgleich. 

Zur Bekräftigung dieſes Ergebniſſes mag noch auf folgendes 
hingewieſen werden. Man ſtelle ſich einmal den Fall vor, daß ein 
Vermieter zugleich einen Kohlenhandel betreibt. Soll er nun des⸗ 
halb verpflichtet ſein, auf ſeine Mieter an Stelle des üblichen 
Kleinhandelspreiſes nur den Betrag ſeiner wirklichen Auslagen, 
d. h. den Einkaufspreis, erhöht um einen gewiſſen Prozentſatz für 
Geſchäftsunkoſten, umzulegen? Ich glaube, das würde jeder für 
abſurd halten. Die Tatſache, daß der Vermieter zugleich Unter⸗ 
nehmer im Kohlenhandel ift, ſoll ihm offenbar nicht zum Nachteil 
gegenüber den Mietern gereichen. Genau ſo verhält es ſich aber 
auch hier; denn das iſt das beſondere Merkmal der Genossenschaft 
daß ſich wieder Unternehmer⸗ und Verbraucherſtellung in einer 
Perſon vereinigen und durch dieſe Vereinigung die hier umſtrittene 
Erſparnis für die Mitglieder als Träger und Benutzer des 


Unternehmens erzielt wird. 
. Priv Doz. Dr. Reinhardt, Köln. 
) JW. 1930, 1711. 
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7. Verſicherungsvertragsgeſetz. 


* 9. 88 38, 39, 92 VVG. 

1. Die Anzeige vom Schadensfall durch Feuer 
an den Verſicherer iſt unter allen Umſtänden 
rechtzeitig, wenn ſie am zweiten Tage danach 
erfolgt, auch wenn Gelegenheit war, ſie früher 
zu erſtatten. 

2. Deckungszuſage und neuer Vertrag find 
ſelbſtändige Verträge, der erſte iſt wirkſam, 
auch wenn der Verſicherer vom zweiten zurück- 
treten kann. 1) 

Die Kl. war bei der Bekl. gegen Feuerſchaden verfichert. 
Vor Ablauf des Verſicherungsverhältniſſes, das am 9. Jan. 
1930 endete, trat ſie mit der Bekl. zwecks Abſchluſſes eines 
neuen Verſicherungsvertrages in Verbindung und ſtellte Ende 
Dez. 1929 einen ſchriftlichen Verſicherungsantrag. Bevor 
der Verſicherungsantrag angenommen war, brach in ihrem 
Werk am 21. Febr. 1930 Feuer aus. Mit der Klage nimmt 
ſie aus dieſem Schadensfall, den ihr Geſchäftsführer am 
24. Febr. 1930 dem Verſicherer ſchriftlich angezeigt hat, die 
Bekl. auf Zahlung einer von Sachverſtändigen feſtgeſtellten 
Entſchädigung in Anſpruch. Sie behauptet, der Inſpektor der 
Bekl. habe ihr bei einer der beiden vor dem 9. Jan. 1930 
ſtattgefundenen Beſprechungen Deckungsſchutz bis zum Ab⸗ 
ſchluß des neuen Vertrages zugeſagt. 

Zu 9. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. Durch die für die bell. 
Verſicherungsgeſellſchaft in der RevInſt. nicht mehr angreifbare 
Feſtſtellung des BG. es fei der Kl. vor dem Brande eine ;. 3. 
des Brandes noch wirkſame Deckungszuſage erteilt worden, war 
der Rechtsſtreit bei richtiger Rechtsauffaſſung zugunſten der Kl. 
geklärt; denn dieſe hat ſich zwar, indem ſie beim endgültigen Ver⸗ 
tragsſchluß den tags zuvor auf ihrem Werk eingetretenen Schaden 
verſchwieg, offenbar eines doloſen Verhaltens ſchuldig gemacht, 
aber es läßt ſich aus dieſem Verhalten weder die vom BG. an⸗ 
genommene Leiſtungsbefreiung der Bekl. wegen Verletzung der 
Schadenanzeigepflicht, noch die von der Bekl. geltend gemachte 
Hinfälligkeit der Deckungszuſage ableiten: 

1. Die Schadenanzeige war zwar nicht unverzüglich erſtattet, 
die Anzeigepflicht aber trotzdem nicht verletzt. Das Erfordernis 
der Unverzüglichkeit iſt in § 11 Abſ. 1 der (alten) AllgVerſBed., 
die dem Vertrage zugrunde lagen, aus § 33 VVG. übernommen, 
obwohl es einer doppelten Einſchränkung unterliegt: 

a) Die Rechtsfolge der Leiſtungsfreiheit des Verſicherers 
tritt nicht bei jeder ſchuldhaften Verzögerung der Anzeige ein, 
ſondern der Verſicherer bleibt zur Leiſtung verpflichtet, wenn die 
Verzögerung weder auf Vorſatz, noch auf grober Fahrlaſſigkeit 
beruht ($6 Abſ. 2 VVG. § 12 Abs. 2 AllgVerſBed. ); den ihr hier⸗ 
für obliegenden Beweis hat die Kl. nicht antreten konnen. 

b) Der Anzeigepflicht iſt in der Feuerverſicherung nach der 
zwingenden Vorſchr. des §92 VV. genügt, wenn die Anzeige 
binnen zwei Tagen nach dem Eintritt des Echadenfalls abgeſandt 
wird. Die Vorſchr. ift in § 11 Abſ. 1 Satz 3 Allg VerſBed wieder⸗ 
gegeben und dort vom Bf., deſſen Urt. in den VAuffAPrVerſ. 
1933, 116 teilweiſe abgedruckt iſt, nicht überſehen, aber in ihrer 
Bedeutung verkannt, nämlich als Auslegungsregel für das Er ⸗ 


Die Bekl. weiſt darauf hin, daß am 22. Febr. 1930, 
als der neue Verſicherungsvertrag nach Einigung über die 
Höhe der zu zahlenden Prämie zwiſchen ihm und dem Ge⸗ 
ſellſchafter der Kl. Z. fernmündlich abgeſchloſſen worden ſei, 
Z. dem Direktor C. verſchwiegen habe, daß es am 21. Febr. 
1930 auf dem Werk der Kl. gebrannt habe. Sie ſei deshalb, 
als ihr der Brand am 24. Febr. 1930 angezeigt worden ſei, 
von dem Vertrage auf Grund des 8 16 Abſ. 2 VVG. zurück⸗ 
getreten, weil die Kl. bei Schließung des Vertrages ihr nicht 
alle ihr bekannten Umſtände, die für die Übernahme der Ge⸗ 
fahr erheblich geweſen ſeien, angezeigt habe. Die Anzeige vom 
Brande ſei nicht unverzüglich vorgenommen, alſo verſpätet. 

1. Der Bert. nimmt zu dem Sach- und Streitſtand wie 


fordernis der Unverzüglichkeit angeſehen worden, durch die der 
Verſicherer in keinem Fall gehindert ſei, die Frage nachzuprüfen, 
ob die Anzeige nicht ſchon früher als am zweiten Tage nach dem 
Brand hätte erſtattet werden können. Dieſe Auslegung des 8 11 
Abſ. 1 MgVerfded. ſcheitert m. E. ſchon an ſeinem Wortlaut, 
jedenfalls aber, wie das RG. mit Recht feſtſtellt, an § 92 Abſ. 1 
und 2 VVG.; ſchon in der amtlichen Begr. zu § 92 iſt darauf 
hingewieſen, daß die Vorſchr. dem Verſicherungsnehmer auch 
1 zugute kommt, wenn er die Anzeige früher hätte erſtatten 
önnen. 

In 8 14 der neuen AllgFeuerverſ Bed, von 1930 iſt das 
praktiſch wertloſe und überdies, wie das Urt. des BG. erweiſt, ver⸗ 
wirrende Erfordernis der Unverzüglichkeit beſeitigt, außerdem die 
Anzeigefriſt auf drei nn ausgedehnt und ihr Beginn nicht an 
den Schadenseintritt, ſondern erſt an die Erlangung der Kennt⸗ 
nis vom Schadensfall geknüpft. 

3 Vom endgültigen Verſicherungsvertrag iſt die Bekl. zu⸗ 
rückgetreten — mit Recht, wie das BG. beiläufig feſtſtellt —, 
weil die Kl. durch die Verſchweigung des Schadens bei der Ver⸗ 
tragsſchließung ihre Anzeigepflicht gem. § 16 VV. verletzt hat. 
Daß das RG. (in Übereinſtimmung mit der Vorinſtanz) die Wirk⸗ 
ſamkeit der Deckungszuſage trotzdem aufrechterhält, ſollten auch 
diejenigen nicht zu beanſtanden vermögen, die im Streit um die 
Frage, ob auf die erſte aus dem endgültigen Vertrag zu ent⸗ 
richtende Prämie 888 oder 839 VVG. Anwendung finde, aus 
gunſten des § 39 das Argument der „Einheitlichkeit des Verſiche⸗ 
rungsverhältniſſes“ verwenden. Die Möglichkeit einer inhaltlichen 
Abweichung des endgültigen vom vorläufigen Vertrag iſt noch nie 
geleugnet worden, aber auch die Umſtände, unter denen der vor⸗ 
läufige und unter denen der endgültige Vertrag zuſtande kommt, 
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eritattet, an dieſem Tage ſogar ſchon bei der Bekl. einge- 
gangen. Da der Brand am 21. Febr. 1930 ausgebrochen 
war, ſo endete die zweitägige Friſt zur Anzeige an ſich mit 
dem Ablauf des 23. Febr. Da aber der 23. Febr. ein Sonn⸗ 
tag war, ſo war die Anzeige am 24. Febr. unbedingt recht⸗ 
zeitig (8 193 BGB.). Mit der bisherigen Begr. kann alſo die 
Abweiſung der Klage nicht aufrechterhalten werden. 

2. Die RevBekl., die die ihr ungünſtigen Annahmen des 
Berufungsrichters über die Erteilung der Deckungszuſage, 
ihre Verbindlichkeit und die Dauer ihrer Geltung nicht be⸗ 
kämpft, meint, die Abweiſung der Klage ſei trotzdem gerecht⸗ 
fertigt, weil es ſelbſtverſtändlicher Vertragsinhalt jedes vor⸗ 
läufigen Deckungsvertrages ſei, daß die Deckung nur dann 
eintrete, wenn der Verſicherungsnehmer ſich beim Abſchluß 
des endgültigen Verſicherungsvertrages ſo redlich verhalte, 
wie dies von jenem Verſicherungsnehmer verlangt werde, der 
keine vorläufige Deckungszuſage erhalten habe. Damit vertritt 
aber die RevBekl. im Grunde die Auffaſſung, Deckungszuſage 
und endgültiger Verſicherungsvertrag ſeien ein einheitliches 
Rechtsverhältnis. Dieſe Auffaſſung iſt abzulehnen. In der Rſpr. 
des RG. (RG. 10, 198; 113, 1507; 114, 321; JW. 1927, 169) 
iſt angenommen worden — allerdings zumeiſt im Zuſammen⸗ 
hang mit der Frage, ob die einheitlich berechnete Prämie 
erſte Prämie oder Folgeprämie i. S. der 88 38, 39 VVG. 
iſt —, daß Deckungszuſage und endgültiger Verſicherungs⸗ 
vertrag ſelbſtändige Verträge ſeien, ſofern etwas anderes 
nicht deutlich vereinbart ſei. Daß letzteres hier zuträfe, etwa 
i. S. der Abhängigmachung der Wirkung der Deckungszuſage 
von einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung, näm⸗ 
lich dem künftigen Verhalten des Verſicherungsnehmers bei 
dem Abſchluß des endgültigen Verſicherungsvertrages oder 
überhaupt dem rechtswirkſamen und unangreifbaren Zu⸗ 
ſtandekommen des endgültigen Vertrages, hat der Berufungs- 
richter nicht angenommen. Zu einer ſolchen Annahme lag auch 
für ihn um ſo weniger eine Veranlaſſung vor, als es an 
jedem urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der angeblich 
ſchuldhaften Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 
bei Abſchluß des endgültigen Verſicherungsvertrages und der 
Erteilung der vorläufigen Deckungszuſage fehlt. 

(U. v. 12. Mai 1933; VII 1/33. — Köln.) [Ku.] 
= RG. 140, 318.) . 


find zu häufig verſchieden, als daß von einer Einheitlichkeit des 
Rechtsverhältniſſes mit der ſelbſtverſtändlichen Folge, daß die 
Wirkſamkeit der Deckungszuſage von der Unwirkſamkeit des end⸗ 
gültigen Vertrags (und umgekehrt?) berührt würde, die Rede 
ſein könnte. Es iſt ſtets leicht möglich, daß der Verſicherungs⸗ 
nehmer die Anzeigepflicht hinſichtlich eines Umſtandes, nach dem 
er beim Abſchluß des vorläufigen Deckungsvertrags gar nicht ge⸗ 
fragt war, beim Abſchluß des endgültigen Vertrages verletzt, oder 
daß anzeigepflichtige Umſtände ſich bis zum endgültigen Ver⸗ 
tragsſchluß ändern, oder daß beim endgültigen Antrag eine zuvor 
fahrläſſig verſäumte oder falſch erſtattete Anzeige nachgeholt oder 
berichtigt werden kann. Die Konſtruktion des einheitlichen Rechts⸗ 
verhältniſſes iſt alſo mit dem typiſchen Tatbeſtand unvereinbar. 
Und die Möglichkeit dieſer Verſchiedenheit der Umſtände iſt den 
Parteien des vorläufigen Vertrags notwendig zu klar bewußt, als 
daß es, wie die Bekl. will, „ſelbſtverſtändlicher Vertragsinhalt 
jedes vorläufigen Deckungsvertrags“ fein könnte, daß die Wirk⸗ 
ſamkeit des Deckungsvertrags von irgendeinem ſpäteren Ereignis, 
etwa vom Verhalten des Verſicherungsnehmers bei der endgültigen 
Vertragsſchließung, abhängig ſei. Die durch Hinzufügung einer 
Bedingung zur vorläufigen Deckungszuſage herbeigeführte Ab⸗ 
hängigkeit, wie ſie das RG. erörtert, wird ſich (abgeſehen von der 
vielfach, jedoch nicht in der Feuerverſicherung, üblichen auflöſenden 
Bedingung der nicht rechtzeitigen Einlöſung des Verſicherungs⸗ 
ſcheins) in der Praxis ſo gut wie nirgends finden. 

Iſt der vorl. Fall ſomit beſonders gut geeignet, die Erkennt⸗ 
nis, daß Deckungszuſage und endgültiger Vertrag ſelbſtändige 
Verträge ſind, anſchaulich zu machen, ſo iſt andererſeits nicht zu 
verkennen, daß mit dieſer Erkenntnis allein die vorerwähnte Frage 
der Anwendbarkeit des § 38 oder des 839 VVG. noch nicht zu⸗ 
gunſten der (mit Recht vom RG. in ſtändiger Rſpr. vertretenen) 
erſten Alternative geklärt iſt. Die Theorie von der Einheitlichkeit 
des Verſicherungsverhältniſſes freilich iſt mit dieſer Erkenntnis 
nicht vereinbar, und darum wird man erwarten dürfen, daß fie 
unter den Einwänden, die gegen die erwähnte Rſpr. des NW. 
von einer Reihe von Autoren nach wie vor erhoben werden, nicht 


wieder begegnet. 
RA. Dr. Rolf Raiſer, Stuttgart. 
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10. 55 100, 101 VVG.; 8123 BGB. Ficht der 
Verſicherer den Vertrag nach Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalls wegen argliſtiger Täuſchung an, 
ſo iſt er auch den Hypothekengläubigern gegen⸗ 
über von der Verpflichtung zur Leiſtung frei. ) 

S. war bei der verklagten Geſellſchaft gegen Feuer ver⸗ 
ſichert und wurde am 29. Okt. 1929 von einem Brande be⸗ 
troffen. Sein mit Klage verfolgter Verſicherungsanſpruch gegen 
die Bekl. wurde durch rechtskräftiges Urteil abgewieſen, und 
zwar auf Grund einer für berechtigt erachteten Anfechtung des 
Verſicherungsvertrags wegen argliſtiger Täuſchung (8 123 
BGB. i. Verb. m. § 22 VVG.), welche die Bekl. am 15. Nov. 
1929 erklärt hatte. 

Der vom Schaden betroffene S.ſche Grundbeſitz wurde im 
Wege der Zwangsverſteigerung vom Kl. erworben. Dieſer war 
vorher durch Abtretung Gläubiger einer Anzahl aufhaftender 
Hypotheken geworden. Er fordert von der Bekl. Zahlung der 
auf den Gebäudeſchaden entfallenden Summe. Er ſtützt ſeinen 
Anſpruch unter anderem, was hier allein in Betracht kommt, 
auf 8 100 VVG. und auf 8 101 VVG., jeweils in Verbindung 
mit feiner Eigenſchaft als Hypothekengläubiger. 

LG. hat abgewieſen, BG. dem Grunde nach zugeſprochen. 
RG. hat aufgehoben. 

Es ſprechen überwiegende Gründe für die engere Aus⸗ 
legung des § 101 VVG. 

Im Wortlaut des erſten Satzes im 8 101 Abſ. 1 kann 
eine weſentliche Stütze der Anſicht des Vorderrichters nicht ge⸗ 
funden werden. Zwar ſchließt die dort gewählte Ausdrucks⸗ 
weiſe die Einbeziehung des Falles der Anfechtung nicht aus. 
Immerhin erweckt die Faſſung des die Vorſchr. einleitenden 
Halbſatzes doch den Eindruck, als ſolle damit angeknüpft wer⸗ 
den an die zahlreichen Beſtimmungen des VVG., die ein 
„Freiwerden des Verſicherers von der Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung“ feſtſetzen. Hier kommen die 88 2, 6, 12, 25, 28, 32, 
33, 38, 39, 61, 67, 71, 79, 114, 118, 125, 169, 170, 181 
VVG. in Betracht. Bei dieſen Vorſchr. handelt es ſich durch⸗ 
weg um die Regelung von Vorgängen, die dem Verſicherungs⸗ 
verhältnis eigentümlich ſind und mit Rückſicht darauf ihre 
beſondere Regelung in dem „Geſetz über den Verſicherungs⸗ 
vertrag“ gefunden haben. Die Anfechtung des Verſicherungs⸗ 
vertrags wegen argliſtiger Täuſchung über Gefahrumſtände 


Zu 10. I. Ob der Verſicherer, der nach Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalls den Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung anſicht, den 
Hypotheken⸗ und wer (8106 BVG.) dinglichen Gläu⸗ 
bigern nach § 100 oder § 101 VVG. zur Leiſtung verpflichtet 
bleibt, iſt ſeit langem ſtreitig. Bejahend: Blanck: Verſ⸗ 
uGeldw. 1927, 162/63; Boſſert: Hanſot Z. 1921, 141; Bruck, 
BBG Anm. 10 zu § 100, 3 zu § 101 u. PrivVerſR. 748 Anm. 81; 
Domizlaff ⸗ Liebig Berliner, Ac B.s Anm. C b 
zu § 18; Ehrenberg, Das Intereſſe im Verſicherungsrecht 
S. 60, Goudefroy: JurgdſchprVerſ. 1933, 115; Oert⸗ 
mann: VerſWiuR. 1916, 425; Prölß: Hanſgi Z. A 1933, 
59; Schweighäuſer: Verſuczheldw. 1928, 317; OLG. Ham: 
burg: Seuff Arch. 83, 52 = Hanſgic G. Z. A 1928, 727 (zuſtimmend 
zit. von Warneyer, DVG. Bem. zu § 100) und JurſdſchPr⸗ 
Verſ. 1933, 61 = Hanſ RZ. A 1933, 19 ſowie VͤAufſAPrVerſ. 
1915, 120 f., verneinend: Hagen in Ehrenbergs Handbuch 
VIII, 2 S. 84 und 86; Klang, Pfandrechtsſchutz bei der Feuer⸗ 
verſicherung von Gebäuden 38/39 (oſterr. Recht)); Delert, Real⸗ 
kredit und Feuerberficherung 124; Pfeiffer: JurgRdſchPrVerſ. 
1932, 99 und 1933, 101; Raiſer, Aß B. Anm. 31 zu § 18; 
Schneider: ZVerſWiſſ. 1916, 732 und VerſWiuR. 1917, 132, 
202; Wünſchmann: MittoffFeuerverſAnſt. 1915, 291 und 
JW. 1928, 3158. 

Das RS. (auch in JurRdſchPrVerſ. 1933, 223) hat ſich in 
engem Anſchluß an feine Ausführungen RG. 130, 271 = Kurs 
RoſchpPrVerſ. 1930, 428 JW. 1931, 5183 (zu 8 176 BG.) 
für die ablehnende Anſicht entſchieden. 

II. 1. Dem RG. tft zuzugeben, daß die Wendung „von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei“ in § 101 VVG. den Fall der 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung nicht deckt; unter dieſer 
Wendung verſteht das VVG. nur diejenigen Fälle, in denen der 
Verſicherungsvertrag als ſolcher beſtehen bleibt, der Verſicherer 
aber aus beſonderen Gründen für einen Schaden nicht einzutreten 
braucht (vgl. RG. JurdſchPrVerſ. 1930, 428; Pfeiffer: 
JurRdſchPrVerſ. 1932, 99, 1933, 101; Sprinz, VVG. 286 
u. a.). Eine unmittelbare Anwendung des § 101 VVG. iſt 
damit ausgeſchloſſen, nicht aber die Analogie. Dabei darf 
nicht außer Acht gelaſſen werden, daß die den Hypothekengläubiger 
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ſteht jedoch außerhalb des Kreiſes der eigentlichen verſiche⸗ 
rungsrechtlichen Vorſchr.; ſie beſtimmt ſich nach dem allgemei⸗ 
nen bürgerlichen Recht (88 123, 124, 142 ff. BGB.), worauf 
der nur zur Ausſchließung von Zweifeln in das VVG. ein⸗ 
geſtellte § 22 hinweiſt. Unter dieſen Umſtänden liegt die An⸗ 
nahme nahe, daß § 101 VVG. nur auf die unter Verwendung 
des gleichen Ausdrucks im VVG. geregelten Tatbeſtände ab⸗ 
zielt, den Fall der Anfechtung aber nicht im Sinne hat. Da⸗ 
für ſpricht ferner der Umſtand, daß in § 101 Abſ. 1 Satz 2 
neben das Freiwerden des Verſicherers deſſen Rücktritt vom 
Verſicherungsvertrage geſtellt iſt, und daß auch dieſer Rück⸗ 
tritt im Geſetze feine beſondere Regelung erfahren hat (88 16 
bis 21, 30, 31 VVG. ). 

Iſt ſonach ſchon in Anſehung des Geſetzeswortlautes an⸗ 
zunehmen, daß er weniger der Anſicht des BG. als der Gegen⸗ 
meinung eine Stütze bietet, ſo gilt dieſes in verſtärktem Maße 
von den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten. $ 101 wurde vom 
Reichstag in der Faſſung des Entwurfes ohne jede Anderung 
angenommen; der Bericht des Reichstagsausſchuſſes und die 
Verhandlungen in der Vollverſammlung gehen auf ſeinen In⸗ 
halt nicht ein. So bleibt für die Ermittlung des Willens des 
Geſetzgebers nur die amtliche Begr. des Entw. 

Dort heißt es auf S. 112/113: 

„Im 8 101 regelt der Entwurf die Stellung des Hypo⸗ 
thekengläubigers zu einem Verſicherungsverhältniſſe, das, ohne 
zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls beendigt zu 
ſein, ſich durch das Verhalten des Verſicherungsnehmers ſo 
geſtaltet, daß der Verſicherer von der Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung der Entſchädigung frei iſt. Hier bleibt nach Abſ. 1 dem 
Hypothekengläubiger gegenüber die Verpflichtung des Ver⸗ 
ſicherers beſtehen, und zwar ohne Unterſchied, ob die Hypothek 
angemeldet iſt oder nicht. Der Gläubiger wird ſo namentlich 
für die Fälle geſchützt, in welchen der Verſicherungsnehmer 
ſeiner Auſprüche aus der Verſicherung deshalb verluſtig geht, 
weil er ohne Einwilligung des Verſicherers eine erhebliche Er- 
höhung der Gefahr vorgeuommen oder den Brand vorſätzlich 
oder durch grobe Fahrläſſigteit herbeigeführt hat. Das gleiche 
gilt, wenn die rechtzeitige Anzeige einer Gefahrerhöhung oder 
einer Veräußerung der verſicherten Sache verſaumt worden 
iſt, oder wenn der Verſicherer erft nach dem Eintritte des Ver⸗ 


begünſtigenden Statuten der öffentlichen Anftalten und die All⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen der Privatgeſellſchaften — 
die das VVG. in den 8s 100, 101 hat legaliſieren (nicht: 
abändern) wollen — ſich nicht der techniſchen Wendung „von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei“ bedient, ſondern eine Faſſung 
ewählt haben, die den Fall der Aufechtung wegen argliſtiger 
Fänſchung zwanglos einſchließt; z. B. heißt es in 812 der Allg⸗ 
VerſBed. von 1886: fe 

„Geht die Entſchädigung des Verſicherten 
durch feine Schuld verloren, fo verwendet die Ge⸗ 
ſellſchaft die Entſchädigung .. zur Befriedigung der ... Gläu⸗ 
biger 

und och eindeutiger ſagt § 59 des Reglements der Pommerſchen 
Feuerſozietät v. 1. Juni 1885: 

„In allen Fällen, in welchen anf Grund des Reglements 
oder aus allgemeinen rechtlichen Gründen 
der Verſicherte den Anſpruch auf Entſchädigung verliert, iſt die 
Sozietät verpflichtet, den vorenthaltenen Betrag den ... Real⸗ 
berechtigten ... zu zahlen ..“ 

2. In der Argumentation aus der Begr. kann dem NO. 
nicht gefolgt werden. Jedes Geſetz — und ſei es jo gut gearbeitet 
wie das VVG. — iſt Menſchenwerk; man kann von den Ver⸗ 
faſſern nicht erwarten, daß ſie jeden auch nur denkbaren Fall in 
Erwägung ziehen, und wenn das NG. beſonderes Gewicht auf die 
Wahl der Beiſpiele in der Begr. legt, ſo iſt dem entgegenzuhalten, 
daß es bei einem Spezialgeſetz naheliegt, die den Entwurf er⸗ 
läuternden Beiſpiele aus dem Vorſtellungskreis gerade (und nur) 
dieſes Geſetzes zu entnehmen. Heck ſagt (Geſetzesauslegung und 
Intereſſenjurisprudenz, 112): IRA 

„Gerade bei Kodifikation eines großen Gebiets iſt die Über⸗ 
ſicht über die kommenden Intereſſengeſtaltungen, das Zuſam⸗ 
menwirken der Rechtssätze, über die zukünftige Verflechtung der 
Intereſſengebiete oft ſehr viel geringer als bei den zur Rechts⸗ 
anwendung berufenen Gerichten.“ 8 

Übrigens würden die Beiſpiele der Begr. ebenfalls nur die un⸗ 
mittelbare ng ausſchließen. 

3. Der Umkehrſchluß des RG. aus § 100 III VVG. — der 
einige Fälle der Nichtigkeit ex tune den übrigen in § 100 geregel⸗ 
ten Tatbeſtänden gleichſtellt — iſt nicht zwingend, jedenfalls nicht 


ſicherungsfalles im Wege des Rücktritts ſich von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung der Entſchädigung befreit. In allen 
dieſen Fällen kann von dem Erfordernis einer Anmeldung der 
Hypothek abgeſehen werden. Denn nach dem Eintritt eines 
Schadens iſt der Verſicherer auch in dem Regelfalle, daß ſeine 
Haftung gegenüber dem Verſicherungsnehmer beſtehen geblie⸗ 
ben iſt, nach den 88 1128, 1130 BGB. verpflichtet, die Rechte 
der Hypothekengläubiger ohne Rückſicht auf eine vorgängige 
Anmeldung der Hypotheken zu beachten, und es enthält keine 
unbillige Erſchwerung der Lage des Verſicherers, wenn ihm 
eine gleiche Verpflichtung für die Fälle auferlegt wird, in 
denen der Verſicherungsnehmer durch ſein Verhalten den 
Entſchädigungsanſpruch verwirkt hat.“ 

Die Auswahl der Beiſpiele läßt klar erkennen, daß der 
Verfaſſer der Begr. den Fall der Anfechtung wegen argliſtiger 
Täuſchung nicht in den Kreis ſeiner Betrachtungen gezogen 
hat. Wenn im Eingang der Begr. von einem ſolchen Verhalten 
des Verſicherungsnehmers die Rede iſt, das auf ein zur Zeit 
des Eintritts des Verſicherungsfalls noch unbeendigtes Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis geſtaltend einwirkt, ſo kaun damit unmög⸗ 
lich ein Verhalten gemeint ſein, das — wie eine Täuſchung 
beim Abſchluß des Vertrages — den Verſicherer berechtigen 
würde, den Vertrag ſelbſt durch Anfechtung zu vernichten. 
Ebenſo unvereinbar iſt es mit einer ſolchen Annahme, daß am 
Schluſſe der Begr. das Verhalten des Verſicherungsnehmers, 
auf welches das Geſetz abſtellt, dahin gekennzeichnet wird, daß 
er dadurch den Entſchädigungsanſpruch verwirkt habe. Dieſe 
Auffaſſung kann auf ein Verhalten bezogen werden, das 
innerhalb der ſonſt fortbeſtehenden vertraglichen Bindung den 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung befreit oder 
ihm ein Rücktrittsrecht verleiht, nicht aber auf ein ſolches 
Verhalten, das dem Verſicherer zu einer den Vertrag ver⸗ 
nichtenden Anfechtung Anlaß gibt. 

Dieſe Auffaſſung erfährt eine weſentliche Beſtätigung, 
wenn man die rechtliche Tragweite der Anfechtung nach 8 123 
BGB. berückſichtigt. Die allgemeine Vorſchr. des 8 142 Abſ. 1 
daſ. beſtimmt, daß ein anfechtbares Rechtsgeſchäft, wenn es 
angefochten wird, als von Anfang an nichtig anzusehen iſt. 
In Gemäßheit dieſes Grundſatzes kann es, trotz der den An⸗ 
ſprüchen der Hypothekenglaubiger im übrigen zuzugeſtehenden 


in dem Sinne, daß er eine analoge Anwendung verböte. Das 
wäre vielmehr nach einem allgemein anerkannten rechtstheoretiſchen 
Grundſatz (ogl. z. B. Enneccerus⸗Nipperdey, Allg. 
Teil 13. Bearb. S. 155) nur dann möglich, wenn die Verfaſſer 
des Geſetzes den Fall der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
bedacht und gleichwohl eine dem § 100 III entſprechende Beſt. in 
8101 VVG. mit Abſicht weggelaſſen hätten. Der Umkehrſchluß iſt 
um fo weniger zwingend, als ja auch § 100 III über die durch 
Anfechtung herbeigeführte Nichtigkeit kein Wort ſagt. 

4. Die Anſicht des RG., daß bei einem von Anfang an nich⸗ 
tig gewordenen Vertrag auch die auf ihm beruhenden Anſprüche 
der Hypothekengläubiger hinfielen, trifft nicht zu. Der § 101 
VVG. umfaßt vielmehr (Abs. 1 Satz 2) einen Fall, wo die Hypo⸗ 
thekengläubiger ſelbſtändig berechtigt bleiben, obwohl der Ver⸗ 
e ex tune nichtig wird: den Fall nämlich, daß 
er Verſicherer nach Eintritt des Verſicherungsfalls — z. B. wegen 
Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht nach § 17 VVG. — 
zurücktritt. Der Rücktritt vernichtet den Verſicherungsvertrag, wie 
mit NG. 130, 271 = JW. 1931, 518° JurRdſchPrVerſ. 1930, 
428 gegen Kiſch II 430 und Bruck, VVG. 11 zu § 20 an⸗ 
zunehmen iſt, mit rückwirkender Kraft; gleichwohl bleibt der Ver⸗ 
ſicherer dem Realgläubiger zur Leiſtung verpflichtet. 

Nun ſind aber nach unbeſtrittener Meinung das Rücktritts⸗ 
recht aus § 17 VVG. und die Anfechtung wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung (§ 22 VVG.; $ 123 B.) nebeneinander zuläſſig. 
Wer in der Praxis ſteht, weiß, daß in neunundneunzig von hun⸗ 
dert Fällen angefochten wird, weil ſich nach einem Brande her⸗ 
ausſtellt, daß erhebliche Gefahrumſtände verſchwiegen oder falſch 
angegeben worden waren. Andere Tatbeſtände ſpielen für das 
Anfechtungsrecht ſo gut wie keine Rolle. Soll aber das Recht 
der Hypothekengläubiger aus § 101 VV. wirklich an den Zu⸗ 
fall geknüpft ſein, daß der Sachbearbeiter der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ſich für den Rücktritt ſtatt für die Anfechtung ent⸗ 
ſchieden hat — und obwohl der Rücktritt keine andere Wirkung 
auf das Vertragsverhältnis hat als die Anfechtung? 

5. Die Unterſuchung des § 101 VVG. auf feinen Norm⸗ 
inhalt ergibt folgendes: die Fälle der Leiſtungsfreiheit (Satz 1) 
und der Rücktritt nach dem Verſicherungsfall (Satz 2) ſind im 
Gegenſatz zu den Fällen des § 100 VVG. dadurch gekennzeichnet, 


250* 


1836 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


rechtlichen Selbſtändigkeit, doch keinesfalls anders ſein, als daß 
mit der erfolgreichen Anfechtung des Verſicherungsvertrags 
auch die nur auf ihm beruhenden Anſprüche der Realgläubiger 
hinfallen. Für dieſes Ergebnis bedarf es nicht der Heran⸗ 
ziehung des 8 139 BGB. Wollte das VVG. die Grundſätze 
des bürgerlichen Rechts in dieſer Hinſicht abändern, ſo würde 
es ſich mit einer jeden Zweifel ausſchließenden Genauigkeit 
ausgedrückt haben. Sein Hinweis im $ 22 VVG. zeigt, daß 
das Geſetz in das Rechtsgebiet der Anfechtung wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung nicht hat eingreifen wollen. Es muß noch 
beſonders betont werden, daß keine Rechtsgrundlage dafür 
beſteht, anzunehmen, die Wirkungen einer Anfechtung (8 142 
BGB.) könnten im Verſicherungsrecht geringer fein als im 
ſonſtigen bürgerlichen Recht. 

Der Heranziehung des 8 100 Abſ. 3 VVG. iſt entgegen⸗ 
zuhalten, daß die Verwertung der dort erſichtlichen Vorſchr. 
i. S. des BU. keineswegs zwingend iſt. Wenn im 8 100 Abſ. 3 
der Geſetzgeber es für geboten erachtet hat, beſonders hervor⸗ 
zuheben und anzuordnen, daß in gewiſſen Fällen der Ver⸗ 
ſicherer die Nichtigkeit des Verſicherungsvertrags gegenüber 
dem Hypothekengläubiger nicht geltend machen kann, ſo iſt 
nicht einzuſehen, weshalb er dieſe ganz außergewöhnliche An⸗ 
ordnung nicht auch im § 101 VVG. ausdrücklich getroffen 
hat, wenn es ſeine Abſicht geweſen ſein ſollte, dasſelbe für den 
Fall zu beſtimmen, daß eine Anfechtung des Verſicherers 
wegen argliſtiger Täuſchung die Nichtigkeit des Verſicherungs⸗ 
vertrags herbeiführen würde. 

Billigkeitserwägungen — vgl. die Darlegungen des Auf⸗ 
ſichtsamts für Privatverſicherung in ſeinen Veröffentlichungen 
1915 S. 121 ff. — find nur i. S. einer etwaigen ſpäteren 
Geſetzgebung beachtlich. 


daß noch im Augenblick des Brandes ein gültiger Verſicherungs⸗ 
vertrag beſteht. Der Gläubiger ſoll ſich darauf verlaſſen dürfen, 
daß — wofern nur z. Z. des Verſicherungsfalls ein gültiger 
Vertrag beſtand — der gewährte Kredit durch die Feuerverſiche⸗ 
rung gedeckt iſt. M. a. W.: der § 101 VVG. iſt eine der großen 
Normen, die das Vertrauen auf einen äußeren Tat⸗ 
beſtand ſchützten (Klang a. a. O. S. 39/40; insbeſ. Anm. 126; 
Prölß: Hanſöt g Z. A 1933, 59/60; vgl. auch Wellspacher, 
Vertrauen auf äußere Tatbeſtände, 115 und 266 und VAuffAPrVerſ. 
1915, 121). Dieſer Norminhalt des § 101 VVG. umfaßt aber 
auch den Fall der argliſtigen Täuſchung; auch hier hat ſich der 
Gläubiger auf den z. Z. des Verſicherungsfalls gültigen Vertrag 
verlaſſen (val. Oertmann: VerſWiugt. 1916, 425). Eine Aus⸗ 
legung des 8101 VVG. nach dem Normzweck muß alſo zu dem 
Ergebnis führen, daß dieſe Vorſchr. analog anzuwenden iſt, wenn 
der Verſicherer den Vertrag nach Eintritt des Verſicherungsfalls 
wegen argliſtiger Täuſchung angefochten hat. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch der Intereſſenlage. Die In⸗ 
tereſſenlage iſt die gleiche wie beim Rücktritt des Verſicherers 
nach dem Verſicherungsfall (8 101 I 2) mit dem Unterſchied, daß 
in dieſem Fall der Verſicherer die Prämie behalten darf 840 1 
VVG.), während fie bei un wegen argliftiger Täuſchung 
nach richtiger Meinung zurückzugeben iſt (ogl. RG. 130, 215 = 
JurRdſchPrVerſ. 1930, 414; Haymann, Fe Gegen⸗ 
leiſtung im Verſicherungsvertrag, 85 f.; Ritter, ADS. I 321; 
Kiſch II 435 u. a.; a. M. ein Teil der Literatur; vgl. Bruck, 
VVG. Anm. 7 zu 822). Dieſer Unterſchied tft indeſſen ohne 
Belang, wenn man nicht auf das einzelne Verſicherungsverhält⸗ 
nis, ſondern auf die Geſamtheit aller bei dem in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Verſicherer beſtehenden Verträge ſieht. Die Fälle, in 
denen der Verſicherer wegen argliſtiger Täuſchung anficht, find 
vereinzelte, „kliniſche“ Falle; das Riſiko kann daher ohne Ge⸗ 
fahr für den Verſicherer aus dem geſamten Prämienaufkommen 
mitgedeckt werden (vgl. Klang a. a. O. 37 und RG.: Prax⸗ 
VersR. 1926, 46 und 51, wo dieſer Gedanke für einen Fall aus 
der Einbruchdiebſtahlverſicherung verwertet wird). Übrigens muß 
der Verſicherer den Hypothekengläubigern auch ſonſt haften, ohne 
einen Pfennig Beitrag bekommen zu haben; die preußiſchen 
Soztetäten find z. B. dem Realgläubiger gegenüber erſt von der 
Haftung frei, wenn mindeſtens ſieben Monate ſeit Fälligkeit 
verſtrichen ſind und die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen des Verſicherungsnehmers fruchtlos geblieben iſt (vgl. 
89 Nr. 6 Allg VerſBed. i. Verb. m. § 10 Nr. 3 der Muſterſatzung; 
eine dem § 101 II VVG. entſprechende Beſt. fehlt in den Satzungen 
der meiſten Sozietäten). 

6. Das RG. wirft, um die von ihm abgelehnte Anſicht zu 
widerlegen, noch die Frage auf, ob der Verſicherer den Realgläu⸗ 
bigern auch dann zur Leiſtung verpflichtet ſei, wenn er vor Ein⸗ 
tritt eines Verſicherungsfalls die Anfechtung wegen argliſtiger 


Wäre der hier bekämpfte Standpunkt richtig, ſo müßte der 
Verſicherer auch den Hypothekengläubigern haften, wenn er 
die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung ſchon vor dem 
Eintritt des Verſicherungsfalles, bei der Feuerverſicherung alſo 
vor einem Brande erklärt hätte; dies iſt offenbar ganz un 
annehmbar. Vgl. zur Auslegung einer anderen Vorſchr. des 
§ 176 Abſ. 2 VVG. RG. 130, 271, beſonders 273, 274. Wie 
hier Wünſchmann (JW. 1928, 3158 ff.), Schneider 
(3VerſWiſſ. 1916, 732 ff. und VerſWiuR. 1917, 132, 202), 
Hagen (Ehrenbergs Handb. d. gef. HR. Bd. VIII, 2 S. 86), 
Raiſer (Komm. der Allgem. FeuerverſBed. 1930] ©. 399, 
Anm. 31 zu 818) und Pfeiffer (JurgidſchprVerſ. 1932, 99 
und 1933, 101 ff.). A. M.: Bruck (VVG., 7. Aufl., Anm. 10 
zu 8 100, Anm. 3 zu 8 101 ſowie Privatverſicherungsrecht 
[1930] S. 748 Anm. 81), Oertmann (VerſWiuR. 1916, 
425 ff.), Geſſert (Hanſach Z. 1921, 141), Schweighäuſer 
(Verſicherung und Geldwirtſchaft 1928, 317), Domizlaff⸗ 
Liebig (Allgem. FeuerverſBed. [1930] S. 242, Anm. Ob zu 
818), Goudefroh (JurgidſchprVerſ. 1933, 115 ff.) ſowie 
vom OLG. Hamburg: Seuff Arch. Bd. 83 Nr. 35 — Hanſ⸗ 
RZ. 1928 A, 727. 

(U. v. 28. April 1933; VII 10/33. — Hamburg.) (Ku. 


8. Verſicherungsaufſichtsgeſetz. 


11. 8 140 RGeſ. v. 6. Juni 1931 über die Be⸗ 
aufſichtigung priv. Verſ Untern.; 8 823 BGB. 
Der Schutzumfang des 8 140 iſt, weil das Verbot 
allgemein gehalten, durch Auslegung des Ge- 
ſetzes zu ermitteln. Die vorläufige Werbung für 
ein in der Entſtehung begriffenes Unternehmen, 


Täuſchung erklärt habe. Es kann dem NG. nicht zugegeben wer⸗ 
den, daß nach der hier vertretenen, von ihm bekämpften Anſicht 
der Verſicherer in dieſem Fall den Gläubigern haften müſſe. 
Nach dem Norminhalt des 8101 iſt es 19 ſeine Anwendung, wie 
oben unter Ziff. 5 dargelegt worden iſt, erforderlich, daß z. Z. 
des Verſicherungsfalls der Vertrag noch gültig beſtand, der Gläu⸗ 
biger ſich alſo auf einen äußeren Tatbeſtand verlaſſen hat; der 
hier analog angewandte Satz 2 des § 101 ſpricht denn auch aus⸗ 
drücklich nur von dem Rücktritt nach einem Verſicherungsfall. 
Die Anfechtung wegen e Täuſchung vor dem Verſiche⸗ 
rungsfall iſt vielmehr „eine ſonſtige Tatſache, welche die Beendi⸗ 
aung des Verſicherungsverhältniſſes zur Folge hat“ i. S. des 
8100 I 1. Der Hypothekengläubiger wird daher nach Maßgabe 
des § 100 geſchützt, alſo wenn er ſeine Hyp. angemeldet hatte, 
bei den preußiſchen Sozietäten ohne Anmeldung. 

7. Das hier gefundene Ergebnis wird auch allein den . 
würdigen Intereſſen des Realkredits gerecht, der durch die Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung, die een der Zahlungsfriſten für 
AuftwHHp. und den (allgemeinen und landwirtſchaftlichen) Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz ohnehin ſchwer gelitten hat. Die Anſicht des RO. 
zwingt die Hypothekengläubiger, künftig für jedes von ihnen be⸗ 
liebene Gebäude eine eigene Hypothekenintereſſeverſicherung zu 
nehmen (vgl. dazu meine „Grundzüge der Hypothekeniutereſſe⸗ 
verſicherung“: ZVerſWiſſ. 1933, 215 ff.). 

Ebenſo entſpricht die Auffaſſung des RG. nicht der in der 
Verſicherungswiriſchaft vorhandenen Tendenz, den Schutz des 
Realkredits durch beſondere Sicherungsſcheine weit über das ge⸗ 
ſetzlich vorgeſehene Maß hinaus auszudehnen (Hypothekenſiche⸗ 
ien er Gebäude und für Inventar, Sicherungsſcheine für 
übereignete Warenläger, abgezweigter Gelber Teilverſicherungsſchein 
für Getreide, Hülſenfrüchte, Futtermittel uſw. — ia ſogar in der 
Einbruchdiebſtahlverſtcherung gibt es Sicherungsſcheine für den 
Glaubiger mit dem Inhalt der 88 100 ff. VVG.). Dieſe Sicherungs⸗ 
ſcheine zeigen, daß die Verſicherer einen beſonders weitgehenden 
Schutz des Realkredits nicht fur eine untragbare Laſt halten; im 
vorl. Fall würden ſie überdies auch gegen Be an die Hypo⸗ 
len een die Hyp. eintauſchen (§ 102 VVG. ). 

III. Es iſt zu wünſchen, daß das RG., das m. E. feine 
Entſch. zu ſtark auf Erwägungen formaler Art geſtützt hat, Ge⸗ 
legenheit erhält, ſeine Auffaſſung zu revidieren. Wie ſich die Ver⸗ 
icherer zu dem vorl. Urt. verhalten werden, ſteht noch dahin. 
Ich weiß von einer Anſtalt, daß fie ſich nach wie vor in der Pra⸗ 
xis auf den vom Rö. abgelehnten, hier verteidigten Standpunkt 
ſtellt. Nach meinen Informationen erwägt der Verband öffentlicher 
Feuerverſicherungsanſtalten in Deutſchland, den beteiligten Kreiſen 
zu erklären, daß die preußiſchen Sozietäten die Hypothekengläubiger 
trotz des vorl. Urt. nach Maßgabe des § 101 VVG. ſchützen werden. 

RA. Dr. E. R. Prolß, Hamburg⸗Bergedorf, z. Z. Kiel. 


62. Jahrg. 1933 Heft 33 
namentlich eines Gegenſeitigkeitsvereins, fällt 
nicht unter den Begriff verbotswidrigen Be⸗ 
triebes des Verſicherungsgeſchäfts i. S. des 
8 140 VerſAufſG. f) 

Im Jahre 1926 gründeten etwa 600 Alte Herren des 
Kartellverbandes der katholiſchen Studentenvereine Deutſch⸗ 
lands (KV.) unter Führung des KV.⸗Angehörigen Dr. A. 
einen Verein unter dem Namen „Sterbekaſſe von KV.⸗Mit⸗ 
gliedern“. Der Verein ſollte als gemeinnützige Einrichtung 
des KV. unter ehrenamtlicher Verwaltung nach Art eines 
Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit arbeiten. Ein Rechts⸗ 
anſpruch auf die Verſicherungsleiſtung war nach der Satzung 
ausgeſchloſſen. Die erzielten Gewinne ſollten den verſicherten 
KV.⸗Angehörigen zukommen. Ihnen ſollten auch aus Mitteln 
des Vereins Darlehen auf Hyp. gewährt werden. Außerdem 
war die Stärkung der kartellbrüderlichen Beziehungen unter 
den Mitgliedern Aufgabe des Vereins. Die Leitung übernahm 
Dr. A. Wegen des Umfanges des Verſicherungsbetriebes wurde 
nach der Gründung angeſtrebt, die Sterbekaſſe als Verſiche⸗ 
rungsverein auf Gegenſeitigkeit dem RAufſAPrivVerſ. zu un⸗ 
terſtellen. Die Bemühungen zur Erlangung der Genehmigung 
des Aufſ A. hatten zunächſt keinen Erfolg. J. J. 1929 wurde 
eine Satzung aufgeſtellt, nach der die Sterbekaſſe in einen ein⸗ 
getragenen Verein umgewandelt werden ſollte. Es wurden ein 
Aufſichtsrat und ein VerwAusſch. als weitere Vereinsorgane 
neben dem Vorſtand geſchaffen. Die Eintragung ins Vereins⸗ 
regiſter wurde abgelehnt, da der Verein einen wirtſchaftlichen 
Zweck verfolge. Auf Anregung des RAufſA. traten Dr. U. als 
Vorſtand und Präſident Dr. R. als Vorſitzender des Aufſichts⸗ 
rats mit der Kl. in Verhandlungen, um durch Abſchluß eines 
Rückverſicherungsvertr. das Ziel des Vereins zu erreichen. 
Nachdem fie eine grundſätzliche Einigung mit der Verſceſ. 
erreicht hatten, forderten ſie in einem Rundſchreiben die Mit⸗ 
glieder der „Sterbekaſſe von KV.⸗Mitgliedern“ auf, der Über⸗ 
tragung der Verſicherungsverhältniſſe auf die Kl. zuzuſtim⸗ 
men. Ein großer Teil der Mitglieder der bisherigen (alten) 
Sterbekaſſe gab die verlangte Erklärung ab. Dr. A. gründete 
hierauf in Ausführung der Abmachungen mit der Kl., zu⸗ 
ſammen mit ſechs anderen Mitgliedern der alten Sterbekaſſe, 
den Verein „Verſicherung und Sterbekaſſe von KV. Mitglie⸗ 
dern e. V.“, der ins Vereinsregiſter eingetragen wurde. Dieſer 
Verein ſchloß mit der Kl. einen Vertrag, nach dem dieſe die 
Verſicherung der beigetretenen Mitglieder übernahm. In Voll⸗ 
zug des Vertr. übertrug Dr. A. den größten Teil des Ver⸗ 
mögens der alten Sterbekaſſe auf die Kl. Mit den Maßnah⸗ 
men Dr. A. war ein Teil der Mitglieder der alten Sterbe⸗ 
kaſſe nicht einverſtanden. Daher beſchloß eine Mitglieder⸗ 
verſammlung der alten Sterbekaſſe, dieſe Maßnahmen nicht 


Zu 11. Das Urt. iſt ein wunderlicher Beleg dafür, auf wie ab⸗ 
wegige Gedanken ſelbſt eine große Verſicherungsgeſellſchaft geraten 
Rann, wenn es ſich um die Bekämpfung einer unbequem gewordenen 
Konkurrenz handelt. Der Sachverhalt iſt einfach. Ein auf ſtudentiſcher 
und Konfeſſtoneller Grundlage beruhender Alte⸗Herren⸗Verband richtet 
für ſeine Mitglieder eine Sterbekaſſe ein. Mehrere Verſuche, die Sache, 
ſei es durch Eintragung als E. V., ſei es durch Unterſtellung unter 
die Verſicherungsaufſicht auf eine geſicherte Rechtsbaſis zu bringen, 
ſcheitern. Die Verbandsleitung ſchließt darauf mit der Kl., der ſchon 
erwähnten großen Verſicherungsgeſellſchaft, einen Vertrag, wonach dieſe 
die Verſicherungen übernimmt. Die Übertragung geſchieht in Form 
freiwilliger Zuſtimmungserklärungen der einzelnen. Eine Anwendung 
des Begriffs der Übertragung des Portefeuilles, namentlich des jetzigen 
5 14 Abſ. 1 Satz 3 VerſAufſch., kommt nicht in Frage. Wie in ſolchen 
Verhältniſſen ja wohl unvermeidlich, erhebt ſich in einem, übrigens, 
ſoweit erſichtlich, ziemlich unbetrachtlichen Teile der Mitglieder gegen 
die Maßnahmen der Verwaltung eine Oppoſition, die den Verein in 
ſeiner bisherigen Selbſtandigkeit aufrechterhalten will. Beide Parteien 
wenden ſich zur Vertretung ihres Standpunktes mit entſprechenden 
Rundſchreiben an die Mitglieder. 

Klage auf Unterlaſſung und Schadenserſatz gegen die Wortführer 
der Oppofition — ſollte man es für möglich erachten, daß dieſe Klage 
allen Ernſtes auf Verſtoß gegen die guten Sitten gegründet und dieſer 
Klagegrund bis in die Rev Inſt. durchgetrieben wird? Natürlich liegen, 
rein äußerlich betrachtet, die ſchönſten und anerkannteſten Tatbeſtand⸗ 
ſtücke des unlauteren Wettbewerbes vor: Syſtematiſche Ausſpannung 
eines Verſichertenbeſtandes mit Verwendung vorgedruckter Kündigungs. 
porbrucke — und doch ſcheint geradezu mit Händen zu greifen, daß 
es den Sinn guter und verſtändiger Rechtsgrundſätze in ſein Gegen⸗ 
teil verkehren hieße, wenn man dieſe Geſichtspunkte auf die einzigen 
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zu billigen, eine Prüfungskommiſſion einzuſetzen, die alleinige 
Vertretungsbefugnis Dr. Als aufzuheben und eine Kollektiv⸗ 
vertretung von vier Mitgliedern zu beſtellen. In der Folge 
verfandten beide Gruppen Werberundſchreiben an die Mit⸗ 
glieder der alten Sterbekaſſe und des neuen Vereins. Das 
Vermögen der alten Sterbekaſſe wurde einem gerichtlichen 
Sequeſter übergeben. Sodann beſchloß eine Gen Verſ. der alten 
Sterbekaſſe, zu der auch die Mitglieder des eingetragenen Ver⸗ 
eins eingeladen worden waren, in neue Verhandlungen mit 
dem RAufſ A. wegen Genehmigung des Betriebes des Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäfts durch den alten Verein einzutreten. Die 
gefaßten Beſchl. wurden in einem Rundſchreiben zuſammen⸗ 
gefaßt, das an die Mitglieder des alten und des neuen Ver⸗ 
eins verſandt wurde. Das Rundſchreiben iſt von den Bekl. 
unterzeichnet. Das Rundſchreiben enthält u. a. die Auf⸗ 
forderung, die Verſicherungen bei der Kl. zu kündigen, wobei 
den Mitgliedern gewiſſe Vorteile in Ausſicht geſtellt werden, 
wenn ſie bei dem alten Verein wieder eintreten. 

Die Kl. beantragte: I. die Bekl. zu verurteilen, es zu 
unterlaſſen, Rundſchreiben mit dem angegebenen oder mit 
ähnlichem Inhalt und Vordrucke zu Kündigungen des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes mit der Kl. an die Mitglieder der 
alten Kaſſe und des neuen Vereins zu verſenden, und über⸗ 
haupt dieſe Mitglieder durch Rundſchreiben aufzufordern oder 
ihnen zu raten, die Kündigung von mit der Kl. abgeſchloſ⸗ 
ſenen Lebensverſicherungen vorzunehmen; II. feſtzuſtellen, daß 
die Bekl. als Geſamtſchuldner verpflichtet ſind, der Kl. allen 
Schaden zu erſetzen, der ihr durch die erwähnten Handlungen 
entſtanden iſt und weiter entſteht. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen. 

Nachdem das RG. die Entſch. des BG., daß ein Verſtoß 
der Bekl. gegen die guten Sitten und demgemäß gegen 8 1 
UnlWG. nicht vorliege, gebilligt hat, fährt es fort: 

Die Kl. ſtützt ihre Anſprüche auf Verletzung eines Schutz. 
i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. § 140 RGeſ. vom 
6. Juni 1931 über die Beaufſichtigung der priv. Verſiche⸗ 
rungsunternehmen und Bauſparkaſſen (RGBl. 1931, I, 315 
[VerſAufſch.]). Letzteres Gef. ſtellt, inſofern übereinſtimmend 
mit § 108 des früheren VBerfAuff®., denjenigen unter Strafe, 
der im Inland das Verſicherungsgeſchäft ... ohne die vor⸗ 
geſchriebene Erlaubnis betreibt. Wie RG. 95, 156 ſchon 
früher ausgeſprochen hat, dient das VerfAuff®., insbeſ. in 
dem Erfordernis der behördlichen Erlaubniserteilung zum 
Geſchäftsbetrieb dem Schutz des Verſicherungsnehmers und 
der reellen VerſUnternehmungen, indem jene vor Schädigung 
durch unreelle, zahlungsunfähige Unternehmungen, dieſe vor 
unlauterem Wettbewerb ſolcher geſchützt werden ſollen. Hieran 
iſt feſtzuhalten, insbeſ. auch ſoweit es fi) um den Zweck des 


Maßnahmen anwendet, die einer Oppoſition in einem geſchloſſenen 
Mitgliederkreiſe ſchließlich zu Gebote ſtehen. 

Von Verſtoß gegen die guten Sitten könnte nur dann die Rede 
fein, wenn die Art der Darſtellung des Oppoſitionsſtandpunktes zu 
beanſtanden wäre. Wie die Entſcheidungsgründe ergeben, liegt aber 
hier die alleinige Schuld auf ſeiten der Vereinsleitung, d. h. der Kl. 

Das RG. hat ſich in Ausführungen von betrüblicher und wohl 
einer beſſeren Sache würdiger Länge mit allen von der Kl. erhobenen 
Vorwürfen und Reviſionsrügen auseinandergeſetzt. Dieſe Ausführungen 
ſind oben mit Recht fortgelaſſen worden, weil ſie ohne alles Intereſſe ſind. 

Übrig bleiben die Ausführungen zu $ 140 VerſAufſch. Hier tauchen 
in der Tat wirkliche Rechtsfragen auf, aber auch hier das gleiche Bild 
einer gänzlich verkehrten Anwendung auf ſeiten der Kl. Gewiſſe 
Ausführungen des RG. legen den Gedanken nahe, als ob es die Kl. 
verſucht hätte, gewiſſermaßen im Wege einer Popularklage der Entſch. 
der Aufſichtsbehörde über die Zulaſſung vorzugreifen. Davon konnte 
auch nach dem früheren Rechtszuſtande keine Rede ſein. Der neue 82 
VerſAufſch. betont das ausſchließliche Recht der Auſſichtsbehörde zur 
Entſch. über dieſen Punkt noch ſchärfer, und es iſt wohl denkbar, daß 
in dieſem Zuſammenhange die Vorſchr. eine weit über ihr eigentliches 
Geltungsgebiet hinausgreifende Bedeutung erlangen kann. 

Offen bleibt, wie es zu halten iſt, wenn eine förmliche Entſch. 
der Auffichtsbehörde nicht vorliegt, ſei es, daß dieſe die Vorausſetzungen 
der Zulaſſungspflicht nicht für gegeben erachtet (Ausſchluß des Rechts⸗ 
anfpruchs!), ſei es, daß das Zulaſſungsverfahren noch nicht abgeſchloſſen 
iſt. In der erſteren Beziehung iſt ein Zweifel dann gegeben, wenn die 
Aufſichtsbehörde eine förmliche Senatsentſch. nicht getroffen hat, ſon⸗ 
dern ſeine Auffaſſung, daß es einer Zulaſſung nicht bedarf, nur form⸗ 
los im Verfügungswege oder gar ſtillſchweigend durch Unterlaſſung 
eines Einſchreitens kundgibt. Die Rechtskonſequenz ſcheint mir in 
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Geſ. handelt, die reellen VerſUnternehmer vor unreeller Kon⸗ 
kurrenz zu ſchützen. Es liegt nicht nur im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, die Verſicherten vor Schaden unmittelbar durch den Ab⸗ 
ſchluß mit unreellen Unternehmungen zu bewahren, ſondern 
auch, den Abſchluß mit zuverläſſigen Unternehmungen dadurch 
zu fördern, daß dieſen keine unlautere Konkurrenz erwächſt. 
Aus der Begr. des zit. Urt. entnimmt der Ber R., daß 8 140 
des Gef. kein Schutz. zugunſten der beſtehenden Verſicherer 
in dem Sinne iſt, daß dieſen jede Konkurrenz fern⸗ 
gehalten werden ſolle. Nur die Unternehmen habe der Geſetz⸗ 
geber aus dem Wirtſchaftsleben fernhalten wollen, die durch 
Schleuderprämien Verſicherungsnehmer zu gewinnen ſuchen, 
ohne auf die Sicherung ihrer eigenen Leiſtungen bedacht zu 
fein. Ein ſolches VerſUnternehmen ſei aber die Sterbekaſſe 
von KV.⸗Mitgliedern nicht. Sie ſei vielmehr gut fundiert und 
auch reell im Verkehr mit ihren Verſicherten. Gegen ſie richte 
ſich alſo der $ 140 VerſAufſch. nicht. 

Die Rev. macht geltend, durch das angezogene Urt. des 
RG. ſei die Beſchränkung des Schutzes der VerſUnternehmun⸗ 
gen auf den unlauteren Wettbewerb unreeller, zahlungs⸗ 
unfähiger Verſicherer nicht gedeckt. Der geſetzgeberiſche Grund 
für den Erlaß eines jeden Schutz. ſei die Sicherung ſchutz⸗ 
würdiger Intereſſen. Daraus folge nicht, daß man im Einzel⸗ 
fall das Schutz. nicht anwenden dürfe, wenn das Intereſſe 
nicht ſchutzwürdig ſei. Die Rüge geht dahin, daß jede Zu⸗ 
widerhandlung gegen ein Schutz. demjenigen, zu deſſen 
Schutze es beſtimmt iſt, den Unterlaſſungsanſpruch gibt, gleich⸗ 
viel, ob die einzelne Zuwiderhandlung das zu ſchützende Inter⸗ 
eſſe gefährdet oder nicht. Dieſe Auffaſſung wird in der Regel 
zutreffen, wenn in kaſuiſtiſcher Form beſtimmte Einzelhand⸗ 
lungen verboten ſind. Iſt dies aber nicht der Fall, iſt viel⸗ 
mehr nur ein allgemein gehaltenes Verbot ausgeſprochen, deſſen 
Umfang der Auslegung bedarf, ſo iſt der Schutzzweck für die 
Auslegung heranzuziehen. Dieſer Fall iſt hier gegeben. Die 
Strafvorſchrift des § 140 VerfAufi®. erhält ihren näheren 
Inhalt durch die allgemeinen Beſt. des Geſ. Hierzu gehören 
insbeſ. die 88 1, 2 und 5. In § 1 Abſ. 1 und 2 wird der Um⸗ 
fang der ſtaatlichen Aufſicht dahin begrenzt, daß der Auf⸗ 
ſicht die privaten VerſUnternehmen unterliegen. Als ſolche 
ſind nicht anzuſehen Perſonenvereinigungen, die ihren Mit⸗ 
gliedern, ohne daß dieſe einen Rechtsanſpruch haben, Unter⸗ 
ſtützungen gewähren, beſonders die Unterſtützungseinrichtun⸗ 
gen und Unterſtützungsvereine der Berufsverbände. Nur mit 
dieſer Einſchränkung bedürfen die Verſunternehmungen zum 
Geſchäftsbetriebe der Erlaubnis der Aufſichtsbehörde (8 5). 
Ob die Befreiung von der Aufſicht und von der Notwendig⸗ 
keit der Erlaubnis nach § 1 Abſ. 2 eintritt, wird vielfach von 
den Umſtänden des Einzelfalles abhängen. Ob eine Unter⸗ 
nehmung nach § 1 der Aufſicht unterliegt, entſcheidet die 
Aufſichtsbehörde, und zwar nach der erſt durch das Gef. vom 
30. März 1931 (RGBl. 1931, 102) aufgenommenen Beſt. 


hohem Maße dafür zu ſprechen, die Vorſchr. des § 2 VerſAufſch. auch 
auf Fälle dieſer Art anzuwenden. Es iſt wirklich ſchade, daß der vor⸗ 
liegende Rechtsſtreit keine Handhabe geboten hat, dieſe m. W. bereits 
akut gewordene Frage maßgebend zu entſcheiden. 

In dem letzteren Falle aber iſt für Störungsverſuche einer ſich 
bedroht fühlenden Konkurrenzunternehmung erſt recht Rein Raum. 
Bei unbefangener Betrachtung iſt es zwar nicht mehr oder minder 
als ſelbſtverſtändlich, daß unter den Begriff verbotswidrigen Betriebes 
von Verſicherungsgeſchäften i. S. des § 140 VerſAufſch. die vorläufige 
Werbung für ein in Entſtehung begriffenes Unternehmen, namentlich 
von Gegenſeitigkeitscharakter, nicht gebracht werden kann. Immerhin 
iſt es dankbar zu begrüßen, daß das RG. dies mit ſolcher Schärfe 
hier einmal ausgeſprochen hat. 

In dieſem Zuſammenhange wird als allgemeiner Grundſatz ver⸗ 
wertet, daß für die Auslegung eines Schutzgeſetzes der Schutz zweck 
heranzuziehen ſei. Die Beſchränkung auf „ein allgemeingehaltenes Ver⸗ 
bot“ erſcheint willleürlich; es iſt nicht einzuſehen, weshalb der gleiche 
Grundſatz nicht auch gelten ſollte, wenn „in kaſuiſtiſcher Form be⸗ 
ſtimmte Einzelhandlungen verboten ſind“; auch ſolche Vorſchriften 
werden der Auslegung ſchwerlich gänzlich entraten können. Es läßt 
fi die Bemerkung nicht unterdrücken, daß, wenn man dieſen Grund» 
ſatz mit der nötigen Betonung von vornherein an die Spiße geſtellt 
hätte, dem ganzen unerfreulichen und überflüſſigen Rechtsſtreit mit 
einem Federſtrich ein ſchnelles Ende bereitet worden wäre. 


Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berlin. 
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des § 2 in der neuen Faſſ. v. 6. Juni 1931 mit bindender 
Wirkung für die Gerichte. Für die Entſch. ebenſo wie für die⸗ 
jenige über die Erteilung der Erlaubnis iſt in einem im Geſ. 
(58 90 ff.) geordneten Verfahren zu entſcheiden. Hieraus er⸗ 
gibt ſich, daß die Entſch. in erſter Linie Sache der Aufſichts⸗ 
behörde iſt. Wenn auch die Gerichte, ſolange eine bindende 
Entſcheidung der Aufſichtsbehörde noch nicht vorliegt, im 
Zivil⸗ und Strafverfahren ſelbſt entſcheiden können, ob der Tat- 
beſtand der 88 1, 5, 140 gegeben ift, fo gibt die getroffene 
Regelung doch einen Anhaltspunkt dafür, daß der ſchutz⸗ 
geſetzliche Charakter der Vorſchr. dahin einzuſchränken iſt, daß 
es nicht Zweck des Gef. iſt, der Entſch. des AufſfA. in zweifel⸗ 
haften Fällen durch die Klage eines Konkurrenten vorzu⸗ 
greifen. Liegen nicht offenſichtliche Verſtöße vor, und iſt, wie 
bei der alten Sterbekaſſe, ein Erlaubnisverfahren nach 8 5 
VerſAufſcß. im Laufe, und hat die Auffſichtsbehörde trotz 
Kenntnis der Vorgänge ſich damit begnügt, auf die geſetz⸗ 
lichen Beſt. hinzuweiſen und ihre Anſicht zu äußern, ſich 
aber zu einem Verbot noch nicht entſchloſſen, ſo muß in der 
Regel auch für die Unterlaſſungs⸗ und Schadenserſatzklage an⸗ 
genommen werden, daß eine Zuwiderhandlung nicht vorliegt. 
Die Klage kann jedenfalls nicht dazu dienen, einen an ſich 
zuläſſigen Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zu unterbin⸗ 
den, indem die Beſchaffung von Unterlagen für die Entſch. 
der Aufſichtsbehörde verhindert wird. Zu dieſen Unterlagen 
gehört bei jeder Verſicherung der Nachweis eines gewiſſen 
Umfanges des Kreiſes der Intereſſenten, da hiervon, beſon⸗ 
ders bei einem Gegenſeitigkeitsverein, die finanzielle Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Unternehmens abhängt. Zu dieſem Zwecke 
muß es aber zuläſſig ſein, daß der Verein ſchon vor Exteilung 
der Erlaubnis Intereſſenten zum Beitritt auffordert. Hierin 
kann die unerlaubte Ausübung der Verſicherungstätigkeit noch 
nicht erblickt werden. Dieſe Werbung iſt aber der weſentliche 
Inhalt des beanſtandeten Rundſchreibens. Da der empfohlene 
Austritt aus der mit der Kl. eingegangenen Verſicherung erſt 
für das Ende des Verſicherungsjahres erfolgen ſollte, konnte 
auch die Erlaubnis bis zum Wirkſamwerden des Austritts bei 
normalem Verlauf erteilt ſein. Wenn Beiträge gefordert wur⸗ 
den, ſo war auch dies nicht unbedingt zu beanſtanden, da 
nicht feſtſteht, daß bei dem damaligen Umfange des Mitglie⸗ 
derbeſtandes der Fall des § 1 Abſ. 2 des Geſ. nicht vorliegt. 
Dafür, daß dieſer Fall der Befreiung von der Aufſicht des 
RVerſ A. gegeben iſt, ſpricht die klare Beſt. der Satzung der 
alten Kaſſe, daß ein Rechtsanſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
leiſtungen nicht beſteht. Dafür, daß dieſe Beſt. nicht ernſt 
gemeint geweſen ſei, fehlt es an ausreichenden tatſachlichen 
Behauptungen der Kl. Es war auch zu berückſichtigen, daß 
die alte Kaſſe gut fundiert und auch reell im Verkehr mit 
ihren Verſicherten war. 


(U. v. 13. Dez. 1932, II 151/32. — Düſſeldorf.) [Ru.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


12. 818 Dev VO. v. 23. Mai 1932. Zum Begriff 
des „in Zahlung nehmen“. 


Der Angekl. übergab der Bank in B. am 29. Juli 1932 
10000 Rt nom. Deutſche Reichsbankanteile und 11000 RM 
nom. J. G. Farben - Aktien, die im Eigentum des Hollän⸗ 
ders E. ſtanden. Er beauftragte die Bank, 7900 AM nom. 
Reichsbankanteile an der Berliner Börſe zu verkaufen, und 
hob von dem Erlös zunächſt 9000 RM ab, die er dem E. 
in Deutſchland auszahlte. Alles dies tat er, ohne die vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung zu beſitzen. 

Dieſe Feſtſtellung rechtfertigt den von der Strͤ. ge⸗ 
zogenen Schluß, daß der Angekl. als Inländer ohne Ge⸗ 
nehmigung einem Ausländer inländiſche Zahlungsmittel aus⸗ 
gehändigt hat (8 14 Abſ. 1 DevVO. v. 23. Mai 1932). 

Dagegen iſt damit nicht feſtgeſtellt, daß der Angekl. i. S. 
des § 18 Abſ. 2 VO. ohne Genehmigung Wertpapiere von 
einem Ausländer in Zahlung genommen hat. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung hätte das LG. nur treffen können, wenn die Annahme 
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der Wertpapiere ſeitens des Angekl. auf Grund eines Rechts⸗ 
verhältniſſes erfolgt wäre, das E. zur Zahlung an den 
Angekl. verpflichtete. Das Gegenteil davon iſt aber vom LG. 
feſtgeſtellt worden, indem es ausführt, daß die Angaben des 
Angekl. über einen zwiſchen ihm und E. geſchloſſenen Dar⸗ 
lehnsvertrag, aus dem der Angekl. unter Umſtänden Rechte 
gegen E. hätte herleiten können, unwahr ſeien und daß „der Dar⸗ 
lehnsvertrag nicht ernſthaft gemeint ſei“. Iſt das der Fall, ſo 
hat der Angekl. die Wertpapiere i. S. des § 18 Abſ. 2 VD. 
nicht „in Zahlung genommen“. 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß das LG. 
in einer Hilfserwägung ausführt, daß ſich der Angekl. nach 
dem 818 Abſ. 2 VO. ſtrafbar gemacht haben würde, „wenn 
man unterſtellen wollte, daß der Darlehnsvertrag ernſthaft 
gemeint ſei“. Auf dieſe Hilfserwägung, der keine tatſächliche 
Feſtſtellung zugrunde liegt, konnte die Verurteilung nicht ge⸗ 
gründet werden. A 

Dagegen rechtfertigen die Feſtſtellungen Hinfichtlich des 
Erlöſes aus dem Verkauf der Reichsbankanteile die Anwen⸗ 
dung des 818 Abſ. 1. Dadurch, daß der Angekl. dieſen Erlös 
in Höhe von 9759,40 RM nicht auf ein Sperrkonto eintragen 
ließ, davon 9700 RM abhob und 9000 N. an E. heraus⸗ 
zahlte, hat er über eine auf Reichsmark lautende Forderung, 
die zugunſten eines Ausländers nach dem 11. Nov. 1931 
durch die Veräußerung von Wertpapieren entſtanden iſt, ohne 
Genehmigung verfügt, ohne daß der im 8 18 Abſ. 1 Satz 2 
vorgeſehene Ausnahmefall vorlag (vgl. RGSt. 67, 130). 
Inſoweit konnte die Urteilsformel von hier aus berichtigt 
werden. Daß die Strͤ. eine mildere als die von ihr feſt⸗ 
geſetzte Strafe verhängt haben würde, wenn ſie anſtatt aus 
dem 8 18 Abſ. 2 aus dem § 18 Abſ. 1 VO. verurteilt haben 
würde, erſcheint nach Lage der Sache ausgeſchloſſen. 

(3. Sen. v. 12. Juni 1933; 35 304/339 W.] 


13. „Infolge wirtſchaftlicher Not“ i. S. des 
85 Gef. v. 20. Dez. 1932 ift eine Straftat nicht 
ſchon dann begangen, wenn wirtſchaftliche Not 
mit ein Anlaß zu ihrer Begehung war, ſondern 
nur dann, wenn die Befriedigung eines drin⸗ 
genden gegenwärtigen Lebensbedürfniſſes ihr 
ausſchließlicher Beweggrund und Endzweck iſt. 
Der Täter darf über das Ziel, der augenblid- 
lichen Not abzuhelfen oder ſie zu lindern, nicht 
hinausgehen, insbeſ. alſo nicht durch das Stre⸗ 
ben nach einem Gewinn ſich zur Tat beſtimmen 
laſſen, der das zur Beſeitigung einer gegen- 
wärtigen wirtſchaftlichen Bedrängnis Erforder- 
liche überſteigt (RGSt. 53, 243, 318). 
(1. Sen. v. 7. Juli 1933; 1.D 601/33.) [Hn.] 


14. 8263 StGB. Zur Rechtsnatur des Ge- 
fälligkeitswechſels. Wer ſtatt eines erwarteten 
Kundenwechſels nur einen Gefälligkeitswechſel 
erhält, kann nur dann als getäuſcht gelten, wenn 
bei der Hingabe des Wechſels die Eigenſchaft 
von Kundenwechſel ausdrücklich zugeſichert 
wurde, wenn ein vertragsmäßiger Anſpruch dar⸗ 
auf beſtand oder aus ſonſtigen dem Wechſel⸗ 

eber bekannten Gründen die Hingabe eines 
Kundenwechſels erwartet werden durfte. In der 
bloßen Hingabe von Wechſeln iſt weder eine Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher noch eine Unterdrückung wah⸗ 
rer Tatſachen zu erblicken. Entſpricht der Wert 
eines hereingenommenen Wechſels der aus dem 
Vermögen hingegebenen Gegenleiſtung, ſo iſt für 
die Annahme einer Vermögensbeſchädigung kein 
Raum. f) 

Die Verurteilung des Angekl. wegen Betrugs im Falle 
der W.⸗Wechſel iſt nicht zureichend begründet. 1 5 

Die Täuſchungshandlung erblickt das LG. erſichtlich 


Zu 14. I. Die wechſelrechtliche Verpflichtung des Akzeptanten 
iſt den Nachmännern des Ausſtellers gegenüber grundſätzlich von 
dem dem Wechſel zugrunde liegenden Schuldverhältnis unab⸗ 
hängig. Nach der herrſchenden Kreationstheorie entſteht die wechſel⸗ 
mäßige Verpflichtung durch den ſchriftlichen Annahmevermerk auf 


darin, daß der Angekl. die mit dem Akzepte der W. ver⸗ 
ſehenen Wechſel, obgleich fie nur fog. Gefälligkeitsakzepte ent» 
hielten, als ſog. Kundenwechſel an ſeine Lieferanten weiter⸗ 
gegeben und dadurch dieſen und ihren Nachmännern vor⸗ 
geſpiegelt habe, daß ſie einen wechſelmäßigen Anſpruch gegen 
die W. erwürben, obgleich eine ſolche Wechſelverbindlichkeit 
der Akzeptantin nicht beſtanden habe. Die Rev. bekämpft 
zunächſt die Annahme des LG., es habe ſich um Gefällig⸗ 
keitswechſel gehandelt. In der Tat ſind die Feſtſtellungen 
des LG. in dieſer Hinſicht nicht bedenkenfrei. Es führt näm⸗ 
lich aus, die Erlaubnis der W., mit ihrem Namen Wechſel 
zu akzeptieren, ſei an die ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung geknüpft geweſen, daß ſie der Angekl. von allen aus 
der Wechſelzeichnung ſich ergebenden Verpflichtungen frei⸗ 
ſtelle. Die Feſtſtellung des LG. erweckt den Anſchein, daß es 
das Vorliegen eines Gefälligkeitsakzeptes ohne nähere Prü⸗ 
fung unterſtellt hat. Zu dieſer Prüfung hätte um ſo mehr 
Anlaß beſtanden, als gerade mit Bezug auf die W.⸗Wechſel 
in anderem Zuſammenhange feſtgeſtellt wird, daß die W. eine 
Reihe von Wechſeln, die der Angekl. auf Grund der ihm er⸗ 
teilten Erlaubnis mit ihrem Akzepte verſehen hatte, ſelbſt 
eingelöſt haben müſſe. Rechtlich unhaltbar iſt die Auffaſſung 
des LG., durch die im Einverſtändnis mit der W. erfolgte 
Annahme der Wechſel ſei ein wechſelmäßiger Anſpruch der 
Lieferanten des Angekl. gegen die W. nicht entſtanden. Das 
LG. hat dieſe Auffaſſung nicht näher begründet. Sie beruht 
aber offenbar auf einer Verkennung der Rechtsnatur des 
Gefälligkeitswechſels. Die Tatſache, daß die Unterſchrift auf 
dem Wechſel aus Gefälligkeit gegeben worden iſt, berührt die 
wechſelmäßige Verpflichtung gegenüber dem dritten Wechſel⸗ 
nehmer und deſſen Nachmännern regelmäßig überhaupt nicht. 
Sie begründet, ſofern ſie im vorl. Falle zutrifft, lediglich 
die perſönliche Einrede der Akzeptantin W. gegen den Angekl., 
daß er ſich ihr gegenüber zur Einlöſung des Wechſels ver⸗ 
pflichtet habe. Die wechſelmäßige Verbindlichkeit der W. 
gegenüber den Nachmännern des Angekl. beſteht ohne Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Abrede. Die Rechtswirkſamkeit der Wechſel⸗ 
verpflichtung iſt der Rechtsnatur des Wechſels nach von dem 
zugrunde liegenden materiellen Rechtsgeſchäft unabhängig. 
Für die wechſelmäßige Verpflichtung der W. kommt es hier⸗ 
nach überhaupt nicht darauf an, ob zwiſchen dem Angekl. 
und ihr ein Schuldverhältnis beſtanden hat und beſteht oder 
nicht. Es genügt, daß feſtgeſtellt iſt, der Angekl. habe die 
Wechſel im Einverſtändnis mit der W. mit ihrem Namen 
unterzeichnet. Die Annahme des LG., der Angekl. habe ſeine 
Lieferanten durch die Weitergabe der nur mit einem Ge⸗ 
fälligkeitsakzept verſehenen Wechſel über das Beſtehen eines 
wechſelmäßigen Anſpruchs getäuſcht, beruht daher auf Rechts⸗ 
irrtum. Nun hat aber das LG. in dieſem Zuſammenhang 
weiter ausgeführt, die Empfänger der Wechſel hätten nach 
den getroffenen Feſtſtellungen dem Angekl. keine Waren mehr 
geliefert, wenn er ihnen nicht Kundenwechſel, d. h. „von ihm 
und einer dritten Perſon eingegangene Schuldverpflichtungen“ 
„übergeben“ hätte. Mit der bloßen Haftung des Angekl. 
hätten ſich ſeine Lieferanten nicht mehr begnügen wollen. 
Um dennoch in den Beſitz von Waren zu gelangen, habe der 
Angekl. den Empfängern der Wechſel vorgeſpiegelt, daß er 
gegen die W. eine Forderung beſitze, auf Grund deren dieſe 
einen Wechſel akzeptiert hätte. Damit habe er den Empfän⸗ 
gern der Wechſel einen Vermögensſtand vorgetäuſcht, der tat⸗ 
ſächlich nicht beſtanden habe. Daß das LG. damit etwa hätte 
ſagen wollen, der Angekl. habe den Wechſelempfängern vor⸗ 
geſpiegelt, daß er im Hinblick auf ihm gegen die W. zuſtehende 
Forderungen ſelbſt zur Einlöſung der Wechſel in der Lage 
ſein werde, muß ausſcheiden, da ſich aus dem angefochtenen 
Urt. ergibt, daß ſich die Wechſelempfänger gerade wegen der 
ungünſtigen Vermögenslage des Angekl. mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift allein nicht zufrieden geben, ſondern einen wechſel⸗ 
mäßigen Anſpruch gegen dritte Perſonen erwerben wollten. 
Auch darauf kann es nicht ankommen, ob der Angekl. etwa 


den Wechſeln gem. Art. 21 WO. Der Skripturakt ſelbſt begründet 
die Verpflichtung. 

Gibt der Akzeptant nur ein Gefälligkeitsakzept, ſo beſteht eine 
Verpflichtung des Empfängers, ihn von der Wechſelverbindlichkeit 
freizuſtellen. Wird der Akzeptant alſo vom Ausſteller in Anſpruch 
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der W. gegenüber feiner Einlöſungspflicht nachkommen konnte 
oder nicht. Der Angekl. kann nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt die Wechſelnehmer auch nicht etwa dadurch getäuſcht 
haben, daß er ihnen ſeine — in Wirklichkeit nicht beſtehenden 
— Forderungen gegen die W. abgetreten und ſie über das 
Beſtehen dieſer Forderungen getäuſcht hätte; denn die Aus⸗ 
führungen des LG. beziehen ſich, wie die Ausdrucksweiſe 
„übergeben“ zeigt, nicht auf die Abtretung der ſich aus dem 
Grundverhältnis zwiſchen der W. und dem Angekl. etwa er- 
gebenden Forderungen, ſondern lediglich auf den Wechſel⸗ 
begebungsvertrag, der durch die Hingabe der Wechſel zwi⸗ 
ſchen dem Angekl. und ſeinen Lieferanten geſchloſſen wurde. 
Die Ausführungen des LG. können hiernach nur in dem 
Sinn verſtanden werden, daß der Angekl. bei den Wechſel⸗ 
nehmern durch die Erweckung des Anſcheins, es handle ſich 
bei den hingegebenen Wechſeln um Kundenwechſel, einen Irr⸗ 
tum über den Wert der Wechſel erregt habe. Der Wert 
eines Wechſels wird in erſter Linie durch die Zahlungsfähig⸗ 
keit und die Kreditwürdigkeit der aus ihm verpflichteten 
Perſonen beſtimmt (NGSt. 27, 75; Urt. 2 D 1091/32). Hier 
kann es ſich nach Lage der Sache nur um die Zahlungsfähig⸗ 
keit und Kreditfähigkeit der Akzeptantin W. handeln. Daß 
der Angekl. die Wechſelempfänger hierüber getäuſcht hätte, 
iſt nicht erſichtlich. Das LG. ſtellt ſogar feſt, daß die W., 
wie ſchon früher, auch im vorle Fall wenigſtens einen Teil 
der Wechſel ganz oder teilweiſe eingelöſt habe. Wie das RG. 
wiederholt ausgeſprochen hat, wird aber im Geſchäftsverkehr 
die Bewertung eines Wechſels nicht allein auf die Zahlungs⸗ 
fähigkeit und Kreditwürdigkeit der wechſelmäßig verpflichteten 
Perſonen abgeſtellt, ſondern einem Wechſel, der im Hinblick 
auf das ſeiner Begebung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
eine reale Unterlage hat, häufig ein höherer Wert beigemeſſen, 
als zum Beiſpiel ſog. „fabrizierten“ Wechſeln oder bloßen 
Gefälligkeitsakzepten. Daraus ergibt ſich aber für den Wech⸗ 
ſelempfänger nicht ohne weiteres das Recht, Kundenwechſel 
zu verlangen, und rechtfertigt ſich auch nicht ohne weiteres 
der Schluß, daß ein Wechſelempfänger, der Kundenwechſel er⸗ 
wartete, aber bloß Gefälligkeitsakzepte bekam, über den Wert 
der Wechſel getäuſcht ſein müſſe. Das kann nur zutreffen, 
wenn ſich aus den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles 
ein Rechtsanſpruch des Wechſelempfängers auf die Kunden⸗ 
wechſel begründen läßt, ſei es, daß bei der Hingabe der 
Wechſel die Eigenſchaft von Kundenwechſeln ausdrücklich zu⸗ 
geſichert wird, oder daß ſonſt eine vertragliche Verpflichtung 


genommen, ſo kann er ſich dieſem gegenüber darauf berufen, daß 
nur ein Gefälligkeitsakzept vorliege. 

Dieſe Einwendung ſtellt ſich als eine Einrede i. S. des 
Art. 82 WO. dar. Dieſer Artikel unterſcheidet Einreden, die aus 
dem Wechſelrecht ſelbſt hervorgehen und ſolche, die dem Wechſel⸗ 
ſchuldner unmittelbar gegen den jedesmaligen Kl. zuſtehen. Was 
unter dieſen beiden Arten von Einreden zu verſtehen iſt, bildet 
in Rſpr. und Schrifttum erheblichen Streit. Der Anſicht muß aber 
gefolgt werden, nach welcher die im Art. 82 WO. einander gegen⸗ 
überſtehenden Klaſſen von Einreden wirkliche Gegenſätze darſtellen 
(Staub⸗Stranz, Art. 82 Anm. II, 1). 

Unter die Einreden, die aus dem Wechſelrecht ſelbſt hervor⸗ 
geben, fallen diejenigen, welche die formelle Gültigkeit des Wechſels 

erühren. Hierbei handelt es ſich um Einreden des Bekl., der 
nur durch den Wechſel mit dem Kl. verbunden iſt. Hierzu ge⸗ 
hören der Einwand der mangelnden Wechſelfähigkeit (Art. 1) und 
der fehlenden Wechſelerforderniſſe (Art. 4), der Wechſelfälſchung 
(Art. 76) und der Wechſelverjährung (Art. 77). Der Einreden, die 
gegen den jedesmaligen Kl. gegeben ſind, kann ſich der Wechſel⸗ 
ſchuldner bedienen, der mit dem Wechſelgläubiger außerhalb des 
wechſelrechtlichen Schuldverhältniſſes noch durch andere Schuld⸗ 
verhältniſſe verbunden iſt. 

Regelmäßig werden dieſe Einreden dadurch hinfällig, daß der 
erſte Nehmer den Wechſel durch Indoſſament weiter überträgt. 

Die Einwendung, es liege ein a Fine vor, fällt 
unter die zweite Gruppe der genannten Einreden des Art. 82. Sie 
kann alſo regelmäßig nur dem erſten Nehmer des Wechſels, hier 
alſo nur dem Angekl., entgegengehalten werden. Gegenüber den 
Lieferanten des Angekl. kann ſie dagegen nicht geltend gemacht 
werden. 

Wenn die Lieferanten bei der Annahme des Wechſels ge⸗ 
wußt haben, daß es ſich um ein Gefälligkeitsakzept handelt, ſo iſt 
die Rechtslage ſtreitig. 

Nach der Meinung von Hacmann, Beiträge zum Wechſel⸗ 


zur Hingabe ſolcher Wechſel beſteht, oder daß wenigſtens der 
Wechſelempfänger aus ſonſtigen beſonderen, dem Wechſelgeber 
bekannten oder erkennbaren Gründen die Hingabe von Kun⸗ 
denwechſeln erwarten durfte. Solche Vorausſetzungen ſind in 
dem angefochtenen Urt. nicht nachgewieſen. Daß der Angekl. 
zur Hingabe von Kundenwechſeln vertraglich verpflichtet ge⸗ 
weſen wäre, oder daß er die Eigenſchaft von Kundenwechſeln 
bei der Hingabe wahrheitswidrig zugeſichert hätte, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Für die Annahme, der Angekl. habe bei der Hin⸗ 
gabe der Wechſel gewußt, daß ſie von ſeinen Lieferanten, 
die aus beſonderen Gründen die Hingabe von Kundenwech⸗ 
ſeln erwarteten, für ſolche angeſehen und im Hinblick auf ſein 
Schweigen auch als ſolche entgegengenommen würden, reicht 
die bloße Feſtſtellung, daß die Lieferanten dem Angekl. keine 
Ware mehr gegeben hätten, wenn er ihnen nicht Kunden⸗ 
wechſel gegeben hätte, nicht hin. Denn ſie beſagt nichts dafür, 
ob die Lieferanten dieſen ihren Standpunkt dem Angekl. auch 
bekanntgemacht haben, oder ob er für ihn wenigſtens auf 
andere Weiſe erkennbar geworden war. Einen Irrtum über 
die Eigenſchaft der Wechſel kann aber der Angekl. nur dann 
erregt haben, wenn er den von ihm hingegebenen Wechſeln 
bewußt den Anſchein von Kundenwechſelun gegeben hat. Die 
bloße Hingabe der Wechſel bedeutet für ſich allein weder 
eine falſche Vorſpiegelung noch die Unterdrückung einer wah⸗ 
ren Tatſache (RGSt. 27, 75). Inwiefern der Angekl. endlich 
auch die Nachmänner ſeiner Lieferanten, zu denen er andere 
Beziehungen, als ſie ſich aus dem Wechſelverband ergaben, 
ſoweit erſichtlich nicht hatte, getäuſcht haben ſoll, wird in den 
Urteilsgründen überhaupt nicht näher dargetan. 

Auch die Ausführungen des LG. über die Vermögens⸗ 
beſchädigung ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Als geſchädigt 
hat es die Lieferanten des Angekl., nämlich die Firmen B. und 
St., ferner aber auch die Firma K. & V., an die die B. ihre 
zwei Wechſel über je 75 AM weitergegeben hat, und die W. 
bezeichnet. Den Vermögensſchaden erblickt es, ſoweit die letztere 
in Betracht kommt, darin, daß ſie ſich zur Einlöſung eines 
Teils der Wechſel verpflichtet und ohne Gegenwert ihr Ver⸗ 
mögen durch dieſe rechtswirkſam eingegangene Zahlungsver⸗ 
pflichtung belaſtet habe. Hinſichtlich der Firma K. & V. 
findet es den Vermögensſchaden darin, daß die Wechſel nicht 
eingelöſt worden ſeien. Worin der Schaden der Firma St. und 
B. beſteht, iſt nicht weiter erörtert. 

Was zunächſt die beiden letztgenannten Firmen betrifft, ſo 
iſt bei der Frage der Vermögensbeſchädigung zu unterſuchen, 


recht, S. 241, Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 853, III u. a. 
liegt bereits in dieſem Falle ein doloſer Rechtserwerb vor. Die 
herrſchende Lehre nimmt dagegen einen doloſen Rechtserwerb nur 
dann an, wenn die Nachmänner den Wechſel in der Abſicht er⸗ 
worben haben, um dem Akzeptanten die Einrede, daß es ſich um 
ein Gefälligkeitsakzept handelte, abzuſchneiden. 0 

Da das hier vorl. Urt. keine Anhaltspunkte hierfür enthält, 
iſt der Entſch. des RG. zuzuſtimmen. 

Die Lieferanten haben einen wechſelrechtlichen Anſpruch gegen 
die Akzeptantin erworben. 

In der Tatſache, daß es ſich bei den Wechſeln um Gefällig⸗ 
keitsakzepte handelt, liegt an und für ſich noch kein Betrug. 

II. Ein Betrug kann aber dann vorliegen, wenn ſtatt 
rn einem Lieferanten Gefälligkeitswechſel gegeben 
werden. 

1. Zunächſt kann in der Behauptung des Schuldners, es 
handele ſich bei den hingegebenen Wechſeln um Kundenwechſel, die 
Vorſpiegelung liegen, es werden Außenſtände übertragen. Dieſer 
Fall ſcheidet aber in dem vorl. Urt. aus tatſächlichen Gründen aus. 

2. In dem Verhalten des Schuldners kann aber auch eine 
Täuſchung über den Wert des Wechſels liegen. Der Auffaſſung des 
R., die dahin geht, daß regelmäßig der Wert des Wechſels durch 
die Zahlungsfähigkeit und Kreditwürdigkeit des Wechſelſchuldners 
beſtimmt werde, ohne daß es auf das dem Wechſel zu⸗ 
grunde liegende Rechtsgeſchäft ankomme (Rt. 
22, 20) iſt beizuſtimmen. Eine Tauſchung über die Kreditfähigkeit 
des Wechſelverpflichteten iſt aber hier aus tatſächlichen Gründen 
ebenfalls nicht anzunehmen. 

3. Weiterhin iſt nun aber im Wechſeldiskontverkehr nach der 
ſtändigen Meinung des NG. einem Wechſel, dem ein Handels⸗ 
geſchäft zugrunde liegt, ein höherer Wert als anderen Wechſeln 
beizumeſſen (RGGSt. 36, 367; 29, 349; 22, 20; 12, 397; LpzKomm., 
4. Aufl., §S 263 Anm. 2 b). 

Dies kommt nicht nur daher, daß der Wechſelnehmer regel⸗ 
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in welcher Weiſe die durch die Täuſchung veranlaßte Ver⸗ 
mögensverfügung ihre Vermögenslage beeinflußt hat. Nach 
dem Zuſammenhang der Urteilsgründe iſt anzunehmen, daß 
das LG. die b ich die Täuſchung veranlaßte Vermögensver⸗ 
fügung in der erfüllungs⸗ oder ſicherungshalber gegen die 
Hingabe von Waren erfolgten Entgegennahme der Wechſel 
erblickt hat. Für die Frage der Vermögensbeſchädigung kommt 
es daher zunächſt darauf an, ob nach und infolge der durch 
die Täuſchung veranlaßten Hingabe der Ware unter Entgegen⸗ 
nahme der Wechſel das Geſamtvermögen der getäuſchten Fir⸗ 
men einen geringeren Wert darſtellte als vorher (RGSt. 16, 
1). Das LG. hat aber lediglich darauf abgeſtellt, ob und von 
wem ſchließlich die Wechſel eingelöſt worden ſind. Das iſt 
rechtsirrig. Da in dem angefochtenen Urt. die Wertloſigkeit 
der durch den Kaufvertrag begründeten Zahlungsverpflichtung 
des Angekl. ausdrücklich feſtgeſtellt wird, kann es entſcheidend 
nur noch darauf ankommen, welchen objektiven Wert die 
Wechſel im Zeitpunkt ihrer Entgegennahme gehabt Haben. Ent⸗ 
ſprach dieſer Wert der aus dem Vermögen hingegebenen 
Gegenleiſtung, ſo entfällt eine Vermögensbeſchädigung. War 
dies nicht der Fall, ſo liegt eine Vermögensbeſchädigung 
oder zum mindeſten eine ihr gleichſtehende Vermögensgefähr⸗ 
dung vor. Wird der Wechſel am Verfalltag nicht eingelöft, 
ſo wird die Tatſache der Vermögensbeſchädigung nur beſtätigt. 
Wird er aber eingelöſt, ſo erfolgt lediglich ein Schadensaus⸗ 
gleich, der für die Frage des Betrugs nicht weiter in Betracht 
kommt. Wie ſich bereits aus dem Obengeſagten ergibt, kann 
für den Wert des Wechſels auch ein durch den Mangel einer 
realen Grundlage bedingter Minderwert in der allgemeinen 
80 von Bedeutung fein (RGSt. 12, 395; 27, 75; 
36, 367). 

Was die Vermögensbeſchädigung der Firma K. & V. und 
der Zeugin W. anlangt, fo brauchen zwar der Getäufchte und 
der Geſchädigte nicht die gleiche Perſon zu ſein. In der 
Rechtslehre und Rſpr. iſt aber anerkannt, daß als unaus⸗ 
geſprochenes Tatbeſtandsmerkmal des 8 263 StGB. eine Ver⸗ 
fügung des Getäuſchten über das hierdurch geſchädigte Ver⸗ 
mögen vorliegen müſſe (NGSt. 64, 226). Der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen der Verfügung des Getäuſchten und 
der Vermögensbeeinträchtigung des Geſchädigten kann nur 
dann gegeben ſein, wenn der Getäuſchte durch ſeine Ver⸗ 
fügung unmittelbar in die Vermögenslage des Geſchädigten 
eingreift, ſo daß ſchon in dieſem Augenblicke der Verfügung 
und zufolge ihres Inhalts das Vermögen des Geſchädigten 
eine Einbuße erleidet (RGSSt. 58, 215). Inwiefern dieſe Vor⸗ 
ausſetzung gegenüber der Zeugin W. vorliegen follte, ift nicht 
zu erſehen. Ihre wechſelmäßige Verpflichtung zur Zahlung 
der Wechſelſumme beſtand bereits bei der Hingabe der Wechſel 
an die Lieferanten; ſie iſt mit ihrem Einverſtändnis gerade 
mit Rückſicht auf die Begebung der Wechſel an die Lieferanten 
begründet worden. Falls ſich die Zeugin nachträglich noch 
ausdrücklich zur Einlöſung der Wechſel dem letzten Wechſel⸗ 


mäßig auch die dem Wechſel zugrunde liegende Forderung erwirbt, 
ſondern auch deswegen, daß ein Wechſelverpflichteter, in deſſen 
Vermögen ein Gegenwert gefloſſen iſt, viel eher geneigt ſein wird, 
Zahlung zu leiſten. 

Eine Täuſchungshandlung wird man daher immer dann an⸗ 
zunehmen haben, wenn der Schuldner bei Hingabe von gewöhn⸗ 
lichen Wechſeln zum Ausdruck bringt, er gebe Kundenwechſel in 
Zahlung. Vorausſetzung für den Betrug iſt natürlich weiterhin, 
daß er bei den Wechſelnehmern eine Vermögensverfügung, die 
zum Vermögensſchaden führt, veranlaßt. 

Lediglich in der Hingabe der Gefälligkeitswechſel liegt noch 
kein Betrug. Es iſt dem RG. beizuſtimmen, wenn es ausführt, 
daß verlangt werden müſſe, der Wechſelempfänger ſei aus den dem 
Wechſelgeber bekannten oder erkennbaren Gründen zur Hingabe 
von Kundenwechſeln verpflichtet. Nur dann kann bei dem Wechſel⸗ 
nehmer von einem Irrtum über den Wert des Wechſels oder „die 
allgemeine Wertſchätzung“ geſprochen werden. 

4. Schließlich iſt dem RG. auch darin beizuſtimmen, daß es 
für den Vermögensſchaden i. S. des § 263 Steh B. lediglich darauf 
ankommt, ob der Wechſel dem Wert der gelieferten Waren ent⸗ 
ſpricht oder nicht. Eine Vermögensbeſchädigung liegt nur dann 
vor, wenn das geſamte Vermögen ſich verringert hat (Frank, 
StGB., 18. Aufl., § 263 Anm. V, 4). Ob der Wechſel ſpäter ein⸗ 
gelöſt wird oder nicht, iſt hierfür unerheblich. 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 
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inhaber gegenüber verpflichtet hat, ſo beruht dies jedenfalls 
nicht auf der durch die Täuſchung veranlaßten Verfügung der 
getäuſchten Firma B. Nicht anders kann die Rechtslage gegen⸗ 
über der Firma K. & V. angeſehen werden, ſolange ſie, 
was bis jetzt nicht nachgewieſen iſt, nicht auch ſelbſt von dem 
Angekl. getäuſcht wurde. Die durch die Täuſchung hervor⸗ 
gerufene Verfügung der Firma B. erſchöpfte ſich — abge⸗ 
ſehen von dem Abſchluß des Vertrags und der Lieferung 
der Ware — in der Entgegennahme der Wechſel. Damit wurde 
in die Vermögenslage der Firma K. & V. in keiner Weiſe 
eingegriffen. Ihr Schaden iſt erſt darauf zurückzuführen, daß 
fie fpäter die von der Firma B. weitergegebenen Wechſel 
annahm. 

2. Sen. v. 22. Mai 1933; 2 D 497/33.) W.] 


15. 8266 StGB. Auch nach Erlöſchen der 
Vollmacht kann der frühere Bevollmächtigte noch 
Untreue begehen, ſoweit und ſolange ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zur Herausgabe der Vermögens⸗ 
werte noch nicht reſtlos erfüllt iſt. f) 


(2. Sen. v. 27. April 1933; 2 D 202/32.) [Hn.] 
Abgedr. JW. 1933, 1593 15. 
Zu 15. Die vorliegende, zu dem bisherigen § 266 Nr. 2 


SGB. ergangene Entſch. kann deshalb beſonderes Intereſſe be⸗ 
anſpruchen, weil ſie noch einmal die Schwierigkeiten und Unvoll⸗ 
kommenheiten des bisherigen Rechts aufzeigt, die der neue 8 266 
StGB. — geſchaffen durch das Gel. v. 26. Mai 1933 — beſeitigen 
ſoll. Es handelt ſich dabei im weſentlichen um zwei Punkte: das 
Weſen der Untreue und (damit zuſammenhängend) die Bin⸗ 
dung an das Zivilrecht. . 

n der Auffaſſung über das Weſen der Untreue ſtanden ſich 
bekanntlich die Mißbrauchs ⸗ und die Treubruchstheo⸗ 
rie gegenüber. In der vorl. Entſch. bekennt ſich das RG. im Ein⸗ 
klang mit der bisherigen Rſpr. — z. B. RS. 61, 1, 228; 62, 
15 (mißverſtändlich 65, 334) — zu der Treubruchstheorie; es ſieht 
alſo das Weſen der Untreue in der Verletzung einer Treupflicht 
im Innenverhältnis und nicht nur in dem pflichtwidrigen, aber 
nach außen wirkſamen Gebrauch (Mißbrauch) einer rechtlichen 
Machtſtellung (dieſe letztere le wurde vertreten von Bin⸗ 
ding, Frank, Gerland, Grünhut u. a.). Bei der An⸗ 
wendung dieſer Treubruchstheorie hatte ſich die Rſpr. in ſteigen⸗ 
dem Maße von zivilrechtlichen Begriffen und Rechtsſätzen frei⸗ 
gemacht (vgl. z. B. RGSSt. 61, 1, 228; 62, 15; 63, 407; 64, 86; 
65, 401). Die vorl. Entſch. bringt eine ſolche rein BEE EN 
Auffaſſung zum Ausdruck für die Frage der Fortdauer der Bevoll⸗ 
mächtigtenanſtellung und den Begriff der Vfg. über Vermögens⸗ 
ſtücke des Auftraggebers (der Tatbeſtand der 88 172, 173 BOB. liegt 
nicht vor). — Im einzelnen vgl. über den bisherigem Rechts⸗ 
zuſtand Schwinge⸗Siebert. Das neue Untveueſtrafrecht in 
ſtrafrechtlicher und zwwilrechtlicher Beleuchtung. 

Es ift verſtändlich, wenn ein ſolches „Rechtſprechungsrecht“ an⸗ 
geſichts des Wortlautes, der Entſtehungsgeſchichte und der ſyſtema⸗ 
tiſchen Stellung des bisherigen § 266 manchen Bedenken begegnete. 
Andererſeits aber zeigte ſich, daß die Bedürfniſſe der Praxis eine 
ſolche weitherzige Anwendung (oder Erweiterung) des 5266 ver⸗ 
langten, wenn nicht offenbar ſtrafwürdige Fälle ſtraflos bleiben 
ſollten. Die hiernach beſtehende Unſicherheit hat der Geſetzgeber nun⸗ 
mehr beſeitigt. Insbeſ. ſind jetzt die Fragen nach dem Weſen der 
Untreue und nach der Bindung an das Zivilrecht durch den ſyſte⸗ 
matiſch klar gegliederten neuen Tatbeſtand eindeutig entſchieden. 

Der neue 8 266 enthält drei Einzeltatbeſtände: 
1. einen der bisherigen Mißbrauchstheorie entſprechenden, alſo von 
zivilrechtlichen Begriffen und Rechtsſätzen notwendig abhängigen 
Tatbeſtand (Mißbrauchstatbeſtand) — Mißbrauch der 
Verfügungs⸗ oder e e 2. einen zivilrecht⸗ 
lich gebundenen Treubruchstatbeſtand — Verlet⸗ 
zung der kraft Geſetzes, behördlichen Auftrages oder Rechtsgeſchäfts 
obliegenden Pflicht, fremde Vermögensintereſſen wahrzunehmen; 
3. einen reinſtrafrechtlichen Treubruchstatbeſtand 
— Verletzung der kraft eines Treuverhältniſſes obliegenden Pflicht 
zur Intereſſenwahrnehmung. Dieſe drei Einzeltatbeſtände ſtehen 
zueinander im Verhältnis der Subſidiaritätz der jeweils fol⸗ 
gende Tatbeſtand iſt dazu berufen, die Lücken des vorhergehenden 
zu ſchließen. Näheres bei Schwinge ⸗Siebert a. a. O. 

„Damit ift nunmehr die Möglichkeit geſchaffen, in einwand⸗ 
freier Rechtsanwendung alle ſtrafwürdig erſcheinenden Fälle von 
Untreue auch wirklich zu erfaſſen. Das durch den ſorgfältigen Auf⸗ 
bau des neuen Untreuetatveſtandes geklärte Verhältnis zum Zi⸗ 
vilrecht wird dabei eine praktiſch beſonders wichtige Rolle ſpielen. 

Priv Doz. Dr. W. Siebert, Halle a. S. 
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[Juriſtiſche Wochenschrift 


16. 895 Abſ. 1 Nr. 2 BörſG. Die Sondervor⸗ 
ſchrift läßt für die Anwendung des 8266 Abſ. 1 
Nr. 2 und Abſ. 2 StGB. keinen Raum (NESH. 61, 
341; RGurt. II 884/31 v. 12. Okt. 1931). 


Der Angekl. betrieb ein Kommiſſionsgeſchäft i. S. des 
8383 HGB. Da feſtſteht, daß er als Kommiſſionär, um ſich 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, bei der Ausführung 
des ihm von der Stadt W. erteilten Auftrags und bei der 
Abwicklung des für ſie zu beſorgenden Geſchäfts abſichtlich 
zum Nachteil der Kommittentin handelte, war § 95 Abſ. 1 
Nr. 2 BörſG. auf die Tat des Angekl. anzuwenden. 

[On.] 


(2. Sen. v. 29. Juni 1933; 2 D 714/33.) 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Preußen. 


1. 88 142, 144 RF GG. Ein nichtiger Geſellſchafter⸗ 
beſchluß kann nicht nach $ 142 RJ GG. von Amts wegen 
gelöſcht werden, wenn die Vorausetzungen des 8 144 
Abſ. 2 RF GG. nicht vorliegen; jedoch kann er auf Antrag 
des Beteiligten gelöſcht werden. f) 

Über das Vermögen der Firma C. G. Bl. Kommseſ. ſowie 
über das Vermögen des perſönlich haftenden Geſellſchafters Carl 
Guſtav Bl. wurde i. J. 1932 der Konkurs eröffnet. Der Konkurs⸗ 
verwalter veräußerte das Handelsgeſchäft der Geſellſchaft demnächſt 
an die „E. Lichtpausanſtalt C. G. Bl. GmbH.“, deren alleiniger 
Geſellſchafter ſeit dem Jahre 1928 der Kaufmann Fritz A. iſt. 
Dieſer beſchloß am 13. Mai 1932, die Firma der Erwerberin in 
„C. G. Bl. GmbH.“ umzuändern. Die Anderung wurde auch in 
das Handelsregiſter eingetragen. 

Der Kaufmann Carl Guſtav Bl. ſtellte nunmehr an das 
Regiſtergericht das Verlangen, die Eintragung gem. 88 142, 144 
FGG. von Amts wegen zu löſchen, indem er geltend machte, die 
Anderung der Firma der GmbH. verſtoße gegen die Vorſchr. des 
84 GmbHG., während ihm und feinem gleichnamigen Sohne die 
Verwendung ihres Namens für ein neu zu begründendes Handels⸗ 
geſchäft erſchwert werde. Der Regiſterrichter lehnte die Einleitung 
des Amtslöſchungsverfahrens ab, weil es nach dem für eine An⸗ 
wendung hier allein in Betracht kommenden § 144 FGG. an der 
Vorausſetzung eines öffentlichen Intereſſes fehle. Das LG. wies 
auf Beſchw. des Bl. zur Einleitung des Amtslöſchungsverfahrens 
aus § 142 FGG. an. Auf die weitere Beſchw. der Gmb ., die aus 
A verfahrensrechtlichen Grunde keinen Erfolg hatte, führte das 

. aus: 

Gegenſtand des Löſchungsverfahrens ift der auf Anderung der 
Di der Gmbh. gerichtete Beſchluß der Geſellſchafterverſamm⸗ 
ung. Ein folder Beſchluß kann nach § 144 Abſ. 2 FG. „gemäß 
den Vorſchr. der SH 142, 143 JGG. als nichtig ge a werden, 
wenn er durch feinen Inhalt zwingende Vorſchr. des Geſetzes ver⸗ 


Zu 1. Der Entſch. iſt beizupflichten. Das KG. führt aus: 
Der 8142 REG. behandelt das Zwangslöſchungsverfahren. Im 
Offizialverfahren kann kein Dritter, auch kein „Beteiligter“, einen 
Antrag ſtellen; er iſt nur imſtande, eine Anregung zu geben. 

Aus Abſ. 2 des § 144 Fig. läßt dieſer eine Auslegung dahin 

zu, daß das Amtslöſchungsverfahren auf die Fälle zu beſchränken 
ſei, wo das Verfahren gegen den Willen der Beteiligten durch⸗ 
eur: werden ſoll. Demnach iſt der Beteiligte zu dem Antrage 
efugt, daß eine unzuläſſige Eintragung gelöſcht werde. Inſo⸗ 
fern wird deshalb auch der § 142 nicht durch 8 144 beſchränkt. 
Denn nach 8 144 Abſ. 2 finden auf die Löſchung eingetragener 
Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlungen von Akt. und Gmbh. 
die Beſt. des § 142 Anwendung. Deshalb muß im Zwangs- 
löſchungsverfahren, ſofern es ſich um einen Geſellſchafterbeſchluß 
handelt, auch dem Erfordernis des § 144 Abſ. 2 entſprochen wer⸗ 
den, daß der Beſchluß durch ſeinen Inhalt zwingende Beſt. des 
Geſetzes verletzt und ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe 
erforderlich erſcheint. 

S. dieſer Ausführungen kann das Regiſtergericht u. U. 
den Geſchaftsführer einer GmbH. im Wege des Ordnungsſtrafver⸗ 
fahrens zum Antrag, eine unzuläſſige Firma zu löſchen, anhalten; 
aber eben nur, wenn durch das Fuhren der unſtatthaften Firma 
gegen das öffentliche Intereſſe verſtoßen wird. Dies dürfte im vorl. 
Kalle bedeuten, daß die Intereſſen derjenigen, die mit der die 
möſſe gebrauchenden GmbH. in Rechtsverkehr treten, verletzt ſein 
müſſen. 

Die Entſch. des KG. beruht auf einer Notkonſtruktion. Dies 
wird auch in der Entſch. betont. Die Konſtruktion iſt jedenfalls 
möglich. Da ſie beſtimmt iſt, eine Lücke im Geſetze auszufüllen, 
iſt ihre Anwendung beifallswürdig. 

IR. Dr. Fiſcher, Leipzig. 


letzt und ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe erforderlich 
erſcheint“. Dieſe Belt. kann, da fie andernfalls gegenüber der 
weitergehenden Vorſchr. des § 142 keinen un Sinn hätte, 
nur dahin verſtanden werden, daß die Löſchung beim Fehlen einer 
der ausdrücklich aufgeſtellten Vorausſetzungen im Rahmen des 
8142 nicht zuläſſig ſein ſoll (val. KJ. 37, A 156; Os G. 42, 
195). Von dem Standpunkte der Vorinſt. aus, die übereinſtimmend 
das Beſtehen eines öffentlichen Intereſſes an der Löſchung des 
Firmenänderungsbeſchluſſes verneinen, ſcheidet nun die Anwend⸗ 
barkeit des § 144 FGG. aus. Demgemäß iſt denn auch das LG. 
der Anſicht, daß eine Löſchung der vorl. Eintragung im Amts⸗ 
löſchungsverfahren nicht möglich ſei. Es glaubt aber den § 142 
FGG., unbeſchränkt durch die Vorſchr. des § 144 F., deshalb 
anwenden zu können, weil hier ein Antrag auf Löſchung vor⸗ 
liege. Das iſt rechtlich unhaltbar. Die Vorſchr. des § 142 FGG. 
behandelt ihrem klaren Wortlaut nach ausſchließlich Löſchungen 
von Amts wegen. Einen Antragſteller kann es alſo in dem Ver⸗ 
fahren überhaupt nicht geben. Wer an das Regiſtergericht das 
Verlangen richtet, die Amtslöſchung zu veranlaſſen, ſtellt damit 
keinen Antrag, der auf ſeine Koſten zurückgewieſen werden konnte, 
ſondern regt lediglich die Amtstätigkeit des Gerichtes an. Die An⸗ 
wendbarkeit des § 142 FGG. iſt aber von einer ſolchen Anregung 
grundſätzlich unabhängig. Darf daher die Amtslöſchung trotz Vor⸗ 
liegens der Vorausſetzungen der Vorſchr. im einzelnen Falle nicht 
vorgenommen werden, weil dies durch eine andere Vorſchr. des Ge⸗ 
ſetzes, nämlich den § 144 FGG., ausgeſchloſſen wird, jo kann 
hieran die Tatſache, daß irgend jemand die Löſchung betreibt, 
nichts ändern. Wenn das LG. dengegenſtber meint, daß es doch 
einen Weg geben muſſe, auf dem die Löſchung von nichtigen Ge⸗ 
ſellſchafterbeſchlüſſen auch außerhalb des Rahmens des § 144 er⸗ 
reicht werden könne, ſo mag das richtig ſein. Dieſer Weg iſt aber 
keinesfalls derjenige des im § 142 8G. vorgeſehenen Amts⸗ 
löſchungsverfahrens. Eher könnte dem geltendgemachten Bedürfnis 
mit folgenden Erwägungen abgeholfen werden: Die Vorſchr. des 
§ 142 FGG. behandele, wie die im Abſ. 2 zum Schutze des Be⸗ 
teiligten vorgeſehene Regelung des Verfahrens zeige, nur den 
Fall, daß die Löſchung gegen ſeinen Willen vorgenommen werden 
Tolle, Das Geſetz laſſe alfo die Möglichkeit offen, auf den eigenen 
Antrag des Beteiligten eine unzuläſſige Eintragung auch ſonſt zu 
löſchen. §S 144 FGG. beſchränke demgemäß nur die in 8142 FGG. 
behandelte Zwangslöſchung und nicht auch die Möglichkeit, richtige 
Geſellſchafterbeſchlüſſe außerhalb des ee e der letz⸗ 
teren Beſt. auf Antrag des Beteiligten zu löſchen. Soweit Brod⸗ 
ntann und Scholz an den vom 86, herangezogenen Stellen 
(Brodmann, GnibüG., Anm. 23 zu § 10; Scholz, Anm. VI 
2 zu § 54) mehr ſagen wollen, kann ihnen aus den vorher dar⸗ 
gelegten Gründen nicht zugeſtimmt werden. Zu der vereinfachten 
Löſchung müßte alfo mindeſtens der Antrag des Beteiligten 
gefordert werden. Beteiligter i. S. des § 142 FGG. iſt aber nur 
derjenige, der in ſeinem Rechte durch die Löſchung betroffen wird, 
alſo im vorl. Falle die Geſellſchaft ſelbſt, und nicht auch jeder 
Dritte, der — wie der Kaufmann Carl Guſtav Bl. — ein Inter- 
eſſe an der Löſchung hat. 

Daraus folgt freilich noch nicht, daß gegen die Geſellſchaft bei 
Unterſtellung der Unzuläſſigkeit der von ihr angenommenen Firma 
überhaupt nicht mit Erfolg vorgegangen werden könnte. Iſt die 
Firma, was zunächſt vom AG. geprüft werden mag, wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen §4 GmbHG. in unzuläſſiger Weiſe gebildet, fo iſt 
dieſer Mangel durch die Eintragung des Beſchluſſes in das Han⸗ 
delsregiſter nicht geheilt. Die Geſellſchaft würde alſo, und zwar 
ſchon dadurch, daß fie die Eintragung beſtehen läßt (KJ. 48, 
122), eine ihr nach dem Geſetz nicht zuſtehende Firma gebrauchen. 
In dieſem Falle iſt fie nach 88 6, 37 Abſ. 1 HGB., § 13 Abſ. 3 
GmbHG. vom Regiſterrichter zur Unterlaſſung des Gebrauches im 
Ordnungsſtrafverfahren des § 140 08, nen, während 
nach § 37 Abſ. 2 HGB. ein in feinen Rechte Verletzter die Unter⸗ 
laſſung im Klagewege verlangen könnte. Es i zu beachten, 
daß der Regiſterrichter auch inſoweit nur zur Wahrnehmung eines 
etwaigen öffentlichen Intereſſes an der Verhinderung der unbe⸗ 
fugten Firmenführung berufen ift (vgl. KG. 36, A 129; KG.: 
Recht 28 Nr. 2272). 

(AK., ZivSen. 1 b, Beſchl. v. 1. Juni 1933, 1b X 291/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Henke, Berlin. 


A* 

2. 846 Ziff. 5 GmbHG. Zur vertraglichen Aufhebung 
des Geſchäftsführerverhältniſſes bedarf es nicht eines 
Geſellſchafterbeſchluſſes. 

Ein Geſchäftsführer, der nicht Geſellſchafter iſt, ſteht zu der Ge⸗ 
ſellſchaft in einem Vertragsverhältuis, das ſich bei Unentgeltlichkeit 
als Auftrag und bei Entgeltlichkeit als Dienſtvertrag darſtellt. Im 
erſteren Falle kann er die Stellung jederzeit mit ſofortiger Wirkung 
kündigen (8 671 Abſ. 1 BGB.), im letzteren Falle muß er, abge⸗ 
ſehen von dem Eingreifen der 88 626, 627 Abf. 1 BGB., Kün⸗ 
digungsfriſten gem. $$ 621 ff. BGB. einhalten (KG.: JW. 1927, 
17035; Hachenburg, GmbH., 838 Anm. 11; Brodmann 
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8 38 Anm. Ha). Da hier nach den eigenen Erklärungen der Antrag⸗ 
ſteller mit der Geltung einer ſolchen Kündigungsfriſt zu rechnen iſt, 
genügt die einſeitige Kündigung des ausſcheidenden Geſchäftsführers 
nicht, um die alsbaldige Beendigung ſeines Amtes darzutun. Sie 
kann dieſe Bedeutung nur dann haben, wenn ſie als Angebot zur 
alsbaldigen Aufhebung des Dienſtvertr. von der Geſellſchaft ange 
nommen iſt. Die Annahme iſt nun im vorl. Falle von den Antrag⸗ 
ſtellern als gemeinſam vertretungsberechtigten Geſchäftsführern namens 
der Geſellſchaft, mindeſtens ſtillſchweigend durch die Anmeldung der 
Amtsniederlegung erklärt. Es bleibt daher zu prüfen, ob die Ab⸗ 
gabe dieſer Erklärung in den Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis 
fiel, auch wenn es an einem zuſtimmenden Beſchl. der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung fehlte. 

Die Bejahung der Frage folgt noch nicht daraus, daß die Ge⸗ 
ſchäftsführer die geſetzlichen Vertreter der Geſellſchaft find und daß 
ihre Vertretungsmacht mit Wirkung gegen dritte Perſonen nicht 
beſchränkt werden kann (88 35 Abſ. 1, 36, 37 Abſ. 2 GmbHG.) 
Denn zu den dritten Perſonen in dieſem Sinne gehören andere Ge⸗ 
ſchäftsführer in ihrer Eigenſchaft als ſolche nicht. Außerdem gilt 
827 Abſ. 2 GmbHG. überhaupt nicht für eine gefehlihe Beſchrän⸗ 
kung der Vertretungsmacht, wie fie nach der Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanzen in bezug auf die vorzeitige Aufhebung eines Geſchafts⸗ 
führervertr. beſtehen ſoll. Würde das Gef. wirklich die Entſchlie⸗ 
ßung darüber allein der Geſellſchafterverſammlung vorbehalten, To 
wäre hiermit den anderen Geſchäftsführern die Befugnis zum eigen⸗ 
mächtigen Handeln ebenſo wie bei der Beſtellung und Abberufung 
eines Mitgeſchäftsführers entzogen. Es iſt daher entgegen der An⸗ 
nahme der BeſchwF. nicht richtig, daß das Fehlen des etwa erforder⸗ 
lichen Geſellſchafterbeſchl. lediglich das Innenverhältnis der in Aus⸗ 
übung ihrer Vertretungsmacht handelnden Geſchäftsführer zu der 
Geſellſchaft betreffen und die Rechtswirkſamkeit des vorgenommenen 
Geſchäftes unberührt laſſen würde. Die Mitwirkung der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung zu der Vertragsaufhebung iſt aber nicht erforderlich. 

Ausnahmen von dem Grundſatze, daß zur Vornahme von 
Rechtsgeſchäften namens der Geſellſchaft die Geſchäftsführer ohne be⸗ 
ſondere Anweiſung der Geſellſchafterverſammlung berufen ſind, gelten 
lediglich inſoweit, als es im Gef. oder im Geſellſchaftervertr. vor⸗ 
geſehen iſt. Nach 8 46 Ziff. 5 GmbHG. ſoll nun „der Beſt. der 
Geſellſchafter unterliegen: Die Beſtellung und die Abberufung von 
Geſchäftsführern“. Das 26. glaubt dieſe Vorfchr. ihrem Sinne nach 
auf die vertragliche Auflöſung des Geſchäftsfülhrerverhältniſſes er⸗ 
ſtrecken zu müſſen, ohne hierfür eine nähere Begr. zu geben. Dem 
iſt nicht zuzuſtimmen. Das Gef. überweiſt der Entſchließung der Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung ausdrücklich nur die Einſetzung des Ge⸗ 
ſchäftsführers in ſein Amt, die ſtets fein Einverſtändnis vorausſetzt, 
und die gegen ſeinen Willen mögliche Abberufung beſagt aber nichts 
über die vertragsmäßige Wiederaufhebung des Verhältniſſes. Die 
entſprechende Anſendung der Vorſchr. auf den letzteren Fall wäre 
nur zuläſſig, wenn für ihn dieſelben Gründe zuträfen, die dazu ge⸗ 
führt haben, die Beſtellung und die Abberufung des Geſchäftsführers 
grundſätzlich der Geſellſchafterverſammlung vorzubehalten. Die Tat⸗ 
beftände haben jedoch für die Geſellſchaft verſchiedene Bedeutung. 
Die Beſtellung und die Abberufung eines Geſchäftsführers find vor⸗ 
nehmlich Angelegenheiten des perſönlichen Vertrauens. In einem 
Falle ſteht in Frage, ob eine Perſon geeignet iſt, die Geſchäfte der 
Geſellſchaft zu führen, im anderen, ob der Mangel ſolcher Eignung 
dazu nötigt, ſie ohne Rück icht auf ihr Einverſtändnis von ihrem 
Poſten zu entfernen. Die Entſchließung hierüber ſoll nicht gleich⸗ 
geordneten Perſonen zuſtehen, wie es etwaige Mitgeſchaftsführer find, 
ſondern nur einem übergeordneten Organ, als welches in erſter 
Linie die Geſellſchafterverſammlung in Betracht kommt. Anders ver⸗ 
halt es ſich mit der vertragsmäßigen Aufhebung der Geſchäfts⸗ 
führerſtellung. Sie bekundet weder Vertrauen noch Mißtrauen gegen⸗ 
über dem ausſcheidenden Geſchäftsführer, ſondern tft lediglich das 
Ergebnis eines einſeitigen oder beiderſeitigen Entgegenkommens der 
Beteiligten. Es beſteht kein Grund, den verbleibenden Geſchaäfts⸗ 
führern den Abſchluß einer ſolchen Vereinbarung zu verwehren. 
Zweifelhaft kann nur ſein, ob es ihrer Stellung entſpricht, einem 
Mitgeſchäftsführer die gewünſchte Entlaſſung durch Ablehnung ſeines 
Angebotes zu verweigern. Das tft aber nicht von entſcheidender Be⸗ 
deutung; denn dem letzteren bleibt jedenfalls die Möglichkeit offen, 
fi mit feinem Entlaſſungsgeſuch unmittelbar an die Geſellſchafter⸗ 
verſammlung zu wenden, wie das beim Vorhandenſein eines einzigen 
Geſchäftsführers überhaupt nicht anders möglich iſt. Die vertrags⸗ 
mäßige Entlaſſung eines Geſchäftsführers, der nach Ablauf der Kün⸗ 
digungsfriſt ohnehin frei werden würde, wird auch in ihrer Wichtig⸗ 
keit für die Geſellſchaft regelmäßig hinter der Beſtellung oder der 
Abberufung eines ſolchen zurückſtehen. Hiernach läßt ſich eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des 8 46 Ziff. 5 GmbHG. auf ben vorl. Fall 
nicht rechtfertigen. Der Geſellſchaftsvertrag beſagt zu der Frage eben- 
falls nichts. Die Beibringung der Abſchrift eines die Entlaſſung des 
Geſchäftsführer P. betreffenden Geſellſchafterbeſchl. kaun daher nicht 
verlangt werden. 

(KG., Beſchl. v. 2. März 1933, 1b X 118/33, 1.) 
* 


3. 855 Abſ. 3 GmbH.; Art. I, II GmbHGNov. v. 
28. Juni 1926. Die Stammeinlagen bei einer Gmbh. 
können, wenn fie weniger als 500 AA betragen oder nicht 
durch hundert teilbar ſind, zur Anpaſſung an die neuen 
geſetzlichen Vorſchriften erhöht werden. 5) 

Die GmbH. hat ſeit der Goldmarkumſtellung ein Stamm⸗ 
kapital von 2000 /. Dieſem entſprechen zehn Stammeinlagen, 
von denen vier Geſellſchaftern je zwei zuſtehen, nämlich in Höhe 
von 880 + 70, 80 +20, 200 + 10, 320 + 20 , und zwei Ge⸗ 
ſellſchaftern je einer, nämlich in Höhe von 140 und 260 An. Am 
22. Nov. 1932 beſchloß die Geſellſchafterverſammlung mehrere An⸗ 
derungen des Geſellſchaftsvertrages. Deren Anmeldung wurde vom 
Regiſtergericht beanſtandet: Der Bell. ſtelle ſich als eine weſent⸗ 
liche Anderung der Verhältniſſe der Geſellſchaft dar, die Eintra⸗ 
gung könne daher gem. Art. II Gel. v. 28. Juni 1926 (RGBl. I, 
315) erſt erfolgen, wenn das Stammkapital auf 20 000 % erhöht 
5 Die Geſellſchafter beſchloſſen demgemäß in einer neuen Ver⸗ 
ammlung einſtimmig, das Stammkapital auf 20 000 / mittels 
Erhöhung der Stammeinlagen der ſechs Geſellſchafter zu erhöhen, 
und zwar der von 10, 20, 70 und 80 %% auf je 500 , von 
140 auf 1400, von 260 auf 2600, von 320 auf 2900 und von 
880 auf 9000 /. Dementſprechend wurde zugleich der $3 des 
Geſellſchaftsvertrages über die Höhe des Stammkapitals und über 
die Höhe der den einzelnen Geſellſchaftern zuſtehenden Stammein⸗ 
lagen geändert. Die Anmeldung dieſer Anderung beanſtandete der 
Regiſterrichter wiederum: bei der Kapitalerböhung könnten die Ge⸗ 
ſellſchafter nur neue ſelbſtändige Anteile übernehmen; es ſei nicht 
zuläſſig, die bisherigen Anteile zu erhöhen. Das LG. wies die 
9100 der Geſchäftsführer zurück. Die weitere Beſchw. hatte 

rfolg. 

Den Vorinſt. iſt zuzugeben, daß eine Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals grundſätzlich nicht im Wege der Erhöhung der vorhan⸗ 
denen, ſondern nur durch Schaffung von neuen Stammeinlagen 
vorgenommen werden kann. Das ergibt ſich, wie ausführlich in 
KON. 32, A 186 dargelegt iſt, aus den 88 55—57 GmbH., vor 
allem aus 855 Abſ. 3, wonach ein der Geſellſchaft bereits angehö⸗ 
render Geſellſchafter, der eine Stammeinlage auf das erhöhte Ka⸗ 
pital übernimmt, damit einen weiteren Geſchäftsanteil erwirbt. Die 
Regelung hat ihren inneren Grund darin, daß die mit den ein⸗ 
zelnen Geſchäftsanteilen verbundenen Rechte und Pflichten ver⸗ 
ſchieden fein können, letzteres insbeſ. im Hinblick auf etwa rück⸗ 
„ Einlagen. 

Der allgemeine Grundſatz muß aber auf Grund des Gel. v. 
28. Juni 1926 eine Ausnahme für ſolche Geſellſchaften erleiden, 
deren Stammeinlagen noch jetzt weniger als 500 AM betragen 
oder in Reichsmark ausgedrückt nicht durch Hundert teilbar ſind. 
Art. I des Bel. ändert die bisherige Faſſung des $5 Abs. 1 und 3 
Gmb. dahin, daß das Stammkapital der Geſellſchaft mindeſtens 
20 000 7% und daß die Stammeinlage jedes Geſellſchafters min⸗ 
deſtens 500 % betragen und durch Hundert teilbar fein muß. 
Das gilt freilich nach Art. II regelmäßig nicht für e e 
die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes eingetragen oder zur Ein⸗ 
tragung angemeldet ſind. Andert aber die Geſellſchaft ihre Ver⸗ 
hältniſſe weſentlich, ſo ſind dieſe Veränderungen nach Art. II Abſ. 2 
Satz 2 nur dann einzutragen, wenn die Vorſchr. des Art, I bereits 


Zu 3. Der für das GmbHG. herrſchend vertretene Grundſatz, 
daß der Geſchäftsanteil ſeinem Nennbetrage nach durch Verände⸗ 
rungen des Stammkapitals unberührt bleibt, hat eine viel weiter⸗ 
gehende Bedeutung als die, die die Gründe der obigen Entſch. an⸗ 
zunehmen ſcheinen. 

1. Es ſoll zunächſt einmal die Entſtehungsgeſchichte einer Ge⸗ 
ſellſchaft immer offenbar ſein. So ol B. in einem Geſellſchafts⸗ 
vertrag nie der Betrag der von jedem Geſellſchafter auf das Stamm⸗ 
kapital zu leiſtenden Einlage geändert werden, mögen auch die 
urſprünglichen Geſellſchafter ihre Geſchäftsanteile längſt veräußert 
haben, mögen die urſprünglichen Geſchäftsanteile auch inzwiſchen 
geteilt fein und mögen die jeweiligen Geſellſchafter über mehrere. 
Geſchäftsanteile verfügen. Wenn der Ausgangspunkt einer Ge⸗ 
ſellſchaft beliebig geändert werden könnte, ſo würde der einwand⸗ 
freie Nachweis einer folgerichtigen Kette von Rechtsübergängen 
nicht nur erſchwert, ſondern oft unmöglich gemacht werden. Die in 
dieſer Hinſicht im Beuckindmpegefihäht häufig vorkommenden Feh⸗ 
ler erweiſen das zur Genüge. 

2. Liegt in einer Kette von Übertragungen von Geſchäftsan⸗ 
teilen irgendwo eine dingliche nichtige Übertragung vor, die erſt 
bemerkt wird, nachdem die von der Entſch. für zuläſſig gehaltene 
Erhöhun der Stammeinlagen beſchloſſen und eingetragen iſt, ſo 
ergibt ſich hinſichtlich des erhöhten Geſchäftsanteils ein Knäuel von 
einfach unlösbaren Rechtsfragen. In dieſem Zuſammenhang mag 
dieſe Andeutung genügen. 

, Ile Rechtsfolge der Entſch. iſt, daß der urſprüngliche Ge⸗ 
ſchäftsanteil untergeht und daß an ſeine Stelle ein ſeinem Weſen 
nach anderer Geſchäftsanteil tritt. Iſt alſo auf die den urſprüng⸗ 
lichen Geſchäftsanteil begründende Stammeinlage noch ein Betrag 
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erfüllt ſind oder gleichzeitig erfüllt werden. Hierzu gehören auch 
diejenigen über die Höhe der Stammeinlagen. Das Geſetz will 
alſo die nachträgliche Erfüllung der damit aufgeſtellten neuen Er⸗ 
forderniſſe zulaſſen. Eine andere Auslegung iſt unmöglich, denn es 
kann nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber die Anwen⸗ 
dung der Sonderbeſt. — ſei es auch nur für den Fall der Unvor⸗ 
ſchriftsmäßigkeit der Stammeinlagen — von einer unerfüllbaren 
Bedingung hat abhängig machen wollen. Das Mittel aber, das es 
in allen Fällen ermöglicht, die bisherigen Stammeinlagen an die 
neuen Vorſchr. anzupaſſen, iſt allein die Erhöhung der Einlagen, 
zumal im Zuſammenhange mit der regelmäßig notwendigen Er⸗ 
höhung des Stammkapitals. Vereinzelt mag auch eine Zuſammen⸗ 
legung der Geſchäftsanteile zu demſelben Ziele führen. Das kann 
aber felbft für einen ſolchen Fall die Beurteilung der hier zu ent⸗ 
ſcheidenden Frage nicht beeinfluſſen. Denn die Zuſammenlegung 
iſt im allgemeinen ebenſo wie die Erhöhung unzuläſſig, bietet alſo 
keine Möglichkeit, den Art. II Abſ. 2 Satz 2 des Geſ. v. 28. Juni 
1926 ohne Abweichung von den Grundſätzen des GmbHG. anzu⸗ 
wenden. Die Erhöhung der Stammeinlagen iſt demnach mindeſtens 
für den im Geſetz ausdrücklich vorgeſehenen Fall der weſentlichen 
Anderung der Verhältniſſe der Geſellſchaft zuzulaſſen, ſoweit ſie 


rückſtändig, ſo kann die von der Entſch. als Schwierigkeit angedeu⸗ 
tete Frage der Haftung der Rechtsvorgänger gar nicht aufgeworfen 
werden, ſolange nicht der Anteil zugunſten der Geſellſchaft verluſtig 
erklärt iſt. Wie ſoll aber ein Anteil verluſtig erklärt werden, der 
überhaupt gar nicht mehr beſteht? Oder will man dem Geſetz Ge⸗ 
walt antun und behaupten, der Betrag ſei auf die durch die Ka⸗ 
pitalerhöhung übernommene Einlage rückſtändig? 

4. Bejaht man die letztere Gesche und nimmt man an, daß 
ſowohl auf den urſprünglichen Geſchäftsanteil als auch auf die 
weiter übernommene Stammeinlage Rückſtände vorhanden ſind und 
der Rechtsvorgänger nach § 22 GmbH®. zahlt, dann „erwirbt“ er 
gem. § 22 Abſ. 4 GmbHG. den Geſchäftsanteil des ausgeſchloſſenen 
Geſellſchafters. Wie ſoll das nun zugehen? Hier gibt es überhaupt 
keinen Ausweg; denn der urſprüngliche Geſchäftsanteil iſt unter⸗ 
gegangen, und der neue Geſchäftsanteil iſt nach §23 Gmb. öffent⸗ 
lich zu verſteigern. Ahnliche Schwierigkeiten ſind auch im Falle des 
827 SmbH®. denkbar. 

Vorſtehend find nur einige Geſichtspunkte ohne Anſpruch auf 
Vollſtändigkeit aufgeführt, die zeigen ſollen, wie folgenſchwer es 
ift, den Grundſatz preiszugeben, wie die Entſch. es tut. 

Die Entſcheidungsgründe klammern Js an den Wortlaut 
des Art. II des Gef. v. 28. Juni 1926. Dieſes Geſetz iſt aber in 
ſeiner Anwendung notwendigerweiſe auf den Zuſammenhang des 
GmbHS. angewieſen. Im Hinblick auf die rechtlich unmöglichen 
Schlußfolgerungen geſtattet das Geſetz die Zuſammenlegung und 
Erhöhung von Stammeinlagen nicht. Wenn kraft ausdrücklicher 
Belt. in der Gold BilVO. dieſes einmal geſtattet wurde, fo recht⸗ 
fertigt ſich dieſe eine Ausnahme allein dadurch, daß die völlige Ent⸗ 
wertung der Nennbeträge und der Übergang zu einer neuen Wäh⸗ 
rung eine Umſtellung und Bereinigung erforderlich machten. Die 
Sachlage iſt aber bei dem Geſ. v. 28. Juni 1926 eine andere, da 
ſie ja gerade an die erfolgte Umſtellung anknüpft. 

Dieſe Rechtslage braucht aber m. E. nicht dazu zu führen, 
mit Schmidt ll (JW. 1926, 2049) die Unwirkſamkeit des Ge⸗ 
ſetzes inſoweit anzunehmen, als es unerfüllbar ſei. Vergegenwär⸗ 
tigt man ſich, daß die Kapitalerhöhung im Geſetz als Nachgrün⸗ 
dung mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit ausgeſtattet iſt — ſelb⸗ 
ſtändige Übernahme von neuen Stammeinlagen auch durch die 
alten Geſellſchafter, mögliche abweichende Regelung von Rechten 
und Pflichten gegenüber den alten Geſchäftsanteilen —, b iſt es 
geſtattet, gewiſſermaßen von zwei Untergeſellſchaften zu ſprechen, 
die durch die Erhöhung in bezug auf die urſprüngliche Geſellſchaft 
entſtanden ſind, die, ſoweit das jeweilige Verhältnis ihrer Beteili⸗ 
gungen in Betracht kommt, ihren eigenen Geſetzen folgen können, 
wenn ſie auch durch die Klammer des Stammkapitals und durch die 
gleiche Satzung zuſammengehalten ſind. 

Damit iſt auch der Weg zur Löſung des der Entſch. zugrunde 
liegenden Tatbeſtands gewieſen: 

Das Gel. v. 28. Juni 1926 hatte als tragenden wirtſchaftlichen 
Grund die Zwerggeſellſchaften allmählich zu überwinden. Solche 
ſind wirtſchaftlich und rechtlich beſeitigt mit der Anpaſſung des 
Stammkapitals an die neugeregelte Mindeſthöhe. Angeſichts dieſes 
erreichten Erfolges kann es nicht darauf ankommen, ob damit auch 
die noch vorhandenen wenigen Zwerganteile an einer ſolchen an⸗ 
gepaßten Geſellſchaft beſeitigt werden. Dieſe ſtellen keinerlei wirt⸗ 
ſchaftliches Hemmnis dar, weder für die Beteiligten noch die 
Volkswirtſchaft. Das läßt ſich insbeſ. im Hinblick darauf nicht be⸗ 
haupten, daß das Geſetz den alten GmbH. ſogar den Weg der Ka⸗ 
pitalherabſetzung bis auf 5000 %% offenläßt. 

Wenn es nun am Schluß des Art. II heißt: „ . ſo find dieſe 
Veränderungen nur dann einzutragen, wenn die Vorſchr. des Art. I 
dieſes Geſetzes bereits erfüllt ſind oder gleichzeitig erfüllt werden“, 
ſo wird niemand beſtreiten können, daß dieſe Erfüllung zunächſt nur 


zur Anpaſſung an die neuen Vorſchr. über die Höhe der Einlage⸗ 
beträge erforderlich iſt (vgl. Staub⸗ Hachenburg zum Bei. 
v. 28. Juni 1926 Anm. 8 in Bd. 1 S. 527; Krakenberger: 
GmbRdſch. 1926, 722 ff., insbeſ. 726). Daß ſich hieraus Schwie⸗ 
rigkeiten ergeben können, wenn auf eine bisherige Stammeinlage 
noch Zahlungen rückſtändig ſind, für die ein Rechtsvorgänger des 
gegenwärtigen Geſellſchafters haftet (822 Abſ. 1, 4 EmbHG.), iſt 
zuzugeben. Das genügt aber nicht, um wie W. Schmidt I (JW. 
1926, 2047) will, dem in Art. II Abſ. 2 Satz 2 hinreichend klar 
zum Ausdruck gelangten Willen des Geſetzgebers bis zu einer ergän⸗ 
zenden geſetzlichen Regelung die Anerkennung zu verſagen. Vielmehr 
werden jene Schwierigkeiten irgendwie gelöſt werden müſſen, was 
keineswegs unmöglich iſt. Es braucht nur darauf hingewieſen zu 
werden, daß eine Erhöhung der Stammeinlagen in 8 13 der 
2. DurchfVO. zur Gold Bil VO. für einen beſtimmten Fall bereits 
ausdrücklich zugelaſſen war. 

Vom Standpunkt des Regiſterrichters aus, der eine weſentliche 
Anderung der Verhältniſſe der Geſellſchaft als gewollt anſieht, iſt 
die Beanſtandung ſchon hiernach ungerechtfertigt. Dasſelbe wird 
aber auch dann, wenn die beſchloſſenen Anderungen in den Ver⸗ 
hältniſſen der Geſellſchaft nicht als weſentlich anzuſehen ſein ſoll⸗ 
ten, gelten müſſen, was zur Folge hat, daß die Frage, ob der 


möglich iſt durch eine Erhöhung des Stammkapitals. Dieſer Beſchl. 
iſt zuerſt zu faſſen. Auf dieſen Beſchl. aber find die Vorſchr. des 
Gmb. anzuwenden, da dieſe nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen 
find, mithin alſo auch § 55 Abſ. 4, in dem dann wieder 905 Abf. 1 
und 3 GmbHG. und damit natürlich in der ihm durch Art. I des 
Geſ. v. 28. Juni 1926 gegebenen Neufaſſung bezogen ſind. Folg⸗ 
lich wird durch dieſes Geſetz die nach der Kapitalerhöhung vorhan⸗ 
dene „Untergeſellſchaft“ von 2000 % in bezug auf die Höhe der 
Stammeinlagen überhaupt nicht berührt. Hier kann auch weiter 
nach den bisherigen Vorſchr. — 10 % gewähren eine Stimme 
— abgeſtimmt werden, während die neu entſtandenen Geſchäfts⸗ 
anteile abſtimmen nach den neuen Vorſchr. — 100 . gewähren 
eine Stimme —. Lediglich die neuen Geſchäftsanteile haben den 
neuen Vorſchr. zu entſprechen, daß der Mindeſtanteil 500 N be⸗ 
tragen muß und jeder Anteil durch 100 teilbar ſein muß. 

Sollen dieſe geſetzlichen Regeln keine Anwendung finden, ſo 
müſſen eben die Betroffenen durch eine Satzungsänderung das 
Stimmenverhältnis herſtellen, das fie wünſchen, was nach 8 47 
Gmb. herrſchend als zuläſſig angenommen wird (vgl. Scholz 
S. 480). Sie können alſo beſtimmen, daß auch hinſichtlich der alten 
Anteile immer nur 100 %%%, eine Stimme gewähren ſollen, daß 
alſo, ſoweit jeweils 100 H nicht erreicht werden, dieſe Beträge 
kein Stimmrecht vermitteln. Sie können auch beſtimmen, daß die 
alten Anteile überhaupt kein Stimmrecht haben ſollen. Ich ſähe 
auch keinen Grund dagegen, daß man beſtimmt, daß hinſichtlich der 
alten Anteile je 10 %% eine Stimme zu ¼0 vermitteln ſollen. 
Dieſer Gedanke iſt bisher, ſoweit erkennbar, noch nicht erörtert 
worden. Staub⸗ Hachenburg (II, 151) ſcheint zwar der 
Stimme als ſolcher in dieſem Sinne Unteilbarkeit zuerkennen zu 
wollen. Das Geſet zwingt nicht zu ſolcher Annahme, wenn man 
beachtet, daß es das Geſetz grundſätzlich auf das ziffernmäßige Be⸗ 
teiligungsverhältnis abſtellen will. Kann alſo das Stimmenver⸗ 
hältnis, das ſich als geſetzliche Schlußfolgerung aus der oben an⸗ 
gedeuteten Löſung ergibt, nach Belieben der Beteiligten geändert 
werden, ſo können ſich aus der vorgeſchlagenen Löſung auch keine 
Härten für die Beteiligten ergeben. 

Dieſe Löſung iſt brauchbar und entſpricht dem Sinne des Geſ. 
v. 28. Juni 1926, indem ſie den bisherigen Rechtszuſammenhang 
beſtehen läßt, während die in der Eutſch. gewählte Löſung zu un⸗ 
überwindbaren Schwierigkeiten führt, wobei ich zugeben will, daß 
die wörtliche Auslegung den Weg, den die Entſch. wählt, nahelegt. 

Wenn die Entſch. ſchon ihre Schlußfolgerungen mit Art. II 
des Geſ. v. 28. Juni 1926 begründet, ſo iſt es zum mindeſten nicht 
gerechtfertigt, den gewonnenen Grundſatz auch dann anzuwenden, 
wenn eine „weſentliche Veränderung in den Verhältniſſen der Ge⸗ 
ſellſchaft“ nicht vorgenommen wird, ſondern lediglich die Stamm⸗ 
kapitalziffer den gegenwärtigen Verhältniſſen angepaßt wird. Art. II 
knüpft ausſchließlich an jene Vorausſetzung an; eine derart erwei⸗ 
Kane Auslegung zum Grundſatz erhoben, führt zur Rechtsun⸗ 
icherheit. 

Sind z. B. Geſellſchaften, ohne an ſich dem Art. II zu unter⸗ 
liegen, bei einer Stammkapitalerhöhung nach der von mir vorge⸗ 
ſchlagenen Löſung verfahren, ſo müßte künftig der Regiſterrichter 
auf Grund obiger Entſch. Schwierigkeiten machen, wenn er in 
irgendwelchen Neuanmeldungen eine „weſentliche Veränderung in 
den Verhältniſſen der Geſellſchaft“ erblickt, obwohl längſt die 
Stammkapitalziffer den neuen geſetzlichen Vorſchr. 1 0 ift, 
aber die urſprünglichen Stammeinlagen nur durch 10 teilbar find 
und nicht mindeſtens 500 e betragen. Wer wollte einer ſolchen 
Folgerung zuſtimmen? (vgl. auch BayOb eG. v. 26. Okt. 1932 
Reg. III 127/32 in GmbH.-Rfpr. IV 85 Nov. Rſpr. 9). 

RA. Dr. Otto Schmidt, Köln. 
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Regiſterrichter die Bedeutung dieſer Anderungen zutreffend be⸗ 
urteilt hat, dahingeſtellt bleiben kann. Art. II Abſ. 2 Satz 2 Geſ. 
v. 28. Juni 1926 beſtimmt nicht, daß eine Abweichung von den 
allgemeinen Grundſätzen des Gmb. bei der Erfüllung der neuen 
Vorſchr. des Art. I ausſchließlich im Zuſammenhange mit einer 
weſentlichen Anderung der Verhältniſſe der Geſellſchaft zuläſſig 
ſein ſoll. Das ließe ſich nur dann annehmen, wenn die gleich⸗ 
zeitige weſentliche Anderung der Verhältniſſe geeignet wäre, die 
ſonſt beſtehenden Bedenken gegen eine Durchbrechung der Grund⸗ 
ſätze zu beſeitigen oder wenigſtens abzuſchwächen. Davon kann je⸗ 
doch keine Rede ſein. Der Grund für die Beſchränkung des Art. II 
Abſ. 2 Satz 2 iſt ein ganz anderer. Die Erhöhung der Mindeſt⸗ 
beträge für Stammkapital und Stammeinlagen in Art. beruht 
auf der Abneigung des Geſetzgebers gegen Zwerggeſellſchaften und 
Zwerganteile. Es mußte ihm daher erwünſcht ſein, daß auch die 
deſtehenden Geſellſchaften ihre Verhältniſſe den neuen Beſt. an⸗ 
paßten. Daß dies gleichwohl nicht allgemein vorgeſchrieben iſt, er⸗ 
klärt ſich lediglich aus einer Rückſichtnahme auf die Geſellſchaften. 
Sie ſollten in ihrem eigenen Intereſſe von den Schwierigkeiten 
und Koſten verſchont bleiben, wie ſie mit der erzwungenen Er⸗ 
höhung von Stammkapital und Stammeinlagen verbunden ſein 
würden. Nur für einen beſonderen Fall hat der Geſetzgeber ge⸗ 
glaubt, den Geſellſchaften die lich, dagen der neuen Vorſchr. zumuten 
zu können, für den Fall nämlich, daß ſie ihre Verhältniſſe weſent⸗ 
lich ändern und ſich damit, wirtſchaftlich betrachtet, in eine neue 
Geſellſchaft umwandeln. Aus dieſer Beſchränkung des vorgeſehenen 
wanges iſt aber keineswegs zu folgern, daß die inſoweit ausdrück⸗ 
lich vorgeſchriebene Erfüllung der neuen geſetzlichen Beſt. in an⸗ 
deren Fällen, obwohl ſie hier in gleicher Weiſe erwünſcht iſt, durch 
die allgemeinen Grundsätze des GmbHG. unmöglich gemacht wer⸗ 
den ſoll. Vielmehr entſpricht es dem Sinne des Geſetzes, die frei⸗ 
willige Erhöhung des Stammkapitals und der Stammeinlagen 
auf die neuen Beträge in notwendiger Abweichung von den ſonſt 
geltenden Grundſätzen gleichfalls zuzulaſſen (ebenſo Becker: 
3 Bl HR. 30, 2 ff. Abſchn. 5). Das iſt auch mit dem Wortlaut des 
Geſetzes unbedenklich zu vereinbaren, zumal da ausdrücklich nicht 
nur die Möglichkeit vorgeſehen iſt, daß die neuen Vorſchr. gleich⸗ 
zeitig mit der weſentlichen Anderung der Verhältniffe der Geſell⸗ 
ſchaft erfüllt werden, ſondern auch, daß ſie ſchon vorher erfüllt 
waren. i 
(Kch., ZivSen. 1b, Beſchl. v. 30. März 1933, 1b X 194/33.) 


Ber. von LER. Dr. Henke, Berlin. 
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4. 8 34 Pro K G. Gegenſtandswert der Abtretung 
von Geſchäftsanteilen einer Gmbh. f) 

In notariell beurkundeter Verbandlung hat Dr. G. zugleich 
als Bevollmächtigter des Friedrich St. die ihm und feinem Voll⸗ 
machtgeber gehörenden je 10 000 % Geſchäftsanteile an einer 
&mbH., die nur zu 25% eingezahlt waren, an die sans G. & Co. 
abgetreten. Der Kaufmann Karl K. hat in der gleichen Urkunde 
namens der von ihm vertretenen Firma G. & Co. dieſe Abtretung 
angenommen. Der Notar hat für die Beurkundung eine Gebühr 
aus 834 Abſ. 2 PrGͤKch. nach einem Werte von 20 000 %% in 
Höhe von 104 AA berechnet. 

Der LGPräſ. geht 1 A der Ne nach welchem Werte 
die dem Notar gem. § 34 Abſ. 2 Pr&K®. zuſtehende Gebühr zu 
berechnen iſt, zutreffend davon aus, daß der Gegenſtandswert der 
beurkundeten Abtretung der Geſchäftsanteile an einer Gmbh. ſich 
nach dem hierfür gezahlten Entgelt beſtimmt. Nur wenn der Wert 
der Anteile den gewährten Gegenwert überſteigen würde, wäre 
dieſer Wert maßgebend. Auf den Nennbetrag der Anteile kommt es 
nicht an (Beushauſen, NotarchebO.“, § 20 PrGNG. Anm. 
S. 198). Es iſt dem angefochtenen Beſchl. auch darin beizutreten, 
daß als Gegenleiſtung für die Abtretung der Geſchäftsanteile koſten⸗ 
rechtlich nur ein Geſamtbetrag von 5000 2A in Betracht gezogen 
werden kann, da nur dieſer Betrag den Abtretenden gutgeſchrieben 
worden ift und ſonſtige Nebenleiſtungen weder gewährt, vorbehal⸗ 


Zu 4. Der Entſch. iſt beizutreten. Die gleiche Frage hatte für 
die Baycheb O. bereits das Bay Obs. mit Beſchl. v. 23. Dez. 1930: 
Bay Not. 1931, 37 ebenſo entschieden. 1 
Die Entſch. mag zwar auf den erſten Blick ungerecht erſcheinen. 
Der Tatſache aber, daß der Erwerb des Geſchäftsanteils zur Bezah⸗ 
lung der noch nicht einbezahlten Stammeinlage verpflichtet kommt 
gebührenrechtlich keine zusätzliche Bedeutung bei. Der Wert des 
Anteils entſpricht dem Abtretungspreis. Damit iſt die Geſamtheit 
aller geſellſchaftlichen Rechte und Pflichten abgegolten. Die Pflicht 
zur Einzahlung der Stammeinlage kann daher gebührenrechtlich 
nicht beſonders oder zuſätzlich bewertet werden. Das Beteiligungs⸗ 
verhältnis iſt ein einheitliches (. auch Brodmann, 8 15 Anm. 1 
und Liebmann⸗ Saenger 914 Anm. 1) und hat einen 
gegenwärtigen e de e ene 15 Höhe des Veräuße⸗ 
eiſes, falls dieſer richtig angegeben iſt. * 
„ f Notar Dr. Beyer, Bad Dürkheim. 
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ten oder in Ausſicht geſtellt ſind, auch die notarielle Verhandlung 
für eine ſolche Annahme keinen Anhalt bietet. 

In der Tatſache, daß die Erwerberin der Anteile der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber, ſobald die Abtretung dieſer gem. § 16 Abſ. 1 
GmbH. angemeldet iſt, für alle Verpflichtungen, die ſich an die 
A eee knüpfen, alſo insbeſ. für die Einzahlung 
der Stammeinlage haftet (Staub⸗ Hachenburg, GmbH, 
816 Anm. 14), kann ein der Barzahlung hinzuzurechnender Teil 
des Abtretungsentgelts nicht geſehen werden. Es handelt ſich hier⸗ 
bei nur um Folgen, die kraft Geſetzes eintreten und von den Ver⸗ 
einbarungen der Beteiligten nicht abhängen. Aber auch der Um⸗ 
ſtand, daß die Erwerberin der Anteile nach der Anſicht des Notars 
im Innenverhältnis verpflichtet iſt, die Veräußerer von einer In⸗ 
anſpruchnahme durch die Geſellſchaft für die noch nicht eingezahlte 
Stammeinlage freizuſtellen, rechtfertigt nicht die Annahme, hierin 
einen für die Beſt. des Gegenſtandswertes weſentlichen Teil des 
Gegenwertes der Abtretung zu erblicken. Allerdings haften die Ver⸗ 
äußerer auch nach erfolgter Abtretung der Anteile weiter für die 
Einzahlung der Stammeinlage, und zwar entweder nach 8 16 
Abſ. 3 GmbH. geſamtſchuldneriſch mit der Erwerberin oder, wie es 
hier anſcheinend der Fall iſt, wenn die Stammeinlage vor der Ab⸗ 
tretung nach 8 20 GmbH. noch nicht eingefordert iſt, ſubſidiär im 
Rahmen des § 22 GmbHG. Ob die Veräußerer im Falle einer nach⸗ 
träglichen Inanſpruchnahme an der Erwerberin der Anteile Rück⸗ 
griffe nehmen können, beſtimmt ſich nach allgemeinen zivilrecht⸗ 
lichen Grundſätzen, wobei allerdings bei Veräußerung und Erwerb 
von Anteilen in Kenntnis der nicht erfolgten Volleinzahlung der 
Stammeinlage die Vermutung dafür ſprechen wird, daß der Er⸗ 
werberin die weitere Einzahlung obliegen fol (Stau b⸗Hachen⸗ 
burg a. a. O. § 22 Anm. 11 und Exkurs zu 8 15 Anm. 7). Für 
die Wertfeſtſetzung kommt es aber nicht darauf an, ob unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände die Veräußerer möglicherweiſe ein 
Rückgriffsrecht gegenüber der Erwerberin haben, wenn ſie zu wei⸗ 
teren Leiſtungen von der Geſellſchaft herangezogen werden, ſon⸗ 
dern die lone des Entgelts kann koſtenrechtlich nur nach den tat⸗ 
ſächlich inſoweit getroffenen Vereinbarungen beſtimmt werden. Da 
aber außer der Summe von 5000 / irgendwelche andere Lei⸗ 
ſtungen nicht als Entgelt vereinbart ſind, kann nur dieſer Betrag 
als Wert in Betracht kommen. 

Da auch ſonſt ein Anhalt dafür fehlt, daß der Wert der 
Anteile höher iſt als das gezahlte Abtretungsentgelt, iſt die Ge⸗ 
bühr des Notars nach einem Gegenſtandswerte von 5000 RM zus 
treffend auf 44 2. feſtgeſetzt worden. 

(KG., Beſchl. v. 3. März 1933, 1a X 213/33. - 
Ber. von W. Beushauſen, Berlin. 
* 


5. 88 46, 38 Abſ. 1 PrGKG. Die Gebühr für die Be⸗ 
urkundung des Generalverſammlungsbeſchluſſes einer 
Akt., durch den die Verſchmelzung mit einer anderen 
AktG. genehmigt wird, ift nach dem Betrage des Aktivver⸗ 
mögens der untergehenden Geſellſchaft ohne Abzug der 
Schulden zu berechnen. 

Der LGPräſ. geht im Anſchluß an KG.: 1 a X 1024/1525/30 
zutreffend davon aus, daß GenVerſBeſchl. dann einen beſtimmten 
Geldwert i. S. von § 46 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 2 PrGKch. haben, wenn 
es ſich um die Gründung eines neuen Rechtsverhältniſſes von beſtimm⸗ 
tem Geldwert handelt, daß alſo der Gebühr für die Beurkundung eines 
GenVerſBeſchl., durch den ein ſolches Rechtsgeſchäft genehmigt wird, 
derſelbe Wert zugrunde zu legen iſt, wie ihn das der Beſchlußfaſſung 
unterbreitete Rechtsgeſchäft ſelbſt hat. Er meint aber weiter, der hier 
genehmigte Fuſions Vertr. ſei als ein Vertr. auf Austauſch von Lei⸗ 
ſtungen anzuſehen, für den nach § 38 Abf. 1 Kr6RG. nur der Wert 
der Leiſtung des einen Teils und, wenn der Wert der beiderſeitigen 
Leiſtungen ein verſchiedener ſei, der höhere in Betracht komme. Da ſich 
vorliegend die T.⸗Alkt G. zur Übertragung ihres geſamten Vermögens 
an die G.-Akt®. verpflichtet habe, jet als Wert ihrer Leiſtungen der 
Wert dieſes Vermögens, und zwar des Reinvermögens, anzuſehen, 
weil der Wert des Aktivvermögens ohne Abzug der Schulden nur in 
den Fällen maßgebend ſei, bei denen es ſich nicht um einen Austauſch, 
ſondern um eine Vereinigung von Leiſtungen oder die Teilung einer 
Vermögensmaſſe handelt. Auch KG.: RheinNotZZ. 1911, 278 hat den 
Fuſions Vertr. als einen auf Austauſch von Leiſtungen gerichteten 
Vertr. i. S. von 8 40 Pr. a. F. angeſehen, bei dem das Be⸗ 
zugsrecht der Aktionäre der untergehenden AktG. auf Aktien der 
übernehmenden Geſellſchaft und ſein Wert für die einzelnen Aktionäre 
für die Gebührenberechnung maßgebend ſei, wenn er ſich höher be⸗ 
werten laſſe als der Wert des von der einen auf die andere Ge⸗ 
ſellſchaft übertragenen Vermögens. Derſelben Auffaſſung iſt DObVer. 
Danzig: DNotV. 1926, 375 JW. 1926, 1576 ff., das aber 
dem Wert des Bezugsrechts der Aktionäre der untergehenden Ge⸗ 
ſellſchaft ausdrücklich den Wert des übereigneten Aktiv vermögens 
ohne Rückſicht auf die darauf laſtenden Verbindlich⸗ 
keiten gegenüberſtellen will. Dieſer Rſpr. hat ſich das Schrifttum 
angeſchloſſen (Mügel, Pr., 7. Aufl., 8 40 a. F. Anm. 1; 
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Bartſcher⸗D.⸗W., Pr., 7. Aufl., $ 38 Anm. 13; Beus⸗ 
haufen, NO., 4. Aufl., § 38 zu Abſ. 1; Rausnitz, NED, 
6. Aufl., $ 38 Anm. 1). Nach Auffaſſung des Sen. iſt der Fuſions⸗ 
Vertr. kein Austauſchvertr. i. ©. von § 38 Abf. 1 Satz 2 PrGGgG., 
ſondern ein geſellſchaftsähnlicher Vertr., alſo ein Vertr., der koſten⸗ 
rechtlich eine Vereinigung von Leiſtungen betrifft. Denn er bezweckt 
die Übertragung des Geſamtvermögens der untergehenden Geſellſchaft 
auf die andere Geſellſchaft gegen Gewährung von Aktien der letzteren 
an die Aktionäre der erſteren, ſo daß dieſe Aktionäre für den ihnen 
gewährten Aktienbetrag der übernehmenden Geſellſchaft in dieſe als 
Mitgeſellſchafter eintreten. Die Vermögensübertragung ſtellt ſich alſo 
gleichſam als eine Geſellſchaftseinlage der zur übernehmenden Geſell⸗ 
ſchaft übergehenden Aktionäre dar (fo auch RheinNotV.: Rhein NotZ. 
1911, 57). In ſolchen Fällen der Vereinigung von Leiſtungen iſt aber 
in Anwendung von § 18 Abſ. 1 Satz 1 i. Verb. m. 8 20 Abſ. 1 Pr⸗ 
GKG. ſtets der Wert des einzubringenden Vermögens ohne Abzug der 
Schulden maßgebend (Mügel⸗Ehm a. a. O. 8 40 Anm. 1; Bart⸗ 
ſcher⸗D.⸗W. a. a. O. 8 38 Anm. 13; Rausnitz a. a. O. 8 38 
Anm. 1; KG.: BurBl. 1928, 21; KG. 1 a X 1611/32). Selbſt wenn 
man jedoch annimmt, daß der Fuſions Vertr. einen Vertr. auf Aus⸗ 
tauſch von Leiſtungen darſtellt, muß man zu demſelben Ergebnis 
kommen. Denn nach § 20 Abf. 1 Satz 1 Pr. iſt bei Berechnung 
des Wertes einer Sache nur der gemeine Wert derſelben in Betracht 
zu ziehen; Schulden (z. B. Hypotheken) find alſo nicht abzuziehen 
(Bartſcher⸗D.⸗W. a. a. O. § 20 Anm. 2 a. E.). Infolgedeſſen iſt 
in allen Fällen, in denen ein Vermögen den Gegenſtand des gebühren⸗ 
pflichtigen Gefchäfts bildet, und nach dem Willen des Geſetzgebers die 
Schulden abgezogen werden ſollen, dies ausdrücklich beſtimmt (vgl. 
8 38 Abſ. 6 PrGgch. — EheVertr. —, 8 75 Abſ. 1 daſ. — Eintra⸗ 
gungen in das Güterrechtsregiſter —, 8 78 Abſ. 4 daſ. — Erbſchein —, 
8 79 Abſ. 3 — Teſtamentseröffnung —, 8 87 Abi. 2 daſ. — erbrecht⸗ 
liche Erklärungen —, 8 90 Abſ. 3 daſ. — Vormundſchaft, Pfleg⸗ 
ſchaft). Wenn 8 88 Abſ. 1 für die unter den 5. Abſchn. fallenden An⸗ 
gelegenheiten den Betrag der den Gegenſtand bildenden Vermögens⸗ 
maſſe ohne Abzug der Schulden für maßgebend erklärt, ſo wird damit 
nur die durch die vorgehenden Ausnahmen der §8 78 Abſ. 4, 79 
Abſ. 3, 87 Abſ. 2 PrGgch. durchbrochene Regel beſtätigt. Bei An⸗ 
ſtellung des in 8 38 Abſ. 1 Satz 2 PrORG. vorgeſehenen Vergleichs 
der beiderſeitigen Leiſtungen müßte dann allerdings dent Aktivver⸗ 
mögen der Wert der Bezugsrechte zuzüglich der übernommenen Paſ⸗ 
ſiven gegenübergeſtellt werden, da ſich ſonſt ein ſchiefes Bild er⸗ 
geben würde. 
(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 31. März 1933, la X 69/70/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


* 

6. 869 Ziff. 3a Pro ch. Die Gebühr für die Ein- 
tragung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes über die 
Erhöhung des Geſellſchaftskapitals bis zu einem Höchſt⸗ 
betrage iſt trotz der Ungewißheit über die Höhe der tat⸗ 
ſächlichen Durchführung nach dem beſchloſſenen Höchſt⸗ 
betrage zu berechnen. 

LG. geht zutreffend von 8 69 Ziff. 3a Abſ. 1 Prob. aus, 
wonach für die Eintragung eines Beſchl. über die Erhöhung des Ge⸗ 
ſellſchaftskapitals die volle Gebühr zu erheben iſt. Hinſichtlich des 
Gegenſtandswertes trifft 8 69 Ziff. 3a Abſ. 2 Satz 1 PrGͤcG. die 
ausdrückliche Beſt., daß bei Erhöhungen des Geſellſchaftskapitals der 
Betrag der Erhöhung maßgebend iſt. Unter dieſem Betrag iſt, wie 
KG. v. 2. Dez. 1932, 1 a K 890/32, ausführlich dargelegt hat, der 
Betrag der beſchloſſenen, nicht der tatſächlich durchgeführten Erhöhung 
zu verſtehen (jo auch ſchon KJ. 53, 305). Daß in dem damals 
entſchiedenen Falle die Erhöhung um einen beſtimmten Geldbetrag 
beſchloſſen war, während hier die Erhöhung bis zu einem Höchſtbetrage 
beſchloſſen iſt, kann in der Bewertung keinen Unterſchied machen. 
Eine Ungewißheit der Durchführung des ErhöhungsBeſchl. beſteht in 
beiden Fällen; nur daß die Erhöhung bei Feſtſetzung eines beſtimmten 
Betrages im vollen Umfange ſcheitert, wenn dieſer Betrag nicht er⸗ 
reicht wird, während ſie bei Feſtſetzung eines Höchſtbetrages inſoweit 
eintritt, als Aktien gezeichnet werden (Koenige, HGB., 2. Aufl., 
8 278 Anm. do; Staub, HGB., 12. u. 13. Aufl., 8 278 Anm. 9; 
RG. 55, 65; RG. 85, 205 1); RJ A. 5, 168; OLG. 10, 244). Wenn 
trotz dieſer Ungewißheit das Geſetz bzgl. der Eintragungsgebühr den 
Betrag der beſchloſſenen Erhöhung ſchlechthin als maßgeblich erklärt, 
ſo bleibt für eine Schätzung im Hinblick auf die Ungewißheit der 
Durchführung in keinem Falle Raum. Ob dasſelbe für die Beurkun⸗ 
dungsgebühr des § 46 PrGͤKG. zu gelten hat, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls aber kann die zu dieſer Gebührenvorſchr. ergan⸗ 
gene Entſch.: DNotV. 1927, 272 nicht ohne weiteres auf die Ein⸗ 
tragungsgebühr angewendet werden, für deren Gegenſtandswert das 
Geſetz eine Sondervorſchr. enthält. 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 7. April 1933, 14 X 351/33.) 
Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 


1) JW. 1914, 935. 
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a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 88 407, 392 HGB. Verſender und Spediteur. Der 
Spediteur kann an ſeine Gläubiger Forderungen, die auf 
Grund des Speditionsverhältniſſes letzten Endes dem 
Verſender zuſtehen (3. B. Nachnahmen), rechtswirkſam nicht 
abtreten. 

Nach 8407 HGB. finden die Vorſchr. über das Kommiſſions⸗ 
geſchäft auf das Speditionsgeſchüft entſprechende Anwendung. 8 392 
HGB. ſtellt eine Schutzvorſchrift zugunſten der Forderungen des Ver⸗ 
ſenders aus dem Speditionsgeſchäft dem Spediteur gegenüber dar. 
Um nämlich Schädigungen des wegen des treuhänderiſchen Verhält⸗ 
niſſes ſchutzbedürftigen Verſenders vorzubeugen, läßt $ 392 Abf. 2 
HGB. dieſe Forderungen im Verhältnis zu dem Spediteur und 
deſſen Gläubigern bereits vor vollzogener Abtretung als For⸗ 
derungen des Verſenders gelten. Es können ſich alſo Gläubiger 
des Spediteurs nicht auf deſſen ſonſt ſelbſtändige Rechtsſtellung 
(8392 Abſ. 1 HGB.) berufen, wenn es ſich um Forderungen handelt, 
die auf Grund des Speditionsverhältniſſes letzten Endes dem Ver⸗ 
ſender zuſtehen. Es iſt daher allgemein anerkannt, daß, wenn ein 
Gläubiger des Spediteurs eine ſolche Speditionsforderung pfändet, ber 
Verſender nach 8 771 8PO. Widerſpruch erheben kann. Es iſt ferner 
anerkannt, daß der Verſender im Konkurſe des Spediteurs hier gem. 
846 KO. ausſonderungsberechtigt iſt. — Aber der Verſender kann 
auch die Speditionsforderungen dann für ſich beanſpruchen, wenn 
der Spediteur ſie etwa an einen ſeiner Gläubiger zur Befriedigung 
oder Sicherung abgetreten hat. Zu dieſem Ergebnis führt ſchon der 
Wortlaut des § 392 Abſ. 2 HGB., demzufolge Forderungen des Ver⸗ 
ſenders aus dem Speditionsgeſchäft dem Spediteur und deſſen Gläu⸗ 
bigern gegenüber ſchlechthin als Forderungen des Verſenders gelten. 
Der Senat vermag daher auch aus dem Hinweis in den Protokollen 
der Kommiſſion zur Beratung eines deutſchen HGB. (S. 707, 729) 
auf den oben hervorgehobenen Fall im Spediteurkonkurſe nichts Gegen⸗ 
teiliges zu entnehmen. Er iſt entgegen der vom RG. (RG. 32, 42) 
ausgeſprochenen Rechtsmeinung der Anſicht, daß es ſich hierbei nur 
um die Anführung eines Veiſpieles gehandelt hat und daß nichts 
gehindert hätte, eine derartig gewollte Begrenzung im 8 392 HGB. 
zum Ausdruck zu bringen. Das iſt nicht geſchehen und ſo muß der 
völlig eindeutige Geſetzeswortlaut, der auch inhaltlich als durchaus be⸗ 
rechtigt erſcheint, maßgebend bleiben. Daß dieſe Anſicht zutreffend iſt, 
ergibt ſich ferner aus folgender Überlegung: Billigt man dem Ver» 
ſender ſchon dann ein Widerſpruchsrecht nach 8 771 3 PO. zu, wenn 
die Speditionsforderung bei dem Spediteur gepfändet iſt, alſo in 
einem Falle, wo der Spediteur ſelbſt nicht tätig geworden iſt, ſo muß 
der Verſender in dem Falle, wo der Spediteur durch eine dem Ver⸗ 
ſender gegenüber möglicherweiſe unehrliche Verfügung die Forderung 
einem ſeiner Gläubiger abgetreten hat, erſt recht die Möglichkeit haben, 
an die Forderung heranzukommen. Eine Abtretung einer ſolchen For⸗ 
derung aus dem vom Verſender abgeſchloſſenen Geſchäft durch den 
Spediteur an einen feiner Gläubiger zwecks Befriedigung oder Siche⸗ 
rung iſt daher unwirkſam. 

(KG., 12. ZivSen., Urt. v. 18. März 1933, 12 U 575/33.) 
Ber. von KR. Dr. Stienen, Berlin. 


* 
Köln. 

2. 88 16, 18 VVG. Verſicherung von Wertgegen! 
ſtänden durch Juweliere: Die allgemeinen Verſicherungs: 
bedingungen find dahin zu verſtehen, daß der Verſiche— 
rungsſchutz ſich auch auf die Beförderung von Juwelen 
durch Beauftragte und ſogar durch Unterbeauftragte des 
Verſicherungsnehmers erſtreckt. Aber die Verſicherung 
deckt nur ſolche Verluſte, die im regulären Inwelenhandel 
und trotz ſorgfältiger Auswahl der Beauftragten entſtehen. 

(OLG. Köln, 3. ZivSen., Urt. v. 12. Okt. 1932, 3 U 464/31.) 
Ber. v. LGR. Dr. Schmit, Aachen, Hilfsricht. a. OLG. Köln. 


Hamburg. II. Verfahren. Gebühren. Koſten. 


3. 5 850 3PO. Das auf Bankkonto überwieſene 
Gehalt oder Ruhegehalt des Beamten genießt Pfändungs- 
ſchutz. 

Die Frage, ob und in welchem Umfang ein auf Bankkonto 
überwieſenes Beamtengehalt Pfändungsſchutz genießt, iſt im 
Schrifttum wie in der Rſpr. ungemein beſtritten. Während OG. 
Hamburg: Rſpr. 29, 235, das KG.: JW. 1930, 35, 62, das ON. 
Dresden: SächſAnnal. 29, 163 und 30, 499 und das OLG. Mün⸗ 
chen: Beamt Arch. 10, 468 den Pfändungsſchutz auch auf die For⸗ 
derung des Beamten gegen die Konto führende Bank erſtrecken, 
haben das OLG. Köln: Recht 34, 297 JW. 1931, 2147 und 
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KG.: JW. 1932, 183 in Abänderung ſeiner früheren Auffaſſung 
jeden Vollſtreckungsſchutz zugunſten einer ſolchen Forderung ver⸗ 
neint. Für den Schutz treten Stein⸗Jonas 14. Aufl., 5850 
Abſ. 1 Nr. 8 Anm. I Abſ. 1 und Appelius: JW. 1931, 20888 
3PO. ein. Dagegen ſprechen ſich Grunau: JW. 1931, 2082 
und Niſchk: Staats⸗ und Selbſtverwaltung 1931, 120 aus. 

NG. 133, 249 ff. auf S. 256 führt aus: 

„Den 88 394, 400 BOB. i. Verb. m. 8 850 Abſ. 1 Nr. 7 und 8 
ZBO., welche im öffentlichen Intereſſe erlaſſen ſind (RO. 106, 
205) und ſich im Gegenſatz zu den bei Lohnforderungen geltenden 
Grundſätzen auch auf rückſtändige Bezüge beziehen (RG. Urt. v. 
14 Mai 1912 III 284/11), iſt der geſetzgeberiſche Gedanke zu ent⸗ 
nehmen, daß einem Beamten nicht durch im voraus getroffene 
Verfügungen und eingegangene Verpflichtungen ſein Exiſtenz⸗ 
minimum genommen werden kann derart, daß es ihm unmöglich ge⸗ 
macht wird, in Erfüllung feiner öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung 
ſeine ganze Kraft dem Staat oder dem Gemeinweſen zu widmen. 

Dieſer Schutz findet nur darin ſeine Grenze, daß der Be⸗ 
amte in der Verfügung über die tatſächlich erhaltenen Beträge in 
vollem Umfange frei iſt und bleibt. Demgemäß iſt die von einem 
Beamten mit der Bank, auf die ſeine Bezüge überwieſen werden, 
etwa getroffene Abrede, daß dieſe ſich mit den Bezügen bezahlt 
machen ſoll, an ſich zuläſſig, ſofern nicht im Einzelfalle infolge 
beſonderer Abreden der Charakter als unpfändbare Forderung auch 
noch nach Überweiſung beſtehen bleibt und ſomit die Einräumung 
einer nach 8394 BGB. 9 Aufrechnungsbefugnis vor⸗ 
liegt. Denn die Uberweiſung auf die Bank tritt im Regelfalle an 
die Stelle der baren Auszahlung an den Beamten. Das Aufhören 
des Schutzes mit dem Augenblick der Auszahlung findet ſeinen 
Grund darin, daß nunmehr der freie und ungebundene Wille des 
Beamten entſcheidend für die Verwendung feiner Bezüge fein muß 
und deshalb das Bedürfnis eines Schutzes entfällt, ſoweit nicht die 
ER der erhaltenen Geldmittel gem. § 811 Nr. 8 ZPO. im 

‚mtereffe des Beamten ausgeſchloſſen iſt. Auch diefer Veit. iſt der 
Wille des Geſetzgebers zu entnehmen, für die Beamten zwecks Auf⸗ 
rechterhaltung ihrer Exiſtenzmöglichkeit zu ſorgen.“ 

Dieſe Verwirrung der Rſpr. beruht darauf, daß der Geſetz⸗ 
geber von der Barzahlung des Gehalts, die, als das Geſetz ent⸗ 
tand, faſt allein üblich war, ausgeht und nichts für die bereits in 
fruheren Jahren immerhin mögliche Überweiſung auf Bankkonto 
beſtimmt. Wollte man in dieſem heute die Regel bildenden Falle 
der Überweiſung des Gehalts auf das Konto des Beamten jeden 
Schutz verſagen, jo würden die mteiften Beamten des Pfändungs⸗ 
ſchutzes entbehren, den fie, ſolange fie im Dienſt find, vorwiegend 
im Futereſſe des Gemeinweſens, dem ſie dienen, genießen. Auch 
würde die im volkswirtſchaftlichen Intereſſe dringend wünſchens⸗ 
werte bargeldloſe Zahlung auf einem ihrer weſentlichſten Anwen⸗ 
dungsgebiete ſtarker Einſchränkungsgefahr unterliegen. 

Nicht leugnen läßt ſich freilich, daß die nach 8850 Abi. 1 
Ziff. 8 und Abf. 2 ZPO. der Pfändung in beſtimmtem Umfange 
nicht unterworfene Forderung des öffentlichen Rechts auf Dienſt⸗ 
einkommen oder Ruhegehalt in dem Augenblick getilgt iſt, in 
dem der Betrag dem Beamten bei ſeiner Bank zur Verfügung 
ſteht. An die Stelle jenes Anſpruchs aus dem Beamtendienſtver⸗ 
trage iſt der privatrechtliche Anſpruch gegen die Bank aus der zu 
beſtimmten Bedingungen vereinbarten Geſchäftsbeſorgung i. S. des 
8675 BEB. getreten. Eine Forderung gegen den Staat oder das 
Gemeinweſen, die vor Pfändung geſchützt werden könnte, iſt nicht 
mehr vorhanden. Allein der bargeldloſe Zahlungsverkehr, der den 
Geſetzgeber der älteren Zeit wenig beſchäftigte und keinenfalls als 
wünſchenswerter Regelfall vorſchwebte, hat die Folge gehabt, daß 
die Überweiſung auf Bankkonto vom Verkehr als Zahlung und 
die Forderung gegen die Konto führende Bank als Geld behandelt 
wird. Folglich muß auch die Forderung gegen die Bank i. S. der 
Verkehrsanſchauung durch den Schutz gedeckt ſein, den § 811 Ziff. 8 
BO. dem Gelde verleiht, das vom Gerichtsvollzieher im Beſitz 
des Beamten gefunden wird. J. S. der Rechtsanwendung handelt 
es ſich naturgemäß um eine Analogie. Iſt die Forderung gegen 
die Bank oder die Poſt Geld, ſo hindert auch der Pfändungsſchutz, 
weil ſie ihn nicht auf Grund der vom Geſetzgeber der früheren 
Zeit zum Schutz der Forderungen allein gedachten Beſt. der 
850 ff. BOB. genießt, den Beamten trotz der 8§ 394, 400, 
1274 Abſ. 2 BOB. nicht, über dieſes „Geld“ nach freiem Belieben, 
ſobald die Gutſchrift vorgenommen worden iſt, zu verfügen, ob⸗ 
wohl es gegen ſeinen Willen im Rahmen des 8 811 HH. 8 35O. 
nicht angetaſtet werden darf. Ohne die analoge Anwendung des 
§ 811 Ziff. 8 ZPO. ſind die Zwecke, die der Geſetzgeber mit den 
ſich zwar nach ſeiner Vorſtellung, aber nicht nach ihrem Wortlaut, 
reſtlos ergänzenden 88 811 Ziff. 8, 850 Abs. 1 Ziff. 8 PO. ver- 
folgt, unter den heutigen Wirtſchaftsverhältniſſen nicht mehr er⸗ 
reichbar. Schwierigkeiten mit der Bank oder Nachteile fur den Be⸗ 
amten, wie ſie in Verfügungsbeſchränkungen liegen würden, kon⸗ 
nen alſo nicht entſtehen, wenn man nur klar die Sonderſtellung 
erkennt, die Forderungen der Beamten aus Poſtſcheck⸗ oder Giro⸗ 
verträgen hinſichtlich des Vollſtreckungsſchutzes einnehmen. Sie ſind 


„Geld“ i. S. eines Geſetzes, das aus einer Zeit ſtammt, die noch 
nicht bargeldloſe Zahlungen als auch für den täglichen Verkehr 
unter Nichtkaufleuten wünſchenswert erkannt hatte. 

Dem Schuldner muß alſo ein Geldbetrag verbleiben, der dem 
der Pfändung nicht unterworfenen Teile ſeines Ruhegehalts für 
die Zeit von der Pfändung bis zum nächſten Termin der Ruhe⸗ 
gehaltszahlung, der unſchwer aus dem Bankkonto feſtgeſtellt wer⸗ 
den kann, gleichkommt. Der Pfändung nicht unterworfen iſt das 
Ruhegehalt nach § 850 Abſ. 1 Ziff. 8 und Abſ. 2 in Höhe von 
165 2A monatlich und zwei Drittel des Mehrbetrages. 

Nach der richtigen Auffaſſung des LG., daß die Forderung 
gegen die Bank keine Ruhegehaltsforderung i. S. des § 850 ZPO. 
ſei, durfte niemals eine Pfändung etwa ſpäter auf dem Bankkonto 
eingehender Raten des Ruhegehalts ausgeſprochen werden, weil 
8 832 3 PO. auf die durchaus einheitliche Forderung eines Bank⸗ 
konteninhabers gegen die Bank auf Auskehrung des Saldos nicht 
angewandt werden kann. 

(OLG. Hamburg, 2. ZivSen., Beſchl. v. 6. April 1933, Bs 2 II 
66/33.) 


Eingeſ. von OS GR. Dr. de Boor, Hamburg. 
* 


Kiel. 


4. 868 RVerſorg G.; § 811 Nr. 2 BRD. Pfändbar⸗ 
keit banküberwieſener Verſorgungsgebührniſſe. 

Verſorgungsanſprüche find nach 868 RVerſorgG. zwar an 
ſich im allgemeinen unpfändbar. Die rechtliche Natur als Verſor⸗ 
gungsanſpruch endet aber mit der dem Willen des Gläubigers ent⸗ 
ſprechenden Überweiſung an eine Bank oder an eine Sparkaſſe. 
Der Anſpruch als Verſorgungsanſpruch erliſcht mit der Überwei⸗ 
ſung, die als Leiſtung an Erfüllungs Statt das Schuldverhältnis 
beendet. An ſeine Stelle tritt der Anſpruch gegen die Bank oder 
die Sparkaſſe auf Auszahlung des Guthabens. Dieſer Anſpruch 
gegen die Bank iſt kein Verſorgungsanſpruch mehr, ſondern ein 
Anſpruch, der ſich auf die Einzahlung des Betrages bei der Bank 
gründet, alſo ein Anſpruch aus Bankguthaben bzw. aus Konto⸗ 
korrent. Für die rechtliche Natur dieſes Anſpruchs iſt es gleich⸗ 
gültig, aus welchem Rechtsgrunde der Dritte die Einzahlung auf 
das Konto des Gläubigers bei der Bank bewirkt hat. Dieſer An⸗ 
ſpruch aus Bankguthaben aber unterliegt nach dem Geſetz keiner 
Unpfändbarkeit, und die geſetzlichen Beſt. über die Unpfändbarkeit 
von Forderungen können auch nicht entſprechend angewendet wer⸗ 
den, da es ſich um Ausnahmevorſchr. handelt, die nicht ausdehn⸗ 
bar ſind. Demgegenüber kann auch der Hinweis darauf, daß es 
ſich wirtſchaftlich um ein und W Forderung handele, 
nicht durchgreifen. Auch der vom LG. beſchrittene Mittelweg iſt 
nicht gangbar. Es ſucht zu helfen mit einer entſprechenden An⸗ 
wendung des 8 811 Nr. 2 ZPO., wonach dem Schuldner die Geld⸗ 
mittel für einen zweiwöchigen Bedarf belaſſen werden ſollen. Die 
Anwendung des J 811 Nr. 2 verbietet ſich indeſſen ſchon aus dem 
Grunde, weil dieſe Vorſchr. die Pfändung von Sachen betrifft, 
während es ſich hier um die Pfändung von Forderungen handelt. 
Auch 8 811 enthält Ausnahmevorſchr., die auf andere rechtliche 
Verhältniſſe nicht übertragen werden dürfen. Die Ablehnung der 
Pfändbarkeit des Bank⸗ oder Sparkaſſenguthabens würde überdies 
zu unhaltbaren Ergebniſſen führen. Denn die Bank würde gegen 
das Guthaben des Schuldners nicht aufrechnen können ($ 394 
BGB.), und es würden ein Kontokorrentverkehr ſowie die Ver⸗ 
einbarung eines ſolchen unmöglich gemacht werden. Auch würde, 
wenn von mehreren Seiten Einzahlungen auf das Konto erfolg⸗ 
ten, die Bank die einzelnen Teilbeſtände des einheitlichen Bank⸗ 
guthabens je nach dem Rechtsgrunde der einzelnen Einzahlung 
verſchieden behandeln müſſen, was allen Grundſätzen des Bank⸗ 
und auch Sparkaſſenverkehrs widerſprechen würde. Auch das KB. 
hat ſich in Abweichung von ſeinem früheren Standpunkt jetzt die⸗ 
fer Anſicht angeſchloſſen (vgl. SW. 1932, 183 gegen den früheren 
Beſchluß: JW. 1930, 3562; vgl. auch OLG. Köln: JW. 1931, 
2147 und den Aufſatz von Grunau: JW. 1931, 2082). Ebenſo 
das RG. in RG. 133, 256. 

(OLG. Kiel, Beſchl. v. 16. Febr. 1933, 2 W 48/33.) 


Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


III. Konkursordnung. Vergleichsordnung. 
Dresden. 

5. 8 28 Verglo. Der Gläubiger eines noch nicht 
beiderſeits voll erfüllten Vertrages kann ſich der Beteili⸗ 
gung am Vergleichs verfahren durch eine Rücktrittserklä⸗ 
rung nach Eröffnung des Verfahrens entziehen. }) 

Im Zeitpunkte der Eröffnung des Vergleichsverfahrens hatte 
die Bekl. als Käuferin den Kaufpreis noch nicht voll bezahlt, 
während die Kl. ihren Verkäuferpflichten inſofern nicht vollſtändig 


Zu 5. Der Entſch. und ihrer Begr. vermag ich nur zuzu⸗ 


1848 


nachgekommen war, als fie das Eigentum an den unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gelieferten und von der Bekl. nicht weiterverkauften 
Waren noch nicht übertragen hatte. Die Kaufverträge waren ſo⸗ 
nach beiderſeits nicht voll erfüllt. Es findet daher $4 VerglO. An⸗ 
wendung, wonach die Kl. mit ihren Anſprüchen, die auf den gegen⸗ 
ſeitigen Kaufverträgen beruhen, nicht an dem Verfahren beteiligt 
iſt und nicht von dem Vergleiche betroffen wird. Bei dieſer Sach⸗ 
lage konnte die Bekl. die Beteiligung der Kl. am Vergleiche, und 
zwar mit einem Schadenserſatzanſpruche wegen Nichterfüllung nur 
mit Hilfe des in § 28 VerglO. vorgeſehenen Verfahrens, alſo durch 
die mit gerichtlicher Ermächtigung vorgenommene Erfüllungs⸗ 
ablehnung herbeiführen. Dieſem Verfahren, von dem die Bekl. 
Gebrauch machte, kam die Kl. durch ihre — nach der Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens erfolgte — Rücktrittserklärung zuvor. 
Zum Rücktritte war die Kl. gem. der Auslegungsregel des $ 455 
BGB. berechtigt, da die Bekl. ſich vor Abgabe der Rücktrittserklä⸗ 
rung unſtreitig im Verzuge befand und beſondere Abmachungen 
vn diefen Fall nicht behauptet find. Belt. der VerglO., die die 
usübung des Rücktrittsrechts während des Vergleichsverfahrens 
ausſchließen, in gleichfalls nicht vorhanden, insbeſ. kann ein 
ſolcher Ausſchluß nicht aus § 28 VerglO. gefolgert werden. 

Durch den Rücktritt wurde das urſprüngliche obligatoriſche 
Vertragsverhältnis rückwirkend beſeitigt. An ſeine Stelle iſt ein 
geſetzliches e getreten, das auf Rückgewähr der 
empfangenen Leiſtungen bzw. ſoweit die Waren infolge Weiter⸗ 
veräußerung nicht mehr herausgegeben werden können, auf Wert⸗ 
erſatz gerichtet iſt. Dieſer Werterſatzanſpruch, der der Höhe nach 
von der Bekl. nicht beſtritten iſt, deckt fie im vorl. Falle mit dem 
Kaufpreiſe der Waren und beruht, da die Unmöglichkeit der Rück⸗ 
gewähr nicht auf ein Verſchulden der Bekl. zurückzuführen iſt, ſon⸗ 
dern die Folge ordnungsmäßiger, von beiden Parteien gebilligter 
Geſchäftsgebarung darſtellt, nicht auf 8 347, ſondern auf § 346 
Satz 2 BGB. Dieſe Beſt. ſpricht zwar anders als § 818 Abſ. 2 
BGB. nicht von allen Leiſtungen, deren Beſchaffenheit eine Rück⸗ 
gewähr in Natur unmöglich macht oder werden läßt bzw. deren 
Herausgabe dem Schuldner aus einem anderen Grunde 5 
iſt, iſt aber, ſoweit fie nicht dem 8347 BGB. unterfallen, na 
ihrem Zwecke auf ſolche, insbeſ. ganz allgemein auch auf die 
Fälle zu erſtrecken, in denen der Schuldner unverſchuldet zur 
995 889 5 in Natur außerſtande iſt. Für eine ſolche Leiſtung iſt 
der Wert der herauszugebenden Sache zur Zeit des Empfangs, 
wenn aber im Vertrage eine Gegenleiſtung in Geld verſprochen iſt, 
dieſe Gegenleiſtung zu vergüten (vgl. RGG.: JW. 1911, 756 11; die 
oben angeführte Entſch. des OLG. Düſſeldorf, Planck⸗Siber 
zu § 346 Nr. 2). 

Entſcheidend iſt nun, ob die Kl. mit ihrem Anſpruche auf 
1 am Vergleichsverfahren beteiligt iſt oder nicht. Dies 
hängt davon ab, wann das geſetzliche Schuldverhältnis, auf dem 
dieſer Anſpruch beruht, entſtanden iſt, ob vor oder nach der Er⸗ 
öffnung des Vergleichsverfahrens. Im erſten Falle wäre die Kl., 
weil auch die Legalobligation ein gegenſeitiges Schuldverhältnis 
darſtellt und daher die §8 4 und 28 VerglO. entſprechend anwend⸗ 
bar find (Jaeger, KO., § 17 Anm. 19; Mentzel, 817 Anm. 1 
für den Konkurs; Kieſow 84 Anm. 15; Mayer S. 88 Anm. 7 
für den Vergleich; anders das KG. im Urt. v. 12. Juli 1932) am 
Vergleichsverfahren beteiligt, im zweiten Falle hingegen nicht, da 
der Werterſatzanſpruch alsdann gem. § 2 VerglO. ein Neugläu⸗ 
bigerrecht bildete. Das LG. hat unter Bezugnahme insbeſ. auf die 
Entſch. des KG. v. 12. Juli 1932 angenommen, daß die auf 
Grund des Rücktritts ſich ergebenden Anſprüche, wenn auch als 
bedingte, bereits mit dem Vertragsabſchluſſe begründet worden 
ſeien, und iſt von dieſer Auffaſſung aus zur Abweiſung der Klage 
gelangt. Dabei bezieht ſich das LG. inſoweit offenſichtlich zu Un⸗ 
recht auf die KGeEntſch., denn dort wird übereinſtimmend mit dem 
RG.: 83. 1915, 218 ausgeführt, daß das geſetzliche Schuldverhält⸗ 
nis im Falle des 8455 BGB. nicht ſchon bei Vertragsabſchluß, 
ſondern mit dem Zahlungsverzuge des Käufers entſtehe. Der Senat 
kann ſich weder der Anſicht des RG. und KG. noch der des LG. 


ſtimmen; ich verweiſe in dieſer Beziehung auf meine Bemer⸗ 
kungen zu dem Aufſatz von Weſterhauſen (JW. 1933, 1811). 
Ob man die Worte des § 346 BGB. „wenn der Rücktritt erfolgt“ 
mit dem OLG. zeitlich auffaſſen kann oder gar muß, iſt vielleicht 
zweifelhaft; man braucht aber dieſes ſprachliche Argument auch 
nicht, da ſich aus dem vertragsvernichtenden Weſen des Rück⸗ 
tritts ſchon die e lehung des geſetzlichen Schuldver⸗ 
hältniſſes ergibt. Das OLG. unterſcheidet mit Recht zwiſchen der 
Entſtehung des Rücktrittsrechts, d. h. des Rechts zum Rücktritt, 
und dem Rücktritt, d. h. der Ausübung jenes Rechts. Das Rück⸗ 
trittsrecht äußert gar keine ſchuldrechtlichen Wirkungen; es gibt 
dem Berechtigten nur eine Befugnis, ſolche Wirkungen zu 100 
fen. Es kann daher unmöglich maßgebend fein für die Feſtſtellung 
des Zeitpunktes, zu dem dieſe ſchuldrechtlichen Wirkungen ent⸗ 
ſtehen. Der Rücktritt, die Ausübung des Rücktrittsrechts, vernich⸗ 
tet das bisherige Vertragsverhältnis und ſetzt an ſeine Stelle ein 
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anſchließen, ſondern tritt der in der Entſch. v. 4. Febr. 1932 ent⸗ 
haltenen Auffaſſung des DLG. Düſſeldorf bei, die mit der 
Kieſows: KonkTrW. 1932, 85 und in deſſen Komm. z. VerglO., 
4. Aufl., §4 Anm. 15 a und § 28 Anm. 17 übereinſtimmt, wonach 
das geſetzliche Schuldverhältnis erſt durch die Erklärung des Rück⸗ 
tritts entſteht und daher, falls dieſer erſt nach der Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens erklärt worden iſt, ein Neuſchuldverhältnis 
darſtellt. Richtig iſt, daß das Rücktrittsrecht, d. i. das Recht zum 
Rücktritt im Falle des § 455 BGB. bereits mit dem Verzugs⸗ 
falle entſteht. Auch fich es zu, daß das Rücktrittsrecht nicht los⸗ 
gelöſt vom urſprünglichen Vertrage entſteht. Gerade deshalb aber, 
weil das Rücktrittsrecht, das Recht zurückzutreten, das nach ein⸗ 
helliger Anſicht von Wiſſenſchaft und Praxis ſeiner Natur nach ein 
Geſtaltungsrecht iſt, innerhalb des urſprünglichen Vertrags zur 
Entſtehung gelangt, kann es nur als ein Teil von dieſem ange⸗ 
ſehen werden; es bildet alſo nur ein Recht mehr für den Vertrags⸗ 
gläubiger, vergleichbar dem Rechte z. B. aus 88 325, 326 BGB., 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Daß das 
Rücktrittsrecht daneben die weitere Wirkung hätte, ein bedingtes 
geſetzliches Schuldverhältnis gleichzeitig hervorzubringen, kommt 
im Geſetze nirgends zum Ausdrucke. Soweit das Geſetz Rücktritts⸗ 
rechte gibt, geſchieht das ſtets im Rahmen ſolcher Beſt., die den 
urſprünglichen Vertrag zum Gegenſtande haben, ſo z. B. in den 
88 325, 326 und 455 BGB. Daraus kann nur gefolgert werden, 
daß das Rücktrittsrecht, das Recht zum Rücktritte, lediglich ein 
Recht innerhalb des beſtehenden Vertrags ſein ſoll. Andernfalls 
wäre zum Ausdruck gebracht worden, daß daneben ſchon ein be⸗ 
dingtes geſetzliches Schuldverhältnis beſteht. Das geſetzliche Schuld⸗ 
verhältnis findet im Geſetz an ganz anderer Stelle Erwähnung, 
nämlich in §§ 346 ff. und unter dem Titel „Rücktritt“. Dieſer 
Rücktritt iſt aber etwas ganz anderes als das Rücktrittsrecht, das 
Recht zum Rücktritte, das im 5. Titel des 2. Abſchn. des Rechts 
der Schuldverhältniſſe — als vertragliches — vorausgeſetzt 
wird. Er iſt die rechtsgeſtaltende Willenserklärung, die den ur⸗ 
ſprünglichen Vertrag vernichtet und an ſeine Stelle das geſetzliche 
Schuldverhältnis, die Rechte aus dem Rücktritte ſetzt. Das Geſetz 
ſtellt es alſo für das Entſtehen des geſetzlichen Schuldverhältniſſes 
nicht auf das Rücktrittsrecht, ſondern auf den Rücktritt 
ab. In § 346 BGB. wird ausdrücklich erklärt, die empfangenen 
Leiſtungen ſind zurückzugewähren, „wenn der Rücktritt 
erfolgt“. Damit hat der Geſetzgeber eindeutig erklärt, in wel⸗ 
chem Zeitpunkte das geſetzliche Schuldverhältnis entſteht, und damit 
eine Regelung getroffen, die dem Weſen der Geſtaltungsrechte 
allein entſpricht, das darin beſteht, die Rechtsverhältniſſe mit einem 
Schlage umzugeſtalten. Andernfalls könne man auch nicht umhin, 
neben dem aufſchiebend bedingten geſetzlichen Schuldverhält⸗ 
nis den Kaufvertrag als durch die Erklärung des Rücktrittsrechts 
auflöſend bedingt anzunehmen, ſo daß zwiſchen denſelben Par⸗ 
teien gleichzeitig zwei Rechtsverhältniſſe mit genau entgegen⸗ 
geſetzten Bedingungen beſtänden. Das aber hat das Geſetz gerade 
verhindert, indem es die beiden Rechtsverhältniſſe durch § 346 
BGB. nacheinander entſtehen und beſtehen laßt und indem es das 
Rücktrittsrecht als Geſtaltungsrecht und nicht als Be⸗ 
dingung ausgeſtaltet hat. Aus alledenı ergibt fi), daß ſich das 
Entſtehen des geſetzlichen Schuldverhältniſſes ſchon mit dem Ver⸗ 
zugsfalle nicht damit begründen laßt, daß das Rücktrittsrecht ein 
Recht iſt, das auf dem urſprünglichen Vertrage beruht oder, wie 
das KG. a. a. O. ſagt, daß das geſetzliche Schuldverhältnis nicht 
ſpontan und völlig neu, vom bisherigen Vertragsboden gänzlich 
losgelöſt entſteht. Nur eine unbewieſene Behauptung iſt auch die 
Anſicht des KG., daß das geſetzliche Schuldverhältnis für den Fall 
des vorgeſehenen Rücktritts ſchon vorher gewollt war. Wieſo 
daraus allein, daß zwei Parteien ein Rücktrittsrecht vereinbaren, 
der Parteiwille zu entnehmen ſein ſoll, auch das geſetzliche Schuld⸗ 
verhältnis ſchon vorher, alſo zuſammen mit dem Rücktrittsrecht 
entſtehen zu laſſen, iſt nicht erſichtlich. Entſcheidend iſt vielmehr 
allein, daß nach § 346 BGB. das geſetzliche Schuldverhältnis ent⸗ 
ſteht, „wenn der Rücktritt erfolgt“, und nicht, wenn das Rücktritts⸗ 


anderes nicht vertragliches Schuldverhältnis, das einen beſtimmten 
geſetzlichen Inhalt hat; auch der Rücktritt hat alſo nur mittelbar 
ſchuldrechtliche Wirkungen, unmittelbar wirkt er dinglich durch 
Umſchaffung des alten in ein neues Schuldverhältnis. Iſt das 
aber ſo, dann kann man ſchwerlich ſagen, daß das aus der Aus⸗ 
übung des Rücktrittsrechts entſpringende geſetzliche Schuldverhält⸗ 
nis irgendwie bedingt ſchon bei der Entſtehung des Rücktritts⸗ 
rechts vorhanden geweſen iſt. Das OLG. nimmt für den allein 
1 Erörterung unterliegenden Fall des § 455 BGB. an, da 
as Rücktrittsrecht mit dem Verzuge des Schuldners entſteht. J 
möchte ihm hierin nicht folgen. Das Rücktrittsrecht entſteht doch 
wohl mit dem Vertrage, in dem es verabredet iſt oder (§ 455) als 
verabredet gilt. Der Verzug ſtellt den Tatbeſtand dar, bei deſſen 
Eintritt es ausgeübt werden darf. Dieſer Unterſchied in der Be⸗ 
trachtung iſt jedoch für das Ergebnis ohne Bedeutung. 

SenPräſ. a. RG. Dr. Kieſow, Leipzig. 
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recht zur Entſtehung gelangt. Iſt der Rücktritt alsdann, wie hier, 
nach der Eröffnung des Vergleichsverfahrens erfolgt, ſo ſtellt 
ſich der Werterſatzanſpruch als Neuforderung dar, er unterfällt 
daher auch dann nicht dem Vergleichsverfahren, wenn die Bekl. 
nach 8 28 VerglO. die Erfüllung ablehnt. Dieſe Erklarung trifft 
dann ins Leere, da ein Vertrag nicht mehr beſteht und ein 
geſetzliches Schuldverhältnis, gegen das ſich die Ablehnung rich⸗ 
ten könnte, z. Z. der Eröffnung des Vergleichsverfahrens noch 
nicht beſtanden hat. Unbegründet erſcheint auch die Anſicht des 
Kg., daß nur feine Entſch. dem Sinne der VerglO. und den Er⸗ 
forderniſſen der Wirtſchaft entſpräche. Aus der VerglO. ergibt ſich 
im Gegenteil, daß 8 28 VerglO. die einzige Möglichkeit bezeichnet, 
einen nicht am Verfahren beteiligten Gläubiger nach der en 
nung noch zur Teilnahme am Verfahren zu zwingen (vgl. RO. 
129, 228 ff. ) letzter Satz). Kann dieſe Beſt., wie im vorl. Falle, 
nicht angewendet werden, ſo geht es nicht an, unter Ber. auf 
den Sinn der VerglO. weitere Fälle zu begründen, die den an 
ſich nicht vom Verfahren betroffenen Gläubiger zur Teilnahme 
an dieſem nötigen. Noch weniger erſcheint es angängig, die bei 
Erörterung des Begriffs des Rücktritts vom KG. aufgeſtell⸗ 
ten Behauptungen und Ergebniſſe damit zu begründen, daß ſie 
dem Sinne der Vergleichsordnung gerecht würden. Er⸗ 
wägungen über den Rücktritt können ſich nur ſelbſt tragen, oder 
es iſt nichts an ihnen. Mit den Beſt. des Vergleichsrechtes kön⸗ 
nen ſie nicht in Zuſammenhang gebracht werden. Auch der Vor⸗ 
wurf des KG., daß es anderenfalls auf ein Wettrennen ankomme, 
iſt ungerechtfertigt. In der VerglO. ift die Möglichkeit des Gläu⸗ 
bigers, wegen Verzugs vom Vertrage zurückzutreten, nicht behan⸗ 
delt. Daraus kann man, insbeſ. deswegen, weil der 8 28 VerglO. 
eine nan eie iſt, nur e daß dem Schuldner gegen⸗ 
über dieſem Gläubigerrecht kein beſonderer Rechtsbehelf zuſtehen 
ſoll. Dieſer Anſicht iſt auch das KG., inſofern es annimmt, daß 
der Rücktritt noch während des Vergleichsverfahrens autäfig iſt. 
Dann iſt es aber nur eine natürliche Folge, daß derjenige beſſer 
dafteht deſſen Recht eher entſtanden iſt. Im Falle, daß über das 
Vermögen des Käufers das Vergleichsverfahren eröffnet iſt, wird 
meiſt der Verzug und damit das Rücktrittsrecht des Gläubigers 
eber entſtanden ſein als die Ablehnungsbefugnis des Schuldners. 
Das iſt aber nichts Au ergewöhnliches, ſondern eine reine Tat⸗ 
frage. Macht dann der Hlaubiger von feinem Rücktrittsrecht Ge⸗ 
brauch, ſo liegt kein Wettrennen vor, ſondern nur die Ausübung 
eines Rechts, das zufällig früher begründet iſt, aber auch einmal 
gleichzeitig oder ſpäter entſtehen kann als das Ablehnungsrecht 
des Schuldners; oft wird ſogar überhaupt kein Rücktrittsrecht des 
Gläubigers gegeben ſein, da es am Schuldnerverzuge fehlt. Fehl 
gehen die Ausführungen des KG. auch inſoweit, als es meint, 
die hier vertretene Auffaſſung gebe den Gläubigern Rechte, die 
weit über den Sicherungsgrad des Eigentumsvorbehalts hinaus⸗ 
gingen. Dabei überſieht das KG. aber, daß dieſe günſtige Rechts⸗ 
ſtellung des Gläubigers gar nicht auf dem Eigentumsvorbehalt 
beruht, ſondern die Folge des nach der Auslegungsregel des 8455 
BGB. im Zweifel anzunehmenden vereinbarten Rüd- 
trittsrechts iſt. Daß dieſes aber Wirkungen zeitigt, die mit 
dem Zwecke des Eigentumsvorbehalts nichts gemein haben, bedarf 
keiner weiteren Ausführungen und iſt ohne Zweifel bei Schaf⸗ 
fung des § 455 BGB. auch dem Geſetzgeber bewußt geweſen, ohne 
ihn davon abzuhalten, dieſe Auslegungsregel aufzustellen. Die 
Auffaſſung, daß das geſetzliche Schuldverhältnis zuſammen mit 
dem Rücktrittsrechte entſteht, laßt ſich auch nicht mit Lehmann, 
Feſtgabe für R. Schmidt, 1932, S. 369 damit begründen, daß es 
ſich bei den Rückgewähranſprüchen wegen Rücktritts dem Weſen 
nach um Bereicherungsanſprüche handele. Kieſow a. a. O. macht 
demgegenüber ſehr zu Recht geltend, daß es ich, ſofern dieſe 
Rückgewähranſprüche anzuſehen ſeien, jedenfalls um eine Berei⸗ 
cherung ob causam finitam handle. Dieſer Wegfall des Rechts⸗ 
grunds tritt aber zweifellos nicht mit dem Entſtehen des Rück⸗ 
trittsrechts ein, ſondern erſt mit dem Rücktritte, jo daß gerade 
der Hinweis auf die Natur des Rückgewähranſpruchs als Be⸗ 
reicherungsanſpruchs einmal mehr beweiſt, daß das geſetzliche 
Schuldverhältnis erſt mit dem Rücktritt entſteht. . 

Es wäre auch unbillig, Gläubigern, die ſich durch ein vom 
Geſetz zugelaſſenes und verkehrsübliches Mittel geſichert haben, 
die hiermit verbundenen Vorteile gerade dann vorzuenthalten, 
wenn ſie ihrer, wie im Vergleichsverfahren des Schuldners, am 
meiſten bedürfen. Wenn hierdurch die Ausſichten der am Ver⸗ 
gleichsverfahren beteiligten Gläubiger verſchlechtert werden, ſo 
iſt das nur die Folge davon, daß dieſe ihre Anſpruche nicht auch 
geſichert haben, aber keine Unbilligkeit. Am wenigſten jedoch iſt 
es angängig, mit ſolchen Erwägungen nur zum Zwecke der Forde⸗ 
rung der Vergleichsverfahren die begründeten Rechte der Gläu⸗ 
biger über das im Geſetz vorgeſehene Maß hinaus zu beſchränken. 

Der hier vertretenen 0 und zwar ſämtlich für den 
Vergleichsfall, find außer Kieſow a. a. O. und dem OLG. Duſ⸗ 


1) JW. 1930, 2782. 


ſeldorf a. a. O.: KonkTrW. 1932, 79 noch Edelſtein ebenda 
S. 55; AG. München⸗Gladbach ebenda 1931, 139 und LG. Gera 
v. 19. Dez. 1932, 55/32. 

Die Gegenmeinung allerdings mit voneinander abweichen⸗ 
der Begr. vertreten für den Konkursfall RG. a. a. O.; Jaeger, 
KO., § 17 Anm. 19, für das Vergleichsrecht KO. a. a. O.; Levy: 
KonkrW. 1931, 142; Mayer ebenda 1932, 65; Schumann 
ebenda S. 153; Cohn: JW. 1932, 146; Lehmann in „Seit 
ſchrift für R. Schmidt 1932, 359 ff. und Stülp, Eigentums⸗ 
vorbehalt S. 71“. 

(Os. Dresden, Urt. v. 4. Mai 1933, 15 0 8/33.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Wilhelm Michaelis, Berlin. 
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6. Auch Wägungen oder Meſſungen zu Zwecken der 
Lieferungskontrolle und der etwaigen Geltendmachung 
eines Preisänderungsanſpruchs in gewerblichen Betrieben 
unterliegen den Vorſchriften der 88 6, 22 Maß O. vom 
30. Mai 1908. +) 


Im Gegenſatz zu der Ausdrucksweiſe des StGB iſt nach der 
herrſchenden Auffaſſung, der zu widerſprechen der Senat keinen 
Anlaß hat, i. S. der Maß O. ein Wägen im öffentlichen Verkehr 
nicht erſt dann gegeben, wenn unbekannt iſt, welche und wieviele 
Perſonen an dem Verkehr beteiligt ſind, ſondern ſchon dann, wenn 
das Wägen ſich nicht lediglich im inneren Betriebe des Hotels 
abſpielt, nicht lediglich für den Privatgebrauch des Hotels erfolgt, 
etwa als Grundlage für Einträge in Bücher des Hotels oder, wie 
bei der Hausfrau, zur Bemeſſung der Beſtandteile einer Speiſe. 
Sobald die Rechtsbeziehungen zu Dritten nach außen durch das 
Wiegeergebnis irgendwie berührt werden ſollen oder können, dann 
geſchieht das Wägen im öffentlichen Verkehr i. S. von $6 Maßd. 
Nicht weſentlich iſt es, ob der Ort des Wägens allgemein zu⸗ 
gänglich iſt, oder ob das Wägen in Gegenwart des Geſchäfts⸗ 
gegners erfolgt oder erfolgen ſoll. 

Zu dem weiteren Tatbeſtandserfordernis des §6 MahD., daß 
durch das Wägen der Umfang von Leiſtungen beftimmt werden 
ſoll, genügt es, wenn das an ſich maßgebende Wiegeergebnis des 
Geſchäftsgegners nachgeprüft werden ſoll, um die beiden Wiege⸗ 
ergebniſſe zu vergleichen und dem Nachwägenden gegebenenfalls 
dann einen Anlaß zu geben, das ie des Geſchafts⸗ 
geaners zu bemängeln, jenem das eigene Wiegeergebnis vorzu⸗ 

alten, die Lieferung nicht als Erfüllung des gegenſeitigen Ver⸗ 
trags gelten zu laſſen und Nachlieferung oder Preisminderung zu 
verlangen (vgl. Stenglein, 5. Aufl., Anm. 4 und 6, insbeſ. 
auch 6e zu 86 MaßO. OLG. Kiel: DRZ. Ripr. 1928 Sp. 40 
Nr. 95; JW. 1928, 670 2; 1924, 20574, 1925, 2806 13; 1929, 
79712; OLG. Celle: JW. 1924, 852°; BayOL&Entid. 1925, 156; 
FW. 1926, 172 ). Die angeblich anders lautende Entſch. des OLG. 
Hamburg v. 26. Aug. 1930 iſt anſcheinend nicht veröffentlicht. Bei 
ihr handelt es ſich aber nach der Entſch. des OLG. Dresden: JW. 
1931, 28543 um eine anſcheinend vorſorglich vorgenommene Ge⸗ 
heimkontrolle. Dieſe Entſch. ſteht dem nicht entgegen, im vorl. 
Fall die Tatbeſtandsmerkmale von 8 6 Abſ. 1 Maß O. als gegeben 
anzuſehen, ebenſowenig die Entſch. des OLG. Dresden a. a. O. und 
in Goltd Arch. 64, 570, wo die Merkmale des § 6 verneint worden 
ſind, wenn es ſich nur um gelegentliche Kontrollwägungen zur 
eigenen Beruhigung des Käufers handelte. Nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des angefochtenen Urt. hat der Angekl. die Waage u. a. 
auch zur Kontrolle der eingehenden Waren gekauft, um ſich zu 
vergewiſſern, ob ihm auch das richtige Gewicht geliefert worden 
iſt, und er hat nach eigenem Zugeben auf Grund dieſer Kontroll⸗ 
wägungen Lieferungen beanſtandet zu dem Zwecke und mit dem 
Erfolg, daß ihm die nach ſeiner Wägung fehlenden Warenmengen 
nachgeliefert wurden. Wenn ſich auch aus dem angefochtenen Urt. 
nicht mit völliger Sicherheit die Feſtſtellung ergibt, daß zu dem 


Zu 6. Die Entſch. iſt wertvoll; ſie ſteht im Einklang mit 
der herrſchenden Meinung. 

„Die Zitation eines Teils der bisherigen Rſpr. über Kontroll⸗ 
wägungen in den verſchiedenſten gewerblichen Betrieben läßt er⸗ 
kennen, daß das Rev. zur Frage der Eichpflicht bei Kontroll. 
wägungen nicht nur in Beſchränkung auf den gegebenen Tatfall 
im Gaſtſtättengewerbe, ſondern allgemein in bejahendem Sinne 
Stellung nehmen wollte. 

Denſelben Standpunkt, wie ihn hier das Rev. vertritt, hat 
neuerdings in ſtändiger Rſpr. auch das OLG. Naumburg bei 
Tatfällen in verſchiedenartigen Gewerbebetrieben, zuletzt m. W. in 
feiner Entſch. v. 2. Juli 1930, S 221/30 eingenommen. 

Wegen meiner Ausführungen im beſonderen, über Kon⸗ 
trollwägungen im Gaſtſtättengewerbe: JW. 1931, 2854 ° erübrigt 
ſich ein weiteres Eingeben auf obigen Tatfall. 

RegR. Dr. Drewitz, Berlin. 
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angegebenen Zweck die Waage in nicht rechtsverjährter Zeit tat⸗ 
ſächlich angewendet worden iſt, jo genügt doch nach S6 Abſ. 1 
Maßd. auch ſchon das Bereithalten der Waage zu dieſem Zweck 
(Stenglein, Anm. 9b zu § 6; JW. 1926, 12464; 1929, 
2368 17); daß dieſes Bereithalten bis in die letzte Zeit vor dem 
Urt. ſtattfand, ergeben die Feſtſtellungen eindeutig. Die ſo bereit 
gehaltene Waage hätte aber, da ſie 1929 geeicht worden war, nach 
§ 11 Maß. ſpäteſtens am 1. Jan. 1932 der Nacheichung unter⸗ 
worfen werden mufjen, was der Angekl. trotz behördlicher Auf⸗ 
forderung feſtgeſtelltermaßen unterlaſſen hat. Das Bereithalten 
dieſer Waage zu dem angegebenen Zweck war hiernach verboten 
und nach 822 Maß . auch ſtrafbar, weil die Zuwiderhandlung 
zweifellos in Ausübung eines Gewerbes 1 iſt (Steng⸗ 
lein, Anm. 1 und 2 zu § 22 Maß.; JW. 1926, 173 2); gerade 
dieſes Merkmal der Zuwiderhandlung in Ausübung des Gewerbes 
und die deshalb gegebene Strafbarkeit unterſcheidet auch das Tun 
des Angekl. von dem von der Rev. zu Unrecht zum Vergleich 
herangezogenen gleichartigen Bereithalten von Waagen im Privat⸗ 
haushalt der Hausfrau. Das Geſetz will eben beim Rechtsverkehr 
wenigſtens der Gewerbebetriebe tunlichſt verhindern, daß Wiege⸗ 
ergebniſſe von unzuverläſſigen Waagen irgendwie zur Grundlage 
von Forderungen gegenüber dem Geſchäftsgegner gemacht werden 
können. 

Der Angekl. hat vorſätzlich gehandelt, denn er hat das Bereit⸗ 
halten der nicht nachgeeichten Waage zu dem angegebenen Zweck 
fortgeſetzt, obwohl er auf das Verbotswidrige ſeines Handelns auf⸗ 
merkſam gemacht worden war. Wenn er geglaubt hat, ſeine Waage 
unterliege nicht der Nacheichungspflicht, ſo war dies ein reiner 
Irrtum über den Inhalt des Strafgeſetzes, der nicht vor Strafe 
ſchützt und den Vorſatz nicht beſeitigt (vgl. Stenglein, Anm. 6 
zu 822 Maß O.). 

Der Angekl. iſt alſo, wie auch das OLG. Kiel in gleich⸗ 
artigen Fällen mehrfach (DRZ. 1928 a. a. O. und JW. 1928, 
6702) entſchieden hat, zu Recht wegen Übertretung der Maß. 
verurteilt worden. 

(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 12. Jan. 1933, SW 213/32.) 
Ber. von RegR. Dr. K. Drewitz, Berlin. 


Altona. Landgerichte. 


1. 8 26 VerſAufſch. Das Aufrechnungsverbot des 
826 a. a. O. gilt nicht gegenüber den Prämienforderungen 
der Schleswig⸗-Holſteiniſchen Landesbrandkaſſe an ihre 
Verſicherungsnehmer. 

§ 26 VerſsAufſcg. enthält ein Aufrechnungsverbot gegenüber 
den Prämienanſprüchen von Verſicherungsvereinen auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit. Auf dieſe Beſt. kann ſich die klagende Landesbrandkaſſe 
nicht berufen. Daß ſie ein Verein a. G. iſt, behauptet die Kl. 
ſelbſt nicht. Sie ift vielmehr eine beſonders geartete juriſtiſche 
Perſon öffentlichen Rechts. Die unmittelbare Anwendung 
des VerſAufſch. auf fie kommt mithin nicht in Frage. In Betracht 
käme lediglich eine analoge Anwendung dieſes Geſetzes. Als 
Ausnahmegeſetz iſt die Beſt. jedoch analoger Anwendung nicht 
fähig. Die Lage der Verſicherungsvereine a. G. iſt nicht die gleiche 
wie diejenige der Kl., mag letztere auch das Verſicherungsgeſchäft 
nicht zu Erwerbszwecken betreiben und in manchen Punkten dem 
Gegenſeitigkeitsprinzip in ihrer Organiſation nahe kommen. Der 
826 a. a. O. enthält nicht nur und nicht vorwiegend eine Schutz⸗ 
vorſchr. für die Verſicherer, ſondern vielmehr für die Verſiche⸗ 
rungsnehmer, die gegen eine Zahlungsunfähigkeit der Verſiche⸗ 
rungsunternehmung geſichert werden ſollen. Die Beſorgnis, das 
Verſicherungsunternehmen könne durch unregelmäßigen Eingang 
der Prämien, hervorgerufen durch Aufrechnung mit Forderungen 
aus vorgeſchützten Schadensfällen, in finanzielle Schwierigkeiten 
geraten, greift aber gegenüber der Kl. nicht durch. Wegen ihrer 
beſonderen auf ein großes Gebiet ſich erſtreckenden Organiſation 
und wegen der Haftung des Provinzialverbandes für ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten erſcheint nämlich dieſe Ge ahr ausgeſchloſſen. Daher 
muß wegen Fehlens einer ausdrücklichen geſetzlichen Beſt., die 
dem 826 a. a. O. inhaltsgleich wäre, die Aufrechnung gegenüber 
Prämienanſprüchen der Kl. als zuläſſig gelten. 

(29. Altona, 1. ZR., Urt. v. 11. Juli 1933, 1 8 98/33.) 
Mitg. v. LR. Schumacher, Altona. 
* 


Berlin. 

2. 818 Vollſtr VO. v. 26. Mai 1933 findet keine An⸗ 
wendung auf die Vollſtrechung eines Anſpruchs, der aus 
einer unerlaubten Handlung des Schuldners entſtanden iſt. 

Nach 5 18 VollſtrVO. iſt eine Vollſtreckung in Erwerbsgegen⸗ 
ſtände dann von vornherein zu unterlaſſen, wenn der Schuldner 
ohne ſein Verſchulden außerſtande iſt, die Verbindlichkeit zu er⸗ 
füllen und ihm durch den Verluſt der zu pfändenden Gegenſtände 
ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde. Die Zwangs⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
vollſtreckung iſt jedoch durchzuführen, wenn durch eine Aufhebung 
die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers ernſtlich gefährdet wird. 

Eine wirtſchaftliche Gefährdung durch Aufhebung der 
Zwangsvollſtreckung haben die Gläubigerinnen glaubhaft gemacht. 
Es iſt ohne weiteres verſtändlich, daß ſie ſich gegen eine Verſchleu⸗ 
derung ihrer Markenartikel nur wehren können, wenn fie die 
ſchuldigen Händler zur Rechenſchaft ziehen und Strafmaßnahmen 
durchführen können. Die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung gegen 
dieſe Händker würde eine Freigabe der Verſchleuderung der Waren 
bedeuten, die bei einer genauen Preisberechnung zum Ruin der 
Herſtellerfirma führen muß. 

Außerdem ſtellt es § 18 5 8 offenſichtlich darauf ab, 
daß der Schuldner weder bei Eingehung noch bei Abwicklung ſeiner 
Verbindlichkeiten ſich ſchuldhaft verhalten hat. Dies ergibt ſich be⸗ 
ſonders aus § 18 Abſ. 2 Satz 2, nach dem bei vertraglichen Ver⸗ 
pflichtungen der Schuldnerſchutz zu verſagen iſt, wenn bereits bei 
Eingehung des Vertrages die Wirtſchaftslage des Schuldners ſo 
ſchlecht war, daß er nicht hoffen konnte, ihn zu erfüllen. Hieraus 
kann als allgemeiner Rechtsgedanke der Beſt. entnommen werden, 
daß ein ſchuldhaftes Verhalten des Schuldners bei Entſtehung der 
Vollſtreckungsforderung den Schutz ausſchließt. Im vorl. Fall be⸗ 
ruht jedoch die Vollſtreckungsforderung darauf, daß der Schuldner 
dem UnlWG. zumidergehandelt hat. Demnach kann auch aus die⸗ 
ſem Grunde eine Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung nach § 18 
VollſtrVO. nicht in Frage kommen. 

(EG. I Berlin, 9. IR, Beſchl. v. 21. Juni 1933, 209 T 4180/3.) 

Eingeſ. von GerAſſ. Dr. F. Steinriede, Berlin. 
*. 


Hechingen. 

3. 8 28 Vergld. ift nicht abdingbar. }) 

Durch die VerglO. ſoll eine Vernichtung an ſich lebensfähiger 
Wirtſchaftsunternehmungen und von wirtſchaftlichen Werten ver⸗ 
hindert werden. Es ſoll einem Geſchäftsinhaber, der durch den all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Niedergang ohne ſeine Schuld in Not 
geraten iſt, ermöglicht werden, ſein Geſchäft durch die Notzeit hin⸗ 
durchzuretten. Ein Konkurs ſoll nach Möglichkeit vermieden wer⸗ 


Zu 3. Es konnte ſich bei dem Rechtsſtreit nicht um den un⸗ 
beſtrittenen wirtſchaftlichen Zweck der VerglO. handeln, ſondern 
allein um die beiden ganz konkreten Fragen, ob ein Käufer mit 
Wirkſamkeit in einem ſpäteren Vergleichsverfahren auf die An⸗ 
wendung der Rechte aus § 28 VerglO. verzichten und ob die Recht⸗ 
1 der Erfüllungsabrede noch im Prozeß nachgeprüft wer⸗ 

en kann. 

Beide Fragen ſind gegen das Urt. zu bejahen. 

Daß der Schuldner mit Wirkſamkeit für ein ſpäteres Ver⸗ 
gleichsverfahren auf die Rechte aus § 28 VerglO, verzichten kann, 
ergibt ſich unmittelbar aus einer Analyſe des § 28 ſelbſt. Iſt ein 
gegenſeitiger Vertrag zur Zeit der Eröffnung des Vergleichsver⸗ 
fahrens von dem Schuldner und von dem andern Teil noch nicht 
oder noch nicht vollſtändig erfüllt, ſo kann jeder Vertragsteil die 
Erfüllung oder die weitere Erfüllung ablehnen. Jeder Ver⸗ 
tragsteilkann, d. h. es iſt in jedes freie Willensentſchließung 
geſtellt. Es handelt ſich bei der Ablehnung um ein auf die beſon⸗ 
deren Bedürfniſſe des Vergleichsverfahrens Rückſicht nehmendes 
Geſtaltungsrecht, wie a Rechtsordnung es in der Kündigung 
von Verträgen bereits ähnlich beſitzt. Es wird einer vertraglichen 
Bindung mit Hilfe des Behelfs des $ 28 eine neue Geſtalt gegeben, 
indem der bisherige Erfüllungsanſpruch in einen Erſatzanſpruch 
umgewandelt wird. Jede der Vertragsparteien hat das Ab⸗ 
lehnungsrecht. Jede überlegt ſich regelmäßig beim Vergleichsver⸗ 
fahren, ob ſie ſich bei der Erfüllung oder bei der Ablehnung beſſer 
ſteyt. In jedem Vergleichsverfahren wird — oft tagelang — ge⸗ 
prüft, ob es kalkulatoriſch richtig iſt, die Ware abzunehmen oder 
abzulehnen. In den meiſten Fällen überlegt ſich der Schuldner, 
daß er die Ware wahrſcheinlich doch braucht und ſie nachträglich 
zum zweitenmal kaufen müßte, wenn er ablehnt. Lehnt er unter 
ſolchen Umſtänden ab, ſo hat er einmal den Erſatzanſpruch zu 
quotieren und ferner den Gewinnaufſchlag des Verkäufers — u. U. 
ſogar einen erhöhten Aufſchlag — zu bezahlen. Die Kalkulation 
ergibt dann, daß der Schuldner beſſer daran tut, bei der Erfüllung 
zu verbleiben und mit dem Gläubiger ein Sonderabkommen nach⸗ 
zuſuchen, welches ſie erleichtert. Selbſt in der Zeit der Baiſſe ift 
u mit Vorſicht von dem Ablehnungsrecht Gebrauch gemacht 
worden. 

In der gleichen Weiſe kalkuliert der Gläubiger. Jedem Ans 
walt ſind Fälle bekannt, bei denen der Verkäufer zunächſt vom 
Arger beraten die Ablehnung durchgeſetzt hat, um hinterher bei 
fallenden Preiſen den Verſuch zu machen, die Ablehnung wieder 
rückgängig zu machen. Aber wer gewählt hat, hat gewählt. 

Keine der Vertragsparteien ſoll von dem Geſtaltungsrecht 
willkürlichen Gebrauch machen können. Durch § 28 iſt ein gericht⸗ 
liches Ermächtigungsverfahren eingeſchaltet, durch welches der ge⸗ 
ſchäftliche Anſtand gerade des Schuldners — wenigſtens theoretiſch 
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den. Dieſer Zweck der VerglO. — eben die Erhaltung von Wirt⸗ 
ſchaftsunternehmungen und von wirtſchaftlichen Werken — kann 
aber nicht in vollem Umfang erreicht werden, wenn alle Beſt. der 
VerglO. durch Parteivereinbarungen abgeändert werden könnten. 
Eine Abänderung der VerglO. durch Parteiabrede widerſpricht 
demnach dem Sinn des Geſetzes und iſt aus dieſem Grunde unzu⸗ 
läſſig. Sonſt wird das Beſtreben jedes Gläubigers dahin gehen, 
ſich durch Vereinbarungen mit dem Schuldner die Stellung eines 
„Nichtbeteiligten“ zu 1 Grundſätzlich ſind aber nach der 
VerglO. alle Gläubiger am Vergleichsverfahren beteiligt; nur eine 
verhältnismäßig kleine Anzahl von Gläubigern nehmen am Ver⸗ 
Aae en nicht teil. Aber auch die nichtbeteiligten Gläu⸗ 
iger können nach § 28 VerglO. auf eine Ermächtigung des Ge⸗ 
richts zu beteiligten Gläubigern erklärt werden, wenn nämlich ohne 
ihre Beteiligung das Zuſtandekommen des Vergleichs unmöglich 
gemacht oder ſonſt gefährdet würde. Dieſe Abſicht des Geſetzes 
würde aber vereitelt, wenn die Anwendbarkeit des § 28 VerglO. 
von vornherein wegbedungen werden könnte. Allerdings hängt es 
vom Schuldner ab, ob er überhaupt das Vergleichsverfahren bean⸗ 
tragen und ob er ſich eine Ermächtigung nach § 28 VerglO. geben 
laſſen will. In dieſer Beziehung hat das Gefetz dem Schuldner 
freie Hand gelaſſen. Dieſen Entſchluß muß aber der Schuldner in 


— unter beſondere Kontrolle geſtellt wird. Ihm ſoll nämlich die 
Ermächtigung nur erteilt werden, wenn die Erfüllung das Zu⸗ 
ſtandekommen oder die Ausführbarkeit des Vergleichs gefährden 
würde und die Ablehnung dem andern Teil keinen unverhältnis⸗ 
mäßigen Schaden bringt. Bzgl. der ſonſtigen Formalien kann auf 
die Vorſchr. verwieſen werden. 

Beide Parteien ſtehen alſo gleich. Jede kann ſich frei nach 
eigenem Gutdünken verhalten. Jede kann ſich auf Grund ſorgfäl⸗ 
tiger kaufmänniſcher Überlegung entſcheiden, aber auch zu ihrem 
Nachteil 9555 kaufmänniſche Dummheit begehen. Dann kann jede 
Partei aber auch in voller Vertragsfreiheit darüber Vereinbarun⸗ 
gen geſchäftlicher Natur aller Art treffen, z. B. die Verpflichtung 
eingehen, bei einem Vergleichsverfahren vertragstreu zu bleiben, 
d. h. von dem Ablehnungsrecht keinen Gebrauch zu machen. Das 
iſt nirgendwo verboten. Eine ſolche Verpflichtung iſt nicht unſitt⸗ 
lich, denn der Inhalt des Geſchäftes iſt ja erlaubt. Vielleicht iſt 
der Verzicht auf die Anwendung des Ablehnungsrechts in Wirk⸗ 
lichkeit ſogar dem Intereſſe des Schuldners in hohem Grade dien⸗ 
lich, während er aus Schikane gegen den Gläubiger ablehnt. Dem 
Richter das Vorliegen der Ablehnungsgründe klarzumachen, iſt 
bekanntlich eine Kleinigkeit. Meiſt genügt eine dem Antrag ſogleich 
beigefügte Beſtätigung der Vertrauensperſon, die es doch wiſſen 
9 10 Nun jagt das Gericht in unſerem Fall mit der Bekl., „eine 
Abänderung der VerglO. durch Parteiabrede widerſpreche dem 
Sinn des Geſetzes und ſei aus dieſem Grunde unzuläſſig“. Zu⸗ 
nächſt wird die VerglO. nicht abgeändert, ſondern nur ein durch 
§ 28 VerglO. ſtatuiertes eigenartiges Geſtaltungsrecht bei gegen⸗ 
feitigen Verträgen geſchaffen. Das Geſetz ſelbſt bleibt unberührt. 
Sodann aber verſtößt auch eine Abdingung dieſer ſubjektiven Ge⸗ 
ſtaltungsbefugnis nicht gegen den Zweck des Geſetzes. Dieſer beſteht 
wohl darin, Unternehmungen und wirtſchaftliche Werte zu erhalten. 
Aber es iſt ein grundlegender Irrtum in dem Gedanken, der 
Zweck der VerglO. beſtehe darin, bei jedem Unternehmen muſſe 
der Vergleichsantrag auch zum Vergleich führen. Wenn die ge⸗ 
ſchäftliche Lage den Vergleich 155 erlaubt, dann kommt er eben 
nicht zuſtande wie gegebenenfalls dann nicht, wenn der Richter die 
Ermächtigung verfagt. Man braucht ſich nur den häufigen Fall der 
Spezialanfertigung zu überlegen, auf welche ſich der Lieferant 
unter Ablehnung anderer Aufträge ganz und gar eingeſtellt hat. 
Ob der Richter in einem Vergleichsverfahren die Ermächtigung 
ablehnt, weiß keiner im voraus, gibt er aber die Ermächtigung, 
dann iſt der Speziallieferant u. U. verloren. Der Lieferant hat ein 
dringendes wirtſchaftliches Intereſſe daran, daß ihm ſeine Fabri⸗ 
kate auch abgenommen werden, wenn dem Schuldner mit Hilfe der 
VerglO. die Exiſtenz gerettet wird. Die e des Urt. würde 
dahin führen, daß der vertragstreue Gläubiger in den wirtſchaft⸗ 
lichen Tod zu gehen hätte, um dem ungetreuen Schuldner in Er⸗ 
füllung des Zweckes der VerglO. das Weiterleben zu ermöglichen. 
Ein abſurdes Ergebnis! 

Das aus der Praxis genommene Beiſpiel zeigt, daß ein 
direktes wirtſchaftliches Bedürfnis nach vorherigen Sicherungen 
durch Verzicht auf das Ablehnungsrecht des § 28 beſteht. Dagegen 
läßt ſich nicht etwa einwenden, wenn der Schuldner erfüllen müſſe, 
ſeien eben beide, Glaubiger und Schuldner, konkursreif, die Siche⸗ 
rung des Gläubigers ſei daher illuſoriſch. Abgeſehen davon, daß 
das nichts gegen den Verzicht auf die Ablehnung beſagen würde, 
wird der Einwand auch dadurch widerlegt, daß die Folge der 
beiderſeitigen Konkursreife eintreten kann, aber nicht muß. 
Warum ſollten ſich bei einer derartigen Gefahr die beiden Parteien 
nicht über eine anderweitige Abwicklung des Geſchäfts, z. B. durch 
entſprechende Streckung, einigen können, welche Möglichkeit dem 
Gläubiger abgeſchnitten wäre, wenn der Schuldner von dem Ab⸗ 
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dem Zeitpunkt, in welchem die Lage für ihn erſt überſehbar iſt, 
frei faſſen können. 

Eine Abdingungsmöglichkeit des § 28 VerglO. würde dazu 
führen, daß ſie allgemein grundſätzlich und regelmäßig von allen 
Gläubigern angewendet würde und würde geradezu einen Ver⸗ 
zicht des Schuldners auf Einleitung des Vergleichsverfahrens 
gleichkommen. Daß dies aber mit dem Sinn und Zweck der VerglO. 
in Widerſpruch ſteht, kann wohl nicht bezweifelt werden. Aus all 
dieſen Erwägungen iſt eine Abdingbarkeit von § 28 VerglO. nach 
Anſicht des Gerichts nicht möglich.“ 

(LG. Hechingen, Urt. v. 24. Jan. 1933, UI 8 48/32.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Herrmann, Balingen (Württ.). 
* 


München. 

4. 8 6 PoſtG. Auszahlung eines Poſtſcheckbetrages 
an einen falſchen Empfänger. Fahrläſſigkeit des Ab⸗ 
ſenders. }) 

(26. I München, Urt. v. 31. Mai 1932, FI 289/32.) 

Abgedr. JW. 1932, 3130. 


lehnungsrecht Gebrauch machen könnte? Warum ſollte eine Ver⸗ 
tragsklauſel gegen den Zweck der VerglO. verſtoßen können, welche 
beſagte, daß der Schuldner auf die Rechte aus § 28 verzichte, wo⸗ 
gegen ſich der Gläubiger verpflichtet, vorkommendenfalls dem 
Schuldner durch er ende Finanzierung die Durchhaltung des 
Geſchäftes zu ermöglichen, eine doch ſicherlich höchſt ehrenwerte 
Vereinbarung? Es iſt nicht gut noch ein Zweifel daran übrig, daß 
die Abdingbarkeit der Rechte aus § 28 möglich iſt. 

Wer auf die Rechte aus $ 28 verzichtet, verſpricht einmal, daß 
er die Erfüllung des Vertrages nicht ablehnen wird. Damit ver⸗ 
pflichtet er ſich aber auch, den Ermächtigungsantrag an das Ge⸗ 
richt zu unterlaſſen. Derartige Abreden, vom freien Entſchluß ab⸗ 
hängende Handlungen gegenüber dem Gericht zu unterlaſſen, ſind 
ebenſo zuläſſig (vgl. Stein- Jonas, Vorhem. vor 8 128 IV 
1a am Schluß, ferner § 271 J, Abſ. 2; DLENIpr. 1, 423 und be⸗ 
16 auch NG. 102, 217). Die abweiche de, übrigens wider⸗ 
pruchsvolle gegenteilige Meinung von Hellwig iſt längſt über⸗ 
holt. Dem Ermächtigungsantrag würde der Gläubiger den Ein⸗ 
wand der Argliſt entgegenſetzen können. Erteilt das Vergleichs⸗ 
gericht gleichwohl die Ermächtigung, ſo hat der Gläubiger den 
Feſtſtellungsanſpruch darauf, daß ein nach § 28 ablehnbares Ver⸗ 
tragsverhältnis vorgelegen hat (vgl. dazu Kieſow, 8 28 
Anm. 39, 40 und 42). 

RA. Dr. Karl Güldenagel, W.⸗Elberfeld. 


Zu 4. A. Anm. Reichel, ebenda. 

B. Bezeichnet der Ausſteller eines Barzahlungsſchecks den Emp⸗ 
fänger mangelhaft und kommt es auf dieſe Weiſe dazu, daß die 
DR po. den Betrag an eine falſche, vom Scheckausſteller nicht ge⸗ 
wollte Perſon auszahlt, ohne daß der auszahlende Schalterbeamte die 
für die Auszahlung maßgebenden Vorſchr. verletzt, ſo hat nach der 
vorſtehenden Entſch. für den Schaden, der allein durch das vorſchrifts⸗ 
widrige und unvorſichtige, alſo fahrläſſige Verhalten des Scheck⸗ 
ausſtellers verurſacht wird, dieſer ſelbſt einzutreten ($ 6 Abf. 3 Voft®., 
829 Abſ. 3 PoſtO., 8 9 Abſ. 8 Poſtſcheck O.). 

1. Die von Reichel zu vorſtehender Entſch. in JW. 1932, 3130 
gegebene Anmerkung bezweifelt die Urſächlichkeit der vom Ge⸗ 
richt angenommenen Fahrläſſigkeit des Scheckausſtellers für den ein⸗ 
getretenen Schaden, da das Auszahlungspoſtamt den Betrag an den 
Dachdecker G. möglicherweiſe auch dann ausbezahlt hätte, wenn 
der Scheck an den Reiſenden G. adreſſiert geweſen wäre. Der von 
Reichel zur Begründung ſeiner Meinung als möglich angenommene 


Fall, daß ein Dachdecker zugleich Reiſender (etwa in Dachziegeln), 


und ein Mann, der vor drei Jahren Dachdecker war, inzwiſchen zum 
Reiſenden umgeſattelt ſein kann, iſt allerdings derart fernliegend, daß 
dem Auszahlungsbeamten wohl mit Recht der Vorwurf der Fahrläſſig⸗ 
keit gemacht würde, wollte er auf dieſe Möglichkeit hin, trozdem ſich 
die Berufsangaben im Scheck und in der Legitimation widerſprechen, 
ohne weiteres auszahlen. An der Urſächlichkeit der Fahrläſſigkeit des 
Scheckausſtellers für den eingetretenen Schaden wird aber durch dieſe 
Erwägung Reichels nichts geändert. Denn bei der Unzugänglichkeit 
der wirklichen und vollſtändigen Urſachenverknüpfung für das menſch⸗ 
liche Erkennen kann ein zwingender Beweis der Urſächlichkeit einer 
Handlung oder Unterlaſſung für ein eingetretenes Ereignis nicht ver⸗ 
langt werden. Iſt eine zur Erklärung des eingetretenen Erfolges ge⸗ 
eignete, dem natürlichen Lauf der Dinge entſprechende Urſache feſt⸗ 
geſtellt (Unterlaſſung der Berufsangabe des Empfängers durch den 
Scheckausſteller!), fo iſt es Sache des Gegners, poſitiv (nicht bloß an 
Hand eines konſtruierten Falles als möglich) darzutun, daß trotzdem 
nicht dieſe, ſondern andere, wenn auch minder wahrſcheinliche Urſachen 
den Erfolg herbeigeführt und die Mitwirkung jener anderen Urſache 
ausgeſchloſſen haben (RG. 76, 313). 

2. Weiter bringt Reichel gegen das Urt. noch vor: Habe der 
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B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 825968. Firmengleichheit i. S. des 8 25 fordert 
nicht wortgetreue Übereinſtimmung; es können kleine Ab⸗ 
weichungen vorliegen, die nach der Verkehrsauffaſſung 
als bedeutungslos angeſehen werden. 

Der Kl. war vom 1. Jan. 1921 bis zum 30. Juni 1932 in dem 
jetzt von der bekl. GmbH., früher von ihrem jetzigen Geſchäftsführer 
Max B. unter der Firma „Modellhaus Max B.“ geführten Geſchaft 
als Maßzuſchneider tätig. Am 9. Mai 1932 hat Max B. den Offen⸗ 
barungseid geleiſtet. Am 22. April 1932 wurde die Bekl. als Firma 
„Modellhaus B. GmbH.” im Handelsregiſter eingetragen, unter wel⸗ 
cher Firmenbezeichnung das Geſchäft weitergeführt wurde. Inhaber 
waren nunmehr die Geſellſchafter Ehefrau B. und ein Fräulein K. 


Scheckausſteller den Empfänger in der Anſchrift nicht ſo genau und 
ſorgfältig bezeichnet, als dies üblich und im Verkehr erforderlich ſei, 
fo hätte das Poſtſcheckamt (PSch A.) den Scheck nicht annehmen dürfen, 
ohne ſich eigener Fahrläſſigkeit ſchuldig zu machen. Dieſe Annahme, 
von der dahingeſtellt bleiben kann, ob ſie die Fahrläſſigkeit des Scheck⸗ 
ausſtellers als ſolche oder nur ihre Urſächlichkeit für den ſchließlichen 
Erfolg beſtreiten will, iſt unhaltbar. 

Die Poſt leiſtet für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Be⸗ 
träge Garantie (8 6 Abſ. 4 PoftG.), d. h. fie haftet dem Abſender in 
Höhe des eingezahlten Betrages dafür, daß dieſer Betrag entſprechend 
der Beſtimmung des Abſenders und nach Maßgabe der Vorſchr. der 
PoſtO. an den Adreſſaten abgeliefert wird (RG. 41, 110). Dieſe Belt. 
iſt nicht nur auf Zahlkarten (89 Abſ. 3 PoſtſcheckG.), ſondern auch 
auf die Beförderung und Aushändigung der Zahlungsanweiſungen 
zu erſtrecken (Aſchenborn⸗Schneider, Erläuterungswerk zum 
PoſtG., 2. Aufl., S. 188). Wie die DRpPo. die Aushändigung der 
Geldbeträge an den richtigen Empfänger ſicherſtellt, iſt ihre Sache. 
In der Natur der Dinge liegt es begründet, daß ſie die Erforſchung 
des vom Abſender gewollten Adreſſaten auf den Zeitpunkt der Aus⸗ 
händigung der Sendung verlegt (88 40 ff. PoſtO.), eine Regelung, 
die auch den Abſender bindet (850 Abſ. 2 PoitG.). Allein der mit der 
Aushändigung der Sendungen befaßte Beamte iſt in der Lage, darüber 
zu entſcheiden, ob eine Adreſſe ausreichend iſt oder nicht. Wollte man 
den Poſtanweiſungsannahmebeamten mit dieſer Prüfung befaſſen, ſo 
wäre er in aller Regel vor eine unlösbare Aufgabe geſtellt. Nicht ſelten 
hätte übrigens der Annahmebeamte, der z. B. in jedem Fall auf An⸗ 
gabe des Berufes des Adreſſaten dringen wollte, die berechtigten Wider⸗ 
ſprüche der Aufgeber von Sendungen zu gewärtigen, die dieſe Angabe 
vielleicht bewußt unterlaſſen und in der Regel gut darüber Beſcheid 
wiſſen, welcher Grad von Genauigkeit der Adreſſe im Einzelfall er⸗ 
forderlich iſt. Damit deckt ſich auch der durch 88 8 und 29 Boftd. 
geſchaffene Rechtszuſtand, wonach der Abſender die aus vorſchrifts⸗ 
widriger Aufſchrift entſtehenden Nachteile zu vertreten hat. Mitunter 
wird freilich auch ſchon der Annahmebeamte in die Lage kommen, 
eine Adreſſe zu beanſtanden, wenn fie nämlich offenſichtlich un⸗ 
zureichend und daher mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, daß die An⸗ 
weiſung am Beſtimmungsort als unzuſtellbar behandelt werden müßte 
(8.47 Abſ. 3 Nr. 3 PoftD.). Dies bedeutet aber keine Erweiterung der 
Pflichten der DRPo. gegenüber dem Abſender. 

Was im vorſtehenden für die Annahme von Poſtanweiſungen 
ausgeführt iſt, gilt ſinngemäß für das mit der Laſtbuchung von 
Schecken beauftragte PSchA. Wie das Urt. zutreffend darlegt, be⸗ 
auftragt das PSchA. im Falle der Benennung eines Empfängers 
durch den Poſtſcheckkunden die zuſtändige Poſtanſtalt, den Betrag an 
den Empfänger auszuzahlen. Mit der Erteilung dieſes Auftrages und 
der Beſtätigung über die vollzogene Laſtbuchung an den auftraggeben⸗ 
den Scheckkunden iſt die bankmäßige Tätigkeit der Poſt, die allein 
dem Poſtſcheck G. unterworfen ift, beendet. Auch hier iſt es alſo Sache 
der Beſtimmungspoſtanſtalt, zu prüfen, ob die Empfängerbezeichnung 
beſtimmt genug iſt, um die Auszahlung an den nach der Aufſchrifts⸗ 
kundgabe vom Scheckausſteller gewollten Adreſſaten ſicherzuſtellen. 

Die DRPBo. bei Schecken wegen der angeblich vom Laſtſchrift⸗ 
poſtſcheckamt unterlaſſenen Prüfung der Adreſſe in Anſpruch zu nehmen, 
geht um ſo mehr fehl, als die DRPo. im Poſtſcheckverkehr nur für 
den eigentlichen Bankverkehr haftet. Nur ſoweit die PSchel. ſelbſt 
gewiſſermaßen „Beſtimmungspoſtanſtalten“ find, nämlich in ihrer 
Eigenſchaft als Gutſchriftspoſtſcheckämter bei Poſtſchecküberweiſungen 
und Zahlkarten, obliegt es auch ihnen, zum Zweck der Ermittlung 
des vom Auftraggeber bzw. Einzahler gewollten Gutſchriftsempfängers 
im Einzelfall zu prüfen, ob die Auſchrift des Gutſchriftsempfängers 
beſtimmt genug iſt (alſo beſonders Übereinſtimmung von Konto⸗Nr. 
und Konto⸗Inhaber), um die Gutſchrift auf das vom Auftraggeber 
bzw. Einzahler gewollte Konto ſicherzuſtellen. 

Das Urt. des LG. muß daher für zutreffend erachtet werden. 

Poſtdirektor Dr. Winkler, München. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der Kl. fordert mit der Klage ſein ſeit Auguſt 1931 rückſtändiges 
Gehalt. Er leitet ſeine Rechte insbeſ. aus $ 25 HGB. her. 

Das LArbG. geht davon aus, daß zwar die Firmenbezeichnungen 
der alten und neuen Firma nicht wörtlich übereinſtimmten; es erachtet 
aber die Abweichungen für verhältnismäßig geringfügig und hinſicht⸗ 
lich der Anwendung des 8 25 HGB. unerheblich. Insbeſ. könne die 
Weglaſſung des Vornamens Max angeſichts der Tatſache, daß die 
Worte „Modellhaus“ und „B.“ in der neuen Firmenbezeichnung 
wiederkehrten, keine entſcheidende Bedeutung haben. Die Abweichun⸗ 
gen könnten nach der Auffaſſung des Verkehrs nicht als weſentlich an⸗ 
geſehen werden. 

Hinſichtlich der Rüge der Rev., daß die alte Firma nicht fort⸗ 
geführt worden ſei, iſt zunächſt dem LArbcg. darin beizutreten, daß 
die Hinzufügung der Bezeichnung „GmbH.“ unerheblich iſt. Wie das 
NG. in feſtſtehender Rſpr. hervorgehoben hat, ergibt ſich aus einer 
derartigen „Hinzufügung“ Schon deshalb keine Firmenänderung, weil 
bei dem Übergang einer Einzelfirma in eine Geſellſchaftsform dieſe 
Hinzufügung gemäß 88 20, 22 Abſ. 1 Satz 2 HGB. geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt (vgl. RG Warn. 1908 Nr. 78; Recht 1909 Nr. 2517 
und 2528; RG. 113, 306 [309] 1); 133, 318 [325 2). 

Im Hinblick auf die beſonderen Umſtände des Einzelfalles er⸗ 
ſcheint es aber auch rechtlich unbedenklich, wenn das LArbGg. in der 
Weglaſſung des Vornamens Map eine bedeutungsloſe Abweichung er⸗ 
blickt. Gegenüber der älteren Rſpr. des RG., welche hinſichtlich der 
Firmenidentität einen mehr formaliſtiſchen Standpunkt einnahm, iſt 
ſpäter eine freiere Auffaſſung bezüglich ſolcher Anderungen vertreten 
worden, die nach der Verkehrsauffaſſung als bedeutungslos angeſehen 
werden (vgl. RG.: DZ. 1915, 1029; RG. 113, 308). Wenn nun 
das LArbG. feſtſtellt, daß in der bisherigen Einzelfirma der Haupt» 
beſtandteil, welcher die Firma als ſolche charakteriſierte und gewiſſer⸗ 
maßen dem Publikum gegenüber den Stempel gab, durch die Worte 
„Modellhaus“ und den ſich auch an die Tätigkeit der Ehefrau an⸗ 
knüpfenden Namen „B.“ gebildet worden ſei, ſo erſcheint es nicht 
rechtsirrtümlich, wenn das ArbG. die Weglaſſung des demgegenüber 
belangloſen Vornamens „Max“ für die Frage der Firmengleichheit 
i. S. des § 25 HGB. für bedeutungslos erklärt hat. Es mag zwar 
im allgemeinen der Beifügung des Vornamens zu dem Familiennamen 
bei der Firma eines Einzelkaufmannes im Hinblick auf $ 18 Abſ. 1 
HGB. eine nicht unerhebliche Bedeutung zukommen. Das ſchließt 
aber nicht aus, wie gerade der der Entſch. RG. 113, 308 zugrunde 
liegende Fall zeigt, daß in beſonderen Einzelfällen, in denen das Ge⸗ 
ſchäft eines Einzelkaufmanns in dasjenige einer Geſellſchaft über⸗ 
geleitet wird, der Weglaſſung des Vornamens für die Frage der Fort- 
führung der alten Firma keine Bedeutung zukommt. 

(RArbG., Urt. v. 10. Mai 1933, RAG 48/33. — Berlin.) 

* 

* 2. 88 84, 59 HGB.; 85 ArbGG. Grenzziehung zwi⸗ 
ſchen Handlungsagenten und Handlungsgehilfen. Arbeit- 
nehmerähnliche Perſonen. f) 

Das den ſelbſtändigen Agenten vom Handlungsgehilfen unter⸗ 
ſcheidende Merkmal liegt vor allem darin, daß der Agent einen 
eigenen Betrieb auf eigene Rechnung, alſo mit einem gewiſſen eige⸗ 
nen Unternehmerriſiko führt (RArbch. 6, 231 1)), während der Hand⸗ 
lungsgehilfe unſelbſtändiges Glied im Geſchäftsorganismus des Prin⸗ 
zipals ift (BenshSamml. 15, 505; ſ. auch 10, 579, 597 2). Für die 
Frage, ob ein Handlungsagent als arbeitnehmerähnliche Perſon anzu⸗ 
ſehen iſt, iſt dagegen entſcheidend das Maß perſönlicher und wirtſchaft⸗ 
licher Abhängigkeit, in dem er — ſei es auch nur rein tatſachlich — 
von dem Geſchäftsherrn ſteht. Iſt es jo groß, daß der Agent wirk⸗ 
ſchaftlich und ſozial betrachtet einem Angeſtellten nahekommt, ſo iſt 
der Fall des § 5 Abſ. 1 Satz 2 ArbGG. gegeben (BenshSamml. 
9, 383). 

Beuchlic ift der Einwand der Rev., das LArbG. habe zu Un⸗ 
recht daraus, daß der Bekl. ſeine Speſen — abgeſehen von der Pauſch⸗ 
gebühr ſeines Fernſprechanſchluſſes — nicht beſonders erſtattet erhielt, 
ſondern hierfür durch die Proviſion mit abgefunden wurde, ein An⸗ 
zeichen gegen die Selbſtändigkeit des Bekl. entnommen. Durch jene 
Art der Regelung war dem Bekl. völlig freie Hand in der Aufwen⸗ 
dung von Speſen gelaſſen; er war von jeder Rechnungslegung ent⸗ 
bunden. Es folgt alſo daraus gerade umgekehrt eine weitgehende 
Selbſtändigkeit des Bekl. Ebenſo iſt nicht recht verſtändlich, warum 
das LACHG. die Zuſage eines ſelbſtändigen Fernſprechanſchluſſes als 
Zeichen der Unſelbſtändigkeit des Bell. wertet. Wie unſtreitig, hat 
der Bekl. feine Tätigkeit, ſoweit fie nicht überhaupt in Reiſen beſtand, 
in feinen eigenen Räumen ausgeübt; er hatte alſo die Wahl, ſich einen 
eigenen Fernſprechanſchluß oder einen Nebenanſchluß zu dem des Kl. 
einzurichten. Das LArbGG. legt Wert auf den zugeſagten Beitrag zu 

1) JW. 1926, 1958. 2) JW. 1932, 48. 

Zu 2. Vgl. RArbGG.: JW. 1928, 1680, 1686; 1930, 3788; 
1932, 3488; K F.: JW. 1928, 2913. 

1) JW. 1932, 1316. 2) JW. 1931, 3152. 
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den Fernſprechſpeſen des Bell. In dieſer Zuſage liegt aber nur die 
Feſtlegung eines Speſenzuſchuſſes neben der Proviſion. Sollen daraus 
Folgerungen in der Richtung mangeluder Selbständigkeit des Bell. 
gezogen werden, ſo bedarf es einer näheren Erörterung der Gründe, 
aus denen die Parteien zu dieſer Regelung gelangt ſind. 

Nicht klar iſt auch, inwiefern das BG. daraus, daß der Vell. 
zur Erledigung feiner ſchriftlichen Arbeiten feine Wohnräume benutzt 
hat, etwas gegen ſeine Selbſtändigkeit gegenüber dem Kl. herleiten zu 
können glaubt. Allenfalls könnte dieſer Umſtand als Anzeichen dafür 
verwertet werden, daß der Geſchäftsbetrieb des Bekl. nicht über den 
Umfang des Kleingewerbes hinausging, und das wiederum könnte als 
Anhalt dafür dienen, den Bekl. als arbeitnehmerähnliche Perſon an⸗ 
zuſehen. An ſich aber kann ein Handlungsagent ſehr wohl auch Min⸗ 
derkaufmann ſein, ohne deshalb zu den arbeitnehmerähnlichen Per⸗ 
ſonen gezählt werden zu müſſen. 

Rechtsirrig iſt es weiter, wenn das LArbGG. aus der Tatſache, 
daß der Bekl. Prokura für den Kl. hatte, herleitet, daß der Bekl. den 
Anordnungen des Kl. hätte Folge leiſten müſſen. Wie unſtreitig, 
ſtammte die Prokuraerteilung aus der Geſchäftsverbindung, die früher 
unter den Parteien beſtand, aber durch die Kriegszeit unterbrochen 
war. Welche rechtliche Natur dieſes frühere Vertragsverhältnis der 
Parteien hatte, iſt nicht aufgeklärt. Wenn, wie der Behl. behauptet, 
die Prokura lediglich zum Schein beſtehen geblieben iſt, um unlieb⸗ 
ſames Aufſehen zu vermeiden, das aus einer ausdrücklichen, in den 
Zeitungen zu veröffentlichenden Löſchung der Prokura befürchtet 
wurde, fo würde gerade vom Standpunkt des LUG. aus die Beſt. 
des Vertrags über die Prokura gegen eine Unſelbſtändigkeit des Bekl. 
ſprechen. Wenn ſo in Wahrheit keinerlei Stellvertretungsmacht des 
Bekl. beſtand, kann übrigens auch die Wendung des Vertrags, wonach 
der Bekl. „handelsrechtlicher Stellvertreter“ des Kl. ſein ſollte, un⸗ 
möglich in der juriſtiſchen Bedeutung dieſes Worts gemeint geweſen 
ſein. Es liegt nahe, daß der Bekl. „Handelsvertreter“ des Kl. ſein 
follte. Handelsvertreter aber find, wo nicht regelmäßig, fo doch viel⸗ 
fach im Rechtsſinn Handlungsagenten. Es läßt ſich aber auch aus der 
Tatſache der Prokuraerteilung allein nicht ſchließen, daß der Prokuriſt 
den Anordnungen des Firmeninhabers Folge zu leiſten hätte. Ein 
Ehegatte im Geſchäft des andern, der ſtille Geſellſchafter z. B., er⸗ 
halten gelegentlich Prokura, ohne daß jene Folgerung berechtigt wäre. 

(RArbGg., Urt. v. 18. Febr. 1933, RAG 488/32, — Dortmund.) 
* 


* 3. 5 2 Arbch G.; Dtſch.⸗ruſſ. Wirtſchaftsabk. vom 
12. Okt. 1925 (RG Bl. IL, 1926, 2 ff.); Art. 30 EH BGB. Geſ. 
betr. die Inhaberpapiere mit Prämien v. 8. Juni 1871. 

1. Die Handels vertretung der Union der Sozialiſti⸗ 
ſchen Sowjet-Republiken in Berlin genießt als ſolche 
keine Exterritorialität. Die Angeſtellten ruſſiſcher Staats- 
angehörigkeit, die vom Außenhandelskommiſſariat der 
UdSSR. zur Handels vertretung entſandt worden ſind, 
haben für Anſprüche aus dem Anſtellungsvertrag und für 
Schadenserſatzanſprüche wegen erzwungener Gehalts ab⸗ 
züge zur Zeichnung einer ruſſiſchen Induſtrialiſierungs⸗ 
anleihe vor den beutſchen Arbeitsgerichtsbehörden Recht 
zu nehmen. Vgl. NArbch. 7, 301 — BenshSamml. 11, 145; 
ferner RArbGG. 2, 121; 4, 324 JW. 1930, 469. 

2. Nach den Grundſätzen des deutſchen internationalen 
Privatrechts — NG, 120, 72 = 3. 1918, 1197; RAd 146/30 
v. 27. Aug. 1980: BenshSamml. 10, 44 JW. 1931, 159° — 
ift bei der Entfd. über dieſe Anſprüche ruſſiſches Recht 
anzuwenden. Die Anwendung verſtößt nicht gegen den 
Zweck des deutſchen Geſetzes betr. die Inhaberpapiere mit 
Prämien v. 8. Juni 1871; vgl. RG. 60, 276. 

(RArbcb., Urt. v. 21. Dez. 1932, RAG 196/32. — Berlin.) 

(= NArbch. 12, 184.) 
* 

* 4. Das deutſch⸗ruſſiſche Wirtſchaftsabkommen vom 
12. Okt. 1925 (RG Bl. 1926, II, 2ff.) unterwirft der deutſchen 
Gerichtsbarkeit nicht jedeprivatwirtſchaftliche Tätigkeitder 
Ud SSR., ſondern nur die in Deutſchland vorgenommenen, 
für die UDSSR. verbindlichen Rechtshandlungen ihrer 
Berliner Handelsver tretung. 

Die beiden Kl. — Metallarbeiter — haben ſich Anfang Nov. 
1930 gegen gewiſſe Zusagen verpflichtet, in Rußland in ruſſiſchen 
Staatsbetrieben zu arbeiten. Sie haben ein Begleitſchreiben erhalten, 
das die getroffenen Abmachungen enthielt, ſind nach Rußland über⸗ 
geſiedelt und haben dort vier Monate lang gearbeitet. Sie erhielten 
dann ſechs Wochen Urlaub nach Berlin, um ihre Frauen nach Ruß⸗ 
land zu holen. Nach Ablauf des Urlaubs wurde ihnen die Rückreiſe⸗ 
erlaubnis verweigert und am 29. Juni 1931 erklärt, daß man end⸗ 
gültig auf ihren weiteren Dienſt verzichte. Sie erhoben daraufhin 
Anſprüche gegen die Belkl., die Berliner Handelsvertretung der 
UdSSR., mit der Begr., mit dieſer hätten fie die Abmachungen über 
die Ausreiſe Anfang Nov. 1930 getroffen, die Bekl. ſei es auch, die 
ihnen die Begleitſchreiben ausgeſtellt habe. 


Rechtſprechung 


Verw. v. 1. Juni 1931. 
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Das LArbch. meint, nach dem deutſch⸗ruſſiſchen Wirtſchafts⸗ 
abkommen v. 12. Okt. 1925 (RGBl. 1926, II, 13) unterliege die 
Bekl. für ihre in Deutſchland vorgenommenen Rechtshandlungen der 
deutſchen Gerichtsbarkeit, d. h. ſie ſei geſetzlich ermächtigt, inſoweit 
den Fiskus der UdSSR. zu vertreten. Als Rechtshandlungen der 
Bekl. in dieſem Sinne müßten aber auch Rechtshandlungen gelten, die 
andere Dienſtſtellen der UdSSR. und deren Bevollmächtigte auf privat⸗ 
wirtſchaftlichem Gebiet in Deutſchland vornähmen. Nach Treu und 
Glauben ergebe ſich als Sinn des Wirtſchaftsabkommens nur, daß 
die deutſche Gerichtsbarkeit für jegliche privatwirtſchaftliche Betäti⸗ 
gung des Fiskus der UdSSR. im Deutſchen Reich eröffnet ſein ſolle. 
Es komme dann nicht darauf an, welche Stelle (statio) dieſes Fiskus 
im einzelnen Fall handelnd aufgetreten ſei. Wenn die Bekl. ihre 
Paſſivlegitimation beſtreite, beſtreite fie in Wahrheit nur die Legiti⸗ 
mation der von ihr dargeſtellten Stelle des Sowjetfiskus und behaupte 
die Legitimation einer anderen; zwiſchen verſchiedenen Dienſtſtellen 
eines und desſelben Fiskus könne aber ein Streit über die mangelnde 
Paſſivlegitimation nicht entſtehen. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. 

Für die Rev. iſt zunächſt zu unterſtellen, daß die Kl. im Anfang 
Nov. 1930 nicht mit der Bekl. oder einer von ihr bevollmächtigten 
Perſon (Art. 6 und 7 des Wirtſchaftsabkommens) verhandelt haben, 
ſondern entweder mit dem Bevollmächtigten des Oberſten Volkswirt⸗ 
ſchaftsrats oder einem Vertreter der Orga-Metall-GmbH. Für den 
letzteren Fall nimmt erſichtlich auch das LArbG. eine Haftung der 
Bekl. nicht an. Eine ſolche wäre auch in keiner Weiſe zu begründen. 
Die Orga⸗Metall⸗ Gmb. gehört zu den in Art. 9 des Wirtſchafts⸗ 
abkommens erwähnten ſtaatlichen Unternehmungen; für die Rechts⸗ 
handlungen dieſer Unternehmungen haftet aber die SSR. gemäß 
Art. 9 nur dann, wenn die Behl. eine Haftung ausdrücklich über⸗ 
nommen hat. Eine Haftungsübernahme der Bekl. für etwaige von der 
Orga⸗Metall⸗Gmbeh. den Kl. gemachte Zuſagen tft nicht erſichtlich. 
Aber auch wenn die Kl. das Abkommen mit einem Bevollmächtigten 
des Oberſten Volkswirtſchaftsrats der UdSSR. getroffen haben jollten, 
läßt ſich eine Haftung der Bekl. dafür nicht begründen. Das LArbG. 
verkennt den Sinn des Wirtſchaftsabkommens, wenn es meint, es be⸗ 
zwecke, für jegliche privatwirtſchaftliche Betätigung des Somjetjiskus 
die deutſche Gerichtsbarkeit zu eröffnen. In dem Abkommen macht 
die UdSSgi. dem Deutſchen Reich das Zugeſtändnis, daß fie ſich — in 
Abweichung von dem völkerrechtlichen Grundſatz, wonach ein ſouve⸗ 
räner Satat nicht der ordentlichen Gerichtsbarkeit eines anderen 
unterworfen iſt — in genau abgegrenztem Umfang freiwillig der 
deutſchen Gerichtsbarkeit unterwirft, nämlich hinſichtlich der (in 
Deutſchland vorgenommenen) für die UdSSR. verbindlichen Rechts⸗ 
handlungen der Bekl. Schon der Ausnahmecharakter dieſes Zuge⸗ 
ſtändniſſes verbietet eine ausdehnende Auslegung. Daß die UdSSgdt. 
in der Perſon der Bekl. nicht ohne weiteres für Rechtshandlungen 
anderer, im Gebiet des Deutſchen Reichs ſich privatwirtſchaftlich be⸗ 
tätigender Sowjetſtellen der deutſchen Gerichtsbarkeit unterſtehen ſoll, 
ergibt ſich aber auch aus der Beſt. des Art. 9 Abſ. 1, wonach die 
Haftung der WSER. für Rechtshandlungen anderer ſtaatlicher Unter⸗ 
nehmungen ausdrücklich von einer Haftungsübernahme durch die Behl. 
abhangig gemacht worden iſt. Daß die Vorausſetzungen der Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel des erſten Satzteils des Art. 9 Abſ. 1 gegeben 
wären, iſt weder behauptet noch ſonſt erſichtlich. 

(RArbG., Beſchl. v. 22. März 1933, RAG 13/33. — Berlin.) 
* 


* 5. 8 115 Ab ſ. 2 Gew.; 8394 BGB. Geſtundete Miete 
beträge können einem Deputanten bei der Lohnzahlung 
angerechnet werden. 

(RArbGG., Urt. v. 10. Mai 1933, RAG 83/33. — Königsberg i. Pr.) 

* 

6. 8 115 Abſ. 2 Gew.; § 394 BGB.; 88 70, 72 PrPol⸗ 
Gegen den Lohnanſpruch eines 
Gemeindearbeiters kann mit dem öffentlich- rechtlichen Er- 
ſtattungsanſpruch wegen der Koſten der ihm zugewieſenen 
Obdachloſenwohnung nicht aufgerechnet werden. 

(RArbch., Urt. v. 20. Mai 1933, RAG 69/33. — Ef fen.) 

* 


7. 82 KündSchG. Kündigungsſchutz und Wirtſchafts⸗ 
kriſe. Zur Frage der Zuläſſigkeit ſogenannter Ketten- 
kündigungen. f) 

„Der Kl. war ſeit mehr als 40 Jahren Angeſtellter im Be⸗ 
triebe der Bekl. Am 15. Mai 1931 kündigte die Bekl. das Dienſt⸗ 
verhältnis „unter Berückſichtigung des §2 KündSchcZ. v. 9. Juli 
1926“ zum 31. Dez. 1931. Das Schreiben hat weiter folgenden 
Wortlaut: 

„Für den Fall, daß Sie über dieſen Termin hinaus beſchäf⸗ 
tigt werden können, gilt die Kündigung für den weiteren geſetzlichen 


Zu 7. Der Zweck des Geſetzes über die Friſten für die Kün⸗ 
digung von Angeſtellten v. 9. Juli 1926 (Künd chch.) beſteht nach 
feſtſtehender Rſpr. darin, daß ältere Angeftellte, die ſchon lange 
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Termin uſw. ſtets unter Berückſichtigung der gewonnenen Zeit durch 
die voraufgegangene Kündigung. 

Ahaus, den 30. Juli 1931. 

Ahaus, den 30. Oktober 1931. 

Ahaus, den 31. Dezember 1931. 

Ahaus, den 31. März 1932. 

Ahaus, den 30. Juni 1932. 

Ahaus, den 30. Oktober 1932. 

Ahaus, den 31. Dezember 1932. 

Ahaus, den 31. März 1933. 

Ahaus, den 30. Juni 1933. 

Ahaus, den 30. Oktober 1933. 

Ahaus, den 31. Dezember 1933.“ 

Das Schreiben trägt weiter kein Datum an ſeinem Kopf. Es iſt 
unterſtempelt und mit der Unterſchrift eines der Geſellſchafter der 
Bekl. unterzeichnet. 

Am 30. Aug. 1932 ſchrieb die Bekl. an den Kl.: 

„Da die überaus ſchlechte Wirtſchaftslage anhält und auch 
keine Ausſicht auf baldige Beſſerung vorhanden iſt, iſt es mir 
leider nicht möglich, Sie über den 30. Sept. 1932 hinaus noch weiter 
zu beſchäftigen. Sie wollen daher Ihr Angeſtelltenverhältnis zum 
vorgenannten Termin als gelöft betrachten ...“ 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob die Bekl. das langjährige 
Dienſtverhältnis zum 30. Sept. 1932 wirkſam aufgekündigt hat, 
oder ob es gemäß dem KindSh®. noch bis 31. März 1933 fort⸗ 
dauert. Die Kündigung der Bekl. v. 30. Aug. 1932 kann die Be⸗ 
endigung des e für den 30. Sept. 1932 nicht her⸗ 
beigeführt haben. Es iſt lediglich ſtreitig, ob in dem Schreiben der 
Bekl., das dem Kl. am 15. Mai 1931 zugegangen iſt, eine Auf⸗ 
kündigung für den 30. Sept. 1932 zu finden iſt. Das BG. ver⸗ 
neint das, weil es in dem Schreiben einen Verſtoß gegen Sinn 
und Zweck des KündSchG. erblickt. Ob dieſe Begr. zutrifft, kann 
dahingeſtellt bleiben. Die Rev. iſt ſchon deshalb unbegründet, weil 
dem Schreiben v. 15. Mai 1931 überhaupt eine rechtlich wirkſame 
Bedeutung abgeſprochen werden muß: Es iſt in ſich unverſtändlich 
und widerſpruchsvoll und daher überhaupt unbeachtlich. Betrachtet 
man den Text des an ohne Rückſicht auf die Reihe von 
Daten unter ihm, ſo ſtellte es zunächſt eine Kündigung für den 
31. Dez. 1931 dar, gegen die nach dem KindSh®. nichts einzu⸗ 
wenden wäre. Sollte nun an dieſem Termine eine Entlaſſung nicht 
erfolgen, ſo ſollte das Dienſtverhältnis fortgeſetzt werden, aber zu⸗ 
gleich wieder eine Kündigung ausgeſprochen ſein unter Berückſich⸗ 
tigung des Künd Sch. für den nächſten Termin und fo fort. Das 
Schreiben läßt ſich alſo dahin auslegen, daß die Fortſetzung des 
Dienſtverhältniſſes und die erneute Kündigung in derſelben Weiſe 
fortgehen ſollten, bis einmal eine Weiterbeſchäftigung nicht erfolgte. 


Jahre in demſelben Betriebe beſchäftigt ſind, vor kurzen Kündi⸗ 
gungsfriſten bewahrt werden ſollen, damit ſie hinreichend Zeit 
haben, ſich nach einer anderen Stellung umzuſehen (vgl. JW. 1933, 
1677 und die dort angeführten älteren Entſch.). Von Anfang an 
ſind Bedenken aus Wirtſchaftskreiſen laut geworden, daß in Zei⸗ 
ten ſinkender Konjunktur die Vorſchr. des Geſetzes ſich leicht zum 
Nachteile der Angeſtellten auswirken konnen. Dies hat — nach Mit» 
teilung von Hueck: BenshSamml. 17, 399 — noch in jüngſter 
Zeit dem RArbMin. Anlaß zur Einforderung eines Gutachtens 
vom ſozialpolitiſchen Ausſchuß des vorl. Reichswirtſchaftsrats ge⸗ 
eben über die Frage, wie das Künd Sch. ſich in der Zeit der Wirt⸗ 
chaftstriſe auswirke und ob die Schutzmaßnahmen des Geſetzes 
Feen Nachteile für die geſchützten Angeſtellten mit ſich 
ringen; die Mehrheit des Ausſchuſſes hat ſich am 23. Dez. 1932 
„im An der Stetigkeit der ſozialpolitiſchen Entwicklung“ 
gegen eine Anderung des Geſetzes ausgeſprochen. 

Das R ArbG. iſt den Verſuchen, die Beſt. des Künd Sch. zu 
umgehen, ſtets entgegengetreten. Es hat aber ſolche Umgehung nicht 
ſchon in dem auf def eines Dienſtvertrags auf beſtimmte St ge⸗ 
funden. Ein auf beſtimmte Zeit eingegangenes Dienſtverhältnis 
endigt nach § 620 Abſ. 1 BGB. mit dem Ablauf der Zeit von ſelbſt, 
ohne daß es einer Kündigung bedarf. „Für die Anwendung von 
Vorſchr., die die Kündigung einſchränken, iſt daher hier kein 
Raum“ (RArbg. 1, 361 = IM. 1928, 2929). In derſelben Entſch. 
hat das RArbG. die Auffaſſung abgelehnt, als ob mit einem nad) 
§2 KündSchch geſchützten Angeſtellten überhaupt kein Dienſtver⸗ 
trag auf eine Zeit abgeſchloſſen werden dürfe, die kürzer wäre als 
die Friſten des § 2. Nur wenn die Beteiligten an Stelle eines ein⸗ 
heitlichen dauernden Dienſtverhältniſſes eine Kette fortgeſetzter 
kurzfriſtig beſtimmter Dienſtverträge ſchließen, ſo kann darin 
u. U. eine Umgehung des Künd Sch. liegen. 

Im vorl. Fall hat das RArbGG. die Kündigung als unwirkſam 
behandelt, weil ſie nicht klar und zweifelsfrei erklärt war. Es läßt 
aber deutlich durchblicken, daß es im Gegenſatz zum BG. den Ab⸗ 
ſchluß einer Kette von zeitlich begrenzten Dienſtverträgen dann für 
zuläſſig anſehen würde, wenn dabei jedesmal die Friſten des Künd⸗ 
SchG. gewahrt bleiben. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
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So verſtanden hätte die Bekl. die Friſten des Künd Sch. an bh 
gewahrt. Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus, auf den der 
BerR. die Entſch. zum Nachteil der Bekl. gegründet zu haben 
ſcheint, ware mithin gegen die Zuläſſigkeit einer derartigen Kün⸗ 
digung kein Bedenken zu erheben. Zur Rechtswirkſamkeit der Kün⸗ 
digung gehört aber weiter, daß die Bekl. ihre wirkliche Abſicht mit 
der nötigen Beſtimmtheit und Klarheit und namentlich auch für 
den Kl. erkennbar zum Ausdruck gebracht hätte. Hieran gebricht es. 
Abgeſehen von den Fehlgriffen im Datum, die als bloßes Schreib⸗ 
verſehen aufgefaßt werden können, ließ die Bekl. ungewiß, ob ſie 
die zeitbegrenzten ſpäteren Kündigungen endgültig ſchon heute (am 
15. Mai 1931) ausſprechen wollte oder nicht. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) Unmöglich war dem Kl. zuzumuten, daß er ſich in dieſer 
verworrenen Rechtslage zurechtfinden ſollte. 

(RArbG., Urt. v. 20. Mai 1933, RAG 46, 47/33. — Münſter i. W.) 

* 

S. 8 84 Betr.; § 138 BGB. Eine Kündigung, die 
ſich lediglich als unbillige Härte i. S. des 884 Nr. 4 Betr. 
darſtellt, kann nicht als unwirkſam wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten i. S. des $ 138 BGB. behandelt werden. 


(RATEG,, Urt. v. 18. Febr. 1933, RAG 491/32. — Halle a. S.) 


Hamburg. Landesarbeitsgerichte. 


1. Wenn eine Bank das Gehalt ihrer Angeſtellten 
auf ein bei ihr ſelbſt geführtes Girokonto überweiſt, ver- 
lieren die Angeſtellten dadurch nicht ihr Vorrecht aus 
§ 61 Ziff. 1 KO. 

(KAG. Hamburg, Urt. v. 9. Dez. 1932, LA Bf 445/32.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


* 1. 58 13, 19 EintSt®. Der Herſteller kann auf 
Grund feines Bewertungswahlrechts aus § 19 EinfSt®, 
Rohſtoffe zu dem den gemeinen Wert überſteigenden An- 
ſchaffungspreis bewerten, ſoweit er ihn im Falle des Ver- 
kaufs der fertigen Ware zuzüglich der Herſtellungs- und 
der Verkaufskoſten bei vorſichtiger Beurteilung der Ver- 
hältniſſe des Bilanzſtichtags und der an dieſem zu er- 
wartenden Entwicklung zu erlöſen erwarten kaun. Der Sen. 
hält daran feſt, daß im allgemeinen das Bewertungswahl— 
recht des Kaufmanns aus § 19 EinkStG. zwiſchen dem ger 
meinen Wert und dem höheren Anſchaffungspreis bei Vor- 
räten nach oben durch den bei vorſichtiger Beurteilung zu 
erwartenden Verkaufspreis, abzüglich der Verkaufs- und 
gegebenenfalls der eigenen Herſtellungskoſten, begrenzt 
wird. Nur bei ſolchen Werten, für die ausgeſprochene 
Börſen⸗ oder Marktpreiſe beſtehen, iſt der Kaufmann an 
dieſe gebunden, falls nicht der objektive Wert der Vor- 
rate am Bilanzſtichtage höher iſt oder nur vorübergehende, 
völlig außergewöhnliche Umſtände den Börſenkurs oder 
Marktpreis beeinflußt haben. 

(RFH-, 6. Sen., Urt. v. 30. Mai 1933, VI A 1657/32 8.) 

* 

2. 88 1 Nr. 1, 8 Abi. 1 Satz 1 UmfSt®. 1926 (1932). 
Übernimmt ein ſog. Bergwerksunternehmer in einer frem⸗ 
den Zeche das Vortreiben von Geſteinsſtrecken, ſo gehören 
die Löhne regelmäßig nicht zum umſatzſteuerpflichtigen 
Entgelt, ſofern die Zeche die Arbeiter im eigenen Namen 
annimmt. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 20. Mai 1933, V A 1010/32 S.) 

* 

3. 58 1 Nr. 1, 8 Nr. 7 Umſ StG. 1926. Leiſtungsaus⸗ 
tauſch. Vertragsauslegung. 

Durch Vertrag vom Mai 1928 mit einer Kabarettchmb e. hat 
die beſchwerdeführende Verlagsgeſellſchaft Druck und Verlag der 
von der GmbH. herausgegebenen und als Vorſtellungsprogramm 
verwendeten Monatszeitſchrift übernommen. Die geſamte Auflage 
war an die GmbH. zu liefern. Eine beſondere Vergütung war nicht 
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vereinbart, indeſſen ſollten von den vorgeſehenen 16 Druckſeiten 
jedes Heftes dem BeſchwF. acht zur Aufnahme von Anzeigen für 
ſeine eigene Rechnung zur are ſtehen. Die andere Hälfte 
war für redaktionelle Beiträge und Bilder der GmbH. beſtimmt. 
Es geht nicht an, zum ſteuerpflichtigen Umſatz des BeſchwF. 
neben den von den Einrückern gezahlten Entgelten noch den Wert 
der Überlaſſung des halben Zeitſchriftenraumes zu rechnen und 
dieſen Wert mit den Herſtellungskoſten der Hefte gleichzuſtellen. 
Das Fincher. hat den BeſchwF. in Höhe dieſer Koſten mit Recht 
von der Steuer freigeſtellt. 8 h 

Für die Auslegung eines Vertrags iſt nicht entſcheidend fein 
Wortlaut, ſondern der von den Beteiligten gewollte Inhalt. 

Eine Verrechnung der Leiſtungen findet unter den Beteiligten 
(der Verlagsgeſellſchaft und der Gmbß.) nicht ſtatt, vielmehr wird 
jeder Teil ausſchließlich auf eigene Rechnung tätig. Schon dieſes 
Verhalten weiſt darauf hin, daß die Beteiligten ſelbſt ihre Tätig⸗ 
keiten nicht als Leiſtung und Gegenleiſtung auffaſſen. Es iſt auch 
nicht möglich, eine a zwiſchen den Tätigkeiten beider 
Partner i. S. von $8 Nr. 7 UmjSt®. herzuſtellen. Demnach fehlt 
den Tätigkeiten die Art des Zuſammenhanges, die ihnen erſt die 
Eigenſchaft als Leiſtung und Gegenleiſtung verleihen würde; ein 
Leiſtungsaustauſch liegt alſo nicht vor. Vielmehr handelt es ſich 
um einen Zuſammenſchluß der Beteiligten zu dem gemeinſamen 
Zweck, durch die Herſtellung und den Vertrieb der Hefte ſowie 
durch die Aufnahme von Inſeraten in die Hefte Einnahmen zu er⸗ 
zielen. Das Innenverhältnis der Beteiligten iſt demnach ein geſell⸗ 
ſchaftliches; jeder bringt die vereinbarte Leiſtung in die Geſellſchaft 
ein. Da nach außen nur jeder der Geſellſchafter als Unternehmer 
auftritt, nicht aber die Geſellſchaft, ſo kommt auch dieſe als Umſatz⸗ 
ſteuerſubjekt nicht in Frage. 

(RZH., 5. Sen., Urt. v. 27. Jan. 1933, V A 920/32.) 
* 


4. 82 Nr. 4 UmſStG. 1926. Die Vermietung von 
Außenflächen eines Gebäudes zu Reklamezwecken iſt um“ 
ſatzſteuerpflichtig. 

(NFH., 5. Sen., Urt. v. 13. April 1933, V A 299/32 8.) 
E 


5. 87 UmſStG. Ein Zwiſchenhändler, der Möbel- 
ſtücke bezieht, aber eine Zimmereinrichtung liefert, hat 
keinen Anſpruch auf Steuerbefreiung i. S. des 87 Umf6t®. 

(R3H., 5. Sen., Urt. v. 23. Juni 1933, V A 381/33.) 
* 


6. 8 7 Abſ. 1 UmſStG. 1926 (1932). 

1. Nimmt der Zwiſchenhändler in ſeiner Eigenſchaft 
als geſchäftsführender Geſellſchafter der Herftellerfirma 
unverkaufte Ware auf deren von ihm verwaltetes Lager, 
fo ſchließt die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes an 
der Ware durch ihn auf ſeine Kunden die Befreiung ſeiner 
Lieferungen aus. f 

2. Die Befreiung des reinen Handels mit der fertigen 
Ware wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Zwiſchen⸗ 
händler zuvor in ſeiner Eigenſchaft als Mitinhaber der 
Herſtellerfirma die von dieſer erzeugten Halbfabrikate in 
Verwahrung nimmt. 

(RFy., 5. Sen., Urt. v. 23. Juni 1933, V A 742/32 8.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor 
g Kerſting, Berlin. 


% Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


Of. 8 202 RVO. Der Ablauf der Krankenhilfe i. S. 
biefer Vorſchrift wird durch den Zeitpunkt der Ausſteue- 
rung beſtimmt. 825 N 

elbſt wenn der verſtorbene Neffe der Kl. nach erfolgter Aus⸗ 
2 50 9. Okt. 1930 die Mitgliedſchaft bei der AO rank. 
für die Zeit des tatſächlichen Bezuges der Arbeitsloſenunterſtützung 
fortgeſetzt haben ſollte, könnte die Kl. dennoch kein Sterbegeld be⸗ 
anſpruchen, weil zur Zeit des Todes ihres Neffen mehr als ein 
Jahr ſeit dem Ablauf der Krankenhilfe i. S. des hier allein in 
Frage kommenden $ 202 RVO. verſtrichen war. Der Ablauf der 
Krankenhilfe in dem angegebenen Sinne wird durch den Zeitpunkt 
der Ausſteuerung beſtimmt. Mit dieſer Auffaſſung ſteht auch die 
amtliche Begr. zum Abcheſ. des Geſ. betr. die Krankenverſicherung 
der Arbeiter v. 10. April 1892 (RGBl. 379) im Einklang, durch 
das der § 20 KrankBerf®. einen dem 8 202 RO. entſprechenden 
Abf. 3 erhielt. In dieſer Begr. (S. 45, 46) heißt es, daß nach der 
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bisherigen Regelung nur die Hinterbliebenen der als Mitglieder der 
Kaſſe Verſtorbenen einen Anſpruch auf Sterbegeld hätten. Verſterbe 
dagegen ein als Mitglied einer Kaſſe Erkrankter nach Ablauf der 
geſetzlichen oder ſtatutariſchen Dauer der Krankenunterſtützung, ohne 
wieder in die frühere Beſchäftigung eingetreten zu ſein, ſo beſtehe 
zwiſchen ihm und der Kaſſe, falls er nicht etwa durch freiwillige 
Zahlung der Beiträge ſich die Mitgliedſchaft erhalten habe, keiner⸗ 
lei Beziehung mehr, auf Grund deren er noch als Mitglied angeſehen 
werden könnte. Demnach würden deſſen Hinterbliebene kein Sterbe⸗ 
geld beanſpruchen können. Hierin liege aber eine unverkennbare Un⸗ 
billigkeit, wenn die Krankheit nach Beendigung der Krankenunter⸗ 
ſtützung fortgedauert und in weiterem ununterbrochenen Verlauf den 
Tod herbeigeführt habe. Auf der anderen Seite erfordere das Inter⸗ 
eſſe der Kaſſe, daß der Anſpruch nicht auf unbeſchrünkte Zeit zus 
gelaſſen werde. Eine geſetzliche Regelung der vorgeſchlagenen Art 
entſpreche ſomit den Intereſſen beider Teile. Der Geſetzgeber wollte 
alſo mit der Ausnahmevorſchrift des jetzigen S 202 RVO. nur für 
einen von vornherein feſtſtehenden, beſchränkten Zeitraum nach dem 
Erlöſchen der Mitgliedſchaft eines als Kaſſenmitglied Erkrankten 
deſſen Hinterbliebenen aus Billigkeitsgründen Sterbegeld gewähren. 
Beginn und Ende jenes Zeitraumes aber können nach der Abſicht des 
Geſetzgebers nur dann für alle Fälle eindeutig und gleichmäßig be⸗ 
ſtimmt werden, wenn für den Ablauf der Krankenhilfe der Zeitpunkt 
maßgebend iſt, in dem der Anſpruch auf die ſatzungsmäßigen Lei⸗ 
ſtungen der Kaſſe erſchöpft iſt, d. h. alſo der Zeitpunkt der Aus⸗ 
ſteuerung. Ein etwaiger ſpäterer Zeitpunkt, bis zu dem die Kaſſe, 
durch irgendwelche mehr oder weniger zufälligen Umſtände ver⸗ 
anlaßt, jedoch ohne Rechtsgrund noch Leiſtungen gewährt hat, kommt 
demnach für die Berechnung der Jahresfriſt des 8 202 RWO. nicht 
in Betracht. Auch im Schrifttum wird allgemein dieſe Auffaſſung 
vertreten (vgl. Hahn⸗Kühne, Handb. der Krankenverſicherung, 
10./11. Aufl. 1929, S. 329 Anm. 1b zu 5 202; ArbVerſorg. 1928, 
368 Nr. 6). 


(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 12. April 1933, IIa K 194/324.) [K.] 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. 856 PraZguſt6. Wegebauliche Erſtattungsklage. 
Wenn ein Dritter für einen Hand- und Spanndienſtpflich⸗ 
tigen die Leiſtung vornimmt, ſo kann er Erſatz von dem 
Pflichtigen nur nach den Regeln der Erſtattung, insbeſ. 
alſo der Geſchäftsführung ohne Auftrag verlangen. Hier⸗ 
bei iſt eine vorherige Aufforderung des Pflichtigen zur 
Leiſtung der Hand⸗ und Spanndienſte in Natur, wie ſie 
die Wegepolizei regelmäßig vor zwangsweiſer Durchfüh- 
rung ihres Anſpruchs erlaſſen mußte, nicht Voraus ſetzung 
für die Erſtattungsklage. 

Der erſte Richter überſieht, daß es ſich vorl. nicht um eine 
Heranziehung zu Hand- und Spanndienſten durch die Wegepolizei 
handelt, ſondern um einen Erſatzanſpruch deſſen, der eine wege⸗ 
bauliche Leiſtung an Stelle des Verpflichteten bewirkt hat und 
nun von dieſem Erſatz für ſeine Auslagen fordert. Vorausſetzung 
einer ſolchen Erſtattungsklage iſt allein, daß es ſich um eine Lei⸗ 
ſtung handelt, die als eine wegebauliche in Erfüllung der Wege⸗ 
baupflicht des Bekl. erfolgt iſt (Germershauſen⸗Seydel, 
Bd. 1 S. 457 zu Anm. 21; OVG. 73, 340, 343) und daß ferner 
materiell die Vorausſetzungen des den Erſatzanſpruch rechtfertigen⸗ 
den privatrechtlichen Titels (Geſchäftsführung ohne Auftrag oder 
ungerechtfertigte Bereicherung) vorliegen. Nicht dagegen iſt Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Dritte, der den Erſatzanſpruch geltend macht, den 
Hand⸗ oder Spanndienſtpflichtigen vergeblich zur Leiſtung der 
Dienſte heranzuziehen verſucht hätte. Wenn Kl. eine ſolche Voraus⸗ 
ſetzung für nötig erachtet, ſo läßt er außer acht, daß ein erſatzberech⸗ 
tigter Dritter regelmäßig nicht ſelbſt Wegepolizeibehörde iſt, daß 
insbeſ. Kl. keine wegepolizeilichen Funktionen auszuüben hat und 
daher gar nicht berechtigt war, die Bekl. zu einer wegebaulichen 
Leiſtung „heranzuziehen“ oder eine ſolche von ihnen ſonſt in der 
Weiſe zu lr wie dies die Wegepolizei kann. Kl. beſaß auch kei⸗ 
nerlei Anſpruch gegen die Bekl. auf Leiſtung der Hand⸗ und Spann⸗ 
dienſte, denn die Hand⸗ und Spanndienſtpflicht iſt eine Polizei⸗ 
laſt (Germershauſen⸗Seydel, Bd. I S. 294 zu Anm. 4) 
und liegt den pflichtigen Gemeinden gegenüber dem Staat, lich. 
gegenüber einem Dritten, mag er auch im übrigen wegebaupflich⸗ 
tig ſein, ob. Der einzige Rechtsgrund, aus dem Kl. einen Anſpruch, 
und zwar einen Erſtattungsanſpruch, gegen die Bekl. herleiten 
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konnte, war vorliegend der bürgerlich⸗rechtliche der Geſchäftsfüh⸗ 
rung ohne Auftrag. Zu den Vorausſetzungen eines auf dieſen Titel 
geſtützten Erſtattungsanſpruchs gehört aber nicht die vergebliche 
Aufforderung des Pflichtigen durch den, der die Leiſtung an ſeiner 
Stelle bewirken will, ſondern nur, daß der Geſchäftsherr, „ſobald 
es tunlich iſt“, von der Übernahme der Geſchäftsführung benach⸗ 
richtigt und ſeine Entſchließung abgewartet worden iſt, es ſei denn, 
daß mit dem Aufſchube Gefahr verbunden wäre (8 681 BGB.). In 
dieſem Sinne allein können auch Ausführungen des OVG. im 
Urt. v. 31. Mai 1900 (OVG. 37, 239, 241) verſtanden werden. Der 
Gerichtshof kann der gegenteiligen, auf die Entſch. v. 31. Mai 1900 
geſtützten Auffaſſung Germershauſen⸗Seydels, BI 
S. 295 zu Anm. 11 aus den genannten Gründen nicht folgen. 
(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 4. Mai 1933, IV B 39/31.) 
* 


2. Gewerbeſteuer. Beginn der Verjährungsfriſt. Die 
Verjährung der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer be- 
ginnt erſt mit dem Ablauf des Steuer⸗(Rechnungs⸗) Jahres, 
in welchem der Anſpruch entſtanden iſt, nicht ſchon mit 
dem Ablauf des Kalenderjahres. 

Streitig iſt, ob der Lauf der Verjährungsfriſt für die veranlagte 
Steuerforderung mit dem Ablauf des Kalender jahrs 1926 oder 
mit dem des Rechnungs jahrs 1926 begonnen hat. Im erſteren 
Falle würde der Verjährungseinwand der Stpfl. begründet ſein, im 
letzteren nicht. 

Nach § 122, jetzt 8 145 RAbgO., der nach 8 19 GewStO. für 
die ſtaatliche Veranlagung zu GewStGrundbeträgen ſinngemäß Uns 
wendung findet, beginnt die Verjährungsfriſt „mit Ablauf des Jahres, 
in dem der Anſpruch entſtanden iſt“. Die Entſch. hängt alſo davon 
ab, was im GewStRecht unter dieſem „Jahr“ zu verſtehen iſt, ob 
das Kalender⸗ oder das Rechnungsjahr. In der Begr. zur RAbgO. 
„Druckſ. Nr. 759 verf. deutſchen NatVerſ. v. 1919 S. 108) heißt es 
zu § 122: „Die Verſchiebung auf den Ablauf des Jahres entſpricht 
dem bürgerlichen Recht.“ Es fragt ſich, ob damit das Recht des 
BGB. über den Beginn der Verjährungsfriſt bei Forderungen in 
vollem Umfange, alſo auch bzgl. des Zeitbegriffs des Jahres, für 
anwendbar erklärt worden iſt. Würde das der Fall ſein, dann würde 
auch bei der GewSt. für den Beginn der Verjährungsfriſt der im 
8 201 BGB. feſtgeſetzte Zeitpunkt, alſo der Schluß des Kalender⸗ 
jahrs, entſcheidend ſein. Dieſe Annahme iſt aber unzutreffend. Wenn 
die Begr. zur RAbgO. den Beginn der Verjährungsfriſt auf den Ab⸗ 
lauf des Jahres verſchiebt, ſo will ſie damit nur ausdrücken, daß 
die Verjährung nicht bereits mit dem Tage beginnen ſoll, an dem 
der Steueranſpruch als entſtanden anzuſehen iſt, ſondern erſt mit dem 
Ablauf des Jahres, in das die Entſtehung des Steueranſpruchs 
fällt. Das hat den weſentlichen praktiſchen Vorteil, daß damit Streitig⸗ 
keiten über den im einzelnen Falle in Betracht kommenden Zeitpunkt 
vermieden werden, und für den Beginn der Verjährungsfriſt bei allen 
im gleichen Jahre entſtandenen Steueranſprüchen derſelbe feſte Zeit⸗ 
punkt gilt. Aus der Begr. zu § 122 RAbgO. kann daher i. Verb. m. 
819 GewStO. nicht entnommen werden, daß entſprechend dem 8 201 
BGB. allgemein für die GewSt. der Ablauf des Kalender jahrs 
den Lauf der Verjährungsfriſt beſtimmt. 

Folgende Erwägungen ſprechen aber gegen dieſe Annahme. Es 
handelt ſich um einen Steueranſpruch. Die Zeiteinheit für die 
Veranlagung der preuß. GewSt. iſt das Steuerjahr, d. h. das Jahr, 
für welches die GewSt. jeweils feſtgeſetzt wird, alſo von 1925 ab das 
Rechnungsjahr; das Kalender jahr iſt nur für die Berechnung 
der der Veranlagung dienenden Bemeſſungsgrundlage maßgebend. Nach 
816 Abſ. 1 GewSt VO. „erfolgt die Veranlagung der GewSt. für das 
Rechnungsjahr“. Das Rechnungsjahr iſt alſo das Jahr, auf welches 
ſich die ſtaatliche Veranlagung zur GewSt. bezieht. Die ſtaatliche Ver⸗ 
anlagung gilt nur für dieſes eine Rechnungsjahr; für das nächſte 
Rechnungsjahr iſt ſie erneut vorzunehmen. Wollte man das Kalender⸗ 
jahr für die Verjährung der GewSt. entſcheidend fein laſſen, jo würde 
innerhalb desſelben Steuerjahrs bzgl. des Laufes der Verjährungsfriſt 
ein Unterſchied beſtehen, je nachdem die Steuerforderung in den drei 
Vierteljahren des Steuerjahrs oder in dem letzten Vierteljahr ent⸗ 
ſtanden iſt. Ein ſolcher Unterſchied iſt aber ungerechtfertigt, da die 
GewSt. eine Jahresſteuer iſt. Es geht alſo nicht an, den durch die 
Verjährung eintretenden Verluſt des Steueranſpruchs auf einen anderen 
Zeitpunkt als den Ablauf des Rechnungsjahrs anzuſetzen, weil das 
mit dem Syſtem der preuß. GewStErhebung nicht vereinbar ſein 
würde. Die durch 8 19 Gew StVO. verordnete Anwendung des Reichs⸗ 
rechts ſoll aber nur „ſinngemäß“ ſein. Selbſt wenn alſo — worauf 
hier nicht einzugehen iſt — die reichsrechtliche Verjährung in allen 
Fällen mit dem Ablaufe des Kalender jahrs beginnen ſollte, fo 
würde das für die preuß. GewSt. keine Bedeutung haben. 

Das Ergebnis ſtimmt mit dem übrigen preuß. Steuerrecht über⸗ 


ein. Für das Anwendungsgebiet des Geſ. über die Verjährungsfriſten 
für öffentl. Abgaben v. 18. Juni 1840 (GS. 140) iſt durch Geſ. v. 
12. Juli 1876 (GS. 288) an Stelle des Kalenderjahrs das Rechnungs- 
jahr geſetzt worden; hinſichtlich des KommAbgG. v. 14. Juli 1893 
ſteht ebenfalls auf Grund der Rſpr. (vgl. OVG. 37, 49; 56, 134; 71, 
152) feſt, daß unter „Jahr“ in den 8887, 88 a. a. O. das Rech⸗ 
nungs jahr zu verſtehen iſt. 
(PrOVG., 8. Sen., Entſch. v. 20. Dez. 1932, VIII GSt 725/32.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Sſterreich. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. In Oſterreich ſind Markforderungen, die in 
Deutſchland zahlbar find und dem deutſchen Recht unter- 
ſtehen, mangels ausdrücklicher Effektivklauſel als nicht- 
effektive Fremdwährungsſchulden zu behandeln. f) 

Kl. (Tuttlingen in Württemberg) hatte vom Bekl. (Wien) 
537 u zu fordern. Als Erfüllungsort war Tuttlingen vereinbart. 
Eine ausdrückliche Abſprache, es ſei in 7, effektiv zu zahlen, war 
nicht getroffen. Kl. verlangte Zahlung in At, evtl. Zahlung in 
Schillingen zum Berliner Kurs des faktiſchen Zahlungstages. Bekl. 
bot Zahlung in Schillingen zum amtlichen (d. h. diktierten) Mark⸗ 
kurſe der Oſterreich. Nationalbank an, was Kl. ablehnte. Bekl. hin⸗ 
terlegte daher in Wien den von ihm angebotenen Betrag. Die 
gemäß dem vom Kl. geſtellten Verlangen erhobene Klage wurde 
vom Handelsgericht Wien gutgebeiben, vom DGH. Wien abgewie⸗ 
ſen: Es handelt ſich mangels ausdrücklicher Effektivklauſel um 
eine nichteffektive Fremdwährungsſchuld. Nach der OſtDev⸗ 
VO. konnte alſo, obſchon T. Erfüllungsort iſt, Erfüllung nur in 
öſterr. Zahlungsmitteln an einem öſterr. Machthaber begehrt wer⸗ 
den. Es liegt ſomit eine Geldverpflichtung im Sinne Art. 1 8 1 der 
OſtGoldklauſel VO. vor mit der Folge, daß Zahlung in Schillingen 
zum Nationalbankkurs ſchuldtilgend gewirkt hätte ($ 3 ebenda). Da 
dieſe vom Kl. abgelehnt wurde, ſo war Bekl. gem. ABGB. 1425 
zur Hinterlegung berechtigt, und zwar in Wien, weil infolge der 
Dev VO. nur im Inlande gezahlt werden konnte, der ausländiſche 
Erfüllungsort alſo ohne Bedeutung war. 

4150) Wien, Entſch. v. 25. April 1933, 3 Ob 1128/32; Rſpr. 1933 
Nr. . 


Zu 1. Den gleichen Standpunkt nahm der OHG. in einer 
Rekursentſch. vom gleichen Tage (Rſpr. 1933 Nr. 149) ein. N. (Au, 
Schweiz) hatte von X. 8000 Schweiz. Fr. zu fordern; Erfüllungs⸗ 
ort Au. Wegen dieſer Forderung war auf einem Bregenzer Grund⸗ 
ſtück eine Frankenhyp. eingetragen. Im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren berechnete das Bezcher. Bregenz a Schillingszah⸗ 
lungen nicht nach dem Züricher Schillingskurs, e d nach dem 
öſterr. Nationalbankkurs. Der OHG. trat dem bei: eine efſertive 
Frankenſchuld ſei nicht „behauptet“; es greife daher die OſtGold⸗ 
klauſel VO. Platz. 

Beide Entſch. find Schon von öſterr. Seite (Wahle in feiner 
Anm.: Rſpr. 1933 S. 106) mit Recht als unhaltbar bezeichnet wor⸗ 
den. Hier nur folgendes: Eine Geldſchuld, die dem Rechte des Staa⸗ 
tes a unterſteht, dort zahlbar und in der Währung jenes Staates 
ausgedrückt iſt, ift ſelbſtverſtändlich „effektiv“ in der Wäh⸗ 
rung a zu bewirken (vgl. AcP. 126, 322). Das SED dn 
aber ſagt man nicht: man vereinbart es nicht, und man braucht 
es im Prozeſſe nicht zu behaupten. Wenn alſo Hamburg an Ham⸗ 
burg oder Köln an Leipzig 1000 ., zu zahlen verſpricht, fo fällt 
es mit Recht niemandem ein, im Vertrag ausdrücklich beizufügen, 
die Zahlung ſei in Reichsmark „effektiv“ zu bewirken, oder im Pro⸗ 
zeſſe ausdruͤcklich zu behaupten, es ſei Effektivzahlungspflicht aus» 
gemacht. Vielmehr bedarf gegebenenfalls das Gegenteil beſonderer 
Abſprache und ausdrücklicher Behauptung. Beides gilt auch dann, 
wenn über die Schuld ein ausländiſcher (3. B. öſterr.) Richter zu 
urteilen hat, alſo etwa deswegen, weil der Kölner Markſchuldner 
von einem Wiener beerbt worden iſt, oder weil für die Hamburger 
Markſchuld ein Wiener Grundſtück hypothekariſch haftet. Über den 
Einfluß der öſterr. Deviſengeſetzgebung vgl. OGH. Wien: JW. 
1933, 1687. — Wie die Dinge liegen, wird dem deutſchen Gläubiger, 
der mit Öfterreih Markgeſchäfte mit deutſchem Erfüllungsorte 
tätigt, gleichwohl anzuraten ſein, das Selbſtverſtändliche (nämlich 
die Effektivität) ausdrücklich auszubedingen und zu behaupten. 

Prof. Hans Reichel, Hamburg. 
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